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Beginn: 9:34 Uhr. 

 

 

Eröffnung 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hier-

mit eröffne ich die 24. Sitzung des Landtags der 

achten Wahlperiode und begrüße Sie auf das 

Herzlichste. Ich freue mich, dass Sie alle munter 

und fit sind und den gestrigen Abend, wie ich 

mich selbst überzeugen konnte, genossen  

haben. Noch einmal ein Lob an die Verwaltung, 

die alles perfekt organisiert hat. Ich glaube, es 

war ein sehr gelungener Abend. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Es tat auch wieder einmal richtig gut, sich bei 

dem schönen Wetter auszutauschen. Das Buffet 

war toll. Wir wussten zwar nicht, dass wir so 

viele Weintrinker haben, aber ich glaube, auch 

das hat gut geklappt. Das Bier war kalt, die Brat-

wurst hat geschmeckt, der Rest war top. Ich 

denke, es war ein richtig guter, gelungener 

Abend in Richtung Einstimmung auf die  

Sommerpause.  

 

Ich habe rückblickend gesagt, ein Jahr ist um. 

Die nächsten vier Jahre stehen vor uns, und je-

der sollte bitte mitnehmen, was wir gemeinsam 

verbessern können, damit wir vorwärts- 

kommen. - Dann können wir jetzt beginnen.  

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen  

Hauses fest.  

 

Wir setzen die 12. Sitzungsperiode mit den  

Aktuellen Debatten fort.  

 

Da wir ein Stück weit flexibel, schnell und krea-

tiv im Vorwegnehmen bestimmter Tagesord- 

 

nungspunkte waren, wollen wir Ihre Nach- 

hausefahrt heute nicht groß verzögern, indem 

wir effektiv arbeiten. Deshalb schlage ich vor, 

nach den drei Aktuellen Debatten eine Mittags-

pause zu machen. 

 

(Zustimmung im ganzen Hause) 

 

Aber da wir zügig sind, reicht uns dafür eine 

Dreiviertelstunde. Danach fahren wir mit den 

Tagesordnungspunkten 7, 22, 24 und 25 fort 

und schließenden Tag ab.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Und dann kommt 

der parlamentarische Abend!) 

 

- Dann kommt der parlamentarische Abend, ja. 

- Die Fraktion der AfD hat mitgeteilt, die Bera-

tung ihres Antrages zum Thema „Markthochlauf 

von E-Fuels ankurbeln - Zulassung und For-

schung landesweit unterstützen“, Drs. 8/1266, 

TOP 23, auf die nächste Sitzungsperiode ver-

schieben zu wollen. Jeder, der aufmerksam zu-

gehört hat, hat festgestellt, dass dieser TOP weg 

ist.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es!) 

 

Jetzt zur Regierungsbank. Ich erinnere daran, 

dass der Ministerpräsident, Frau Grimm-Benne 

und Frau Feußner ganztägig entschuldigt sind. 

Der Finanzminister - er kommt bestimmt gleich 

- ist ab 11:30 Uhr entschuldigt. 

 

Jetzt bekomme ich den Zettel, dass ich eine 

Schulklasse aus Weißenfels begrüßen darf.  

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Ich hatte schon die Möglichkeit, mit den Schüle-

rinnen und Schülern zu sprechen. Deshalb weiß 

ich, es ist eine 12. Klasse, mehr als 30 Personen. 

Wir haben uns gerade kurz unterhalten, wie es 

vorwärtsgeht und dass sie ihre Ausbildung  
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ordentlich abschließen sollen, damit sie als gute 

Berufsschüler mit einem ordentlichen Ab-

schluss zur Verfügung stehen - also Schülerin-

nen und Schüler der Berufsbildenden Schule 

Burgenlandkreis Weißenfels mit Frau K., 

35 Schülerinnen und Schüler.  

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Wir kommen zum  

 

 

Tagesordnungspunkt 15 

 

a) Aktuelle Debatte 

 

#IchBinArmutsbetroffen - Politische Ent-

scheidungen sind geboten! 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/1306 

 

 

b) Erste Beratung 

 

Krisengewinne abschöpfen - Übergewinn-

steuer einführen 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/1285 

 

 

Die Redezeit bei Aktuellen Debatten beträgt 

zehn Minuten pro Fraktion. Eine gesonderte 

Einbringung des Antrags ist nicht vorgesehen. Es 

wurde folgende Reihenfolge vereinbart: DIE 

LINKE, CDU, AfD, FDP, GRÜNE und SPD. Die An-

tragstellerin hat das Wort. - Frau von Angern, 

bitte. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren Abgeordneten! Demokratie und ein 

starker Sozialstaat bedingen einander. Eine  

 

sozial gespaltene Gesellschaft bedeutet immer 

auch eine Gefahr für unsere Demokratie. Men-

schen, die von Armut betroffen sind, haben 

nicht nur kaum eine politische Lobby, sie haben 

auch meist selbst nicht die Kraft, sich politisch 

zu engagieren. Sie haben keine eigene Stimme 

im Parlament, sie gehören diesem nicht an. Wer 

könnte es einer alleinerziehenden Mutter  

verübeln, dass sie neben dem täglichen Über- 

lebenskampf und dem Spagat zwischen Job und 

Kindern nicht auch noch die Kraft hat, sich poli-

tisch zu engagieren, sondern vielmehr abends 

erschöpft mangels ausreichendem Wohnraum 

auf ihrer Schlafcouch im Wohnzimmer ein-

schläft? 

 

Anni W. ist eine dieser Stimmen, die all ihren 

Mut zusammengenommen und sich unter #Ich-

BinArmutsbetroffen zu Wort gemeldet hat. In-

zwischen sind viele Menschen ihrem Beispiel 

gefolgt. Sie alle haben den Mut gefunden, einen 

Satz auszusprechen, der Kraft kostet, und wir 

alle wissen, dass er auch schambehaftet ist. Nie-

mand ist gern arm, und niemand outet sich gern 

in der Öffentlichkeit als arm; denn letztendlich 

gelten in unserer Gesellschaft das Leistungs-

prinzip und die Grundidee der FDP, dass sich  

jeder selbst aus der Armut befreien kann.  
 

(Zurufe von der FDP: Oh!) 
 

Wer arm ist, ist selbst schuld daran. Wer arm ist, 

kann nicht mit Geld umgehen. Wer arm ist, ist 

zu faul, zu arbeiten. Aber diesen Thesen wider-

spreche ich ausdrücklich. Das ist Blödsinn und es 

bedient Ressentiments.  
 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 
 

Ich will auch all jenen, die diese Sätze ausspre-

chen, ganz deutlich sagen: Sie sind einer solida-

rischen Gesellschaft unwürdig.  
 

(Zuruf von Andreas Silbersack, FDP - Tobias 

Rausch, AfD: So einfach!) 
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Allein die Tatsache, dass arme Menschen nicht 

im Parlament vertreten sind, zeigt, dass ihre 

Perspektive nur selten bei politischen Entschei-

dungen mitgedacht wird. Aber Armut ist kein 

Naturgesetz, und meine Vorstellung eines  

Sozialstaates ist es, dass dieser Ausgrenzung 

überwindet.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Altersarmut!) 

 

Armut ist kein Schicksal, und das Recht auf Hilfe, 

der Armut zu entkommen, ist ein Menschen-

recht. 

 

Die Geschichten, aber auch die Kommentare 

unter dem #IchBinArmutsbetroffen gehen unter 

die Haut. Für von Armut betroffene Menschen 

wirkt es wie ein Hohn, wenn sie, nachdem sie 

den Mut aufgebracht haben, über ihre eigene 

Situation zu sprechen, Tipps zum Sparen von 

hippen Investmentberaterinnen bekommen. 

Mehr als 200 000 Tweets sind es, in denen sich 

unsere Kabinettsmitglieder von CDU, SPD und 

FDP einmal direkt anschauen können, welche 

Folgen der Raubbau am Sozialstaat durch die 

Agenda 2010, Krankenhausprivatisierung und 

weitere Privatisierungen auf die Menschen in 

unserem Land hatte und hat.  

 

Der allergrößte Hohn ist ganz aktuell die Tat- 

sache, dass Hartz-IV-Beziehende auch noch das 

Geld zurückzahlen sollen, das sie durch die Ein-

führung des 9-€-Tickets eingespart haben, und 

es ist gut, dass es aus Sachsen-Anhalt das Signal 

gab, dass diesem Beispiel nicht gefolgt werden 

wird; denn das ist erbärmlich. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Es 

war ein wichtiges Signal der letzten Legislatur-

periode, dass wir gemeinsam die Bundesregie-

rung aufgerufen haben, dass das Kindergeld  

 

nicht mehr auf Hartz-IV-Leistungen angerech-

net werden darf - leider bisher erfolglos. 

 

Das Armutsrisiko in Deutschland war schon vor 

der Pandemie so hoch wie kaum in einem Land 

in Europa. 2021 erreichte es laut Armutsbericht 

des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes einen 

neuen Höchststand, und es gilt zu befürchten, 

dass die aktuelle Krise diese Situation noch  

weiter verschärfen wird.  

 

Sachsen-Anhalt liegt mit mehr als 20 % Armuts-

quote weit über dem Bundesdurchschnitt. 26 % 

der Kinder und Jugendlichen sind armutsgefähr-

det. Das ist ein unerträglicher Zustand. Ein ganz 

konkretes Beispiel - meine Kollegin Monika 

Hohmann sagt das immer und immer wieder - 

ist die Verpflegungspauschale für Kinder und  

Jugendliche in stationären Einrichtungen. 4,50 € 

bis maximal 5 € stehen für die tägliche Verpfle-

gung zur Verfügung. Die, die Kinder in Schulen 

haben, wissen, was derzeit allein das Mittages-

sen in einer Schule kostet. Das heißt aber, dass 

von diesem Geld auch das Mittagessen in Kita 

und Schule bezahlt werden muss. Das reicht 

vorn und hinten nicht.  

 

Da besteht dringender Handlungsbedarf; das 

zeigt allein dieses kleine Beispiel.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

Meine Damen und Herren! Wir sind hier die 

Verlierer, auch wenn ich das ungern sage, so-

wohl im bekannten Ost-West-Gefälle, aber in-

zwischen auch im Nord-Süd-Gefälle. Es ist gut, 

dass wir den Armutsantrag gemeinsam in alle 

Fachausschüsse überwiesen haben. Ich kann 

Ihnen schon jetzt sagen, dass wir als Fraktion für 

alle Ausschüsse Fachgespräche vorbereiten und 

vorschlagen werden, damit wir ganz konkret 

darüber reden können, wie Armut verhindert 

werden kann und wie die Folgen von Armut  

gemildert werden können. 
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Als LINKE sage ich ganz klar: Wir stehen im Wort 

bei den Menschen in Sachsen-Anhalt, bei den 

Kindern und Jugendlichen und bei den Alleiner-

ziehenden. Aber wir wissen eben auch, dass wir 

auch bei den Arbeitnehmerinnen und bei den 

Rentnerinnen im Wort stehen. Deswegen  

haben wir das Thema heute wieder aufgerufen 

und haben es heute mit dem Thema Über- 

gewinnsteuer erweitert. Der aufmerksame Ab-

geordnete weiß, dass wir das hier schon einmal 

thematisiert haben. 

 

Denn es ist richtig, wäre ich nicht arm, wärst du 

nicht reich. - Eine Adaption bei Bertolt Brecht. 

Das ist für eine Vielzahl der Menschen in Sach-

sen-Anhalt bittere Realität; denn Armut ent-

steht, wenn sich Reichtum konzentriert. Die 

Menschen in unserem Land erleben tagtäglich 

hautnah die Folgen des verbrecherischen  

Krieges Russlands gegen die Ukraine. Ja, es sind 

indirekte Folgen, die aber viele Menschen hart 

treffen. 

 

Es ist leider immer noch so, dass Sachsen-Anhalt 

ein Niedriglohnland ist. Wir arbeiten im bundes-

weiten Durchschnitt am längsten und verdienen 

dafür am wenigsten. Wir sind das Land mit dem 

höchsten Anteil an Sozialhilfeempfängerinnen 

in den Pflegeeinrichtungen. Diese Beispiele  

ließen sich fortsetzen. Sie zeigen vor allem, dass 

der Druck unter dem Kessel in unserem Land 

sehr hoch ist und dass wir die Menschen ent- 

lasten müssen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Beim 

Thema Kraftstoffpreise will ich die Absurdität 

noch einmal auf den Punkt bringen. Der Tank- 

rabatt, meine Damen und Herren, war der Witz 

des Jahres. Aber man kann nicht darüber  

lachen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

 

Das Ziel, die Verbraucherinnen zu entlasten, 

wurde nicht erreicht, sondern die Konzerne,  

denen das Geld schon aus den Ohren kommt, 

kommen vor Lachen nicht den Schlaf. 

 

Darauf kann und muss es jetzt vom Staat eine 

klare Antwort geben. Unternehmen, die aktuell 

vom Krieg und dessen wirtschaftlichen Folgen 

vermehrt profitieren, müssen an den gesell-

schaftlichen Kosten beteiligt werden. 

 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN) 

 

Deshalb fordert meine Fraktion die Landes- 

regierung auf, einem Entschließungsantrag der 

Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Berlin und Thüringen zuzustimmen, der eine 

Übergewinnsteuer mit einer zeitlichen Begren-

zung einführen soll.  

 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN)  

 

Die Notwendigkeit liegt auf der Hand. 

 

Es gab zwar kurz nach dem Einmarsch russischer 

Truppen einen Ölpreisschock von 20 %. Aber 

während der sich in den Wochen danach wieder 

normalisierte, blieben die Preise für die Endver-

braucherinnen auf dem hohen Niveau. Autos 

wurden und werden noch immer völlig über- 

teuert betankt. Das betraf tatsächlich alle Tank-

stellen der in Deutschland aktiven Konzerne. 

Dass dieses Preiskartell immer noch nicht zer-

schlagen worden ist, zeigt, welchen Einfluss 

diese Konzerne auf bundespolitische Entschei-

dungen haben und welch geringe Macht und 

welch geringe Möglichkeiten das Kartellamt tat-

sächlich hat. 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD)  

 

Als dann aber nach der Einführung des Kraft-

stoffrabattes durch Bundesverkehrsminister 

Wissing die Preise immer noch nicht gesunken  
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waren, hätte eigentlich dem letzten Unions-, 

SPD- und GRÜNEN-Politiker klar werden müs-

sen, dass es ohne Zwangsmaßnahmen gegen 

die Krisengewinner nicht möglich sein wird, 

diese tatsächlich an den gesellschaftlichen  

Kosten zu beteiligen. 
 

Bisher haben die Maßnahmen der Bundesregie-

rung eines erbracht: höhere Übergewinne für 

die betroffenen Konzerne. Bundeswirtschafts-

minister Habeck brachte bereits im März die 

Idee der Übergewinnsteuer ins politische Berlin 

ein - erfolglos. 
 

Nun muss der Druck aus den Ländern kommen; 

denn wir werden es sein, die den Druck hier vor 

Ort spüren werden. Wir müssen - das sage ich 

ganz klar - die Profiteure der Krise zur Kasse  

bitten. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN - Tobias Rausch, 

AfD: Das machen Sie doch gerade!) 
 

Die links mitregierten Bundesländer sind aktiv 

geworden und legten nun dem Bundesrat die-

sen Antrag vor. Ich will aber auch sagen, wir 

wollen damit natürlich niemanden täuschen. 

Eine Übergewinnsteuer wird den Krieg in der 

Ukraine nicht beenden. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Aha!)  
 

Wahrscheinlich wird auch eine Senkung der  

Inflationsrate damit nicht realisiert werden  

können. Dafür bedarf es anderer Maßnahmen. 
 

Aber auch Deutschland sollte das bereits in an-

deren Ländern wie Italien, den USA oder Groß-

britannien - das sind alles keine Länder, die  

irgendwie sozialistisch angehaucht zu sein 

scheinen - praktizierte Instrument überneh-

men. Wir sollten das Instrument der Überge-

winnsteuer nicht im Besteckkasten der Politik 

vergammeln lassen. 
 

Wir alle wissen, dass nicht zuletzt die Energie-

kosten mitverantwortlich für eine Inflationsrate  

 

von um die 8 % in ganz Deutschland sind und 

dass sie im Osten eben noch einmal höher aus-

fällt. Wenn wir jetzt nicht gemeinsam gegen-

steuern, wenn Sie nicht gegensteuern, dann 

werden noch mehr Menschen in unserem Land 

in Armut abstürzen. 

 

Gerade ALG-II-Empfängerinnen - wir wissen 

alle, dass sie jetzt schon um das Nötigste zu 

kämpfen hatten, das sind die Dinge des täg- 

lichen Bedarfs - sind betroffen. Diese Dinge wer-

den nun täglich - das sehen wir alle - teurer. Die 

Energiekosten stiegen um fast 40 % und die  

Lebensmittelpreise um mehr als 11 %. Der 

Punkt, an dem man sich noch darüber streiten 

konnte, ob und bei wem Unterstützung notwen-

dig ist, ist überschritten. 

 

Der Bund, die Länder, die Landkreise und die an-

deren Kommunen müssen jetzt alle Mittel in die 

Hände nehmen, um zu verhindern, dass noch 

mehr Menschen in unserem Land armutsbetrof-

fen werden. Ich sage es Ihnen ganz deutlich: Ich 

möchte, dass es keinen einzigen Menschen in 

unserem Land gibt, der sich im Herbst dafür ent-

scheiden muss, ob er die Heizung hoch dreht  

 

(Zuruf: Was?)  

 

oder ob er sich etwas zu Essen kauft. 

 

(Christian Hecht, AfD: Ich möchte, dass wir 

alle reich sind!) 

 

Diesen Punkt sollten wir uns allen und vor allem 

den Menschen in Sachsen-Anhalt ersparen. 

Deswegen bitte ich um Zustimmung zu unserem 

Antrag. - Vielen Dank.  

 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Frau von Angern. Einen kurzen Stopp. Es 

gibt eine Intervention. - Herr Lizureck.  
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Frank Otto Lizureck (AfD):  

 

Das war ja ein netter Vortrag. Aber letztendlich 

sind Sie nicht die Lösung, sondern mitverant-

wortlich für die Armut in unserem Land. Sie sind 

ja die Befürworter, Sie reißen ja immer die 

Hände hoch, wenn es darum geht, irgend- 

welche Ökomaßnahmen durchzuführen, die 

letztendlich den Leuten so auf der Tasche lie-

gen, dass die Armen, die ihr Geld ohnehin vom 

Staat kriegen, in Energie investieren müssen. 

Gucken Sie einfach mal nach den Ursachen. Wir 

investieren jetzt schon jeden dritten Euro in so-

ziale Zwecke. Irgendwann ist der Topf mal leer. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Bitte.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Oh, das war toll! 

- Lachen) 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Ich glaube, das war jetzt auch für die jungen Zu-

schauerinnen und Zuschauer oben auf der Tri-

büne ein interessantes Lehrbeispiel, dafür, wie 

von ganz rechts außen respektlos mit Kollegin-

nen und Kollegen im Landtag umgegangen wird. 

Aber das Entscheidendere ist tatsächlich - da  

reden wir über Ihre Zukunft, nämlich die der 

jungen Generation - die Frage - dieser müssen 

wir uns stellen, und ich glaube tatsächlich, dass 

das die Frage dieses Jahrzehntes ist -: Wie soll 

der Sozialstaat in diesem Land aussehen? Wie 

schaffen wir es, die Klimakrise zu überwinden, 

ohne Menschen dabei zu verlieren? 

 

Ich sage es ganz deutlich: Am Geld in diesem 

Land liegt es nicht. Das ist da. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Genau!)  

 

 

Das haben wir zuletzt im Bundestag gesehen, als 

das 100-Milliarden-€-Programm für die Bundes-

wehr beschlossen worden ist.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Das sind alles Schulden! 

Das Geld ist nicht da, das wird aufgenom-

men!) 

 

Insofern kann ich nur sagen, wir haben ein 

grundunterschiedliches Politikverständnis,  

einen grundunterschiedlichen Politikansatz. 

Und das wird auch so bleiben.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Tobias Rausch, 

AfD: Das ist gut so! - Oliver Kirchner, AfD: Das 

ist auch gut so!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Frau von Angern, es gibt noch eine Frage von 

Herrn Silbersack.  

 

(Frank Otto Lizureck, AfD: Sie regieren die 

Menschen in die Armut; so sieht es aus!) 

 

 

Andreas Silbersack (FDP):  

 

Frau von Angern, ich habe eine Frage. Und zwar 

sprachen Sie von der Übergewinnsteuer und 

über die Erdöl- und Mineralölkonzerne. Es ist so, 

dass wohl Total und Shell die Konzerne sind, die 

im letzten Jahr die meisten Gewinne eingefah-

ren haben. Können Sie mir sagen, wie Sie die be-

steuern wollen? 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Die können wir nicht besteuern, weil sie ihren 

Sitz nicht in Deutschland haben. Dessen bin ich 

mir bewusst. Aber wir haben welche, die den 

Sitz in Deutschland haben. Wir haben Möglich- 
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keiten, um dort aktiv zu werden, und das  

müssen wir.  

 

(Zuruf: Keine!) 

 

Ich kann Ihnen nur sagen,  

 

(Zuruf von Ulrich Thomas, CDU)  

 

ich finde tatsächlich, die schlimmste Entschei-

dung der Ampelkoalition war, ein Mitglied Ihrer 

Partei zum Finanzminister zu machen; denn das 

spüren die Menschen in unserem Land  

 

(Oh! bei der FDP) 

 

und im Übrigen auch in den Kommunen  

 

(Oh! bei der FDP)  

 

die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister tag-

täglich. Es ist ganz komisch,  

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

dass wir da mit der CDU gerade nicht selten  

einer Meinung sind. Aber da kann ich nur sagen, 

es ist tatsächlich eine Katastrophe für unser 

Land. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Silbersack verzichtet auf seine Nachfrage 

und baut es dann mit ein. Danke. - Dann kom-

men wir zur Landesregierung und Herr Prof. 

Willingmann hat den Part wieder übernommen. 

 

 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-

senschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt): 

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren Abgeordnete! Wieder stehe ich vor  

 

Ihnen als Überbringer einer Botschaft der Kolle-

gin Grimm-Benne; denn wie Sie wissen, tagt die 

Gesundheitsministerkonferenz auch heute in 

Magdeburg, worüber wir uns freuen und von 

der wir uns richtungweisende Entscheidungen 

versprechen. Sie ist deshalb verhindert. Ge- 

statten Sie mir deshalb, Ihren Beitrag hier vor-

zutragen. 

 

Unter dem Hashtag „#IchBinArmutsbetroffen“ 

berichten in den sozialen Medien zahlreiche 

Menschen über Alltagserfahrungen aus ihrem 

Leben mit geringem Einkommen und treffen mit 

ihren Beiträgen wohl genau den Nerv einer Zeit, 

in der wir mit Energiepreissteigerungen und  

einer seit Jahrzehnten nicht mehr erlebten  

Teuerungsrate konfrontiert sind. Maßgeblich 

befeuert wurden diese Umstände durch den 

russischen Überfall auf die ein europäisches 

Nachbarland, die Ukraine. 

 

Die stetige Steigerung der Lebenshaltungs- 

kosten ist insbesondere für Bevölkerungsgrup-

pen bedrohlich, die ohnehin schon ökonomisch 

benachteiligt sind. Es bedarf daher politischer 

Entscheidungen, um diese Härten abzufedern. 

Wie Sie wissen, ist bereits einiges auf den Weg 

gebracht worden. Wichtig war es, hierauf mit 

Ad-hoc-Maßnahmen zu reagieren, insbeson-

dere weil die Anpassung der Regelbedarfssätze 

die aktuelle Preisentwicklung erst verzögert ab-

bilden wird. 

 

Sie alle kennen die vielfältigen Unterstützungs-

maßnahmen in der Krise, die sich einerseits an 

breite Teile der Bevölkerung richten, in Teilen 

aber auch sehr gezielt an die Menschen in - 

sozialen Mindestsicherungssystemen. Nur  

einige möchte ich herausgreifen. 

 

Der Sofortzuschlag für Kinder. Diesen monat- 

lichen Zuschlag erhalten Kinder, Jugendliche 

und junge Erwachsene, die mit ihren Eltern oder 

mit einem Elternteil in einem Haushalt leben 

und Arbeitslosengeld II, Sozialgeld oder nur  
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Leistungen für Bildung und Teilhabe nach dem 

SGB II beziehen. Der Sofortzuschlag wird erst-

malig für den Monat Juli 2020 pro Kind erbracht. 

 

Der Kinderbonus 2022. Daneben sieht das Ent-

lastungspaket der Bundesregierung auch einen 

Kinderbonus vor, der als Einmalzahlung an  

kindergeldberechtigte Familien in Höhe von 

100 € ausgezahlt wird. Der Zeitpunkt der Aus-

zahlung ist auch hierfür der Juli. So ist es jeden-

falls geplant worden. Der Kinderbonus muss 

nicht beantragt werden. Die Auszahlung erfolgt 

automatisch.  

 

Schließlich erhalten Leistungsberechtigte, die 

für den Monat Juli 2022 Anspruch auf Arbeits- 

losengeld II oder Sozialgeld haben und deren 

Bedarf sich nach der Regelbedarfsstufe I oder II 

richtet, eine Einmalzahlung in Höhe von 200 €. 

Die Leistung dient als unmittelbarer pauschaler 

Ausgleich für etwaige bestehende finanzielle 

Mehrbelastungen infolge der Pandemie sowie 

aktueller Preissteigerungen. Die Leistungen 

werden von Amts wegen bewilligt und es wird 

ein eigener Bescheid für die Einmalzahlung er-

stellt. Ein gesonderter Antrag muss auch hierfür 

nicht gestellt werden.  

 

Zur Einmalzahlung für Energiekosten im Arbeits-

losengeld I. Die Einmalzahlung in Höhe von 

100 € erhalten Personen, die im Monat Juli 2022 

für mindestens einen Tag Anspruch auf Arbeits-

losengeld haben, es sei denn, sie hätten im  

gleichen Zeitraum Anspruch auf eine Einmalzah-

lung nach dem SGB II. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Rentnerinnen und Rentner in Deutschland wer-

den ab 1. Juli 2022 eine deutlich spürbare Ren-

tenerhöhung erfahren. Sie ist ja bereits öffent-

lich kommuniziert worden. Die Erhöhung be-

trägt 5,35 % in Westdeutschland und 6,12 % in 

Ostdeutschland. Das ist ein Beitrag neben ande-

ren entlastenden Effekten, der auch dieser  

 

Bevölkerungsgruppe dabei hilft, mit der zu be-

klagenden Preisentwicklung umzugehen.  

 

Viele Rentnerinnen und Rentner haben einen 

Anspruch auf Wohngeld und erhalten im Jahr 

2022 einen einmaligen Heizkostenzuschuss in 

Höhe von 270 € bei alleinstehenden Leistungs-

beziehern. Bei einem Zweipersonenhauhalt 

sind es 350 € und für jede weitere Person steigt 

der einmalige Zuschuss um weitere 70 €.  

 

Die Beiträge, die die Bürgerinnen und Bürger in 

den sozialen Medien teilen, schildern unmittel-

bar und plastisch, welche Belastungen und Her-

ausforderungen für die Alltagsbewältigung be-

sonders in der aktuellen Situation gegeben sind. 

 

Ja, politische Entscheidungen sind geboten. Die 

Politik hat hier aber auch geliefert und ein Ent-

lastungspaket für die Bürgerinnen und Bürger 

mit einem Volumen von rund 30 Milliarden € 

zusammengestellt. Selbstverständlich wird die 

Landesregierung auch weiterhin daran arbei-

ten, die politischen Entscheidungen einzuleiten, 

die notwendig sind, um Armut zu bekämpfen 

und um die Voraussetzungen dafür zu gewähr-

leisten. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 

19. Mai haben wir in diesem Landtag über die 

Armutsbekämpfung debattiert. Die Landes- 

regierung hat auf das hingewiesen, was auf der 

Landesebene bewegt werden kann. Die Be-

kämpfung von Armut können wir nur konzer-

tiert zwischen Bund und Ländern und mit den 

Kommunen erfolgreich leisten. Wir sind gewillt, 

dies zu tun. - So weit Frau Kollegin Grimm-

Benne. 

 

Jetzt komme ich noch zur Übergewinnsteuer. 

Meine Damen und Herren! Zu dieser Überge-

winnsteuer gibt es noch keine abgestimmte 

Meinung der Landesregierung. Im Bundesrat 

haben wir auf diesen Antrag mit Überweisung  
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reagiert. Dieser Überweisung haben wir zuge-

stimmt, sodass über das Thema weiter beraten 

werden muss. 

 

Es gibt gewichtige Gründe, vor allen Dingen in 

dem Land, in dem die meiste steuerrechtliche 

Literatur weltweit geschrieben wird, die gegen 

eine Übergewinnsteuer sprechen. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Und es gibt gute Gründe dafür, dass man eine 

Übergewinnsteuer einführen kann. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN) 
 

Warum? - Weil wir dafür historische Beispiele 

haben, nämlich Krisensituationen, die uns im 

letzten Jahrhundert schon einmal an dieses 

Thema herangeführt haben und in denen Län-

der, die zugegebenermaßen nicht ganz so viel 

steuerrechtlich publizieren, in der Sache aber 

ziemlich funktionierende Volkswirtschaften  

haben, Übergewinnsteuern eingeführt haben. 

Die Vereinigten Staaten, das Vereinigte König-

reich und Italien machen das aktuell. Das heißt, 

es scheint schon möglich zu sein.  
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Und die sind 

auch nicht untergegangen!) 
 

Genau zu diesem Ergebnis kommt auch der Wis-

senschaftliche Dienst des Bundestages, der  

seinerseits gesagt hat, bei hinreichender Aus- 

differenzierung, bei entsprechender Konkreti-

sierung ist solch eine Steuer durchaus denkbar. 

Sie begegnet freilich einem Problem, das damit 

zusammenhängt, dass in aller Regel am Sitz des 

Unternehmens besteuert wird. Wir müssen 

schauen, wie denn dann Zugriffe auf Unterneh-

men erfolgen, deren Unternehmenssitz im Aus-

land ist.  

 

Das macht es schwierig. Dann begegnet man 

schnell einem Gleichbehandlungsproblem. Sie  

 

gestatten mir das, weil ich seit zwei Tagen rezi-

tiere - jetzt einmal nicht.  

 

Es wäre unglaublich reizvoll, mit Ihnen jetzt dar-

über zu diskutieren. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 

 

Ich würde Ihnen gern eine halbe Stunde lang  

einen Vortrag über die Grundsätze der Be- 

steuerung, auch im internationalen Wirtschafts-

verkehr, halten.  

 

(Zuruf: Nein, nein!) 

 

Das würde mich sehr zurückführen zu meiner 

früheren Profession. Aber da das nicht ge-

wünscht ist,  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE, lacht) 

 

sondern Sie nur die Stellungnahme der Landes-

regierung hören wollten, danke ich Ihnen für 

Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei den 

GRÜNEN und bei der CDU - Zurufe: Oh! - Cor-

nelia Lüddemann, GRÜNE: Ich hätte es gern 

gehört! - Weitere Zurufe: Ach, Armin! -  

Drohung reicht! - Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Drohung reicht. - Danke, Herr Minister. - Herr 

Krull bitte für die CDU-Fraktion. 

 

 

Tobias Krull (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 

Hauses! Erst vor Kurzem haben wir uns im Land-

tag mit einem Antrag beschäftigt, der die unter- 
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schiedlichen Aspekte von Armut und die Lö-

sungsvorschläge aus der Sicht der beantragen-

den Fraktion aufgegriffen hat. Wie komplex die-

ses Thema ist, macht die Tatsache deutlich, dass 

wir diesen Antrag in fast alle Ausschüsse des 

Parlamentes überwiesen haben. 

 

Ganz offensichtlich reicht es der Fraktion DIE 

LINKE nicht aus, das getan zu haben; vielmehr 

hat sie heute mit ihrer Aktuellen Debatte auf 

den Hashtag „#IchBinArmutsbetroffen“ abge-

stellt, der die Berichte von Betroffenen aufgreift 

und, wie es die Medien beschreiben, zu einem 

viralen Aufstand der Armen geführt hat. 

 

Wenn man sich solche Berichte durchliest, ist 

man natürlich betroffen von den einzelnen 

Schicksalen, von den einzelnen Berichten. Aller-

dings muss man auch die Feststellung treffen: 

Man sieht nur eine Seite, die geschildert wird. 

Wie das von anderen Seiten beurteilt wird oder 

wie es zu diesen Schicksalen gekommen ist, 

wird man entsprechend nicht sehen können. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Das eigene 

Schicksal von anderen berichten lassen? Wie 

soll das aussehen?) 

 

Wenn dort einmal entsprechend berichtet wird, 

wie das Leben ist, wie man in Armut geraten ist, 

dann gibt es noch eine zweite Seite der Me-

daille. Wie eine Behörde bei Entscheidungen 

das Schicksal vielleicht anders sehen würde, das 

wird leider dort nicht erwähnt. Das ist aus der 

Sicht der Betroffenen nachvollziehbar. Aber 

auch das gehört zu einer Gesamtbetrachtung 

dazu, dass man es entsprechend nicht nur ein-

seitig sieht. 

 

Wir könnten vermutlich sehr lange darüber dis-

kutieren, wie wir Armut definieren: Durch-

schnittseinkommen, Bezug von SGB-II-Leistun-

gen oder, oder, oder. Für uns als CDU ist Armut 

vor allem eine Chancenarmut, d. h., dass die  

 

Menschen nicht in der Lage sind, mit ihren eige-

nen Fertig- und Fähigkeiten ihr Leben selbstbe-

stimmt zu gestalten; indem sie z. B. einer ent-

sprechenden Beschäftigung nachgehen mit ei-

nem Einkommen, das ausreicht, um ihr Leben 

zu gestalten. 

 

In diesem Sinne verstehen wir als CDU es als  

unsere vordringliche Aufgabe, eine solche 

Chancengesellschaft zu gestalten, in der die 

Menschen genau das tun können: ihre eigene 

Persönlichkeit dazu zu nutzen, ihr Leben selbst 

zu gestalten. 

 

(Zustimmung von Kathrin Tarricone, FDP) 

 

Die Stigmatisierung und das Abschreiben von 

Menschen widersprechen unserem christlichen 

Menschenbild. Und ja, es gibt leider genug TV-

Formate und andere Medienberichte, die dazu 

führen, dass ein falsches Bild von Menschen 

vermittelt wird, die in Armut leben. 

 

(Zustimmung von Dr. Heide Richter-Airijoki, 

SPD, und von Juliane Kleemann, SPD - Zuruf) 

 

Diejenigen, die auf die Hilfe der Gesellschaft an-

gewiesen sind, sollen diese auch bekommen. 

Dabei sehen wir den Grundsatz von Fördern und 

Fordern nicht als überholt an. Nein, als Union 

bekennen wir uns ganz deutlich dazu. Es ist 

manchmal schon etwas verwunderlich, dass 

diejenigen, die damals den politischen Mut hat-

ten, die Reformen einzuführen, diese jetzt am 

liebsten negieren würden und jegliche Beteili-

gung aus den Geschichtsbüchern und Parla-

mentsprotokollen streichen möchten. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Richtig! SPD und 

GRÜNE waren das!) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 

wir betrachten die aktuelle Inflation mit großer 

Sorge. Als Mitglieder des Hohen Hauses ärgern  
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wir uns vielleicht darüber, wenn wir Einkaufen 

gehen oder wenn wir tanken und dann spüren, 

dass der versprochene Tankrabatt gefühlt prak-

tisch verpufft ist, ohne dass es wirklich zu Ent-

lastungen kam. Aber schlussendlich verfügen 

wir im Regelfall über ausreichende Ressourcen, 

um uns nicht entscheiden zu müssen, ob wir uns 

frisches Obst und Gemüse, einen vollen Tank  

oder eine warme Wohnung leisten wollen. Das 

gilt aber nicht für alle Menschen in unserem 

Bundesland. Wir sprechen hierbei nicht von ei-

ner gefühlten Inflation, sondern von einer, die 

jeder von uns beim täglichen Einkauf spürt.  
 

Als ich vor wenigen Wochen vor Ihnen stand, 

sprach ich davon, dass eine bestimmte Butters-

orte zwischen 2,70 und 2,80 € kostet. In- 

zwischen liegt der Regelpreis bei 3,29 €. 
 

(Markus Kurze, CDU: Stimmt! - Zustimmung 

von Frank Bommersbach, CDU, und von Sieg-

fried Borgwardt, CDU - Hendrik Lange, DIE 

LINKE: Und wer bekommt jetzt den Gewinn 

daraus?) 
 

Es gilt jetzt, die richtigen Maßnahmen zu ergrei-

fen, den Menschen zu helfen, die diese Hilfe 

brauchen. Dazu hat die Ampelkoalition im Bund 

Entlastungsmaßnahmen beschlossen. Hier 

muss ich - es fällt mir, ehrlich gesagt, durchaus 

schwer - den LINKEN einmal darin recht geben,  
 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 
 

dass zahlreiche Bevölkerungsgruppen nicht von 

diesen Entlastungen profitieren. Außerdem 

scheint es innerhalb der Bundesregierung 

durchaus Konfliktpotenzial, sogar Streit über 

Entscheidungen zu weiteren und notwendigen 

Entlastungsschritten zu geben. Man sehe sich 

die öffentliche Debatte zwischen Herrn Heil und 

Herrn Lindner zum sogenannten Klimageld an.  
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ganz anders 

als in der Koalition hier! - Siegfried Borg-

wardt, CDU: Ja, ja, ja!) 

 

 

Die gestrigen Beratungen der Ampelkoalition im 

Bund haben ganz offensichtlich nicht zu Ergeb-

nissen geführt - das ist sehr schade. Daher bleibt 

abzuwarten, ob weitere Entlastungsschritte, die 

notwendig sind, tatsächlich erfolgen.  

 

Als Union haben wir konkrete Vorschläge unter-

breitet, ich zitiere aus dem Beschluss „Schutz-

schirm gegen Inflation“ aus dem Mai dieses  

Jahres: 

 

„Erstens. Die 300 € Energiepreispauschale 

müssen alle bekommen. Das gilt auch für 

Studierende oder Rentner und Frührentner. 

Die Bundesregierung will die Pauschale nur 

einkommenssteuerpflichtigen Erwerbstäti-

gen zukommen lassen. 

 

Zweitens. Der Einkommenssteuertarif muss 

an die Lohn- und Gehaltsentwicklung ange-

passt werden, auch um Inflationswirkung bei 

den Einkommen zu dämpfen. 

 

Drittens. Energie-, Strom- und Umsatzsteuer 

insbesondere auf Heiz- und Kraftstoffe müs-

sen bis mindestens Ende 2023 runter. 

 

Viertens. Menschen, die auf den Weg zur Ar-

beit auf das Auto angewiesen sind, müssen 

weiter entlastet werden. Dazu muss die Ent-

fernungspauschale weiter erhöht werden.“  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

„Fünftens. Bürokratie und andere Investi- 

tionshemmnisse müssen konsequent abge-

baut werden.“ 

 

Die Unionsfraktionen haben gestern in den 

Deutschen Bundestag den Antrag „Teuerspirale 

beenden - Bürgerinnen und Bürger schnell und 

wirksam entlasten“ eingebracht. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 

müssen die Sorgen und Anliegen der Menschen  
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in unserem Land ernst nehmen und entspre-

chend reagieren. Als Koalition im Land haben 

wir - - 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Krull, ein kurzer Hinweis: Wenn Sie sich 

wirklich abwechseln wollen, dann müssen Sie 

daran denken, dass der andere auch noch Rede-

zeit hat. Aber Sie können weitersprechen, weil 

ich noch zwei Fragen sehe.  

 

 

Tobias Krull (CDU): 

 

Ein letzter Satz an dieser Stelle: Die CDU-ge-

führte Landesregierung wird entsprechende Ini-

tiativen ergreifen. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU und von Dr. Katja 

Pähle, SPD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

So, dann ein kurzer zeitlicher Break an dieser 

Stelle. Jetzt erfolgen die zwei Fragen, damit 

diese dann zielgerichtet laufen. - Herr Lange, Sie 

sind der Erste. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Herr Krull, Sie haben gerade beschrieben, dass 

für die CDU die Frage von Armut eine „Frage der 

Chancenarmut“ ist. Jetzt will ich Ihnen in zwei 

Sätzen kurz das schildern, was ich bei einer Kon-

ferenz bei „ArbeiterKind.de“ erlebt habe, die 

sich um Arbeiterkinder kümmern, die ins  

Studium kommen.  

 

(Zuruf von der AfD) 

Dort ist von einem Menschen Folgendes berich-

tet worden: Ich muss mich im Monat entschei-

den, ob ich mir etwas zu essen kaufen möchte 

oder ob ich mir das nächste Buch leisten kann.  

 

Wie beurteilen Sie unter diesen Gesichtspunk-

ten Ihre Aussage, dass es nur um Chancenarmut 

geht und nicht um existenzielle Armut? 

 

(Zurufe von Tobias Rausch, AfD, und von  

Konstantin Pott, FDP) 

 

 

Tobias Krull (CDU): 

 

Ich kenne das eine Schicksal an dieser Stelle 

nicht. Aber ich denke, dass man dieser Person 

mit den unterschiedlichen Förderprogrammen 

helfen kann; z. B. kann bei der Konrad-Ade-

nauer-Stiftung ein entsprechendes Stipendium 

beantragt werden. Ich denke, es gibt ein Hilfe-

netzwerk, welches an dieser Stelle unterstützt. 

Es gibt auch eine Sozialberatung an den Univer-

sitäten, die mithelfen kann.  

 

Sie waren bei der Veranstaltung von „Arbeiter-

Kind.de“ Genau solche Initiativen brauchen wir, 

dass Menschen, die Erfahrungen haben, diejeni-

gen, die keine Erfahrung im System haben,  

unterstützen. Es ist doch eines der großen Prob-

leme, die wir an dieser Stelle haben, dass Men-

schen, die die ersten in der Familie sind, die ein 

Studium aufnehmen, nicht über bestimmte 

Netzwerke, nicht über bestimmtes Hintergrund-

wissen verfügen. Das bekommt man einfach 

nicht vermittelt. Das kriegt man dann mit, wenn 

die eigenen Eltern studiert haben oder wenn im 

Freundes- und Bekanntenkreis bereits Studie-

rende sind. Dort kann entsprechend geholfen 

werden. Wenn es ein solches Schicksal gibt, 

dass man sich überlegen muss „Buch oder Es-

sen?“, dann ist das nicht nur traurig, sondern 

dann müssen wir Möglichkeiten finden, das ab-

zustellen. 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Die zweite Frage kommt von Frau von 

Angern. - Bitte. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Herr Krull, ich habe eine Frage zu Ihren Ausfüh-

rungen zur vermeintlichen Einseitigkeit der  

Betroffenenberichte. Ich nehme einmal das  

Beispiel der Alleinerziehenden. Bremen und 

Sachsen-Anhalt haben bundesweit die höchste 

Anzahl von Alleinerziehenden, überwiegend 

Frauen, die in Armut leben. 

 

Die Konklusion ist: Je mehr Kinder und alleiner-

ziehend, umso höher ist die Armutsbetroffen-

heit. Hinsichtlich Ihrer Äußerungen frage ich Sie: 

Ist der Grund für diese hohe Anzahl ein struktu-

relles Problem oder ein individuelles Versagen? 

Werden wir also zukünftig auf die Alleinerzie-

henden zugehen und sagen: Ihr hättet euch 

nicht trennen sollen; denn das war das Problem, 

deswegen seid ihr in Armut gefallen?  

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Frau von Angern, was Sie jetzt hier gerade fest-

zustellen versuchen, ist schon interessant. 
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ist genau das 

Richtige! - Siegfried Borgwardt, CDU: Nein!) 
 

Deswegen hat die Koalition auch das Thema der 

Alleinerziehenden und der Unterstützung von 

Alleinerziehenden auf ihre Agenda für diese 

Wahlperiode geschrieben. Denn es geht natür-

lich darum, diejenigen, die alleinerziehend sind 

und damit natürlich ein höheres Armutsrisiko 

haben, zu unterstützen.  

 

Aber auch dabei gilt es: Wir dürfen nicht pau-

schalisieren, sondern wir müssen uns angucken,  

 

wo wir konkret helfen können. Das Land tut das 

z. B. mit der Entgeltfreiheit für Kitas; denn bei 

Sozialbezug ist dann die Beitragsfreiheit dabei. 

Wir schauen uns das an. Wir haben das Arbeits-

marktprogramm STABIL auf den Weg gebracht, 

wo es darum geht, dass Alleinerziehende wie-

der in Beschäftigung kommen. Wir bieten Un-

terstützungsmaßnahmen an. Aber auch dabei 

gilt: Wir können nicht verallgemeinern. Wir kön-

nen nicht sagen: Jetzt gibt es das Soundso und 

das ist die perfekte Lösung. Wir müssen uns tat-

sächlich auch um den Einzelfall kümmern.  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Aber es ist kein 

individuelles Versagen!)  

 

- Es ist kein individuelles Versagen. Es ist so, dass 

Alleinerziehende strukturell ein höheres  

Armutsrisiko haben. Das ist eine Tatsache, das 

ist nicht zu bestreiten. Ich habe mit meiner Aus-

sage zum Ausdruck bringen wollen, dass es  

darum geht, dass wir natürlich auch immer zwei 

Seiten einer Medaille haben. 
 

(Angela Gorr, CDU: Genau!) 
 

Unterschiedliche Schicksale haben unterschied-

liche Gründe. Um diese in ihrer Komplexität zu 

ergründen, braucht man eben mehr als nur  

einen kurzen Tweet. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Krull. - Dann Herr Ruland, bitte. Ihre 

Redezeit ist jetzt es etwas kürzer geworden, Sie 

müssen sich also sputen. 

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Bevor ich mich inhaltlich mit Ihrem Antrag  
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zu dem Thema „Krisengewinne abschöpfen - 

Übergewinnsteuer einführen“ befasse, erlaube 

ich mir, Ihnen als Antragstellern und Gesin-

nungsfreunden eine kurze psychologische  

Laiendiagnose zu stellen.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Was?) 

 

Ihr Antrag ist Zeugnis einer besonders ausge-

prägten Form des Robin-Hood-Syndroms.  

 

(Zustimmung bei der CDU - Lachen und Zu-

stimmung bei der AfD - Zuruf von Sebastian 

Striegel, GRÜNE) 

 

Das habe ich mir nicht gerade selbst ausge-

dacht, sondern dieses Syndrom beschreibt den 

natürlichen Hang des Menschen zur Gleich- 

macherei.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Pathologisie-

rung im Landtag! Ich glaub, ich hör nicht 

mehr ganz richtig!) 

 

Im Gegensatz zu Ihnen wusste Ihr Vorbild  

genau, was es wollte, und auch, wie es das er-

reichen konnte. Nach den eigenen Vorstellun-

gen als reich definierte Menschen wurden aus-

geraubt und dann wurde die Beute direkt an die 

Armen verteilt.  

 

Was Sie jedoch mit Ihrer selbst geschaffenen 

Definition als reich oder in diesem speziellen 

Fall als Übergewinn identifiziert haben wollen,  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE, lacht) 

 

bleibt ungewiss. Einen erhellenden Beitrag sind 

Sie uns in Ihrer Rede schuldig geblieben, Frau 

von Angern. 

 

(Beifall bei der CDU - Hendrik Lange, DIE 

LINKE: Das ist jetzt der Redebeitrag von der 

CDU, ja?)  

 

 

Der Begriff der Übergewinnsteuer vermutet, 

dass es moralisch fragwürdige Gewinne gibt, die 

im Rahmen von Krisenzeiten von einzelnen  

Akteuren erzielt werden konnten.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Genau!) 

 

Diese sind dann aus eben jenen moralischen 

Gründen durch eine zusätzliche Steuer abzu-

schöpfen. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ganz genau!) 

 

Welche Bedingungen eine Unternehmung er- 

füllen muss, die die Brandmarke des Krisenge-

winnlers aufgedrückt bekommt, ist jedoch  

zumeist nicht genau definiert.  

 

(Frank Bommersbach, CDU: Genau! - Hendrik 

Lange, DIE LINKE Das stimmt nicht!) 

 

So natürlich auch in Ihrem Antrag, liebe LINKE. 

Sie nutzen kurzerhand Ihren leider ungeeichten 

moralischen Kompass. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Aha!) 

 

In der Konsequenz landen Sie wieder einmal auf 

dem so oft zitierten Holzweg.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Meine Güte!) 

 

Eine Übergewinnsteuer, für die es, wie wir bis 

hierher bereits gelernt haben, weder eine kon-

krete Definition noch eine Berechnungsgrund-

lage gibt, widerspricht außerdem sämtlichen 

marktwirtschaftlichen Prinzipien.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der AfD 

und bei der FDP) 

 

Die im Falle der Einführung einer solchen Steuer 

vorzunehmende Abgrenzung zwischen ange-

messenen Gewinnen auf der einen Seite und  
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Übergewinnen auf der anderen Seite kann aus-

schließlich willkürlich erfolgen. Im Verborgenen 

bleiben außerdem die sich aus einem solchen 

Szenario ergebenden Folgen für unseren Wirt-

schaftsstandort Deutschland und somit auch für 

unser Bundesland.  

 

Steuerlich stabile Rahmenbedingungen sorgen 

unter anderem für Ansiedlungen, wirtschaft- 

lichen Erfolg und Wohlstand.  

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der AfD, bei 

der SPD und bei der FDP) 

 

Nachträgliche Eingriffe in Form von Sonder- 

steuern, egal in welchem Kontext, führen also 

nur zu Verunsicherung und machen das unter-

nehmerische Handeln zum Blindflug, muss man 

doch damit rechnen, dass der Staat sich an nicht 

genauer definierten Übergewinnen bedient, 

sich aber in unternehmerisch schlechten Zeiten 

nicht adäquat beteiligen möchte.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Und was war 

2008?) 

 

Werfen wir bei der Gelegenheit doch einmal ei-

nen Blick nach Santa Clara, Kalifornien, USA.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Was war denn 

2008? Da haben wir die Banken gerettet! Das 

ist doch Quatsch!) 

 

Dort ist Intel mit der Produktion von Halbleitern 

in einer Branche tätig, die in der Vergangenheit 

durchaus die eine oder andere Krise hervorge-

bracht hat, in der Regel ausgelöst durch Erd- 

bebenereignisse an großen Produktionsstand- 

orten.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Was war denn 

jetzt in der Coronakrise? Da haben wir die 

Unternehmen gerettet! - Zuruf von der AfD: 

O Mann! - Weitere Zurufe von der AfD)  

 

 

Nach Ihrer Definition, liebe LINKE,  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Unternehmer 

retten ist okay, aber individuelle Schicksale 

nicht!) 

 

begibt sich Intel mit dem Standort in Sachsen-

Anhalt in die Gefahr, zukünftig Übergewinne zu 

erzielen, nämlich dann, wenn am anderen Ende 

der Welt die Erde gebebt hat, sodass dort keine 

Produkte hergestellt werden können und die 

Preise steigen. Das wäre ein fatales Signal,  

welches auf keinen Fall an ansiedlungswillige 

Unternehmen in unserem Bundesland gesendet 

werden darf.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

Um zum Schluss zu kommen: Wir lehnen grund-

sätzlich Ihren Versuch ab, die Mitglieder des  

Hohen Hauses in grünen Strumpfhosen mit  

einer roten Feder am Hut  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE Was? - Lachen bei 

der AfD - Unruhe) 

 

auf einen Beutezug gegen vermeintliche Über-

gewinner zu schicken. Wir wollen aber trotz  

allem - -  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Und Punkt! Frau Dr. Pähle stellt eine Frage und 

dann können Sie weitermachen.  

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Ich wollte noch einen Überweisungsantrag  

stellen.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE Ich fand das  

eigentlich ganz witzig! - Olaf Meister, 

GRÜNE: Aber mit Strumpfhosen? Wirklich?) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Das können Sie dann in die Antwort einbauen, 

wenn Sie geschickt sind. 

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Okay. 
 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Sehr geehrter Herr Kollege Ruland, sagt Ihnen 

der § 29 GWB etwas?  
 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Wenn Sie mir nur die Abkürzung nennen, sagt 

mir das spontan nichts. 
 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Es ist das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen.  
 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Ja. 
 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Sagt Ihnen der § 29 etwas? 
 

(Zuruf von der AfD: Was soll denn das?) 
 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Das Gesetz sagt mir etwas, der Paragraf jetzt 

nicht. Ich bin kein Jurist. Dann müssten Sie mich 

bitte erhellen mit Ihrer Weisheit. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Meine Güte!)  

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Das kann ich gern tun. Nach meiner Kenntnis 

gibt der Paragraf vor, dass Energieversorgungs-

unternehmen keine Entgelte fordern dürfen, 

die die Kosten der Herstellung in unangemesse-

ner Weise überschreiten.  

 

(Unruhe) 

 

Nach meinem Dafürhalten gibt es also eine 

Möglichkeit, um festzulegen, was ein angemes-

sener Preis ist,  
 

(Tobias Rausch, AfD: Unbestimmte Rechtsbe-

griffe! Meine Güte!)  
 

gerade bei Dingen, die wir alle so nötig haben,  
 

(Unruhe) 
 

Energie z. B. Das wollte ich aufgrund Ihrer Hin-

weise einfach nur noch einmal zur Kenntnis ge-

ben. - Vielen Dank.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das ist das 

berühmte Kartellrecht! - Eva von Angern, DIE 

LINKE: Ja! - Cornelia Lüddemann, GRÜNE: 

Kartellrecht!) 

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Frau Lüddemann, in Ihrer überwältigend groß-

zügigen Art, weist mich darauf hin, dass es sich 

hierbei um Kartellrecht handelt.  

 

(Zuruf: Überwältigend großzügig! - Unruhe) 

 

Ich habe gar nicht negiert, dass es überprü-

fungswürdig ist, was Oligopole in ihrer Preisge-

staltung so tun. Das könnte verhindern, dass es 

zu solchen vermeintlichen Übergewin-

nen - nach der Definition der Antragstel-

ler - kommt. Das war aber nicht Bestandteil des 

Antrages. 
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(Siegfried Borgwardt, CDU: Richtig, so ist es!) 

 

Man hat festgestellt: Es gibt Übergewinne und 

die sind abzuschöpfen. Das ist klassische Vertei-

lungspolitik, der wir uns als CDU-Fraktion ver-

wehren. Dem können wir nicht zustimmen.  

 

Um es jetzt abschließend zu formulieren: Wir 

wollen natürlich allen die Möglichkeit geben, 

den Holzweg zu verlassen, und beantragen des-

wegen eine Überweisung zur federführenden 

Beratung in den Finanzausschuss und zur Mitbe-

ratung in den Wirtschaftsausschuss.  

 

(Zustimmung bei der CDU - Frank Bommers-

bach, CDU: Dann müssen wir die Windkraft 

und ihre Gewinne auch besteuern! - Zuruf: 

Oh! - Eva von Angern, DIE LINKE: Die werden 

doch besteuert! - Sebastian Striegel, GRÜNE: 

Die werden doch schon besteuert! - Eva von 

Angern, DIE LINKE: Die werden schon besteu-

ert! Haben wir irgendetwas verpasst? - Un-

ruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Nun mal schön langsam. Bitte, meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Wir haben gerade 

einen Antrag auf Überweisung gehört. Dazu 

kommen wir dann später und dann könnt ihr 

ohne Ende diskutieren. - Jetzt kommt erst ein-

mal Herr Rausch von der AfD nach vorn. - Bitte.  

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Kol-

legen Abgeordnete! Heute diskutieren wir zum 

einen über den Antrag zu den Krisengewinnen, 

zum anderen führen wir eine Aktuelle Debatte 

mit dem Titel „#IchbinArmutsbetroffen - Politi-

sche Entscheidungen sind geboten!“. Nun konn-

ten wir hören, dass DIE LINKE heute in ihrer Ak-

tuellen Debatte festgestellt hat, dass wir im  

 

Monat Mai eine Rekordinflation haben. Ja, wir 

haben eine Rekordinflation von 7,9 %. Den Kreis 

der Betroffenen bilden für DIE LINKE über- 

wiegend Arbeitslosengeld-II-Empfänger, Ob-

dachlose und sonstige Bezieher von Transfer-

leistungen. Wir von der AfD sehen als Kreis der 

Betroffenen alle Bürger des Landes, insbeson-

dere jedoch die Arbeiter in diesem Land, meine 

Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Denn Sie, Kollegen von der LINKEN, vergessen 

einen wichtigen Aspekt. Für Sie sind immer nur 

diejenigen arm, die auf den Sozialstaat angewie-

sen sind. Da gibt es unterschiedliche Bedürfti-

gengruppen: Leute, die ihre Situation verschul-

det haben, und Leute, die unverschuldet, wegen 

Krankheit oder wie auch immer, darauf ange-

wiesen sind - das ist völlig in Ordnung -, durch 

die Sozialsysteme aufgefangen zu werden. Aber 

es gibt auch Beispiele, in denen der Sozialstaat 

einfach ausgenutzt wird; ich denke dabei an 

Clans in Berlin oder Sonstiges. Dagegen wird gar 

nicht vorgegangen.  

 

Der Arbeiter im Land Sachsen-Anhalt verdient 

im Durchschnitt zwischen 1 400 € und 1 700 € 

netto, muss seine Wohnung selbst bezahlen, 

muss sein Auto selbst finanzieren, muss seinen 

Sprit selbst bezahlen, muss seine Energiekosten 

selbst bezahlen, muss die Teuerungsraten, die 

Sie durch Ihre Entscheidungen herbeigeführt 

haben, mit übernehmen.  

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!) 

 

Doch mittlerweile hat er unter dem Strich, weil 

die Spritkosten sich verdoppelt haben, weil die 

Nahrungsmittelpreise um beinahe 50 % bis 60 % 

angestiegen sind - wir haben das Beispiel mit 

der Butter gehört, das sind ja fast 100 % mehr -, 

wenn er im Niedriglohnland Sachsen-Anhalt  

einer normalen Arbeit nachgeht und einen  
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Stundenlohn zwischen 10 € und 15 € hat, nach 

allen Abgaben bei 40 oder 35 Stunden Arbeit in 

der Woche genauso viel Geld wie ein Sozial- 

hilfeempfänger. Das kann noch nicht sein. Die-

ses Problem ignorieren Sie völlig. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Jetzt zu dem Thema Ungleichbehandlung. Sie 

wollen immer alles international machen. Wir 

können doch froh sein, dass wir in Deutschland 

den Sozialstaat haben. Vergleichen wir uns doch 

einmal mit Ländern wie der Türkei, den USA  

oder afrikanischen oder asiatischen Staaten. 

Dort gibt es so etwas wie eine soziale Hänge-

matte nicht. Das heißt, in Deutschland muss  

niemand auf der Straße wohnen, niemand muss 

hungern, niemand muss frieren. Dazu tragen die 

18 Millionen Erwerbstätigen nämlich bei. Doch 

Sie verkennen das einfach und tun so, als ob hier 

gar nichts passiert. Das ist doch eine Frechheit 

den Arbeitnehmern und den Unternehmern  

gegenüber.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Für Sie ist der Grund schnell gefunden: Die  

Ölkonzerne sind schuld. Doch wir müssen erst 

einmal abwarten, was die Kartellbehörden jetzt 

genau ermitteln. Das Verfahren ist noch gar 

nicht beendet. Man muss erst einmal gucken, 

was passiert.  

 

Für Sie und andere ist auch noch Putin schuld, 

mit seinem Krieg in der Ukraine. Wir konnten 

gestern hören: Wegen moralischer Aspekte 

muss man bereit sein, einen höheren Preis zu 

zahlen.  

 

Was machen Sie denn? - Sie bzw. die Außen- 

ministerin der GRÜNEN haben dem größten  

Lieferanten für Öl und Gas gesagt: Wir wollen 

uns von euch völlig abkoppeln. Das heißt, ein  

 

Lieferant ist weggebrochen und wir bedienen 

uns jetzt bei anderen Lieferanten, z. B. bei In-

dien, wohin wir noch Fördermittel in Höhe von 

10 Milliarden € schicken, die das Öl von Russ-

land kaufen und es dann an uns weiterverkau-

fen. Das bleibt unterm Strich trotzdem russi-

sches Öl. Was ist denn das für eine Doppel- 

moral, was für ein Doppelstandard?  
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Ich sage Ihnen auch eines: Die Verantwortung 

für diese Entwicklung tragen einzig und allein 

die politischen Entscheidungsträger, und zwar 

im Land, beim Bund und bei der EU. Meine Da-

men und Herren! Das Ölembargo, das Vorgehen 

beim Gas, aber auch die Zinspolitik der letzten 

Jahre haben doch dazu beigetragen, dass die  

Inflation so gekommen ist, wie sie kam.  
 

Und was haben Sie völlig vergessen? - Die 

Coronapolitik. Na klar, es war eine Notsituation, 

es sollte geholfen werden. Aber was haben wir 

gemacht? - Die EZB und die EU haben unwahr-

scheinliche Geldmengen in den Markt gepumpt. 

Das sorgt doch automatisch dafür, dass zu viel 

Geld für zu wenig Ware da ist. Woran sieht man, 

dass das eine Fehlentwicklung ist, die sich stetig 

fortgesetzt hat? - Am Wechselkurs Euro zu Dol-

lar. Der aktuelle Kurs Euro zu Dollar ist mit Stand 

von heute 1 € gleich 1,06 Dollar. Vor zehn, zwölf 

Jahren war der Stand noch: 1 € gleich 1,44 Dol-

lar.  
 

Nun muss man wissen: Öl und Gas usw. werden 

in Petrodollar abgerechnet. Das heißt, unsere 

Kaufkraft hat durch diesen Kursverlust unwahr-

scheinlich gelitten. Dadurch wird bei uns alles 

teurer. Auf diese Aspekte geht jedoch niemand 

ein. 
 

(Beifall bei und Zurufe von der AfD - Siegfried 

Borgwardt, CDU: Wo kann das Land Sachsen-

Anhalt da was ändern?)  
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Nun zu dem Antrag. Der Minister hat völlig zu 

Recht darauf hingewiesen - -  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Was soll denn 

Sachsen-Anhalt da machen? - Zuruf von 

Dr. Falko Grube, SPD) 

 

- Ja, das Land Sachsen-Anhalt kann da nichts 

machen. Herr Borgwardt, Sie sind Fraktionsvor-

sitzender der größten Fraktion hier.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Ja, na klar! - Cor-

nelia Lüddemann, GRÜNE, lacht)  

 

Sie haben 16 Jahre lang die Kanzlerin gestellt  

 

(Zurufe) 

 

und Sie haben wesentlich zum Schaden beige-

tragen.  

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der AfD: Ja-

wohl!) 

 

Das ist so.  

 

Minister Herr Willingmann hat völlig recht, 

wenn er sagt, eine Redezeit von zehn Minuten 

reicht nicht aus. Zehn Minuten reichen nicht 

aus, um die sozialen Aspekte genauer zu be-

trachten - Wer hat es verschuldet, wer hat es 

nicht verschuldet? Wie läuft das zusam-

men? - und den Themenkomplex Übergewinn-

steuer abzuhandeln. Eine halbe Stunde oder 

eine Stunde wäre sinnvoll gewesen. Daran  

hätten wir uns stark beteiligt, wenn sich der  

Ältestenrat dafür ausgesprochen hätte. Wir  

hätten noch sehr viel mehr zu sagen.  

 

Aber die Antwort der LINKEN auf die Problema-

tik ist der Griff in die Mottenkiste: Krisenge-

winnsteuer abschöpfen, Übergewinnsteuer ein-

führen. Und dann fordern Sie so etwas wie die  

 

befristete Einführung einer Übergewinnsteuer 

auf krisenbedingte Mehrgewinne von Unter-

nehmen, insbesondere aus dem Energiesektor 

usw.  

 

Da frage ich Sie: Mit welcher Geisteskraft haben 

Sie diesen Antrag geschrieben? - Ich kann unter 

dem Strich feststellen, mit keiner. Mir ist keine 

Gesellschaft in der Welt bekannt, die durch  

sozialistische Umverteilung jemals auf Dauer 

zum Wohlstand der Mehrheitsbevölkerung bei-

getragen hat, meine sehr geehrten Damen und 

Herren. 

 

Wenn man sich ernsthaft mit der Thematik be-

schäftigt, wird man nicht umhin kommen fest-

zustellen, dass viele Kontrapunkte vorhanden 

sind, die noch gar nicht aufgeworfen worden. 

Wie das z. B. ausgestaltet ist, wurde überhaupt 

nicht erwähnt, darauf ist nicht eingegangen 

worden. Ab wann entsteht überhaupt ein Über-

gewinn? - Das ist überhaupt nicht definiert. Wer 

bewertet, ob ein Übergewinn vorhanden ist? 

Wer schätzt ein, wann ein Unternehmen oder 

ein Konzern überhaupt eine Notlage ausnutzt? 

Dazu muss auch erstmal ein Rahmen geschaffen 

werden, wann wird was wie ausgenutzt? Was ist 

überhaupt ein exorbitanter Gewinn? 

 

Hat man denn völlig vergessen, dass Unterneh-

men auch Rückstellungen und Investitionsvor-

behalte vielleicht einmal geltend machen  

wollen? Aber stellen wir das Gedankenspiel ein-

mal an und bewegen wird uns jetzt darin. Dann 

müssen diese Fragen geklärt werden. 

 

In Ihrem Antrag ist keine einzelne Maßnahme, 

Beschreibung oder gar Darlegung enthalten, in 

welcher Form oder Ausgestaltung die Überge-

winnsteuer erhoben werden soll, liebe Kollegin-

nen und Kollegen der LINKEN. Kurz gesagt: Es 

handelt sich einfach um einen Schaufensteran-

trag, mit dem Sie den Bürgern wieder Sand in  
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die Augen streuen und sagen wollen: Ja, die  

bösen Kapitalisten, alle bereichern sich an  

euerm Untergang und die sind alle schuld. Sie 

schieben die Schuld einfach von sich weg. Sie 

sind Teil des Problems, liebe Kollegen! 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Unter dem Strich kann man nur sagen: Sie sind 

Opfer Ihrer eigenen Entscheidung. Wenn ich an 

die Coronamaßnahmen denke, die durch die  

koalitionstragenden Fraktionen umgesetzt  

worden sind, dann waren das doch immer Ihre 

Forderungen, dass das nicht weitgehend genug 

ist; das sollte alles noch mehr sein. Das heißt, 

wir hätten uns durch Ihr Verhalten noch mehr 

geschadet. 

 

Thema Syndrom. Vielleicht haben Sie das Stock-

holm-Syndrom. Ich weiß es nicht, keine Ahnung. 

Aber mit Kontraargumenten geht es weiter. Ers-

tens. Die fehlgeleitete Aktionspolitik zulasten 

der Bevölkerung soll nun mit populistischen 

Maßnahmen einhergehen. 

 

Zweitens die zentrale Frage, wer zahlt ab wann. 

- Das können Sie gar nicht definieren. Hoher Ge-

winn ist tatsächlich die Folge der Krisensitua-

tion. - Das können Sie auch nicht definieren.  

 

Drittens verfassungsrechtliche Probleme.  

Darauf, dass es verfassungsrechtliche Probleme 

gibt, ist bis auf einen kurzen Halbsatz hier keiner 

eingegangen. Den Fairnessfaktor, den verlieren 

Sie völlig. Ideologisch ist es jetzt richtig, es geht 

gegen die E-Konzerne. Denn damit verbinden 

Sie das Auto und Verbrennungsmotoren und die 

wollen Sie sowieso für den Individualverkehr 

abschaffen. Aber Sie vergessen: Wie war es 

denn in der Coronakrise? Wer waren denn da 

die Profiteure? - Biontech, Pfizer, Amazon.  

 

Wenn Sie jetzt die Diskussion schon aufmachen, 

wieso diskutieren Sie nicht darüber? Oder wie  

 

war es denn 2015? Welche Hoteliers haben sich 

damals bereichert? Darüber wird auch nicht dis-

kutiert. Wenn Sie die Diskussion führen, müss-

ten Sie diese einmal voll umfänglich machen 

und nicht nur aus Ihrer rosaroten Brille. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!)  
 

Dann ist es doch so, dass Deutschland bereits 

mit die höchsten Steuersätze hat. Viele müssen 

ihr Einkommen teilweise mit 45 % versteuern. 

Wie kann denn das sein, dass auf Einkommen 

mehr Steuern gezahlt werden müssen in 

Deutschland als auf Kapitalerträge oder Divi-

denden? Das kann doch gar nicht sein. 
 

Das nächste Problem ist, wenn Sie wirklich die 

kleinen Beschäftigungsgruppen entlasten woll-

ten, dann hätten Sie einmal einen Antrag einge-

bracht zur Steuerbefreiung; der Steuerfreibe-

trag liegt bei der Einkommensteuer bei 9 900 €. 

Er ist jetzt ein bisschen angehoben worden. 

Aber hätten Sie einmal gesagt, 1 500 bis 2 000 € 

im Monat steuerfrei - das wäre eine gute Sache 

geworden. Das hätte jedem geholfen. Aber auf 

die Idee kommen Sie gar nicht, weil Steuerer-

leichterungen ja ein völliges Tabu sind; immer 

nur mehr und mehr und mehr, bis nichts mehr 

da ist, was verteilt werden kann. 
 

Über den Verwaltungsaufwand ist auch keine 

Einigung erzielt worden. Wir kennen die Debat-

ten noch zur Vermögensteuer, die Sie einführen 

wollen. Auf den Hinweis aller Beteiligten hier im 

Haus und der Landesregierung - damals durch 

Finanzminister Richter, der auf die Büro- 

kratiehemmnisse hingewiesen hat und auf die 

Frage, wie man das überhaupt bewerten will; 

vielleicht sagt Ihnen die allgemeine Vermögens-

feststellung vom Finanzamt irgendetwas, wahr-

scheinlich aber auch nicht - ist keiner eingegan-

gen. 
 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 
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Unter dem Strich bleibt nur festzustellen, dass 

Sie auf ganzer Linie versagt haben und dass wir 

Ihren Antrag ablehnen und auch nicht über- 

weisen werden. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Rausch. Es gibt eine Frage von 

Herrn Ruland. 

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Kollege Rausch, Sie hatten 

auch ein paar Minuten mehr Redezeit für Ihren 

Gesamtkontext. Deswegen konnten wir auch 

nicht alles unterbringen. Aber ich wollte Ihnen 

noch einen Tipp geben. Das habe ich auch an die 

Kollegen der Antragsteller gemacht. Sie müssen 

unbedingt einmal mit Ihrem Steuerberater 

sprechen. Meines Erachtens ist der Spitzen- 

steuersatz in Deutschland 42 %. Wenn Sie 45 % 

zahlen, dann hat der vielleicht auch irgendwo 

einen Übergewinn. 

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Gut, vielen Dank. Ich bedanke mich ausdrücklich 

für Ihre Fragestellung und stelle fest, dass sie 

leider Nachholebedarf im Steuerrecht haben, 

denn ab 55 700 € sind Sie im Spitzensteuersatz 

von 42 %. Ab einem Einkommen von 249 000 € 

müssen Sie 45 % bezahlen. Sie können ja noch 

einmal nachfragen, wie sich das so verhält. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Aha!) 

 

Sie brauchen gar nicht „aha“ sagen. Die Frak- 

tionsvorsitzende der LINKEN steht hier, hat ein 

Haushaltseinkommen von ca. 25 000 € brutto  

 

und erklärt etwas über Armut. Das ist auch sehr 

scheinheilig. 

 

(Lachen und Beifall bei der AfD)  

 

Da brauchen Sie gar nicht „aha“ zu sagen. Inso-

fern will ich nur noch eines sagen: Wenn wir die 

Diskussion hier wirklich führen wollen, wäre ich 

sehr dafür. Aber wir müssen auch immer bei der 

politischen Entscheidung im Auge haben, dass 

die Mehrheitsinteressen vertreten werden. Und 

die Mehrheitsinteressen, die das System am 

Laufen halten, sind nun einmal die Arbeit- 

nehmer und Unternehmer. Dafür stehen wir 

ein. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl! - Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die FDP haben wir wieder ein Duo. 

Das Duo beginnt mit Herrn Pott. - Ich bitte wie-

der um die entsprechende Konzentration, die 

jeder Redner verdient hat. 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ver-

ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Aktuelle 

Debatte soll einen der vielen Brandherde disku-

tieren, die uns aktuell außen-, innen- und lands-

politisch beschäftigen, die Armut der Bürgerin-

nen und Bürger durch Inflation. 

 

Es wird immer wieder deutlich gemacht, dass 

vor allem diejenigen das Nachsehen haben, die 

eh schon knapp bei Kasse waren, und das 

stimmt auch. Doch gerade deshalb ist es jetzt 

wichtig, innovative Politik voranzutreiben und 

den richtigen Fokus zu setzen. 
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Die Freien Demokraten fordern schon länger 

weitere Steuersenkungen, um für eine Entlas-

tung der Bürgerinnen und Bürger zu sorgen. Die 

Lösung der LINKEN scheint dagegen jedoch im-

mer noch simpler und einfacher zu sein: Wer 

Geld braucht, bekommt einen kleinen Aufschlag 

vom Staat, und wir hoffen, dass es damit quasi 

getan ist; das Geldverteilen nach dem Gieß- 

kannenprinzip. Wo das Geld herkommt, das 

bleibt ungeklärt. 

 
Ja, meine Damen und Herren, auch der Staat ist 

kein Fass ohne Boden und kann nur begrenzt 

Ausgaben leisten. Schnelle Sonderzahlungen an 

die Bürgerinnen und Bürger werden auch im 

Moment für diejenigen bereitgestellt, die be-

sonders hart von der Inflation betroffen sind. 

Das ist aktuell auch richtig und wichtig. 

 
Dennoch wird klar, dieser kleine Aufschlag 

reicht nicht aus. Die Konsequenz ist dann, dass 

es von links eben keine neuen Vorschläge gibt, 

sondern einfach gefordert wird, noch mehr 

Geld an die Bürgerinnen und Bürger zu geben. 

Doch wie eben schon betont, ist dieses Mittel 

nur sehr begrenzt; denn irgendwann macht der 

Staat aktiv Schulden, die meine Generation 

dann abbezahlen muss. Das soll dann also die 

Lösung sein. 

 
Ein nachhaltiger Ansatz zur Lösung dieses Prob-

lems ist zu schauen, wie unser Wohlstand er-

wirtschaftet wird, und nicht, wie er ausgegeben 

werden kann. 

 
(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Sieg-

fried Borgwardt, CDU, und von Markus 

Kurze, CDU) 

 
Ein wirklich wirksames Mittel ist die Absenkung 

von Steuern. 

 
(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Aha!) 

So behalten Bürgerinnen und Bürger von ihrem 

Geld wieder mehr, was die Wirtschaft immens 

ankurbeln wird. Übrigens, die Inflation zeich-

nete sich bereits vor dem Ukrainekrieg ab. Und 

dennoch pochte z. B. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

darauf, dass vor allem Sprit teurer werden 

muss. Um das Klima aktiv zu schützen, soll es so 

eine hohe CO2-Steuer geben, die aber definitiv 

sozial gerecht sein soll, schrieben Sie dazu. 

 

Die Auswirkungen sehen wir aktuell. Ist es denn 

sozial gerecht, dass für Erwerbstätige das Auto 

zum Luxus wird, weil die Spritpreise so hoch 

sind? 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ja!) 

 

Es muss natürlich auf langfristige Entwicklungen 

von Konzepten zum Klimaschutz gesetzt wer-

den; das ist keine Frage. Ein nachhaltiges Kon-

zept bedeutet aber nicht, kurzzeitig diejenigen 

zu benachteiligen, die nichts dafür können. 

 

Außerdem, auch wenn das 9-€-Ticket eine sinn-

volle Ergänzung für die kurzfristigen Maßnah-

men ist, bleibt festzuhalten, dass man sich  

gerade in den ländlichen Regionen Sachsen-An-

halts größtenteils mit dem Auto fortbewegt. 

Das Auto ist für viele ein Muss, um erwerbstätig 

bleiben zu können. Es muss also auch über jene 

diskutiert werden, die nicht aktiv vom 9-€-Ticket 

profitieren, weil einfach teilweise kaum ÖPNV 

im ländlichen Raum vorhanden ist. 

 

Natürlich kann man an dieser Stelle den Ausbau 

von ÖPNV fordern, aber Fakt ist, dass das auch 

keine Maßnahme ist, die aktuell akut helfen 

würde, sondern eine längerfristige Aufgabe. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Abschließend möchte ich noch einmal unter-

streichen, dass es trotz der aktuell angespann-

ten Lage wichtig ist, auf Wirtschaft, Innovation  
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und sozial nachhaltige Politik zu setzen. Kurzzei-

tige Hilfe und Sonderzahlungen sind wichtig und 

richtig. Dennoch erweisen sie sich langfristig als 

nicht problemlösend. Daher ist es vor allem 

sinnvoll, die Bürgerinnen und Bürger steuerlich 

zu entlasten, um Geld in die Wirtschaft zu inves-

tieren, um eine Stabilisation der Preise zu errei-

chen. - Zur Übergewinnsteuer wird mein Kollege 

Silbersack jetzt noch ausführen. - Vielen Dank. 

 
(Beifall bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Es gibt eine Frage von Herrn Gallert. - Bitte. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 
Herr Pott, es geht der FDP ansonsten immer so 

wahnsinnig darum, extrem darauf zu achten, 

dass Steuergeld nicht verschwendet wird. Nun 

haben wir die wahrscheinlich größte Steuer-

geldverschwendungsaktion der letzten Jahre 

täglich sichtbar, und zwar an den Preisen der 

Tankstellen. 

 
(Guido Kosmehl, FDP: Es gibt keine Ver-

schwendung! - Andreas Silbersack, FDP: Das 

stimmt doch gar nicht!) 

 
Wir wissen, dass der entsprechende Tankstel-

lenrabatt, der ein Verzicht auf Steuern ist, nur 

wirklich der absolute Rohrkrepierer ist und nur 

dazu dient, die Ölkonzerne zu päppeln. Sehen 

Sie das inzwischen auch kritisch? Oder sind Sie 

immer noch der Meinung, dass das völlig okay 

war? 

 
(Guido Kosmehl, FDP: Das ist völliger 

Quatsch!) 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 
 

Erstens. Um Steuergelder verschwenden zu 

können, müsste man sie erst einmal einneh-

men. Und das ist mit Steuersenkungen nicht so, 

dass man sie einnimmt. Deshalb immer von 

Steuergeldverschwendung zu reden, ist mal 

eine Sache. 

 

(Zurufe von der LINKEN und von den GRÜ-

NEN) 

 

- Er hat eine Frage gestellt, jetzt lassen Sie mich 

doch dazu bitte ausführen.- Eine zweite Sache. 

Es gibt durchaus Studien, die belegen, dass der 

Tankrabatt schon ankommt. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Studien made by 

Shell!) 

 

Natürlich müssen wir das Ganze auch kartell-

rechtlich prüfen. Aber das sind keine Sachen, 

die wir politisch entscheiden, sondern das sind 

rechtliche Sachen. Die werden auch geklärt. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Es geht um den 

Tankrabatt, Herr Pott!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die FDP setzt fort Herr Silbersack. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 

von Angern, es grenzt schon an Erbärmlichkeit, 

wie Sie Ihre Vorurteile gegen die Freien Demo-

kraten wie eine Monstranz vor sich hertragen. 

Das muss ich an der Stelle einmal sagen. 

 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der LINKEN)  
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Wir leben in einem der besten Sozialstaaten der 

Welt. Hier wird jeder, der tatsächlich in Not ist, 

auch berücksichtigt, unterstützt, und das in 

breiter Front. Wenn Sie einmal einen Vergleich 

über die Welt nehmen, dann werden Sie fest-

stellen, dass Deutschland dabei an der Spitze ist. 

 

Insofern hören Sie auf, ohne immer wirklich in-

haltlich fruchtbare Themen auf die Freien  

Demokraten einzuhauen, um Ihre Vorurteile zu 

nähren. Das wird Sie nicht weiterführen, meine 

Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Wir als Freie Demokraten zucken immer inner-

lich und auch äußerlich zusammen, wenn es um 

die Einführung einer neuen Steuer geht. Lassen 

Sie mich verraten, dass es mir in diesem Fall 

ähnlich geht. Mit einer Übergewinnsteuer  

öffnet man die Büchse der Pandora. Wie viele 

von Ihnen wissen, ist das keine nette Schatz-

kiste, aus der man sich unendlich oft bedienen 

darf. Vielmehr setzen wir damit falsche Anreize. 

 

Auf der einen Seite können wir als Staat zusätz-

liche Einnahmen generieren und im Vergleich 

zum Vorjahr eine zusätzliche Steuer auf 50 % 

der Gewinne erheben. - So weit, so gut. 

 

Doch was passiert, wenn die Fraktion DIE LINKE 

und die GRÜNEN eines nicht allzufernen Tages 

aufwachen und feststellen, dass die Unterneh-

men, die sie so gern besteuern würden, ihren 

Sitz gar nicht in Deutschland, sondern im Aus-

land haben und dass sich dementsprechend 

wohl kaum entsprechende Einnahmen generie-

ren lassen?  

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Die USA haben es 

doch auch!)  

 

Ich darf dazu auf eines hinweisen: Wenn Sie die 

fünf größten in Deutschland tätigen Mineralöl- 

 

konzerne nehmen, die alle die Konzernmutter 

nicht in Deutschland haben, reden wir über 

14 700 Tankstellen. Das sind 50 % der Tankstel-

len. Das heißt, wenn Sie etwas proklamieren 

und tatsächlich als Monstranz vor sich hertra-

gen, wie jetzt das Thema der Übergewinn-

steuer, müssen Sie die Dinge zu Ende denken. 

Das heißt, was kommt hinten raus? Wenn Sie 

dies nicht tun, wird es ein Rohrkrepierer, meine 

Damen und Herren. 

 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Wie schnell werden wir uns dann in einer Situa-

tion wiederfinden, in der die Begehrlichkeiten 

auf andere Unternehmen und Gewinner dieser 

Krisenzeiten so groß werden, dass wir wieder in 

diese vermeintliche Schatzkiste greifen. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: So ist es!)  

 

Zu diesem Zeitpunkt haben wir bereits eine  

Regelung zur Übergewinnsteuer in einer beson-

deren Situation getroffen. Daher wird es Ihnen 

nicht schwerfallen, den Rahmen und die Befug-

nisse zu vergrößern, um Ihre Pläne der Umver-

teilung in die Tat umzusetzen. Wir mahnen an 

dieser Stelle, dem Verlangen nicht nachzuge-

ben, mag der Drang auch noch so groß sein;  

stehen doch bald andere Unternehmen und 

Wirtschaftszweige auf Ihrer Wunschliste, wie 

Pharmakonzerne, der Onlinehandel, Unter- 

nehmensberatungen, Banken und Rüstungs-

konzerne. 

 

So werden künftig Investitionen und Innovatio-

nen gebremst, weil jegliches Wachstum außer-

halb der vorgegebenen Normen als kritisch be-

trachtet wird. 

 

Doch im Gegenteil: Steuereinnahmen werden 

von wachsenden Unternehmen generiert, die 

den Wohlstand eines Landes und seiner Bürger 

steigern. Daher ist es umso wichtiger, gerade  
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durch geringe steuerliche Belastungen für  

Unternehmen attraktiv zu sein und nicht noch 

zusätzlich dafür zu sorgen, dass Fachkräfte und 

Know-how ins Ausland abwandern. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Gerade im Hinblick auf die zukünftige Entwick-

lung Sachsen-Anhalts mit den neuen Großan-

siedlungen senden wir ein fatales Signal an die 

Unternehmen, die den Strukturwandel und Auf-

schwung gestalten möchten, die gerade jetzt  

alles daran setzen, die Güter zu produzieren, die 

wir derzeit so dringend benötigen. 

 

In den aktuellen Zeiten können wir es uns nicht 

leisten, dass Unternehmen die Preise weiter an-

heben und so die Inflation zusätzlich ankurbeln. 

Dieses passiert nämlich gerade in Italien. Dies 

kann wohl kaum im Interesse Ihrer Wähler- 

klientel sein. 

 

Aber lassen Sie mich Ihnen ein wenig Angst vor 

diesem Szenario nehmen: Haben sich die Koali-

tionsfraktionen in Berlin doch schon früh darauf 

verständigt, dass Steuererhöhungen und neue 

Steuern ausgeschlossen sind und dass wir viel  

eher dafür Sorge tragen müssen, dass die Ent-

lastungen bei denen ankommen, die von der 

steigenden Inflation tatsächlich am stärksten 

betroffen sind, und zwar bei denjenigen mit 

kleinen und mittleren Einkommen, meine  

Damen und Herren. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Sollte diese Debatte darauf abzielen zu erör-

tern, wie genau man in diesem Fall gegen die 

Energiekonzerne vorgehen kann, verweise ich 

gern auf die GRÜNEN, auf den Wirtschaftsminis-

ter Robert Habeck und auf das Bundeskartell-

amt. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Der muss es jetzt 

machen!) 

 

 

Deren Aufgabe ist es, Hinweise auf ein mög- 

liches Fehlverhalten seitens der Mineralölkon-

zerne zu identifizieren und dementsprechend 

konsequent zu verfolgen. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Gebt ihm die Instru-

mente!) 
 

Dies werden die Ergebnisse eines umfang- 

reichen Ermittlungsverfahrens ergeben. Es kann 

bei Verstößen auch geahndet und bestraft wer-

den. - Vielen Dank, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Silbersack. - Für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN spricht Frau Lüddemann. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Armut - das ist Kern 

der Debatte, wenn ich die Kollegin von der  

LINKEN richtig verstanden habe - kann jeden 

und jede treffen, schnell und unvorbereitet, aus 

eigentlich ganz alltäglichen Gründen. 

 

Stellen wir uns nur einen Krankheitsfall vor. Die 

Lohnfortzahlung hilft einige Wochen lang, das 

ist richtig. Dann kommt das Krankengeld der 

Krankenkassen. Das sichert auch noch einen ge-

wissen Lebensstandard. Aber bei einer chroni-

schen Krankheit oder bei einer Behinderung 

bleibt am Ende nur die Erwerbsminderungs-

rente als Grundsicherungsleistung. Das ist nicht 

nichts, keine Frage - wir sind eine solidarische 

Gesellschaft -, aber von Armut betroffen sind 

die Bezieher dieser Leistungen trotzdem. 

 

Ebenso können Suchterkrankungen sehr schnell 

in Armut und zu Schulden führen, vorneweg  
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Spiel- und Substanzmittelsucht. Oder es reicht 

eben auch eine familiäre Trennung oder Schei-

dung. Nach der Geburt des ersten Kindes sinkt 

das Einkommen der Mütter nicht nur zeitweise, 

sondern dauerhaft. 

 

Im Durchschnitt widerfährt einer Mutter ein 61-

prozentiger Einkommensverlust ab der Geburt 

des ersten Kindes, und das dauert fort. Bei Män-

nern findet sich ein solcher Effekt nicht. Solange 

die Beziehung hält, ist alles gut. Dann hat man 

eine Solidargemeinschaft. Im Falle einer Tren-

nung oder Scheidung droht als Alleinerziehende 

unmittelbar eine prekäre Lebenssituation. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Der vorher so passende Teilzeitjob ist dann 

nicht mehr teilhabesichernd und Alters- 

armut - es ist noch eine Weile hin - eine reale 

Gefahr. Armut und mangelnde Teilhabe können 

uns allen als Schicksalsschlag drohen, aktuell 

mehr denn je; denn die steigende Inflation und 

insbesondere steigende Energiepreise belasten 

die niedrigen Einkommensgruppen. 

 

Ich will hier aber deutlich unterstreichen, was 

die Vorrednerinnen schon erwähnt haben. Es 

gab wohl noch nie eine Bundesregierung, die so 

schnell und umfassend auf eine ökonomische 

Krisensituation reagiert hat und derart zielge-

richtet den Bürgerinnen und Bürgern zur Seite 

stand. 

 

Ich will es kurz machen, weil es schon ausge-

führt wurde und nur einige Maßnahme nennen: 

die Anhebung des Arbeitnehmerpauschbetrags, 

die Anhebung des Grundfreibetrags, die Ener-

giepreispauschale in Höhe von 300 € für Arbeit-

nehmende, die Einmalzahlung in Höhe von 

200 € für Beziehende von Sozialleistungen, die 

Einmalzahlung in Höhe von 100 € an Be- 

ziehende von Arbeitslosengeld, der Einmal- 

bonus für Kinder in Höhe von 100 €, der Sofort- 

 

zuschlag in Höhe von 20 € pro Monat für Kinder 

in Bedarfsgemeinschaften, der Heizkostenzu-

schuss für Wohngeldempfangende, die Ab-

schaffung der EEG-Umlage am 1. Juli dieses Jah-

res, die Einführung des 9-€-Tickets und die Ent-

fernungspauschale für Fernpendlerrinnen 

und -pendler. 

 

Sie merken vielleicht, dass ich die Senkung der 

Energiesteuer auf Kraftstoffe hier nicht auf-

führe, weil ich glaube, wenn der Diesel jetzt  

teurer ist als vor der Einführung dieser Subven-

tion in Höhe von 3,2 Milliarden €, dann kann 

man das nicht als Entlastung der Bürgerinnen 

und Bürger verkaufen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Der Diesel ist teurer, 

weil der Anteil kleiner ist!) 

 

Die Einführung des Klimageldes gehört noch 

hinzu. Ich habe sie noch nicht genannt, weil sie 

tatsächlich noch nicht wirkt. Daran wird noch 

gearbeitet. Das ist ein sozialer Kompensations-

mechanismus, der Bürgerinnen und Bürger für 

die künftigen CO2-Preisanstiege entlasten wird, 

insbesondere im Bereich Wärme und Verkehr. 

 

Es wird ebenfalls daran gearbeitet, dass das Bür-

gergeld eingeführt wird. Ich bin sehr froh dar-

über, dass sich die GRÜNEN damit durchsetzen 

konnten, dass die Sanktionen im Bereich SGB II 

bis dahin ausgesetzt worden sind. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Wir GRÜNE machen das soziokulturelle Exis-

tenzminimum nicht am Wohlverhalten des Ein-

zelnen fest, sondern sehen es als Ausdruck  

seiner unantastbaren Menschenwürde an. Teil-

habe ist Menschenrecht, nicht mehr und nicht 

weniger. 

 

Dass dies leider de facto oftmals nicht die er-

lebte Wirklichkeit ist, schildern die Beiträge un- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

31 

ter dem erwähnten Hashtag „#IchBinArmutsbe-

troffen“. Armut und Scham sind weiterhin eng 

verflochten. Dies aufzubrechen ist ebenso wich-

tig wie bedarfsgerechte Regelsätze und ein  

fairer Mindestlohn. 

 

Für die Kleinsten wird ebenfalls an einer direk-

ten Entlastung gearbeitet. Kindergrundsiche-

rung ist das Mittel der Wahl, ein weiterer  

wesentlicher Baustein gegen Armut.  

 

Während wir also im Bund daran arbeiten, Men-

schen zu unterstützen, bei denen am Ende des 

Geldes noch zu viel Monat übrig ist, sehen wir 

gleichzeitig - das ist tatsächlich ein Skan-

dal - übermäßige Gewinne, die sich aktuell 

bspw. die Mineralölkonzerne unverdient, weil 

aufgrund äußerer Umstände, einstreichen. 

 

Hinzu kommt, dass dieser Markt nur wenig 

wettbewerbsintensiv ist. Die wenigen Wettbe-

werber wissen untereinander, wie die Preise ge-

setzt werden, und haben somit auch wenig An-

reiz dafür, ihre Preise zu senken. In dieses  

System mit Steuererleichterungen zu gehen und 

auf Besserung zu hoffen, war ein schwerer  

Fehler. 
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ein 3 Milliarden € 

schwerer Fehler!) 
 

Der Tankrabatt war absehbar Quatsch und füllt 

nur die Taschen der Konzerne. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von Guido 

Kosmehl, FDP) 
 

Es wäre einfacher und ginge schneller, den  

Fehler zu beheben, als ihn kartellrechtlich und 

steuerrechtlich zu entschärfen. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Wenn Sie nicht immer 

bei anderen mitfahren würden, sondern  

selber fahren würden, dann würden Sie das 

wissen!)  

 

 

Warum Sie als FDP nicht über Ihren mövenpick-

artigen Schatten springen können, 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE 

- Oh! bei der CDU und bei der FDP) 

 

das ist mir völlig unerklärlich. 

 

(Unruhe bei der FDP - Guido Kosmehl, FDP: 

Das ist unerhört! Warum haben all die  

GRÜNEN mitgestimmt?) 

 

Es ist fatal; denn hierbei arbeitet niemand mit 

eigenem Geld, sondern hierbei wird das Geld 

der Menschen aus dem sprichwörtlichen  

Fenster geworfen.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Das ist Quatsch! Das 

ist totaler Quatsch!) 

 

Dieses Augen-zu-und-durch der FDP kommt die 

Verbraucherinnen und Verbraucher in diesem 

Land teuer zu stehen. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Das kann ich Ihnen nicht ersparen, Kollegen von 

der FDP. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Frau Lüddemann, es ist 

ein Verzicht auf Steuereinnahmen!) 

 

Auf Ihren Wunsch hin kassiert nicht nur Putin 

beim hohen Ölpreis ab, sondern auch die Mine-

ralölkonzerne. 

 

(Marco Tullner, CDU: Aber ihr koaliert noch?) 

 

Jetzt muss etwas getan werden, damit nicht 

noch weiter Steuergeld in kapitalistische  

Konzerntaschen fließt. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE 

- Oh! bei der CDU und bei der FDP)  
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Das kann und darf nicht der Sinn sein. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Gehen Sie doch aus der 

Bundesregierung raus!) 

 

Deshalb sind wir als GRÜNE für eine Überge-

winnsteuer. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE 

- Sven Rosomkiewicz, CDU: Aber die Ampel 

steht noch in Berlin? - Unruhe) 

 

Ich will sehr deutlich sagen, 

 

(Anhaltende Unruhe) 

 

- wenn Sie es noch hören wollen - diesen Ansatz 

haben wir nicht erst jetzt propagiert, sondern 

Sie werden sich daran erinnern, dass wir es be-

reits voriges Jahr in die Debatte eingeführt ha-

ben, damals bezogen auf ungebührliche Profite 

einzelner Unternehmen infolge der Coronakrise 

 

(Marco Tullner, CDU: Die Rede schicken wir 

Robert Habeck!) 

 

und jetzt als Reaktion auf Kriegsgewinnler, die 

aus dem Leid und aus der Not der Menschen un-

gebührliche Profite schlagen. Das ist schamlos 

und muss beendet werden. 
 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 
 

Zudem könnte aus den Einnahmen einer Über-

gewinnsteuer auf Extraprofite konkret aufgrund 

des russischen Überfalls auf die Ukraine auch 

die Finanzierung der nötigen Entlastungspakete 

gestemmt werden. 
 

(Zuruf von Stefan Ruland, CDU) 
 

Die FDP ist nicht dazu bereit, ernsthaft über die-

sen Fall zu reden.  
 

(Lachen bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Wirtschaftsminister Habeck will sich nicht damit 

zufrieden geben und will nun das Kartell-

recht - das ist bereits erwähnt worden -, 

 

(Zuruf von Dr. Lydia Hüskens, FDP) 

 

wie er sagt, schärfen und mit Klauen und Zäh-

nen verteidigen. 

 

(Marco Tullner, CDU: Hat er die Rede ge-

schrieben?) 

 

Ich habe von Ihnen leider keinen Lösungsvor-

schlag in dieser Sache wahrgenommen; im Ge-

genteil: Der Bundesfinanzminister mauert beim 

Steuerrecht 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

und die Oligopolmärkte missbrauchen ihren 

Einfluss. 

 

(Sven Rosomkiewicz, CDU: Neuwahlen!) 

 

Die gesetzgeberische und praktische Umset-

zung eines schärferen Kartellrechts ist allerdings 

nicht einfach; das muss man ehrlicherweise  

sagen.  

 

(Sven Rosomkiewicz, CDU: Dann macht doch 

Schluss in Berlin!) 

 

Es soll der Nachweis für Absprachen eines Kar-

tells dadurch ersetzt werden, dass die Wirkung 

an den Märkten als solche gewertet wird. Daher 

darf die Übergewinnsteuer nicht vom Tisch  

genommen 

 

(Dr. Lydia Hüskens, FDP: Doch!) 

 

und darf die FDP nicht aus der Verantwortung 

entlassen werden. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 
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Es ist hier bereits gesagt worden: Großbritan-

nien, aber auch innerhalb der EU Spanien, Ita-

lien und Rumänien haben eine solche aktive 

Steuerpolitik. Auch die EU-Kommission emp-

fiehlt, EU-weit eine derartige Besteuerung auf-

zulegen, weil natürlich klar ist - das ist ja hier 

auch angefragt worden -, dass die Mineralöl-

konzerne ihren Sitz in unterschiedlichen euro-

päischen Ländern haben, zumal wenn die Pro-

fite auf den kriegerischen Überfall Russlands auf 

die Ukraine zurückgehen. 
 

Energieunternehmen, insbesondere die Mine-

ralölkonzerne, profitieren von diesem schänd- 

lichen Krieg. Hierbei stehen, neben anderen 

Umständen beim Tankrabatt, insbesondere Un-

ternehmen im Fokus, die den Steuervorteil zu 

großen Teilen nicht weitergeben, sondern als 

Gewinn auf Kosten der Allgemeinheit ver- 

buchen. 
 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Prüfung des  

Kartellamts richtig, die Sektorprüfung. Die  

eigentliche Frage ist aber, wie bereits erwähnt, 

die Übergewinnsteuer für Öl- und Energiekon-

zerne, die billig gekaufte Energie teuer verkau-

fen, auf gestiegene Beschaffungspreise weitere 

Gewinnmargen aufschlagen und Vergünstigun-

gen wie den sogenannten Tankrabatt nicht oder 

nur zu geringem Teil weitergeben. 
 

Klar ist, dass es eine politisch zu entscheidende 

Frage ist, keine technische. Für uns GRÜNE ist 

klar, wir brauchen eine Lösung, die möglichst 

ökologisch ist und - das ist das Entschei-

dende - die meiste Entlastung für die Bürgerin-

nen und Bürger garantiert. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Frau Lüddemann, als Erstes eine Frage von 

Herrn Gallert, wenn Sie sie beantworten wollen. 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Ich versuche es. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Sie versuchen es, gut. - Herr Gallert, bitte. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Es ist schon bemerkenswert, welche Emotiona-

lität bei dieser Debatte bei den Kollegen der FDP 

und bei einigen anderen auftritt. Ich will an der 

Stelle aber zumindest eine Frage stellen; denn 

wir können nicht so schnell nachgucken. Sie  

haben sich als GRÜNE dezidiert für diese Über-

gewinnsteuer ausgesprochen, 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Ja. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Kriegsprofiteursteuer, egal, wie auch immer. Ich 

will einfach eines wissen: Wir haben diese Ge-

schichte zum ersten Mal im Februar beantragt, 

zum zweiten Mal im April. Können Sie mir  

sagen, ob Sie auch im Februar und April schon 

dafür waren oder ob es jetzt eine neue Erkennt-

nis der GRÜNEN ist?  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Ich habe bereits erwähnt, dass wir über die 

Übergewinnsteuer seit mindestens zwei Jahren 

diskutieren. Damals ging es tatsächlich um 

Übergewinne, die sich aus der Coronakrise er-

geben haben.  
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(Markus Kurze, CDU: Haben wir es besteuert, 

Biontech und so? - Nein!) 

 

Ich bin seit zwei Jahren dafür. 

 

(Markus Kurze, CDU: Man hätte doch die 

Pharmaunternehmen besteuern können! - 

Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Kosmehl, Intervention? 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  
 

Ja. - Sehr geehrte Kolleginnen Lüddemann! 
 

(Anhaltende Unruhe) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 

Die anderen einmal ein bisschen Konzentration, 

damit, falls es Zwischenrufe gibt, ich es orten 

kann. - Danke. 
 

 

Guido Kosmehl (FDP): 
 

Man kann ja, wenn man auf unterschiedlichen 

Ebenen Verantwortung trägt, auch einmal beim 

Agieren seiner Landesregierung oder seiner 

Bundesregierung unterschiedlicher Meinung 

sein. Wenn aber Sie als GRÜNE in Berlin mit Ver-

antwortung tragen und die Zustimmung zum 

gesamten Entlastungspaket I und zum gesam-

ten Entlastungspaket II erteilt haben, dann kön-

nen Sie sicherlich nicht davon ausgehen, dass 

Sie einen Partner bei Ihrer Mitbeteiligung allein 

angreifen. - Erste Aussage. 
 

Zweite Aussage. Vielleicht weiß ich nicht genau, 

wie es bei den GRÜNEN ist. Ich habe gestern ge-

lernt, dass es eine Art Fahrservice der CDU gibt 

 

(Lachen bei der FDP und bei der CDU - Ulrich 

Thomas, CDU: Aber nicht für alle!) 
 

und dass Sie sozusagen nicht genau wissen, wie 

das mit dem Tanken gerade funktioniert. 
 

(Lachen und Beifall bei der FDP und bei der 

CDU - Olaf Meister, GRÜNE: Erzählen Sie uns 

das einmal!) 
 

Sie müssen feststellen, dass es ein Unterschied 

ist zwischen dem Tankrabatt, den Bundesfinanz-

minister Lindner ins Gespräch gebracht hat, und 

dem, was die Ampelkoalition jetzt umgesetzt 

hat. Das ist nicht ganz unser Vorschlag, aber den 

müssen wir jetzt mittragen.  
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Wer kommt auf die 

Idee?) 
 

Er kommt auch zum Teil schon bei den Men-

schen an, weil sie deutlich weniger zahlen, weil 

es eine - - Sie schütteln mit dem Kopf. Natürlich 

zahlen Sie weniger; denn der Abzug ist ja da. - 

Erstens. 
 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 
 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Wenn Diesel mehr kostet - - 
 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Zweitens. Wenn wir den Tankrabatt, von Chris-

tian Lindner vorgeschlagen, umgesetzt hätten 

wie in Spanien - ich habe das ausprobiert; Sie 

kennen sich vielleicht auch auf Teneriffa aus; ich 

glaube, Sie waren auch da -, 
 

(Oh! bei der CDU) 
 

dann wissen Sie - ich habe dort ein Auto gemie-

tet -, man tankt dort und bekommt auf der  
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Rechnung direkt 25 Cent abgezogen, weil der 

echte Tankrabatt von der spanischen Regierung 

weitergegeben wird. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das ist in Polen 

auch so!) 

 

Das war unser Vorschlag. Den wollten die GRÜ-

NEN nicht mittragen. 

 

(Zuruf: Aha!) 

 

Ich teile jetzt aber das, was wir an Entlastung ga-

ben. Das müssen wir mittragen. Nur eines geht 

nicht. Wenn Sie eine Übergewinnsteuer fordern 

und sagen, dafür haben Sie sich bereits seit län-

gerem eingesetzt, dann nenne ich Ihnen einmal 

aktuelle Zahlen. Der Nettogewinn von Biontech 

betrug im ersten Quartal 2022  3,7 Milliarden €. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Die haben ja mehr 

Leistung gebracht! - Sebastian Striegel, 

GRÜNE: Da steckt Leistung dahinter!) 

 

Wollen Sie wirklich solche Steigerungen von Ge-

winnen besteuern? Das ist doch Irrsinn! 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Frau Lüddemann. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Ich würde sehr davor warnen wollen, dass wir 

interne Konflikte der Bundesebene an dieser 

Stelle coram publico austragen. 

 

(Lachen und Unruhe bei der CDU und bei der 

FDP)  

Wenn wir das anfangen, sprengen wir die Rede-

zeit - dann brauchen wir morgen den Sit-

zungstag noch dazu. 

 

Ich gebe Ihnen nur einmal das Stichwort mit: 

Verbot von Verbrennungsmotoren ab dem Jahr 

2035 und die Abstimmung darüber in Brüssel. 
 

(Unruhe - Siegfried Borgwardt, CDU: Tada! - 

Zuruf von Stefan Ruland, CDU) 
 

Das steht eindeutig im Koalitionsvertrag. Daher 

hat die FDP jetzt gemauert. Wenn wir anfangen, 

das an dieser Stelle zu diskutieren, werden wir 

nicht fertig. 

 

Ich sage es noch einmal, es geht um 

eine   Ü b e r g e w i n n s t e u e r   , es geht 

nicht darum, dass die Konzerne keine Gewinne 

mehr machen sollen.  
 

(Jörg Bernstein, FDP: Das sind 50 %!) 
 

Wir sind eine Marktwirtschaft; das ist keine 

Frage.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Es gibt noch eine dritte Frage. 
 

(Unruhe - Cornelia Lüddemann, GRÜNE, setzt 

sich auf ihren Platz) 
 

- Ich frage bloß. - Herr Thomas, Sie dürfen die 

Frage für sich behalten. - Es geht weiter in der 

Debatte. - Herr Dr. Schmidt. 
 

(Unruhe) 

 

 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Prof. Willingmann hätte sich in seiner Zeit 

als regelmäßig Vorlesender sicher oft 
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(Michael Scheffler, CDU: Vortragender!) 

 
ein derart unglaublich engagiertes Auditorium 

gewünscht. Ich stelle mir vor, dass steuerrecht-

liche Fragen nicht automatisch im Hörsaal im-

mer zu solchen Eruptionen der Leidenschaft und 

Teilnahme geführt haben. Ich versuche gleich 

noch ein wenig Öl ins Feuer zu gießen. 

 
(Lachen - Unruhe - Olaf Meister, GRÜNE: Ver-

sprochen ist versprochen!) 

 
Aber zunächst zum Thema Armut. Wir haben 

die Debatte darüber bereits im vergangenen 

Monat ausführlich geführt. Meine Kollegin 

Gensecke hat damals sehr ausführlich darge-

legt, welche Maßnahmen bereits ergriffen  

worden sind und welche Maßnahmen aktuell 

kommen werden, um zu verhindern, dass die 

Wasserlinie der Armut vor dem Hintergrund der 

aktuellen Lage immer weiter ansteigt. Sie hat 

auch gesagt, warum, nämlich weil Armut und 

Armutsgefährdung über das Problem der Be-

troffenen hinaus auch eine Frage des gesell-

schaftlichen Zusammenhaltes ist. 

 
Lassen Sie mich ergänzen, dass Armut sich über 

materielle Fragen hinaus in eingeschränkter 

Teilhabe ausdrückt. Es geht nicht nur um das 

Geld und die Versorgung, sondern auch um ge-

sellschaftliche und kulturelle Teilhabe; und wir 

sind in diesem Land bei Weitem noch nicht an 

einem Punkt angekommen, alles richtig gut zu 

machen.  

 
Der Minister hat heute in Vertretung diese Maß-

nahmen insgesamt noch einmal aufgezählt. 

Meine Kollegin Gensecke hat auf die Armutsge-

fährdungsquote in Sachsen-Anhalt und die 

Lage, in der wir uns befinden, hingewiesen. Das 

ist alles geschehen. Die Bundesregierung  

handelt an dieser Stelle, und zwar auch über 

den Tag hinaus.  

Das Land handelt im Übrigen auch. Haushalts-

mittel in Höhe von 420 Millionen € für das  

Kinderförderungsgesetz  

 

(Zustimmung von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

sind am Ende nicht nur eine Unterstützung für 

die Kommunen, deren Aufgabe das eigentlich 

ist. Vielmehr sind sie auch eine Operation, und 

zwar eine ziemlich große, um Kinderbetreuung 

und damit ein ganz wichtiges Stück Teilhabe  

bezahlbar zu machen. 

 

(Zustimmung bei der SPD und von Guido Kos-

mehl, FDP - Guido Heuer, CDU: O Mann!) 

 

Ich will damit nicht sagen, dass man nicht noch 

mehr tun könnte. Aus der Opposition heraus 

lässt sich das in Richtung Berlin leicht fordern 

und lassen sich Versprechen machen, wenn 

man den Haushalt, der dahintersteht, nicht  

beschließen muss. 

 

Die SPD, in der Verantwortung - mit dem Ruck-

sack, von dem ich gestern gesprochen habe -, 

einen Haushalt beschließen zu müssen, setzt 

sich - das ist seit 159 Jahren unsere DNA - mit 

allen Möglichkeiten für die Armutsbekämpfung 

ein. 

 

Nun sind wir aber vor neue Herausforderungen 

gestellt. Nun ist es so: Manche Menschen, Dinge 

und Sachen gehören zusammen; das wissen sie 

aber nicht so genau, das erschließt sich auch 

nicht automatisch. Die Antwort auf die Frage, 

wie wir in der aktuellen Situation mit Steuern 

steuern, ist eine, die auf der anderen Seite auch 

die Herausforderung, die Ausbreitung von  

Armut zu verhindern, beantworten kann. 

 

Ich sage voraus, die im Koalitionsvertrag aufge-

führte Position der Ampel, keine Steuer- 

erhöhung um jeden Preis, wird den Herbst nicht 

überleben. Denn diese Herausforderungen  
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werden sich auch für die Berliner stellen. Die 

werden etwas tun müssen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Entlastung! Ent- 

lastung!) 

 

Eine Übergewinnbesteuerung - es geht um un-

gefähr 30 Milliarden € geschätzte Überge-

winne; manche sprechen von 35 Milliar-

den € - ist eine Möglichkeit und kein Teufels-

zeug. 

 

(Zustimmung bei der SPD und von Olaf Meis-

ter, GRÜNE) 

 

Wir reden immer gerne über das Erdöl. Es gibt 

auch noch die Gashändler, die Spekulationsge-

winne erzielen, indem sie Gas dreimal weiter-

verkaufen und dadurch die Stadtwerke mit  

ihren langfristigen Lieferverträgen im Zweifels-

falle alt aussehen lassen. Das gehört zu diesem 

Stückchen Wahrheit auch dazu. 

 

Warum ist das kein Teufelszeug? Nicht, weil es 

vielleicht in Italien und Ungarn bereits umge-

setzt wird 

 

(Guido Heuer, CDU: Vor allem Italien! 150 % 

Staatsverschuldung! Na toll!) 

 

und es offensichtlich funktioniert. Nein, auch in 

den USA hat es Übergewinnsteuern gegeben. 

Im Ersten und im Zweiten Weltkrieg haben sie 

auf diese Art Übergewinne in der Rüstung abge-

schöpft. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Ja!) 

 

Die USA sind ja bekanntlich keine kommunisti-

sche Diktatur und sind es auch damals nicht ge-

wesen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Manche sagen so, 

manche sagen so!) 

Die Hauszinssteuer von 1923, die über viele 

Jahre lang Mittel generiert hat, die zweckgebun-

den in den Wohnungsbau flossen, war auch 

keine kommunistische Operation gewesen. 

Übergewinnsteuern sind möglich. Ich denke, in 

der einen oder anderen Weise werden sie nötig 

sein.  

 

Ob man das am Ende dann wirklich über eine 

Übergewinnsteuer macht, das ist eine sehr 

spannende Frage. Denn es ist nicht ganz trivial, 

den Übergewinn zu berechnen. Die Amerikaner 

haben das damals auf diese Weise gemacht: Im 

Zweiten Weltkrieg haben sie gesagt, 9 % Kapi-

talrendite ist 2 % über dem 150-jährigen Mittel, 

das ist okay; alles darüber liegende betrachten 

wir als Übergewinn.  

 

Die Kollegen von General Electric waren im Jahr 

1955 insofern dabei behilflich, als sie für sich 

konzernintern definiert haben, ab welcher Höhe 

ein Übergewinn besteht; nämlich um einen 

Grund dafür zu haben, ihren Managern Boni 

auszahlen zu können. Das kann man machen. 

 

Aber es gibt viel attraktivere Möglichkeiten, mit 

Steuern zu steuern; Stichwort Finanztransak- 

tionssteuer, für die ich seit dem Jahr 2016 ein-

treten darf. Sie wäre erstens eine Hilfe gegen 

Spekulationen - auch die kurzfristigen Spekula-

tionen auf die Rohstoffpreise - und zweitens 

eine Möglichkeit, Kapitalerträge jenseits von 

Gut und Böse abzuschöpfen und für eine ver-

nünftige Umverteilung ins Spiel zu bringen. 

 

(Zustimmung von Dr. Heide Richter-Airijoki, 

SPD, und von Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Die Idee stammt aus dem Jahr 1936 von John 

Maynard Keynes und ist an dieser Stelle auch 

kein Produkt des demokratischen Sozialismus. 

Der damalige Bundesfinanzminister Olaf Scholz, 

der heute Kanzler ist, hat sich seinerzeit dafür in 

der EU erfolglos stark gemacht. Diese Steuerart  
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ist aber gleichwohl nicht vom Tisch und auch in 

Brüssel werden die Kolleginnen und Kollegen 

sich den Realitäten stellen müssen.  

 

Noch viel einfacher, unproblematischer und gar 

nicht diskriminierend wäre es, wenn wir etwas 

bei der Einkommen- und der Körperschaft- 

steuer täten.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Flattax!) 

 

Während wir nämlich kalt lächelnd bei der Ein-

kommensteuer mit einer Progression den Über-

gewinn des Gutverdieners abschöpfen und mit 

der kalten Progression bei allen den Inflations-

übergewinn mitnehmen, machen wir das bei 

der Körperschaftsteuer auf gar keinen Fall 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Kapitalertragsteuer!) 

 

- bei der Kapitalertragsteuer -, weil das nämlich 

ganz böse ist. Daher sind wir bei 25 %. Das  

bedeutet, der Gewinn aus der Arbeit wird in die-

sem Land gegenüber dem Gewinn aus Kapital 

erheblich diskriminiert. 

 

(Zustimmung bei der SPD und von Olaf Meis-

ter, GRÜNE) 

 

Das ist gemacht worden, als es leicht möglich 

war, im alten Mercedes mit einem Koffer voller 

Geld oder einem ganzen Kofferraum voller Geld 

nach Liechtenstein zu fahren. Die Zeiten sind 

bekanntlich vorbei. Wir könnten jetzt eine Kapi-

talertragsteuer einführen, die den Namen auch 

verdient. Die Geschichte mit der Kapitalflucht 

gehört inzwischen ins Land der Märchen. 

 

Dann gäbe es da immer noch eine Reform der 

Körperschaftsteuer, über die wir nie reden, weil 

wir so viel Angst davor haben, dass es Billig- 

steuerländer in der europäischen Nachbar-

schaft gibt. Ich finde, es ist ein bisschen eine 

leichte Entschuldigung, Folgendes zu sagen:  

 

Weil die anderen Unfug machen, müssen wir 

das auch mitmachen, weil die sonst alle weg 

sind. Das ist überhaupt nicht zwingend und not-

wendig. Ich denke, dass im Herbst in Berlin ge-

nau diese Debatten ausbrechen werden, weil 

der Bund nämlich ansonsten mit seinen Aufga-

ben nicht mehr um die Kurve kommen wird. 

Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, werden 

auch wir das besprechen. 

 

Das können wir ganz einfach und ohne Schaum 

vor dem Mund tun, weil wir in der Reali-

tät - nicht in dem, was immer im „manager ma-

gazin“ steht, aber in der Realität - überhaupt 

kein Hochsteuerland sind. Wir sind ein Hochab-

gabenland. Das ist auch eine Quelle und ein 

Problem von Armut, weil die Abgaben nämlich 

hauptsächlich von lohnabhängig Beschäftigten 

geleistet werden. Auf der Steuerseite liegen wir 

in Europa im guten Mittelfeld, was die Steuer-

höhen betrifft; egal was immer so gern anderes 

behauptet wird. Es gibt sehr interessante Rech-

nungen zur Einkommensteuer, bei denen der  

alleinstehende Gutverdiener usw. herange- 

zogen wird. Wir haben an der Stelle noch sehr 

viel Spielraum. Wir werden ihn brauchen und 

wir müssen ihn wollen; denn wir wollen keine 

Armut. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Jetzt erhalten Sie von mir noch ein bisschen 

Spielraum. Die Redezeit ist um, aber es gibt 

noch ein paar, die Ihren Spielraum vergrößern 

wollen. - Herr Ruland. 

 

 

Stefan Ruland (CDU): 

 

Geschätzter Kollege Schmidt! Es ist diesmal 

wirklich eine Frage. Sie haben bei dem Thema  
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der Übergewinne der Energiewirtschaft wieder 

auf die fossilen Brennstoffe - ob das nun Öl oder 

Gas ist - fokussiert. Ist Ihnen bewusst, dass im 

Sog dieser allgemeinen Preissteigerungen auch 

Erzeuger von erneuerbaren Energien im  

Rahmen des Direktvertriebes durchaus von den 

gestiegenen Verkaufspreisen am Ende Wert-

schöpfungskette profitieren? Wenn ja, unter-

scheiden Sie dann in gute und schlechte Ge-

winne, oder warum ist das kein Thema in der 

Aufzählung von Steuern auf Energien gewesen? 
 

 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 
 

Ja, Sie haben recht. Ich hätte auch noch einen 

Satz über die Windenergie sagen können. 

Selbstverständlich wird auch dort Übergewinn 

erzielt und selbstverständlich müsste auch der 

besteuert werden. Das ist vermutlich volumen-

mäßig nicht der größte Sack Geld, der dort weg-

zutragen ist. Ich glaube, wir fokussieren uns so 

sehr auf die Mineralölkonzerne, weil wir bei die-

sen haben eintreten lassen, dass es ein wirklich 

unerträgliches Oligopol gibt. Die brauchen sich 

gar nicht abzusprechen. Der Habeck wird denen 

niemals etwas nachweisen können. Die  

brauchen sich nicht abzusprechen. 
 

(Zustimmung von Olaf Meister, GRÜNE) 
 

Die arbeiten alle mit demselben Algorithmus, 

mit dem sie Tausende Tankstellen steuern. Die 

kommen ohne Absprachen um die Kurve. Wir 

lassen zu, dass die Preise am Tag um mehr als 

10 % schwanken. Es kann doch niemand  

behaupten, dass das etwas mit den Rohstoff-

preisen oder den Herstellungspreisen oder dem 

stündlich wechselnden Stundenlohn des Tank-

warts zu tun hat. Was die Brüder und Schwes-

tern treiben, führt einen immer dazu, dass man 

auf sie schaut, weil in diesem Bereich die Wett-

bewerbslage einfach so schlecht ist. Das ist kein 

Steuerthema, aber eigentlich auch eines, um 

das wir uns einmal kümmern müssen. 

Selbstverständlich, es geht um alle Arten von 

Energie. Ich will das noch einmal sagen: Im Gas-

handel wird auf der einen Seite spekuliert - es 

darf spekuliert werden und niemand bestraft 

das, wenigstens nicht steuerlich -, und Sie wol-

len auf der anderen Seite Versorgungssicher-

heit. Gerade bei den kommunalen Unterneh-

men, die sich über langfristige Verträge ab- 

sichern, wollen Sie irgendwie auch ein bisschen 

Preisstabilität und Vorlauf. Dann kommt der 

kommunale Anbieter in die Situation, dass ihm, 

nachdem der kleine Gashändler pleitegegangen 

ist, die Leute in die Grundversorgung  

plätschern. Dann muss er zukaufen. Damit orga-

nisieren wir, wenn wir nicht eingreifen und bei 

der Spekulation nichts machen, ein Programm, 

mit dem die Leute reich werden und das Geld 

auf eine schöne südliche Insel wegtragen,  

während gleichzeitig unsere Kommunen in die 

Situation kommen, dass die Stadtwerke ein Zu-

schussgeschäft werden. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Schmidt. Das ist fast wie eine Vor-

lesung. 

 

 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Und das ist - - 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Den zweiten Teil der Vorlesung besorgt Ihnen 

Herr Kosmehl. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP): 

 

Lieber Kollege Schmidt! Ich bin ausdrücklich 

dankbar, dass Sie sehr sachlich die Beschreibun- 
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gen und auch die bevorstehenden Diskussionen 

für den Herbst hier dargelegt haben. Ich will 

zwei Punkte ansprechen. 

 

Erstens. Da Sie ein ausgewiesener Finanz- 

experte sind, haben Sie bestimmt im Kopf, was 

die aktuelle Steuerschätzung in diesem Jahr für 

Bund, Länder und Gemeinden an Steuermehr-

einnahmen voraussagt. 

 

Zweitens. Wir haben im Koalitionsvertrag der 

Ampel tatsächlich keine Steuererhöhungen ver-

einbart. Im Gegenzug haben wir uns auch aber 

als Freie Demokraten nicht damit durchsetzen 

können, Steuerentlastungen für die kleinen und 

mittleren Einkommen durchzuführen, die Sie 

mit der kalten Progression gut umschrieben  

haben. Gehen Sie mit mir d'accord, dass es an-

gesichts der hohen Inflationsrate eine Aufgabe 

der Bundesregierung wäre, die kleinen und 

mittleren Einkommen z. B. durch ein Abschmel-

zen der kalten Progression zu entlasten? 

 

(Zustimmung bei der FDP und von Guido 

Heuer, CDU) 

 

 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Lieber Kollege Kosmehl! Ich habe die Zahlen der 

Steuerschätzung nicht im Kopf. Ich habe mich 

jetzt schon hilfesuchend umgeschaut, aber der 

Finanzminister ist nicht anwesend. Für das Land 

ist es aber ein mittelhoher dreistelliger Millio-

nenbetrag, der auf uns zukommt. Das ist ein 

bisschen eine Rechnung des liberalen Milch- 

lieferanten. Es gibt ja so eine Pressemitteilung 

auf Wiedervorlage in der FDP-Zentrale. Die be-

sagt: Die Steuereinnahmen steigen, wir haben 

Spielraum für Entlastungen. 

 

Die nominalen Steuereinnahmen müssen stei-

gen und das tun sie üblicherweise jedes Jahr. 

Wenn sie das nicht tun, haben wir ein richtiges  

 

Problem, weil nämlich die nominalen Ausgaben 

der öffentlichen Hand auch steigen, und zwar 

einfach aufgrund der Inflation. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Richtig!) 

 

Das wird sich jetzt mächtig anschieben. Das be-

deutet, die nominalen Mehreinnahmen, die 

Bund, Länder und Kommunen machen, werden 

sich einfach in den nominal steigenden Aus- 

gaben aufbrauchen, ohne dass es irgendeine 

Leistungserweiterung gibt. Die wird es über-

haupt nicht geben. Meine Vermutung ist eher, 

dass der Bund sich in große Schwierigkeiten 

bringt. Das Finanzkapitel des Koalitionsvertra-

ges ist ohnehin ein bisschen Voodoo. 

 

(Guido Kosmehl, FDP, und Olaf Meister, 

GRÜNE, lachen) 

 

Es steht darin etwas von gigantischen Aus- 

gabenprogrammen, die sich alle irgendwie über 

Kapital finanzieren, das von außen dazukommt, 

und die KfW macht das. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 

 

Das war ohnehin eine Rechnung, die sich mir nie 

so ganz erschlossen hat. 

 

Was die kleinen und mittleren Einkommen  

betrifft: Auch meine Partei schreibt ganz regel-

mäßig diesen Unfug in ihr Wahlprogramm und  

regelmäßig schüttle ich die Fäuste in Richtung 

Berlin. Kleine und mittlere Einkommen zahlen 

doch gar keine Einkommensteuer. Das ist doch 

totaler Quatsch. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Hm?) 

 

Wir haben ein Medianeinkommen in Deutsch-

land von 2 400 €. Darunter fängt irgendwo 

„klein und mittel“ an. 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

41 

(Guido Kosmehl, FDP: Das Medianeinkom-

men ist bei Ihnen schon klein und mittel?) 
 

Wir sind jetzt bei einem steuerfreien Mindest-

einkommen von ungefähr 1 200 €. Alle, die da-

runter liegen, haben kleine Einkommen und 

zahlen gar keine Einkommensteuer, die man 

ihnen wegnehmen könnte. Die fängt dann über-

haupt erst an. Dann zahlen sie 15 % auf das biss-

chen, was sie noch übrig haben. Die tragen zur 

Einkommensteuer ganz wenig bei und man 

kann sie an der Stelle auch ganz wenig entlas-

ten. Alles, was wir bei der Progression machen, 

passiert immer in der Mitte, aber meistens  

passiert oben etwas.  

 

Wir bräuchten Folgendes: Streiche diesen schö-

nen Satz, von dem aber alle wissen, dass ihn alle 

gut finden, weil alle Wähler denken, dass sie ge-

meint sind, dass dann etwas ganz Tolles mit 

ihnen passiert und dass sie Steuersenkungen er-

halten. Das ist alles Blödsinn. Wir müssten über 

die Abgaben in diesem Land reden, die nämlich 

nicht progressiv sind, sondern alle gleich  

drücken und die von Anfang - - 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 

Herr Schmidt, ich bin froh, dass wir das dann im 

Ausschuss diskutieren können. Sie haben jetzt 

schon wirklich recht viel gesagt. - Danke. 
 

(Zustimmung bei der SPD und von Olaf Meis-

ter, GRÜNE) 
 

Sie hatten aber eine gute Konzentration. Sie ha-

ben ja selbst mit der Vorlesung gedroht, die Sie 

ersatzweise für Herrn Willingmann halten woll-

ten. Danke erst einmal. - Ich danke aber auch für 

die Aufmerksamkeit und für die Zusammen- 

fassung. 

 

Wir sind jetzt mit allen sechs Rednern durch, 

aber § 46 der Geschäftsordnung hat mehrere  

 

Absätze. In Absatz 5 heißt es, dass die einbrin-

gende Fraktion noch einmal die Möglichkeit zu 

einem Schlusswort von drei Minuten hat. Wir 

haben die drei Minuten schon eingepreist. Das 

heißt, der Wert wird dann auch hier vorn er-

scheinen. - Frau von Angern, Sie haben für drei 

Minuten noch einmal das Wort. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich sage kurz  

etwas zum Robin-Hood-Syndrom. Manchmal 

gibt es Metaphern, in die man total verliebt ist. 

Dann stellt man zu spät oder manchmal gar 

nicht fest, dass man sich total vergaloppiert hat. 

In Ihrem Fall ist es, glaube ich, letzteres gewe-

sen. Ich sage ausdrücklich: Ich mag mir weder 

Joe Biden noch Boris Johnson in Strumpfhosen 

vorstellen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN und von Susan 

Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 

 

Ich will aber noch etwas zu der tatsächlich ernst-

zunehmenden Debatte, die auch von der FDP 

vorgetragen worden ist, sagen. Es geht nicht um 

meine Ressentiments. 

 

(Andreas Silbersack, FDP: Doch, genau da-

rum!) 

 

Es geht um unsere Erfahrungen mit der FDP. 

 

(Andreas Silbersack, FDP, lacht) 

 

Ich verweise tatsächlich noch einmal auf die  

Kinderarmutsdebatte in der letzten Landtagsit-

zung, in der Ihr Kollege aus der Fraktion deutlich 

gemacht hat, dass Kindern und Jugendlichen 

schon in der Schule beigebracht werden muss, 

sich aus der Armut selbst zu befreien. Das sind 

einfach sehr unterschiedliche Menschenbilder. 
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(Guido Kosmehl, FDP: Das ist ein selbstbe-

stimmtes Bild!) 

 

Das ist ein ganz verschiedener Ansatz von einem 

Sozialstaat, den wir als LINKE ausdrücklich nicht 

tragen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Die soziale Frage 

wird sich nicht durch Steuerentlastungen lösen 

lassen. 

 

Schauen wir auf die aktuellen Zahlen. Es sind 

15 Millionen Menschen in Deutschland derzeit 

schon in den Dispo gerutscht wegen der explo-

dierenden Preise. 15 Millionen Menschen! Es ist 

keine Binsenweisheit, dass hiervon insbeson-

dere die kleinen und mittleren Unternehmen 

betroffen sind. Herr Schmidt hat dazu soeben 

auch noch etwas ausgeführt. 

 

Ich sage ganz deutlich für die Fraktion DIE LINKE: 

Wir lehnen das politische Mantra der Schulden-

bremse und das politische Mantra der grund-

sätzlichen Ablehnung von Steuererhöhungen 

ab, weil es Kindern und Jugendlichen nicht nur 

eine glückliche Kindheit stiehlt, sondern eben 

auch ihre Zukunft. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Einen Augenblick bitte. Wenn Sie sie beantwor-

ten möchten, hat Frau Dr. Schneider noch eine 

Frage. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Natürlich. 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Bitte. 

 

 

Dr. Anja Schneider (CDU): 

 

Was ist falsch daran, junge Menschen, die sie 

sich in der Situation befinden, von Armut be-

troffen zu sein oder entsprechend Gefahr lau-

fen, dazu zu erziehen, selber zu schauen, wie 

man sich von der Armut befreien kann - z. B. mit 

Bildung -, das anzunehmen und auch darüber 

nachzudenken oder wie auch immer? Also, was 

ist falsch daran zu sagen: Schau zu, wie es dir 

besser geht? 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Frau Kollegin! Das Entscheidende an diesem po-

litischen Ansatz ist, dass er die Tatsache ver-

drängt, dass es Situationen gibt, aus denen man 

sich nicht selbst befreien kann. Herr Krull hat ge-

rade ausführlich etwas zur Situation von Allein-

erziehenden gesagt. Ich kann Ihnen nur sagen: 

Ich finde es ein absolutes Armutszeugnis für ein 

so reiches Land wie Deutschland, dass man als 

alleinerziehende Mutter von mehreren Kindern, 

die übrigens später Steuern zahlen, fast auto-

matisch einem Armutsrisiko ausgesetzt ist. Das 

verdrängt dieser politische Ansatz, von dem Sie 

gerade gesprochen haben. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Frau von Angern. - Damit sind wir am 

Ende der Aktuellen Debatte angelangt. Gemäß  
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§ 46, diesmal Absatz 6 und nicht Absatz 5,  

werden keine Beschlüsse gefasst. 

 

Abstimmung 

 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 

in der Drs. 8/1285. Ich habe gehört, dass eine 

Überweisung zur federführenden Beratung in 

den Finanzausschuss sowie in den Ausschuss für 

Wirtschaft und Tourismus gewünscht wurde. 

Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das 

Kartenzeichen. - Das sind die Koalitionsfraktio-

nen. Herr Henke hat sich auch gemeldet, aber 

das war nicht zu diesem Thema? - Okay. Das war 

eine große Mehrheit. Wer ist dagegen? - Das ist 

die Fraktion der AfD. Wer enthält sich der 

Stimme? - Das ist die Fraktion DIE LINKE. Die 

GRÜNEN haben sich an der Abstimmung nicht 

beteiligt. Gut. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Dann ist das so beschlossen worden. Ich kann 

Ihnen sagen, ich kann jetzt etwas anderes  

machen. Wir wechseln hier vorn in der Sitzungs-

leitung.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Guten Tag, meine Damen und Herren. Wir star-

ten jetzt mit dem  

 

 

Tagesordnungspunkt 16 

 

Aktuelle Debatte 

 

Mindestlohn, Großansiedlungen, Zukunftsin-

vestitionen - neue Chancen für gute Einkom-

men und qualifizierte Arbeit in Sachsen-Anhalt 

 

Antrag Fraktion SPD - Drs. 8/1307 

 

 

Vorstellen wird diesen Antrag zunächst Frau 

Dr. Pähle und dann Herr Dr. Falko Grube. Jeden-

falls wurde mir annonciert, dass Sie das teilen 

möchten. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Das ist auch so!) 

 

Frau Dr. Pähle, bitte. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Hohes Haus! Als 

das Bundeskabinett heute vor genau vier Mona-

ten den Gesetzentwurf zur Erhöhung des Min-

destlohns beschloss, führte der erste Weg des 

Bundesministers gleich nach Sachsen-Anhalt. In 

einem Backshop in der Julius-Bremer-Straße in 

Wolmirstedt diskutierte Hubertus Heil mit den 

Verkäuferinnen darüber, was ein Mindestlohn 

von 12 € für sie und ihre Kolleginnen und Kolle-

gen in vielen Branchen bedeutet.  

 

Dieses Reiseziel war natürlich kein Zufall. Sach-

sen-Anhalt gewinnt in ganz besonderem Maße 

von der Anhebung des Mindestlohns, die Olaf 

Scholz schon im Bundestagswahlkampf ange-

kündigt hat. Eigentlich ist das, was da passiert, 

ein Teil der Antwort auf die Debatte, die wir  

gerade geführt haben. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Mehr als 215 000 Sachsen-Anhalterinnen und 

Sachsen-Anhalter und ihre Familien profitieren 

von 12 € Mindestlohn, davon 157 000 Vollzeit-

beschäftigte. Das ist ein wichtiger Fortschritt in 

unserem Land, und zwar weit über die unmittel-

bar Betroffenen hinaus. 

 

Wer am unteren Ende der Lohnskala arbeitet, 

erhält ab dem 1. Oktober 2022 einen Lohnzu-

wachs von 2,40 € pro Stunde. Das ist eine  

Steigerung um 22 %. Für Sachsen-Anhalt heißt  
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das mehr Kaufkraft für viele Familien und damit 

einen Gewinn für unsere Wirtschaft. 

 

Der höhere gesetzliche Mindestlohn ist zugleich 

ein Signal an die Arbeitgeber. Wer seine Be-

schäftigten und ihre Leistung wertschätzt, der 

zahlt ihnen mehr als das Minimum. Der neue ge-

setzliche Mindestlohn liegt in mehreren Fällen 

über dem von den Tarifpartnern vereinbarten 

und vom Staat für allgemein verbindlich erklär-

ten Branchenmindestlohn. Das gilt z. B. für die 

Abfallwirtschaft und für Ungelernte im Maler- 

und Lackiererhandwerk.  

 

Langfristig muss es um das Ziel gehen, das Mi-

nister Heil in Wolmirstedt so formulierte: Wir 

müssen die unteren an die mittleren Löhne her-

anführen; denn nur so können die Beschäftigten 

in diesem Bereich dauerhaft von ihrer Arbeit 

und später von Ihrer Rente leben. Denn eines ist 

ganz klar: 12 € pro Stunde, das ist noch lange 

kein gutes Einkommen. Der gesetzliche Min-

destlohn ist nicht mehr, aber auch nicht weniger 

als ein staatlicher Schutz vor Lohndumping. Die-

sen Schutz haben wir jetzt auf ein neues Niveau 

gehoben.  

 

Perspektivisch - man kann das nicht oft genug 

sagen - muss es aber um mehr gehen als nur ei-

nen soliden Mindestlohn. Perspektivisch geht es 

um tarifgebundene und sichere Beschäftigung 

und um das Prinzip „Gutes Geld für gute Arbeit“. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Deshalb ist das jetzt im Landtag diskutierte  

Tariftreue- und Vergabegesetz so wichtig. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

In den letzten 20 Jahren haben sich Ost- und 

Westdeutschland bei der Tarifbindung einander 

angenähert, aber im negativen Sinn. Der Anteil 

der tarifgebundenen Beschäftigten sank in  

 

Westdeutschland noch schneller als im Osten. 

53 % der Arbeitnehmer*innen waren im Jahr 

2020 im Westen in tarifgebundener Beschäfti-

gung, 43 % im Osten. Im Jahr 2000 waren es 

noch 70 % im Westen und 55 % im Osten. Das 

ist eine dramatische Entwicklung, der entgegen-

gesteuert werden muss. Dafür ist eine markante 

Anhebung der staatlich garantierten Lohnunter-

grenze ein wichtiges Signal. 

 

Ich bin froh darüber, dass das Gesetz den Bun-

desrat ohne Einwände passiert hat. Im Bundes-

tag hat die CDU/CSU noch elegante Wendungen 

hingelegt. Vor der NRW-Wahl waren 12 € Min-

destlohn zu wenig. Danach waren sie plötzlich 

Teufelszeug. Schließlich gab es bei dieser ent-

scheidenden Willensbildung für unser Land im 

Bundestag eine machtvolle Enthaltung. Im Ver-

gleich dazu war es ein gutes Zeichen gerade für 

die Menschen in Ostdeutschland, dass im Bun-

desrat auf ein solches Geplänkel verzichtet 

wurde - ich bin den Kolleginnen und Kollegen an 

dieser Stelle dafür auch sehr dankbar - und es 

keine Einwände gegen das Gesetz gab. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eines 

darf jetzt nicht passieren: Die Steigerungen 

beim Mindestlohn dürfen nicht von weiter 

wachsender Inflation aufgefressen werden. 

Deshalb sind weitere Entlastungsschritte, wie 

sie die Bundesregierung bereits angekündigt 

hat, sehr wichtig. 

 

Ebenso wichtig sind entschlossene Maßnahmen 

gegen Preisabsprachen; das haben wir gerade 

schon debattiert. 

 

Meine Damen und Herren! Der Mindestlohn ist 

bei Weitem nicht der einzige Ansatz für eine 

bessere, stärkere Einkommensstruktur in Sach-

sen-Anhalt. Nichts trägt mehr dazu bei als die 

Neuansiedlung von Unternehmen, die in erheb-

licher Größenordnung qualifizierte Arbeit nach-

fragen und entsprechend bezahlen. Das Investi- 
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tionsvorhaben von Intel für Magdeburg wird 

den Arbeitsmarkt auch in dieser Hinsicht ent-

scheidend verändern. Der hohe Bedarf an qua-

lifizierter Beschäftigung stärkt die Position der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Das ist 

gut so. 
 

Mein Kollege Falko Grube wird auf die Bedeu-

tung für die Region Magdeburg noch näher ein-

gehen. Ich will an dieser Stelle aufgreifen, was 

der Ministerpräsident im Anschluss an die Kabi-

nettssitzung mit dem Ostbeauftragten der Bun-

desregierung Carsten Schneider gesagt hat. 

Laut „Mitteldeutscher Zeitung“ wies der Minis-

terpräsident darauf hin, dass allein für den Er-

halt des Status quo Zehntausende von Arbeits-

kräften zuwandern müssen, sowohl aus ande-

ren Ländern als auch aus dem Ausland. - Recht 

hat er. Auch das wird Sachsen-Anhalt stärker 

machen. Dann, hoffe ich, setzt sich der Minister-

präsident auch an die Spitze, wenn es darum 

geht, die notwendige Willkommenskultur in un-

serem Land zu schaffen. Ich glaube tatsächlich, 

hier ist noch einiges an Überzeugungsarbeit zu 

leisten. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Was wir ebenfalls 

nicht unterschätzen sollten, ist die Bedeutung 

der Energiewende für den Arbeitsmarkt. Der In-

vestitionsbedarf bei erneuerbaren Energien, bei 

Energieeinsparungen, Antrieben wird auf lange 

Zeit für hohe Nachfrage sorgen. 
 

Hierbei sind es vor allem die Handwerksbe-

triebe, die das Zeug haben, als Jobmotor zu fun-

gieren. Aber auch hier gilt, dass Handwerk und 

Mittelstand neue Ideen und Profite im Wettbe-

werb um qualifizierte Arbeit brauchen. Wir  

wollen sie dabei gern unterstützen. 
 

Die Zeiten, die denen Menschen für jede Art von 

Job dankbar waren, sind endgültig vorbei. Die  

 

Zeiten, in denen Frauen nur dazuverdienten, 

ebenfalls. Aber: Die neuen Zeiten bieten große 

Chancen für alle Beteiligten. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Pähle. Genau wie ange-

kündigt machen Sie den Break, sodass Herr 

Dr. Grube jetzt den zweiten Part übernimmt. - 

Bitte. 

 

(Zuruf: Halt! - Dr. Falko Grube, SPD: Es gab 

eine Nachfrage!) 

 

- Herr Staudt hat eine Frage. Direkt zu Frau 

Dr. Pähle? - Gut. Dann machen wir das, wenn 

Sie einverstanden sind und das zulassen, Frau 

Dr. Pähle. Ich hatte mich jetzt auf das Ende der 

ganzen Antragstellung eingestellt. Aber: Gern 

auch so. 

 

 
Thomas Staudt (CDU):  

 
Sehr geehrte Frau Dr. Pähle, eine Frage. Welche 

Aufgabe hat aus Ihrer Sicht die Mindestlohn-

kommission in der Zukunft bei der Festlegung 

des gesetzlichen Mindestlohns? Im Moment ist 

sie ja ausgesetzt und die Bundesregierung igno-

riert hierbei aus meiner Sicht die Kommission, 

die aus Arbeitgebern, Arbeitnehmern und  

Experten zusammengesetzt ist. Expertenkom-

missionen haben wir schon viele gehabt.  

 
Meine Frage ist: Welche Aufgabe hat denn die 

Kommission, die mit großem Tamtam existiert 

oder ins Leben gerufen wurde? Denn im  

Moment tagt sie erst wieder im nächsten Jahr. - 

Danke. 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Dr. Pähle, bitte. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Vielen Dank. - Vielen Dank auch für die Frage. 

Eigentlich haben Sie Ihre Frage gerade selbst 

schon beantwortet. Die Kommission wird ihre 

Arbeit wieder aufnehmen. Das, was gerade auf 

der Bundesebene passiert ist - das ist auf der 

Bundesebene in Berlin genau so verabredet 

worden -, ist ein einmaliges gesetzliches Ein- 

greifen, um den Mindestlohn auf eine Ebene zu 

heben, dass es in der aktuellen Situation ein 

Mindestlohn ist, mit dem man im Monat über 

die Runden kommt und der aktuell vor Armut 

sichernd im Alter ist. 

 

Aber die Kommission, wie sie eingesetzt ist, mit 

Vertretern auf der Arbeitnehmer- wie auf der 

Arbeitgeberseite, also den Sozialpartnern, wird 

danach wieder ihre Aufgabe übernehmen und 

die Steigerungsraten des Mindestlohns werden 

dann in dieser Kommission beraten und festge-

legt. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Nun folgt Herr Dr. Grube. Aber in der Zeit, in der 

er zum Mikrofon schreitet, möchte ich sehr 

herzlich die Schülerinnen und Schüler der 

Oskar-Kämmer-Schule in Magdeburg begrüßen, 

die von der Tribüne aus die Plenarsitzung verfol-

gen. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Herzlich willkommen hier! - Herr Dr. Grube, 

bitte. 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Das Wort ist ein bisschen 

überstrapaziert. Aber die Ansiedlung von Intel 

ist eine Zeitenwende. Nicht nur für Magdeburg, 

Sülzetal und Wanzleben, nicht nur für den Nor-

den von Sachsen-Anhalt, sondern für das ganze 

Land.  

 

Viele von Ihnen, die hier sitzen, haben es nach 

der Wende erlebt, persönlich oder mittelbar 

durch Familie und Freunde. Viele von Ihnen  

haben erlebt, wie das war, als große Teile der 

Industriestruktur hierzulande weggebrochen 

sind, wie sich die Diskussion am Abendbrottisch 

und bei Familienfeiern um Jobverlust, Arbeits- 

losigkeit, Kurzarbeit und Umschulung drehte. 

 

Die Stadt und das Land haben in den letzten drei 

Jahrzehnten vieles getan, um das auszuglei-

chen, mit Erfolg, mit großem Erfolg sogar. Vieles 

hat sich entwickelt. Es wurden tolle Erfolgs- 

storys, tolle Erfolgsgeschichten geschrieben. 

Aber der Wendeeinschlag blieb auch drei Jahr-

zehnte danach. Und ein bisschen was an Stolz 

war weg. 

 

Das, meine Damen und Herren, hat sich mit  

Intel geändert. Der Stolz ist zurück. Eine solche 

Euphorie wie derzeit habe ich persönlich in die-

ser Stadt, in dieser Region noch nicht erlebt.  

Intel ist ein Gamechanger. 

 

Die Ansiedlung ist die Chance, die demografi-

sche Entwicklung in der Region zu verlang- 

samen, vielleicht sogar aufzuhalten. Und, meine 

Damen und Herren, heute wächst eine Genera-

tion heran, die nicht mehr das Land verlassen 

muss, wenn sie gut bezahlte Jobs haben will. Ja, 

die jungen Leute können sich heute freiwillig 

entscheiden, in die Welt zu gehen. Aber sie 

müssen nicht in die Welt gehen, wenn sie gut 

verdienen wollen. Sie werden in Zukunft zu  
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Hause bleiben können, meine Damen und  

Herren. Das ist eine gute Perspektive und das ist 

ein Erfolg für unser Land. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Welche Dimension das Ganze hat, sieht man an 

den Zahlen, die veröffentlicht worden sind. 

17 Milliarden € Investitionen in Magdeburg, 

Sülzetal und Wanzleben. 12 000 Jobs in acht In-

tel-Fabs. Mit Zulieferern reden wir über 17 000 

bis 20 000 Jobs. Im Dienstag hat der Intel Vice 

President Todd Brady bei einem Treffen mit den 

Umweltausschüssen von Landtag und Stadt auf 

die Frage, wie viele Jobs im Nachgang noch so 

entstehen können, gesagt: Es gibt Studien; ein 

paar haben den Faktor fünf, ein paar haben den 

Faktor zehn. Rechnen können Sie das selbst. 

 

Man sieht die Dimension auch an den Aufgaben, 

die auf die Region zukommen: Wasserversor-

gung, Energie, Anschluss des Eulenbergs an 

Straße, Bus, Bahn, Radwege, Fachkräfte, neue 

Schulen und Kitas, guter Wohnraum und Bau-

land. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Aufgaben sage ich, 

dass die Euphorie, von der ich gerade gespro-

chen habe, auch mit einer großen Dankbarkeit 

verbunden ist, weil wir, die in der Region leben 

- nicht nur in Magdeburg, nicht nur in den drei 

Gemeinden, sondern auch ringsum -, wissen, 

dass diese Aufgabe mit ganz viel Fördergeld, mit 

ganz viel Arbeit verbunden ist, die in den nächs-

ten Jahren, Tagen und Monaten hierher fließen. 

 

Deswegen möchte ich ausdrücklich danken dem 

Ministerpräsidenten, dem Staatssekretär Ude 

und seinem Team, wobei das Team bei den gan-

zen Fragen das ganze Kabinett ist. Ich möchte 

auch dem Oberbürgermeister Trümper, der Bei-

geordneten Stieger und deren Team danken. 

Die werden in Zukunft viel zu tun haben. Die 

werden sich ordentlich strecken müssen. Wir  

 

haben gesehen, es geht, wenn man will; das 

wollen alle. Dafür wünsche ich uns allen viel  

Erfolg. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Dr. Grube, für Ihren Redebei-

trag. - Ich sehe keine Fragen oder Interventio-

nen, sodass ich jetzt Herrn Prof. Dr. Willing-

mann in Vertretung für Frau Ministerin Grimm-

Benne an das Mikrofon bitten möchte. 

 

 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wis-

senschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren Abgeordneten! Ein letztes Mal trete 

ich vor Sie,  

 

(Zuruf: Ach so?) 

 

um in Vertretung von Kollegin Grimm-Benne, 

die nach wie vor die Gesundheitsministerkonfe-

renz - - 

 

(Lachen und Zustimmung bei der SPD, bei der 

CDU und bei der FDP - Guido Kosmehl, FDP: 

Aber nur heute! - Weitere Zurufe) 

 

- In dieser Sitzungsperiode, Herr Kosmehl;  

achten Sie darauf. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Attraktive Lebens- und Einkommensbedingun-

gen in Sachsen-Anhalt bei angemessenen  

Kostenstrukturen sind wesentliche Vorausset-

zungen, um gut qualifizierte Fachkräfte dauer-

haft im Land zu halten und für das Land zu ge-

winnen. Ein wichtiges Ziel der Landesregierung  
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ist deshalb die Schaffung von attraktiven sozial-

versicherungspflichtigen Arbeitsplätzen und der 

politische Einsatz für eine faire Ordnung auf 

dem Arbeitsmarkt. 
 

Bereits die uns jüngst vorgelegten Ergebnisse 

der Arbeitgeberbefragung 2021 des IAB-Be-

triebspanels weisen auf eine deutliche Verbes-

serung der Einkommensverhältnisse der Be-

schäftigten im Lande hin. So betrug im Jahr 2021 

der monatliche Bruttodurchschnittsverdienst 

für Vollzeitbeschäftige in Sachsen-Anhalt über 

alle Branchen und Betriebsgrößen hinweg rund 

3 030 €. Gegenüber dem Vorjahr haben sich die 

Arbeitseinkommen damit um 9 % erhöht. Sach-

sen-Anhalts Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer verdienen 88 % des vergleichbaren Durch-

schnittslohns in Westdeutschland. Im Vorjahr 

waren es noch 84 %. Damit verringert sich die 

Lohnlücke. 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! An-

ständige und faire Löhne können viel dazu bei-

tragen, die steigende Preisentwicklung hier im 

Land abzufedern. Die nunmehr im Oktober 

kommende Erhöhung des gesetzlichen Min-

destlohns auf 12 € und in der Perspektive seine 

weitere dynamische Anpassung - das wurde ge-

rade schon angesprochen - stellen dabei einen 

wichtigen Schritt dar. Derzeit liegt der Mindest-

lohn noch bei 9,82 € brutto. Zum 1. Juli steigt er 

auf der Grundlage von Berechnungen der Min-

destlohnkommission auf 10,45 € und zum 1. Ok-

tober auf die beschlossenen 12 € brutto je 

Stunde. 
 

Bundesweit ist davon auszugehen, dass aktuell 

noch etwa 6,2 Millionen Beschäftigte für einen 

Stundenlohn von weniger als 12 € arbeiten. 

Ohne Zweifel bedeutet die kürzlich beschlos-

sene Mindestlohnerhöhung auch für Hundert-

tausende von Menschen in Sachsen-Anhalt eine 

erhebliche Verbesserung der Einkommenssitua-

tion. Die Abg. Pähle hat soeben darauf hinge-

wiesen.  

Allein bei uns im Lande werden voraussichtlich 

etwa 215 000 Arbeitnehmende 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Arbeitnehmende!) 

 

davon profitieren. Von der Erhöhung werden 

zunächst jene Beschäftigten begünstigt, die nur 

über geringe durchschnittliche Bruttomonats-

verdienste verfügen. So gibt es allein in Sach-

sen-Anhalt schon mehr als 157 000 Geringver-

diener,  

 

(Zuruf von der AfD: Geringverdienende!) 

 

die in Vollzeit arbeiten. Hiervon besonders be-

troffene Branchen sind der Handel, das Gastge-

werbe, das Gesundheits- und Sozialwesen, aber 

auch der Verkehr und die Logistik sowie die 

Land- und Forstwirtschaft. So zeigten bereits die 

Erhebungen des IAB-Betriebspanels aus dem 

Jahr 2020 auf, dass in Sachsen-Anhalt 36 % der 

Betriebe aus dem Bereich Handel und Repara-

tur und weitere 29 % aus den übrigen Dienst-

leistungen von der Mindestlohnerhöhung vom 

1. Januar 2020 profitierten. 

 

Da der gesetzliche Mindestlohn erwartungsge-

mäß aber auch Auswirkungen auf die darüber 

liegenden Lohngruppen haben wird, werden 

noch viele weitere Menschen indirekt von der 

Erhöhung des Mindestlohns profitieren. Die  

höheren Lohngruppen werden aufgrund des 

Lohnabstandgefüges beeinflusst. Denn steigt 

der Mindestlohn, müssen auch die darüber  

liegenden Lohngruppen angepasst werden. 

 

Es ist zwar angesichts der derzeit hohen Infla- 

tionsrate zu befürchten, dass von den 1,55 €, 

die bei dem gesetzlichen Mindestlohn 

obendrauf kommen, nicht viel im Portemonnaie 

der Beschäftigten verbleibt. Dennoch helfen die 

Steigerung des Mindestlohns und die dadurch 

indirekt bewirkten Gehaltssteigerungen deut-

lich, die rapide gestiegenen Lebenshaltungs- 
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kosten abzufedern. Sie kommt damit genau zur 

richtigen Zeit. 

 

Eng mit diesen Fragen der Lebens- und Einkom-

mensentwicklung ist ein weiteres Betätigungs-

feld der Arbeitsmarktpolitik des Landes ver-

knüpft. Mit der Ansiedlung von Intel, die gerade 

von dem Abg. Grube beschrieben wurde, und 

anvisierten weiteren Investitionen - auch die 

Energiewende betreffend - werden sich in unse-

rem Land die Anforderungen an Ausbildung und 

Qualifikation verändern. Das wird wiederum  

unmittelbare Auswirkungen auf die Fachkräfte-

sicherung haben. Davon werden, wie in der Be-

gründung zur heutigen Debatte erwähnt, Be-

schäftigungs- und Einkommensstrukturen nach-

haltig beeinflusst. Die hierbei zu erwartenden 

positiven, weil zukunftsorientierten Impulse 

werden bis in die mittelständischen Wirtschafts-

strukturen Sachsen-Anhalts hineinreichen. 

 

Vor diesem Hintergrund arbeitet die Landes- 

regierung bereits seit mehreren Jahren daran, 

angemessene Unterstützungsangebote für die 

Unternehmen des Landes zu entwickeln, um sie 

bei der Fachkräftesicherung, der Fachkräftege-

winnung und der Fachkräfteentwicklung zu  

unterstützen. 

 

Hervorheben möchte ich - möchte Kollegin 

Grimm-Benne - 

 

(Lachen bei der SPD, bei der CDU und bei der 

FDP - Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

an dieser Stelle unsere bewährten Programme 

zur beruflichen und betrieblichen Weiterbil-

dung, aber auch die Aktivitäten im Rahmen un-

serer Landesinitiative „Fachkraft im Fokus“. 

Über „Fachkraft im Fokus“ sind in den letzten 

Jahren bereits mehr als 2 000 Unternehmen zur 

Frage der Weiterbildung, der Personalentwick-

lung und der beschäftigtenorientierten Arbeits-

gestaltung beraten und bei der Umsetzung ent- 

 

sprechender Maßnahmen begleitet worden. 

Über das Welcome-Center Sachsen-Anhalt wur-

den fast 200 weitere Unternehmen unterstützt. 

Knapp einhundertmal konnten wir unser Lan-

dessiegel „Das mitarbeiterorientierte Unter-

nehmen“ vergeben. 

 

Im Rahmen unserer Weiterbildungsprogramme 

wurden in den letzten beiden Jahren ebenfalls 

rund 2 000 betriebliche Vorhaben für knapp 

10 Millionen € finanziell gefördert. Rund 6 000 

Beschäftigte konnten davon profitieren. 

 

Angesichts der bevorstehenden Herausforde-

rungen beabsichtigen wir, die Umsetzung der 

Landesinitiative „Fachkraft im Fokus“, das  

Welcome-Center sowie die Förderung der be-

trieblichen Weiterbildung auch in den kommen-

den Jahren fortzusetzen. Denn mit dem Struk-

turwandel, der Energiewende und etlichen avi-

sierten Großinvestitionen werden die auf die 

Themen Weiterbildung, gute Arbeit, Arbeitge-

berattraktivität, Mitbestimmung und Tarifpart-

nerschaft zielenden Unterstützungsangebote 

noch einmal erheblich an Bedeutung gewinnen 

- auch deshalb, weil sich die Anforderungen an 

Ausbildung und Qualifikation weiter verändern 

werden. 

 

Ich komme zum Ende. Unser wichtigstes Ziel 

und unsere größte Aufgabe werden darin be- 

stehen, die inländischen und ausländischen 

Fachkräftepotenziale für die Unternehmen im 

Lande insgesamt besser erschließbar zu  

machen. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Das stimmt!) 

 

Es gilt, Unternehmen wie Fachkräfte bei der Be-

wältigung der Herausforderungen des durch 

Demografie, Digitalisierung und Dekarbonisie-

rung indizierten Strukturwandels gut zu beglei-

ten und zu unterstützen. Gute Arbeit und Ar-

beitgeberattraktivität, also eine systematische  
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Personalentwicklung, wertschätzende beteili-

gungsorientierte Personalpolitik sowie faire 

Entlohnung, sind nach meiner Auffassung die 

zentralen Ansatzpunkte, um für unser Land eine 

nachhaltige Arbeitsmarktpolitik zu betreiben. Es 

geht um tragfähige Perspektiven, bei denen die 

Menschen mitgehen. - Ich danke Ihnen für Ihre 

Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 

CDU und bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Prof. Willingmann. Ich sehe 

keine Fragen oder Interventionen. - Deswegen 

können wir mit der Debatte fortfahren. Ich rufe 

Herrn Lieschke für die AfD-Fraktion auf. - Herr 

Lieschke, bitte. 

 

 

Matthias Lieschke (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Eine neu veröffentlichte Studie der 

Wirtschaftsberatungsgesellschaft Ernst & Young 

mahnt, dass Deutschland bei den Investitionen 

aus dem Ausland im internationalen Vergleich 

hinter seinen Möglichkeiten zurückbleibt. Im 

vergangenen Jahr sind die Investitionen aus 

dem Ausland in Deutschland um 10 % ge- 

stunken 

 

(Andreas Silbersack, FDP, lacht) 

 

- gesunken; sorry.  

 

Mit dem neuen Werk des E-Autobauers Tesla im 

brandenburgischen Grünheide und der von  

Intel angekündigten Chip-Fabrik in Magdeburg 

hat Deutschland zwar zwei Vorzeigeinvestitio-

nen an Land gezogen. Dennoch hat Deutschland 

langwierige Verwaltungs- und Genehmigungs- 

 

prozesse und vergleichsweise hohe Energiekos-

ten zu verzeichnen. Gerade jetzt sind es unkal-

kulierbare Energiekosten. Herr Habeck hat 

heute um 10 Uhr verkündet, dass die Alarm-

stufe Gas ausgerufen wurde. Das heißt, ab jetzt 

wird überlegt, welche Unternehmen man not-

falls abschalten kann. 

 

Aber auch der Fachkräftemangel schreckt po-

tenzielle Investoren ab. Ob die zwei Großpro-

jekte Tesla und Intel das schlechte Image 

Deutschlands verbessern, bleibt dabei offen. 

Anfang dieser Woche wurde bekannt, dass 

Tesla Probleme hat, Beschäftigte dauerhaft für 

die Gigafactory zu gewinnen. Denn Neueinstei-

ger erhalten höheres Gehalt, was definitiv zu 

Unruhen in der Belegschaft und der dortigen 

Bevölkerung führt. Erste Beschäftigte von Tesla 

werden die Fabrik verlassen und zu ihren frühe-

ren Arbeitgebern zurückkehren. Nun bessert 

Tesla beim Gehalt nach. 

 

Die Erfahrungen mit Tech-Giganten wie Tesla in 

Brandenburg zeigen, wie entscheidend das Ge-

halt für die Jobzufriedenheit ist. Man kann nur 

hoffen, dass Sachsen-Anhalt und Intel besser 

agieren und nicht nur Arbeitsplätze im Niedrig-

lohnsektor schaffen. Wir als AfD-Fraktion ver-

sprechen uns von der Ansiedlung des Chip-Rie-

sen Intel, dass vor allem in unsere einheimi-

schen Arbeitskräfte investiert wird. Wir erwar-

ten auch, dass angekündigte Investitionen, für 

die man sich feiern lässt, auch kommen. 

 

Der eine oder andere erinnert sich noch an die 

geplante Batteriefabrik in Thalheim bei Bitter-

feld. Hunderte Jobs sollten entstehen, Hunderte 

Millionen Euro sollten investiert werden - pas-

sieren wird nichts. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Leider!) 

 

Wir benötigen gesunde und ausgewogene wirt-

schaftliche sowie soziale Strukturen. Primäres  
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Ziel sollte es nicht sein, nur ausländische Fach-

kräfte an den Standort zu locken. Vielmehr soll-

ten die Menschen, die in der Region leben, von 

den zukünftigen Arbeitsplätzen profitieren. 

 

Durch die Angebote der Weiterbildung könnten 

sich für unsere einheimischen Arbeitskräfte 

neue berufliche Perspektiven eröffnen. Eine 

weitere Chance eröffnet sich insbesondere für 

die Mittelständler, die als Zulieferer in der  

Region tätig sind. Diese könnten von der Ansied-

lung nachhaltig profitieren. Denn unser unter-

nehmerischer Mittelstand ist der Motor Sach-

sen-Anhalts. 

 

Bei all dem Jubel gibt es auch Kehrseiten. Zum 

einen wird durch Intel wertvoller Bördeboden 

vernichtet. Zum anderen wird der Druck auf den 

Immobilienmarkt in Magdeburg und dessen 

Umland durch den erwarteten Zuzug von Intel 

weiter massiv zunehmen. Die Mietpreise  

werden steigen. Die Suche nach geeignetem 

Wohnraum wird zusehends schwieriger. Bei der 

Neuvermietung sind die Nettokaltmieten be-

reits im Zeitraum von 2016 bis 2021 im Mittel 

um satte 9 % gestiegen. Dieser Trend wird sich 

mit den Großansiedlungen wie der von Intel 

weiter fortsetzen. 

 

Laut den Angaben einer Magdeburger Immobi-

lienfirma fehlt es bereits jetzt an Wohnungen im 

mittleren Preissegment. Zwar sind mehr Woh-

nungen in Planung, dennoch stehen diesen Vor-

haben die schleppenden Genehmigungsverfah-

ren im Wege. Grund für die langsame Bearbei-

tung soll unter anderem die starke Belastung in 

der Verwaltung sein, wie auch Lutz Trümper vor 

Kurzem äußerte. 

 

Hinzu kommt, dass der Anteil kommunaler 

Wohnungen, die in Magdeburg leerstehen, ge-

rade einmal bei 10 % liegt. Auch die Preise für 

Eigentum sind in Magdeburg zuletzt stark ge-

stiegen. Im Vergleich zum ersten Halbjahr 2020  

 

sind die durchschnittlichen Preise für Eigen-

tumswohnungen in Magdeburg um 22 % gestie-

gen. Ein Eigenheim in der Stadt können sich 

viele Bürger nicht mehr leisten. Grund dafür 

sind teure Grundstücke, hohe Baukosten und 

aktuell natürlich die steigenden Zinsen, die so 

manches Bauvorhaben verhindern werden. 
 

Die Bodenpreise sind von 2012 bis 2020 gestie-

gen und liegen jetzt bei 231 €. Vor zehn Jahren 

waren es noch 89 €. Viele Familien aus der Mit-

telschicht verlassen deshalb Städte wie Magde-

burg, um im Umland ihr Eigenheim zu bauen - 

zumindest die, die sich das jetzt noch leisten 

können. Jetzt könnte man behaupten, beson-

ders für den ländlichen Raum ist der Zuzug von 

Familien ein Gewinn. Jedoch möchte ich Ihnen 

an dieser Stelle über ein kurzes Gespräch in 

Magdeburg berichten. Eine westdeutsche Im-

mobilienfirma sichtet derzeit schon mit Droh-

nen freie Baugrundstücke an der Elbe - für die 

Gutverdiener von Intel. Errichtet werden sollen 

Luxusimmobilien im Millionenbereich. Jetzt 

frage ich Sie: Ist es das, was wir für unsere  

Region wollen? Sieht so neuer und bezahlbarer 

Wohnraum aus? 
 

(Zuruf von der CDU) 
 

Unsere einheimischen Familien werden aus den 

Städten verdrängt, damit wenige Reiche in Saus 

und Braus in einer Villa an der Elbe leben  

können. So ist es. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Uiuiui! - Holger Hövel-

mann, SPD: Das ist doch Quatsch!) 
 

Wir diskutieren über Mindestlohn. Arbeit muss 

sich letztlich lohnen. Bürger, die jeden Tag 

schuften gehen, müssen am Ende des Monats 

deutlich mehr in der Geldbörse haben als dieje-

nigen, die dauerhaft auf Kosten der Allgemein-

heit leben. Angesichts der gegenwärtigen stei-

genden Inflation ist die Anpassung des Mindest-

lohns für die Arbeitnehmer ein Segen. 
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Nicht außer Acht zu lassen ist aber, dass in 

Deutschland viele Unternehmen von Freiberuf-

lern einen Wohlstand erwirtschaften, von dem 

wir alle leben. Wir benötigen ein gesundes Ge-

füge. Insbesondere im Bereich des Mindest-

lohns darf es nicht allein zulasten der Unterneh-

mer gehen. Steigende Preise müssen auf dem 

Markt akzeptiert werden. Das heißt aber auch, 

wenn wir den Mindestlohn etwa für den Frisör 

jetzt auf 20 € in der Stunde erhöhen würden, 

dann brauche ich für einen Haarschnitt 50 €. Da-

für kaufen sich, glaube ich, relativ viele Leute 
 

(Dr. Falko Grube, SPD, lacht) 
 

- das ist bei mir vielleicht ein schlechtes Bei-

spiel - eine Haarschneidemaschine. Während 

unsere Unternehmen brav ihre Steuern in Sach-

sen-Anhalt bezahlen, wird Intel - so befürchte 

ich - seine Steuern im Ausland zahlen. 
 

(Zuruf: Nein!) 
 

Bei aller Diskussion um den Fachkräftemangel 

werden einige Unternehmen die Anzahl ihrer 

Mitarbeiter reduzieren müssen, da sie es sich 

schlichtweg nicht leisten können, allen den  

Mindestlohn zu zahlen. 

 

Die AfD spricht sich für einen angemessenen 

Mindestlohn aus, von dem Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber gleichermaßen profitieren. Aber 

aufgrund der aktuellen Situation im Ukraine- 

konflikt muss Sachsen-Anhalt nun scheinbar 

auch zum Betteln übergehen, um eine aus- 

reichende Gasversorgung zu gewährleisten. 

Denn eines ist klar: Die Sanktionspolitik Euro-

pas, der USA und Kanadas sorgt dafür, dass  

aktuell zu wenig Gas aus Russland ankommt - 

Gas, das dringend benötigt wird, um unsere  

Industrie am Laufen zu halten. 
 

Wir sollten uns derzeit z. B. Sorgen darüber  

machen, ob der Glashersteller bei Magdeburg 

weiterhin Gas erhält. Eine Floatglasanlage läuft  

 

nämlich nonstop elf bis 15 Jahre lang an 350 Ta-

gen rund um die Uhr. Wenn der Ofen des 

Glasherstellers für mehr als acht Stunden aus 

ist, dann bedeutet das, dass 150 Millionen € in-

vestiert werden müssen, weil ein neuer Ofen 

gebaut werden muss. In vier Jahren kann dann 

wieder produziert werden. 

 

Umstände wie diese sorgen dafür, dass sämt- 

liche industrielle Großansiedlungen wackeln. 

 

Werte Abgeordnete, spätestens jetzt merken 

Sie, dass die AfD-Fraktion recht hat. 
 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 
 

Der überstürzte Kohleausstieg und der Ausstieg 

aus der Kernenergie waren Fehler. Genau das 

sagten wir, die AfD, oftmals in den letzten Jah-

ren, nicht nur hier im Landtag, auch im Bundes-

tag und auf Parteiebene. 

 

Wenn es jetzt zu einer Wirtschaftskrise kommt, 

wie Herr Habeck vorgestern erst mitteilte, dann 

suchen Sie die Schuld nicht bei uns, sondern er-

klären Sie den Menschen, dass Sie selbst daran 

schuld sind. Werte Abgeordnete der CDU, FDP, 

SPD, GRÜNEN und LINKEN, denken Sie nicht nur 

über Zukunftsinvestitionen nach, sondern  

fangen Sie an, unsere bestehende Wirtschaft zu 

retten. 
 

(Holger Hövelmann, SPD: Das machen wir die 

ganze Zeit!) 
 

Wir, die AfD-Fraktion, helfen Ihnen gern. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Herr Lieschke, lassen Sie eine Frage des Abg. 

Dr. Grube zu? - Ja, er nickt. - Bitte, Herr 

Dr. Grube. 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

53 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Ich habe mich extra ordnungsgemäß hierhin ge-

stellt, weil ich mich falsch gemeldet habe. Das 

ist eine Intervention. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 

 

Herr Lieschke, ich will Sie auf zwei Irrtümer oder 

Falschaussagen hinweisen. Erstens. Man rech-

net im Zuge der Intel-Ansiedlung mit 10 000  

zusätzlichen Wohnungen, die in Magdeburg be-

nötigt werden.  
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
 

Wir haben schon jetzt mehrere Sachen, die in 

Magdeburg geplant, aber noch nicht am Markt 

sind, verschiedene Vorhaben, die in den Stadt-

vierteln gebaut werden. Und wir haben einen 

Leerstand von mehreren Tausend Wohnungen 

in der Stadt. 

 

Das Szenario, das Sie hier an die Wand malen, 

funktioniert nicht. Sie waren auch beim Fachge-

spräch zum Sozialen Wohnungsbau im Aus-

schuss. Wir haben in Magdeburg über die Hälfte 

genossenschaftlichen und kommunalen Wohn-

raum mit einer Durchschnittsmiete von 5,30 €. 

Auch das wird nicht dazu führen, dass Leute aus 

Magdeburg vertrieben werden. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Richtig! 5,30 € - Was ist 

denn das? Gar nix!) 
 

Zweitens. Intel hat ausdrücklich angekün-

digt - so haben sie das auch in den anderen Län-

dern gemacht -, dass sie hier eine deutsche 

GmbH gründen werden. Es wird keine interna- 

tionale, sondern eine deutsche Rechtsform 

sein. Sie werden im Rahmen dessen, was wir 

wissen, ihre Steuern zahlen. 

 

Ob das bei der Höhe der Investition sehr schnell 

sein wird, was die Gewerbesteuer betrifft, ist  

 

eine andere spannende Frage. Das wäre aber 

bei allen anderen Investitionen auch so. Was 

aber hierbleiben wird, sind die Kaufkraft und die 

Einkommensteuer und das wird ein Gewinn, ein 

realer Gewinn, in Heller und Pfennig in dieser 

Region sein - Euro und Cent, Entschuldigung. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 

CDU, bei der FDP und von Susan Sziborra-

Seidlitz, GRÜNE) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Lieschke, Sie können gerne antworten. 

 

 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Ich glaube, die Ansiedlung von Intel ist eine  

riesengroße Nummer. Letztendlich kommt es 

darauf an, wie wir das jetzt umsetzen. Es sind 

unheimlich viele Aspekte zu betrachten und 

wenn Intel wirklich eine regionale Firma grün-

det und die Gewerbe- und Kapitalsteuern und 

was sonst noch alles daran hängt, hier zahlt, 

wäre das gut. Aber das werden wir erst sehen, 

wenn Intel hier steht, wenn das erste Werk 

steht. Wie die Unternehmensform dann aus-

sieht, das werden wir dann sehen. 

 

Es steht außer Frage, dass das für den Mittel-

stand und die vielen Unternehmen darum 

herum enorm wichtig ist und sehr große  

Chancen bietet. Das ist eine Dimension, die wir 

bisher in Sachsen-Anhalt nicht hatten. Das 

zweifle ich nicht an.  

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Hören Sie auf, Angst zu 

machen!) 

 

Aber wir müssen genauso darauf aufpassen, 

dass wir jetzt nicht nur irgendwelche ausländi-

schen Fachkräfte hier herein bekommen und  
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unsere eigenen Leute damit abhängen. Das 

kann es nicht sein. 

 

(Zuruf von Siegfried Borgwardt, CDU) 

 

Deshalb sollten wir aufpassen, dass die Struktur, 

die wir schaffen, funktioniert. 

 

Ich denke dabei allein an die Genehmigungsver-

fahren. Ich glaube, wir brauchen sechs Jahre, 

um einen dämlichen Kreisverkehr zu bauen. 

Wenn wir nicht nachbessern und auch solche 

Genehmigungsverfahren beschleunigen, dann 

fallen viele Investitionen weg, weil es einfach 

viel zu lange dauert, und das gerade in der jetzi-

gen Krise mit zu wenig Energie, zu wenig Gas. 

 

Wir wissen nicht, was im Herbst passiert. Wenn 

das hier noch eskaliert, nach dem Motto: Gas 

wird abgeschaltet - Nord Stream 1 wird z. B. 

jetzt für zehn Tage gewartet, dann fehlen 

1,6 Milliarden m³ Gas -, dann werden wir sehen, 

ob sich Intel nicht im schlimmsten Fall überlegt, 

wir bauen eine Fabrik oder wir bauen keine  

Fabrik. Das werden wir sehen, wie sich das ent-

wickelt. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Immer schön Angst 

schüren!) 

 

Es liegt an uns als Deutschland, wie wir jetzt mit 

der Sanktionspolitik umgehen oder ob wir ein-

fach mal zur Vernunft kommen und sagen, wir 

müssen lukrativ sein für ausländische Investo-

ren. Darum ging es mir. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war Herr Lieschke. Es folgt Herr Silbersack 

für die FDP-Fraktion. 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren! Für Sachsen-Anhalt und die Men-

schen im Land gibt es keinen Grund, gebückt 

und mit düsterem Blick in die Zukunft zu 

schauen. Genau das Gegenteil ist der Fall und 

ich bin sehr dankbar dafür, dass wir mit der  

Debatte über die Chancen des Landes und für 

die Menschen sprechen. Denn genau das bildet 

im Augenblick die Realität ab. Das haben wir als 

Liberale uns für die nächsten fünf Jahre vorge-

nommen. Unser Slogan heißt: Ein Land fährt 

hoch. Genau das ist Thema dieser Debatte, 

meine Damen und Herren.  

 

Wenn man sich allein das Wanderungssaldo für 

das letzte Jahr 2021 anschaut, stellt man fest, 

dass er nicht mehr negativ, sondern positiv ist. 

10 000 Menschen sind nach Sachsen-Anhalt  

gekommen, das ist eine positive Nachricht. Wir 

haben im Augenblick 800 000 sozialversiche-

rungspflichtige Arbeitsplätze, ungefähr gleich 

aufgeteilt auf Männer und Frauen. Das sind 

wirklich gute Ansätze und Zahlen. 

 

Aber die Chance muss eben jetzt auch genutzt 

werden. Wir können mit breitem Kreuz in die 

Zukunft schauen. Die Herausforderungen bezo-

gen auf Erdöl und Erdgas sind gar keine Frage, 

aber es gibt überhaupt kein Grund, pessimis-

tisch in die Zukunft zu schauen, sondern wir 

können kraftvoll in die Zukunft zu gehen, meine 

Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der FDP - Lachen bei der AfD) 

 

Wenn Sie sich die Lage des Landes und seine 

Entwicklung in den letzten 30 Jahren an-

schauen - wir hatten das Thema der verlänger-

ten Werkbänke in der Vergangenheit, wir haben 

gemerkt, dass der Mittelstand nicht so stark auf-

gestellt ist, wie wir uns das vorgestellt haben -, 

stellen Sie fest, dass wir erstmals die Situation  
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haben, dass Ankerinvestitionen nach Sachsen-

Anhalt kommen, und das ist genau das, was wir 

brauchen. Insofern sind das gute Nachrichten. 

 

Es ist klar, dass das Thema Mindestlohn kein ur-

eigenes Projekt der FDP ist, aber wir haben das 

im Bund mitgetragen und wir haben in Sachsen-

Anhalt durch das Tariftreue- und Vergabegesetz 

klargestellt: Es gibt eben zwei Seiten der  

Medaille. Auf der einen Seite müssen wir 

schauen, dass die Menschen das verdienen, was 

sie zum Leben brauchen. Auf der anderen Seite 

müssen wir den Unternehmen und auch den 

Städten die Möglichkeit geben, diese ganzen 

Projekte verwaltungsarm umzusetzen. Wir 

müssen die PS ja auch auf die Straße bringen. 

Insofern, glaube ich, haben wir einen guten  

Interessenausgleich. 

 

Darüber hinaus haben wir auch das Thema  

Minijobs. Wir haben die Minijob-Grenze jetzt 

auf 520 € angehoben. Auch das ist ein Zeichen, 

gerade in Richtung Studierende, Rentner und 

Schüler, die dadurch die Möglichkeit haben, 

wieder etwas mehr zu verdienen. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Studie-

rende Rentner? - Ulrich Siegmund, AfD: Stu-

dierende?) 

 

Nebenbei bemerkt: Es gibt auch noch Werkstu-

denten, auch diese Möglichkeit gibt es. Es liegt 

fast bei dem Doppelten. Das sind alles Möglich-

keiten. Wenn man sich - ich komme gern auf 

Falko Grube zurück - Magdeburg anschaut im 

Augenblick und die Intel-Ansiedlung, dann ist 

das ein Zeichen. Man spürt in einem Landesteil, 

insbesondere in Magdeburg - das hängt natür-

lich auch mit dem SCM und dem FCM zusam-

men, keine Frage -, dass hier offensichtlich ein 

positiver Move da ist. 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD - Zustim-

mung von Dietmar Krause, CDU) 

 

 

Das braucht dieses Land. Diese positive Einstel-

lung ist etwas, das auch nach außen wirkt. Denn 

was den Menschen oder was dem Land fehlt, 

sind Fach- und Arbeitskräfte. Schauen Sie mal 

durchs Land. Wer von Ihnen Arbeitgeber ist, 

wird feststellen: Es ist nicht mehr so, dass die 

Arbeitnehmer sich bei dem Arbeitgeber bewer-

ben, sondern es ist umgekehrt. Die Betriebe ge-

hen dazu über, übers Land hinweg zu schauen, 

wo sie sich bei den Menschen bewerben  

können, die für sie arbeiten sollen. 
 

Das ist noch nicht das Ende der Fahnenstange. 

Wir werden es mit einer riesengroßen Heraus-

forderung zu tun haben, die da heißt: Fachkräfte 

und Arbeitskräfte zu finden, ob das in der Gast-

ronomie ist, ob das im Maschinenbau ist, egal 

wo, durch die gesamte Bank, auch in der Ver-

waltung, bei den Gerichten, bei den Anwälten - 

überall dasselbe Bild. 
 

Für uns ist die Herausforderung, dass wir auch 

nach außen hin strahlen und sagen: Das Image 

Sachsen-Anhalts ist so, dass es sich lohnt, hier-

her zu kommen. Ansiedlungen wie die von Intel 

sind dabei natürlich von wesentlicher Bedeu-

tung. 
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 
 

Dabei ist es auch wichtig, dass die Menschen da-

hinterstehen. Offensichtlich haben die Magde-

burger nicht gesagt - ich bin Hallenser und sage 

das trotzdem gern -: Na ja, die Bedenken sind 

größer. Reicht das Wasser? Was wird mit den 

Immobilienpreisen? Bekommen meine Kinder 

dann überhaupt noch einen Kindergartenplatz? 

- Nein! Man hat sich in Magdeburg, Sülzetal und 

Wanzleben kraftvoll dahinter gestellt und  

gesagt: Wir wollen das. Genau das muss für 

Sachsen-Anhalt insgesamt gelten.  
 

Wir müssen selbstbewusst Zukunft beschrei-

ben, dann kommen auch Menschen gern nach  
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Sachsen-Anhalt und leben hier gern. Wir sind 

diejenigen, die das politisch vorantreiben  

müssen. Das ist unsere Verantwortung. 

 

Gegen unsere Verantwortung würde es gehen, 

wenn wir sagen: Na ja, wir wissen nicht so rich-

tig; eigentlich spricht mehr dagegen als dafür. - 

Die Wankelmütigkeit ist noch nie Sache der  

Liberalen gewesen. Wir wollen die Zukunft 

kraftvoll beschreiben. 

 

(Beifall bei der FDP - Lachen bei der AfD - Zu-

ruf von Hendrik Lange, DIE LINKE - Dr. Hans-

Thomas Tillschneider, AfD: Reine Mehrheits-

beschaffung - mehr nicht!) 

 

Dann geht es weiter. Verwaltungsthemen sind 

dabei von wesentlicher Bedeutung, die Verwal-

tung muss schnell arbeiten. 

 

Wir haben bei Tesla gesehen, in welchem Maße 

Beschleunigungen eingetreten sind. Das erwar-

tet ein solcher internationale Konzern natürlich. 

 

Dann geht es - ich schaue in die Richtung unse-

rer Infrastrukturministerin - um das Thema der 

Infrastruktur. An dieser Stelle stellt sich, wenn 

ich Guido Heuer anschaue, der aus dem Sülzetal 

kommt, die Frage nach der Infrastruktur. Das 

sind Aufgaben, an denen das Ministerium, 

glaube ich, schon dran ist, um die Rahmenbe-

dingungen für die Intel-Ansiedlung tatsächlich 

zu schaffen. 

 

Mit Blick auf das Thema Planungs- und Geneh-

migungsverfahren - das ist auch ein Thema der 

Entbürokratisierung - brauchen wir PS auf der 

Straße. Wir müssen den Investoren zeigen, dass 

es geht. 

 

Intel ist nicht in ganz Sachsen-Anhalt, aber es 

wird sicherlich ausstrahlen. Wenn ich in Rich-

tung Halle schaue, dann sieht die Sache etwas 

anders aus. Dort haben wir mit dem Star Park II  

 

eine Investition, die auch sehr groß ist. Dort  

haben wir im Augenblick aber noch nicht die  

Unterstützung der Bevölkerung in Kabelsketal, 

die wir uns wünschen würden. Dort sind die Be-

denken im Augenblick eher größer als kleiner.  

 

Deshalb ist es wichtig, dass aus dem Landtag 

heraus gesagt wird: Seht die Sache positiv. Die 

Rahmenbedingungen werden geschaffen. Wir 

brauchen Investitionen. 

 

Wenn ich mir den Großraum Halle-Leipzig und 

den Burgenlandkreis mit Blick auf den Struktur-

wandel anschaue, dann liegen dort riesengroße 

Potenziale, weshalb wir als willkommens-

freundliches Sachsen-Anhalt sagen müssen: 

Kommt her, hier liegt die Zukunft. Wir sind nicht 

mehr das Ende der Fahnenstange, tragen nicht 

die rote Laterne, sondern wir schließen auf in 

das Mittelfeld und in die Spitze der Bundes- 

länder. 

 

Das ist verantwortungsvolle Politik und dafür 

stehen wir als Freie Demokraten, meine Damen 

und Herren.  

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Ein weiterer Punkt ist, dass sich die Welt verän-

dern wird, und zwar für die Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer, für alle Menschen. Das be-

zieht sich auf den technischen Fortschritt. Die 

künstliche Intelligenz wird in den Betrieben Ein-

zug halten. Wir werden uns damit auseinander-

setzen, dass wir unser Essen am Tresen in der 

Kantine möglicherweise anders bekommen, 

dass die Abläufe anders sind, dass wir schauen 

und Dinge selbst reparieren müssen, also ver-

schiedene Dinge.  

 

Wir müssen zum Wandel bereit sein, wir müs-

sen bereit sein, die Zukunft anzupacken. Nur 

dann wird es uns tatsächlich gelingen, dieses 

Land Sachsen-Anhalt nach vorn zu treiben.  
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Eines der wichtigsten Aufgaben ist es, die Zu-

wanderung zu schaffen. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das sind alles  

Floskeln!) 

 

- Ich nehme das auf und sage Ihnen eines: Sie 

sind zuwanderungsfeindlich.  

 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das stimmt 

so nicht! - Oliver Kirchner, AfD: Nein! - Ulrich 

Siegmund, AfD: Nur Floskeln!)  

 

Das ist Ihr Grundproblem und das ist das Prob-

lem für Sachsen-Anhalt, meine Damen und Her-

ren. Lassen Sie uns gemeinsam positiv, kraftvoll, 

und vor allem auch selbstbewusst die Zukunft 

beschreiten. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Silbersack. - Es folgt Herr  

Gallert für die Fraktion DIE LINKE.  

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich muss ganz 

ehrlich sagen, dass ich etwas irritiert bin, seit ich 

diese Aktuelle Debatte der SPD bekommen 

habe, weil mir immer noch die Frage im Kopf 

herumgeht, was Sie eigentlich von uns wollen. 

Wir haben einen Mindestlohn von 12 €. Wir  

haben Intel. Man hätte möglicherweise die 

Wasserknappheit dazu nehmen können. 

 

(Zuruf: Die kommt danach!) 

So richtig habe ich bisher noch immer nicht ver-

standen, was uns diese Aktuelle Debatte heute 

eigentlich sagen soll. 

 

Dann macht man sich seine eigenen Gedanken 

und fängt an, darüber nachzudenken, was ist 

dieses Thema Mindestlohn eigentlich wert. - Es 

ist sehr viel wert und es ist auch in diesem Land 

Sachsen-Anhalt sehr viel wert. Wenn jemand 

von Ihnen noch immer denkt, dass die Mindest-

lohndebatte für uns keine Bedeutung hat, dann 

gebe ich ihm ein Schmankerl. 

 

Vergleichen Sie bitte die Entwicklung der Diäten 

in den ostdeutschen Ländern in den letzten sie-

ben, acht Jahren. Sachsen-Anhalt ist auf einmal 

beinahe an die Spitze gekommen. Wissen Sie, 

welchen Grund es dafür gab? - Die Einführung 

des gesetzlichen Mindestlohns. 

 

Ich will nicht den Eindruck erwecken, als wür-

den wir den Mindestlohn erhalten, aber wir  

haben zeitgleich mit der Einführung des gesetz-

lichen Mindestlohns die Diäten an die Lohnent-

wicklung in diesem Land gekoppelt. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Der abhängig Be-

schäftigten!) 

 

- Der abhängig Beschäftigten, das ist völlig rich-

tig, an die Lohnentwicklung der abhängig Be-

schäftigten. - Was bedeutet das aber? - Die 

deutliche Steigerung, die wir in Sachsen-Anhalt 

aufgrund dieser politischen Maßnahmen haben 

und die wir im eigenen Geldbeutel spüren, hat 

damit zu tun, dass Sachsen-Anhalt bis zu diesem 

Zeitpunkt ein gotterbärmliches Billiglohnland 

war. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Darin liegt die Bedeutung des Mindestlohnes. 
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Ich will ganz deutlich sagen: Das war kein leich-

ter Weg. Ich lese Ihnen - ich mache das sonst 

nicht, aber an der Stelle tue ich es - den Aus-

schnitt einer Rede aus dem Jahr 2004 vor. 

 

Die PDS bringt auf Landesebene einen Antrag 

ein, der die Einführung eines gesetzlichen Min-

destlohns vorsieht. Ich lese Ihnen jetzt folgende 

Passage vor: 

 

„Meine Damen und Herren! Einen gesetzlich 

geregelten Mindestlohn gibt es derzeit in der 

Bundesrepublik Deutschland nicht und dafür 

gab und gibt es gute Gründe. Politisch und 

rechtlich galt und gilt: Die Gestaltung von 

Löhnen und Gehältern ist nicht Sache des 

Staates, sondern die Angelegenheit der je-

weiligen Tarifvertragsparteien. Das ist der 

Kern des Prinzips der Tarifautonomie.“ 

 

Weiter heißt es: Deshalb „werden wir als Land-

tagsfraktion keiner Regelung zustimmen, die 

das Prinzip der Tarifautonomie außer Kraft 

setzt.“ 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Wer hat es ge-

sagt?) 

 

Nun könnte man denken, es handelt sich um die 

Position der FDP. Zumindest für Herrn Silber-

sack ist bemerkenswert, dass er gesagt hat, 

diese Idee sei nicht auf seinen Schultern ent-

standen. Nein, das, was ich vorgelesen habe, 

hat der Vertreter der SPD gesagt, und zwar der 

IG-Metaller Rainer Metke.  

 

(Zuruf von der AfD: Oh! - Zuruf von Rüdiger 

Erben, SPD) 

 

Diese Mindestlohngeschichte - das muss ich klar 

sagen - ist durch die PDS und DIE LINKE politisch 

durchgesetzt worden, und zwar gegen den  

Widerstand von SPD, CDU, FDP und Gewerk-

schaften. 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der SPD) 

 

Sie können lachen, aber es ist eindeutig histo-

risch belegt, und zwar mit aller Deutlichkeit. 

Das, was Herr Metke gesagt, hat er im Rahmen 

seiner Fraktion gesagt. Das habe ich mir nicht 

ausgedacht. 

 

(Zuruf von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Der Mindestlohn ist zu diesem Zeitpunkt von 

der IG Metall, dem DGB und von der SPD be-

kämpft worden. Die erste Gewerkschaft, die 

sich überhaupt dazu bekannt hat, war ver.di. 

Warum? - Weil sie primär die Niedriglohnver-

diener in ihren Reihen hatte. Das war der IG BCE 

und der IG Metall zu diesem Zeitpunkt völlig 

egal. Deswegen sage ich: Wir haben dieses Pro-

jekt politisch durchgekämpft, und zwar gegen 

die Widerstände, die ich benannt habe. 

 

Ich sage ausdrücklich: Wir müssen uns darüber 

Gedanken machen, warum es überhaupt zu die-

sem Mindestlohn gekommen ist. Das, was der 

Kollege Metke damals gesagt hat, war nicht ein-

mal völlig falsch. Natürlich ist die Tarifautono-

mie ein hohes Gut. Aber jetzt gucken wir uns an, 

wie sich die Tarifbindung in diesem Land Sach-

sen-Anhalt auf der Seite der Beschäftigten ent-

wickelt hat. 

 

Katja Pähle hat gerade etwas zu der Situation in 

Ost- bzw. Westdeutschland gesagt. Ich möchte 

etwas zu der Situation in Sachsen-Anhalt sagen. 

Im Jahr 2000 hatten wir eine Tarifbindung von 

63 %. Im Jahr 2019 haben wir eine Tarifbindung 

in Höhe von 45 %. Das ist in etwa der Durch-

schnitt in Ostdeutschland. Der radikale Rück-

gang der Tarifbindung in den letzten 20 Jahren 

ist ein ostdeutsches und auch ein westdeut-

sches Phänomen.  

 

Jetzt kann man sagen, je angespannter die Lage 

auf dem Arbeitsmarkt ist, desto mehr Leute ar- 

 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt


LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

59 

beitslos sind, umso höher ist der Druck auf die 

Beschäftigten. Deswegen hat das mit den Tarif-

verträgen alles nicht funktioniert. Nur, das Prob-

lem war: Im Jahr 2000 hatten wir eine viel, viel 

höhere Arbeitslosenrate als im Jahr 2019. Das 

kann also nicht der Grund sein. Der Grund für 

diesen extremen Rückgang der Tarifbindung 

war Politik, und diese hat einen Namen, nämlich 

Agenda 2010.  
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Genau!) 
 

Sie hat die Tarifbindung in den Betrieben unter-

miniert und zum Teil zerstört. Deswegen ist die-

ser Mindestlohn notwendig gewesen. Und diese 

Dinge wirken bis heute. Wenn wir heute über 

einen Mindestlohn von 12 € reden, dann müs-

sen wir auch darüber reden, dass er notwendig 

gewesen ist, weil er die Konsequenzen einer  

falschen, arbeitnehmerfeindlichen Politik aus-

bügeln musste, liebe Kolleginnen und Kollegen.  
 

(Beifall bei der LINKEN) 
 

Jetzt springen wir ins Heute. Ich höre noch die 

Jammerei über den Mindestlohn von 12 €, also 

darüber, was er alles kaputt machen würde. 

 

Es gab eine UN-Konferenz vor 14 Tagen in Genf, 

also in der Schweiz, im Mutterland des Kapita-

lismus; das kann man so sagen. Der Mindest-

lohn im Kanton Genf beträgt 28 Franken. Das ist 

dort der Mindestlohn. Die Begründung ist ein-

deutig: Man kann dort, wenn man das nicht ver-

dient, nicht leben. Deswegen hat das Mutter-

land des Kapitalismus im Kanton Genf einen 

Mindestlohn in Höhe von 28 Franken, nicht 

Euro, wobei das Verhältnis inzwischen faktisch 

eins zu eins ist. Es ist offensichtlich ein System 

und ein Modell, das sich sehr wohl in sehr  

verschiedenen Ländern mit verschiedenen Tra-

ditionen durchgesetzt hat. 
 

(Marco Tullner, CDU: Wir machen erst ein-

mal einen Faktenscheck!) 

 

 

Jetzt kommen wir zu der heutigen Situation.  

Natürlich haben wir immer noch das Problem, 

dass wir einen Prozess, der in etwa vom Jahr 

2000 bis 2015 angehalten hat, nämlich einen  

realen Kaufkraftverlust aufholen müssen. Mit 

der Einführung des Mindestlohns gab es bun-

desweit, insbesondere in Sachsen-Anhalt, eine 

Erhöhung der Kaufkraft der Arbeitnehmer. Vor-

her gab es 15 Jahre lang eine Stagnation bzw. 

eine Absenkung.  

 

Wir sind jetzt wieder an einer solchen Schwelle. 

Die Inflation beträgt 8 %. Dazu sage ich ganz 

klar, dass können wir nicht nur mit dem  

Mindestlohn aufhalten. Dazu brauchen wir eine 

höhere Tarifbindung. Für diese höhere Tarifbin-

dung müssen wir politisch die Weichen stellen. 

 

Dazu gehört auch: Wenn die IG Metall sagt, wir 

wollen eine Lohnerhöhung von 7 % bis 8 % als 

Inflationsausgleich, dann kann ich das nur un-

terstützen; denn die Arbeitnehmer dürfen nicht 

für diese Krise bezahlen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Jetzt stellt sich noch die Frage, was das alles mit 

Intel zu tun hat. Ich glaube, wir haben bei Intel 

nicht das Problem, über den Mindestlohn reden 

zu müssen. Zumindest sind das nicht die Er-

kenntnisse, die wir bisher haben. Auch bei den 

Subunternehmern und bei denjenigen, die im 

Baubereich tätig sind, ist der gesetzliche Min-

destlohn zumindest bisher nicht das Problem 

gewesen. Er könnte es eventuell in der Perspek-

tive sein, weil die entsprechenden allgemein 

verbindlichen Tarifverträge auslaufen. 

 

Wir haben aber neben diesem Problem, dass 

wir unbedingt dafür sorgen müssen, dass das 

untere Lohnsegment angehoben wird, damit 

die Leute in Würde von ihrer Arbeit leben kön-

nen, noch ein anderes Problem. Ich finde die  
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Debatten, die darüber geführt werden, ob es 

eventuell eine Art Gentrifizierung geben kann 

durch ein Angebot an sehr gut bezahlten Jobs, 

z. B. bei Intel, nicht so falsch. 

 

Dagegen brauchen wir politische Maßnahmen, 

z. B. Maßnahmen im Bereich des Wohnungs-

baus. Zudem sind Dinge erforderlich, mit denen 

wir bisher kaum etwas zu tun haben, z. B. eine 

Mietenkontrolle. Wir werden in Sachsen-Anhalt 

zumindest regional eine ähnliche Debatte be-

kommen, wie wir sie derzeit in Berlin haben. Wir 

müssen diese Diskussion ernsthaft führen,  

damit es nicht zu solchen Gentrifizierungs- 

prozessen kommt. 

 

Das Entscheidende aber ist, die Lohnspreizung 

in diesem Kontext nicht größer werden zu las-

sen. Sie muss kleiner werden. Deswegen muss 

es uns darum gehen, alles zu tun, damit wir von 

diesem ausgeprägten Niedriglohnbereich, mit 

dem die Landesregierung übrigens vor 15 Jah-

ren noch als Standortfaktor geworben hat - das 

merken wir an verschiedenen Stellen bis 

heute - wegkommen. 

 

Wir müssen die unteren Lohngruppen mithilfe 

aller Varianten, die uns dafür zur Verfügung  

stehen, anheben, und zwar über ein besseres 

Vergabegesetz als das vorliegende, über die 

konsequente Kontrolle und Anwendung eines 

gesetzlichen Mindestlohns von 12 € und alle  

politischen Maßnahmen, die dazu führen, dass 

wir diese Tarifbindung wirklich erhöhen, inklu-

sive der Erleichterung von Allgemeinverbind-

lichkeiten von Tarifbindung, die wir unbedingt 

brauchen, weil mehr als die Hälfte der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Land 

keinen tariflichen Schutz hat. Das ist ein Skan-

dal. Dort müssen wir ran. Dabei hilft uns der 

Mindestlohn ein wenig, aber er reicht nicht aus. 

- Danke, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Gallert. - Als Nächster spricht 

Herr Thomas für die CDU-Fraktion.  

 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen 

und Herren! Es war zu vermuten und es ist teil-

weise eingetreten, dass eine Lohndebatte oder 

eine Debatte über Einkommen generell immer 

in den Randbereich einer Neiddebatte zu rücken 

droht. Ich will für die CDU-Fraktion einmal ganz 

deutlich sagen: Wir gönnen jedem Arbeitneh-

mer das Geld, das ihm zusteht, und je mehr er 

bekommt, umso besser ist das für ihn, meine 

Damen und Herren.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Es gibt politische Kräfte, die kommen mit dem 

geflügelten Wort „gute Arbeit muss sich loh-

nen“ bzw. „guter Lohn für gute Arbeit“. Ich will 

das für die CDU übersetzen: Wir würden das  

erweitern und sagen: Gute Ausbildung, gute  

Abschlüsse sollen mit einem ordentlichen Lohn 

belohnt werden. Deswegen setzen wir an dieser 

Stelle einen Schwerpunkt. 

 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Wir brauchen 

für eine gute Ausbildung mehr Lehrer!) 

 

Meine Damen und Herren! Die bisherige  

Debatte wurde sehr stark einseitig geführt, und 

zwar immer aus der Sicht des Arbeitnehmers. 

Man will ihm mehr Geld geben. Es gehört aber 

zur Ehrlichkeit dazu, sich die andere Seite anzu-

schauen; denn es muss jemanden geben, der 

dem Arbeitnehmer diesen nach unserem Er-

messen guten Lohn zahlen kann und auch will.  

 

Diesbezüglich lohnt sich ein Blick in die Ge-

schichte von Sachsen-Anhalt, und zwar in die  
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jüngere Geschichte, also die letzten 30 Jahre. 

Man kann sich zurückversetzen und schauen, 

wo wir gestartet sind. Die Wirtschaft in Ost-

deutschland war aufgrund eines Wirtschafts- 

systems, das sich Sozialismus nannte, sozialisti-

sche Planwirtschaft, vollkommen zusammen- 

gebrochen, was klar bewiesen hat, dass es nicht 

funktionieren konnte.  

 

Ich stelle mit Erschrecken fest, dass es im Land-

tag Parteien gibt, die Elemente aus der sozialis-

tischen Planwirtschaft jetzt wieder einführen 

wollen. Möge uns der liebe Gott davor bewah-

ren, meine Damen und Herren. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der AfD)  

 

Dann darf ich daran erinnern, wie viele Großbe-

triebe nach der Wende nicht nur ihre Kunden, 

sondern auch Aufträge verloren haben, aber 

gleichzeitig gab es Gewerkschaften, die gesagt 

haben, unabhängig von deiner wirtschaftlichen 

Situation zahlst du bitte sofort Tariflohn wie in 

Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen, 

was damals zum Verlust vieler Arbeitsplätze ge-

führt hat. Wenn man diese Arbeitnehmer heute 

fragt, hättet ihr damals lieber etwas weniger 

Geld genommen und wärt leichter in die soziale 

Marktwirtschaft gekommen, würden viele  

sagen, das hätten wir gemacht. Das wäre besser 

als die Arbeitslosigkeit, die wir erleiden muss-

ten, meine Damen und Herren. 

 

Ein zweiter Punkt war die Neugründung von Un-

ternehmen. Jeder, der ein Unternehmen grün-

det, hat etwas vor, und ein Unternehmen will 

nicht nur Geld erwirtschaften, es will auch Ar-

beitsplätze schaffen. Das heißt, der Unterneh-

mer wird irgendwann ein Chef sein und muss 

seine Leute ordentlich führen und bezahlen. Ich 

habe mich im Mai 1990 selbstständig gemacht, 

war erst Einzelunterhalter und habe dann Leute 

eingestellt. Ich weiß nicht, ob ich das heute  

unter den Bedingungen noch einmal tun würde  

 

oder bei den Belastungen sogar tun könnte, die 

wir von bestimmten politischen Parteien aufge-

brummt bekommen, die das deutlich erschwe-

ren. Man kann nur danke sagen, dass es damals 

Unternehmen gab, die Leute zu den Löhnen ein-

gestellt haben, die damals marktüblich waren, 

und die waren aufgrund der Tatsache, die ich 

gerade erläutert habe, deutlich geringer als im 

Westen der Republik, meine Damen und  

Herren. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Diese damals niedrigen Löhne waren ein Ergeb-

nis der tatsächlichen Leistungskraft der ostdeut-

schen Wirtschaft in ihren Ruinen, wie wir sie 

1990 vorgefunden haben. 

 

Nun standen wir an der Startlinie, hatten viele 

Betriebe, die abgewickelt werden mussten. Wir 

hatten viele neue Unternehmen, die froh  

waren, wenn sie das erste Jahr überhaupt über-

lebt haben, und dann schauen Sie sich einmal 

die heutige Diskussion an, worüber wir uns 

heute hier unterhalten dürfen. Wir unterhalten 

uns also über Lohnniveaus, von denen wir da-

mals geträumt haben. Es war nicht abzusehen, 

dass diese Entwicklung 30 Jahre dauern würde. 

Das zeigt aber auch, wie schwer die Kollateral-

schäden waren, die wir damals in unserer wirt-

schaftlichen Situation hatten. Ich bin froh, wenn 

ich sagen kann, die Entwicklung war langsam, 

aber sie war ehrlich. Viele Unternehmen haben 

sich in diesen Jahren entwickelt, haben sich aus-

geweitet, sind stabil  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

und sicher durch die Finanzkrise und die Wirt-

schaftskrise gekommen, auch sicher durch 

Corona. Das zeigt doch, dass diese Firmen am 

Markt richtig gut aufgestellt sind, und da zolle 

ich den Unternehmern an dieser Stelle Respekt 

für ihre unternehmerische Leistung. 
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Wenn Sie heute in die Unternehmen gehen, ist 

die erste Sorge der Fachkräftemangel. Wir  

haben keine Leute mehr, wir finden auch keine 

mehr. Das macht mir schon wieder Sorgen, weil 

es Parteien gibt, die im Vergabegesetz eine Aus-

bildungsquote fordern. Wie soll ich eine Aus- 

bildungsquote erfüllen, wenn ich keine Leute 

mehr finde? Auch da müssen wir uns ent- 

sprechend anpassen.  
 

Dann gibt es die zweite Sorge, nämlich den 

Fachkräftebedarf, und der Bedarf wird größer. 

Die Intel-Investition wird uns deutlich machen, 

dass wir mehr Fachkräfte brauchen, und das be-

deutet im Umkehrschluss, dass das Werben um 

Fachkräfte sehr heftig geworden ist, nicht nur 

unter den Unternehmen, sondern auch  

zwischen der freien Wirtschaft und den Verwal-

tungen. Auch dort gibt es einen Wettbewerb um 

die besten Köpfe, und da sage ich, das ist genau 

das, was wir prophezeit haben. Das ist das, was 

wir wollen, einen Wettbewerb um kluge Köpfe. 

Dann werden sie auch das Geld bekommen, das 

ihnen zusteht, weil sie sich heute ihren Arbeits-

platz aussuchen können, meine Damen und 

Herren. Ich sage, das ist gut so und das soll auch 

so bleiben. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Der Vollständigkeit halber kann ich durchaus  

sagen, da spielen Mindestlöhne von 12 oder 

13 € überhaupt keine Rolle. Niemand würde als 

Fachkraft heutzutage noch für 12 € beginnen. 

Das braucht er nicht mehr, weil das Angebot 

ganz anders ist. Deshalb ist es ein Stück weit 

eine Phantomdiskussion, diesen Mindestlohn 

immer wieder heranzuziehen, wobei man eine 

Sorge schon haben kann, und das spüren wir  

gerade in der Entwicklung.  
 

Ich darf an die Genese erinnern. Der Mindest-

lohn wurde 2015 eingeführt. Da gab es eine  

 

Findungskommission, die das festgelegt hat. Es 

waren nicht nur Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 

es waren auch zwei Wissenschaftler dabei. Die 

haben die allgemeine wirtschaftliche Entwick-

lung bewertet und danach einen Vorschlag ge-

macht. Das war schon hart, aber zumindest 

noch transparent und nachvollziehbar. Heute 

haben wir den Wettbewerb um den höchsten 

Mindestlohn. Der ist schon entbrannt. DIE LINKE 

fordert schon 14 €. Das heißt, Löhne werden  

politisch festgelegt, und das ist genau das, was 

wir eigentlich nie wollten, dass sich die Politik, 

dass sich der Staat in Lohnfindungen einmischt. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Das Ende ist bekannt. Wir haben 1989 erlebt, 

was passiert, wenn Löhne staatlich reglemen-

tiert werden. Deshalb macht mir diese Entwick-

lung große Sorge. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Nichtsdestotrotz ist eine weitere Sorge, die ich 

hier äußern möchte, dass jemand diese 12 €  

unabhängig von seiner Qualifikation, von seinen 

Abschlüssen und seiner möglichen Leistungs- 

fähigkeit bekommt, also die Situation, was ein 

Arbeitgeber von ihm erwartet. Das sorgt dafür, 

dass manch junger Mensch sagt - das haben Sie 

in Ihrem Wahlkreis genauso wie ich in mei-

nem -: Warum soll ich denn ein Abitur, eine 

Facharbeiterausbildung machen? Ich bekomme 

doch sowieso mindestens 12 € wie der Kollege, 

der das alles gemacht hat. Das lohnt sich für 

mich nicht mehr. Dieser negative Motivations-

anreiz könnte uns unter Umständen am Ende 

des Tages teuer zu stehen kommen. Genau dar-

aus resultiert der Fachkräftemangel, dass wir 

Leute haben, die keinen Abschluss mitbringen 

und bestimmte Tätigkeiten nicht mehr machen 

dürfen. Meine Damen und Herren, vor dieser 

Entwicklung kann ich uns alle nur warnen. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Ein nächster Punkt, den ich ansprechen möchte, 

ist das Lohnabstandsgebot. Was sagen wir den 

Leuten, die jetzt 13, 14 € bekommen, weil es 

dem Betrieb nicht möglich ist, mehr zu erwirt-

schaften, dass jetzt jemand kommt, der unqua-

lifiziert ist und auch gleich mit 12 € anfängt? Das 

sorgt für Unfrieden in den Unternehmen. Man 

muss begründen, warum die 12 € bekommen 

und einfach nur da sind und sich keinen Prüfun-

gen und Ausbildungszeiten unterzogen haben. 

Das finde ich sozial nicht gerecht. Deshalb müs-

sen wir aufpassen, dass wir nicht nachlassen, 

dafür zu motivieren, dass sich die Leute bilden, 

dass sie gute Abschlüsse machen, Auszubil-

dende genauso wie Studenten, damit sie als 

qualifizierte Fachkraft mit dem entsprechenden 

Nachweis der Wirtschaft zur Verfügung stehen.  

 

(Zuruf von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Dann ein Fakt, über den wir heute noch nicht 

gesprochen haben: Was passiert mit dem Pro-

dukt, das sich aufgrund des Mindestlohns ver-

teuern wird? Das ist eine ausgemachte Sache. 

Ich rede nicht von der Massenproduktion, bei 

der mittlerweile eine Maschine die Produktion 

übernehmen kann, ich rede von Dienstleistun-

gen, von körpernahen Dienstleistungen, von 

personalintensiven Branchen. Dafür haben wir 

ein Beispiel, das wir auch bei Corona diskutiert 

haben: das Friseurhandwerk. Das Friseurhand-

werk muss also den Preis durchsetzen, um den 

Mindestlohn zahlen zu können.  

 

Dann gehen Sie einmal in ein Pflegewohnheim, 

in dem der Bewohner untergebracht ist, und er 

kann sich diesen Platz leider nicht leisten. Das 

ist schlimm. Er bekommt einen staatlichen Zu-

schuss, damit der Platz für ihn bezahlt wird, und 

erhält im Monat round about nach Gesetz 120 € 

Taschengeld.  

 

Nun darf man die Frage stellen - ich schaue ein-

mal zum Kollegen Sturm, der Friseurhandwerks- 

 

meister ist: Würden 120 € zukünftig für einen 

ordentlichen Haarschnitt mit allem Drum und 

Dran reichen? 

 

(Daniel Sturm, CDU: Nein, dann nicht mehr!) 

 

- Das wird dann nicht mehr reichen. Das heißt, 

die Produkte werden nicht mehr angeboten. 

Gerade diese Menschen können dieses Angebot 

nicht mehr nutzen. Ist es das, was wir wollen?  

 

(Zurufe von der CDU) 

 

Kollege Silbersack, es gibt eine Möglichkeit, 

dem entgegenzusteuern - ich will diese auch 

nennen -, nämlich dass wir eine Mehrwert- 

steuersenkung machen, wie das die FDP auch 

bei Gastronomie und Hotellerie durchgesetzt 

hat.  

 

(Zustimmung von Andreas Silbersack, FDP) 

 

Machen Sie das auch im Friseurhandwerk. Ich 

glaube, das könnte entlastend wirken. Dann 

hätten Sie auch einmal eine Situation, in der Sie 

gegenüber den GRÜNEN glänzen könnten, ohne 

dass sich die GRÜNEN dann, wenn es nicht 

klappt, wieder aus der Verantwortung stehlen 

und einen schlanken Fuß machen. 

 

(Beifall bei der CDU)  

 

Übrigens: Das, was Sie heute hier erlebt haben, 

ist für uns vollkommen normale Realität. Das 

haben wir fünf Jahre gehabt. Immer wenn es gut 

war, waren es die GRÜNEN, und immer wenn es 

nicht geklappt hat, waren es die anderen.  

 

(Zuruf von Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch  

einen weiteren Punkt anmerken. Dann gibt es 

Leistungen, die ganz wegfallen. Versuchen Sie 

einmal, sich auf dem flachen Land in der Woche,  
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Dienstagnacht, ein Taxi für die Fahrt von irgend-

einer Feier nach Hause zu bestellen. Da kommt 

gar keines mehr, 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

weil die sagen, sie können die Leute nicht mehr 

bezahlen, die losfahren und euch abholen. Das 

sorgt für eine Isolation der Leute. Die fahren 

nicht mehr zu Feiern,  

 

(Unruhe) 

 

die fahren nicht mehr zu Konzerten, weil sie 

nicht mehr nach Hause kommen.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

Das ist also die Realität und das Ergebnis. Das 

macht uns als CDU große Sorge und deshalb ha-

ben wir mit dieser Diskussion solche Probleme.  

 

Ansonsten, meine Damen und Herren, werden 

wir immer die positive Entwicklung der Wirt-

schaft in Sachsen-Anhalt dahin gehend beglei-

ten, dass sich das Niveau erhöht, auch das Lohn-

niveau. Wir sind dafür zu haben, aber mit dem 

realistischen Blick auf das, was am Markt leist-

bar und erzielbar ist.  

 

Ein Satz noch zum Kollegen Lieschke, dann bin 

ich fertig, Frau Präsidentin, wenn Sie mir den ge-

statten: Ich habe Ihre Rede interessiert verfolgt. 

Die Gegenfrage wäre: Wenn Sie die Intel-Inves-

tition so kritisch sehen und uns heute die nega-

tiven Dinge genannt haben, könnte man im Um-

kehrschluss meinen, es wäre besser, Intel wäre 

nicht nach Sachsen-Anhalt gekommen. Das 

wäre die Logik. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Deshalb sollten wir uns vor solchen Diskussio-

nen hüten, sondern froh sein, dass Intel gekom- 

 

men ist. Genau das ist ein Zeichen für die Quali-

tät dieses Standortes und die prima Rahmenbe-

dingungen, die wir hier haben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Thomas. - Jetzt kommt Herr 

Lieschke noch einmal ans Mikrofon. 

 

 

Matthias Lieschke (AfD):  

 

Ja, für eine Kurzintervention. - Natürlich verlei-

tet mich das, direkt zu antworten. Ich begrüße 

ausdrücklich, dass Intel nach Sachsen-Anhalt 

kommt. Das ist ein großer Schritt. Wir, die AfD-

Fraktion, begrüßen das ausdrücklich. Ich glaube, 

wir haben es besser gemacht als viele andere 

Bundesländer. Ich habe gehört, z. B. im Saarland 

sollte Ford E-Autos bauen. Die ziehen jetzt nach 

Spanien. Also, Glückwunsch nach Sachsen-An-

halt, dass wir es geschafft haben, Intel hierher 

zu holen. Wir hoffen jetzt, dass die Umsetzung 

funktioniert. Ich denke, im Wirtschaftsaus-

schuss werden wir das beobachten und 

schauen, dass die das im Interesse unserer Bür-

ger wirklich gut machen.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Rausch, Sie haben sich noch während der 

Rede von Herrn Thomas gemeldet? - Gut. - Herr 

Thomas, lassen Sie eine Frage von Herrn Rausch 

zu? 

 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Sehr gerne. 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Rausch, bitte. 
 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrter 

Herr Kollege Thomas, ich habe Ihren Wortbei-

trag aufmerksam verfolgt und möchte an das 

anschließen, was Sie zum Schluss gesagt haben, 

der Kollege Lieschke wäre so kritisch gewesen. 

Er hat vorweg begrüßt, dass sich Intel hier an-

siedelt, dann aber zwei, drei Probleme ange-

sprochen, die große Ansiedlungen durchaus 

nach sich ziehen, wobei wir davon überzeugt 

sind, dass der Vorteil überwiegen wird. 
 

(Marco Tullner, CDU: Frage!) 
 

- Die Frage kommt gleich, Herr Tullner. Wenn 

Sie als Minister so engagiert gewesen wären wie 

als Hinterbänkler, wäre das für alle ein Erfolg ge-

wesen.  
 

(Lachen und Beifall bei der AfD) 
 

Meine Frage ist folgende: Wie verhält sich die 

Landespolitik in Bezug auf Ansiedlungen von  

Immobilienunternehmen, die hier investieren 

wollen - Thema Stadtpark, Elbe usw. -, wenn die 

Stadt das boykottieren sollte? Wie ist die Hand-

habe des Landes, da Sanierungsgebiete auszu-

weisen? 
 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Zunächst freue ich mich, dass Herr Lieschke das 

richtiggestellt hat. Das hätte er gleich so deut-

lich sagen können, dann wäre mir das erspart 

geblieben. Insofern ist es schön, dass wir ge-

meinsam das gleiche Ziel haben.  

 

Zu Ihrer Frage, Herr Rausch. Zunächst ist das, 

worauf Sie abheben, eine Entscheidung der  

 

Stadt Magdeburg. Wir reden, glaube ich, von 

der kommunalen Selbstverwaltung. Nun weiß 

ich, dass es bald eine neue Oberbürgermeisterin 

gibt, die am 1. Juli ihr Amt antritt. Ich glaube, sie 

hat sich dazu schon etwas überlegt. Ich würde 

empfehlen, abzuwarten, was an Impulsen aus 

dem Rathaus kommt. Herr Grube hat sehr deut-

lich dargelegt, wie die Magdeburger zu diesem 

Projekt stehen. Bei den GRÜNEN beide Daumen 

nach oben. Wir haben hier im Landtag gerade 

eine Mehrheit im Stadtrat von Magdeburg er-

zielt. 

 

(Lachen) 

 

Insofern habe ich keine Sorgen, dass das etwas 

wird. Ansonsten werden wir uns das noch ein-

mal anschauen.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Thomas. - Es folgt der Abg. 

Herr Meister als letzter Debattenredner.  

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Mir ging es, als ich die Debatte sah, ähnlich 

wie dem Kollegen Gallert, weil mir nicht ganz 

klar war, welche Zielrichtung das ist. Intel, Min-

destlohn, mittelständische Wirtschaft - das ist 

relativ schwierig in einen Bereich zu fassen. Ich 

bin jetzt nicht in Richtung Mindestlohn abgebo-

gen, sondern mehr in Richtung wirtschaftliche 

Entwicklung. Titel und Zielrichtung dieser Aktu-

ellen Debatte: Wir loben uns und vor allem die 

SPD als Antragstellerin einmal ordentlich, was 

das Zeug hält. Das ist zwar durchaus das übliche 

politische Tagesgeschäft, das wir hier betreiben, 

wirkt aber, meine ich, aus der Zeit gefallen. 
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Wir leben in einer Zeit, in der sich die verschie-

denen Krisen geradezu überschlagen. Die Pan-

demie mit ihren Opfern und den harten Folgen 

für Gesellschaft und Wirtschaft wirkt noch nach. 

Ein ausgedehnter Krieg in Europa erschüttert 

uns und die in den vergangenen Jahrzehnten ge-

wachsenen Gewissheiten über das Zusammen-

leben auf unserem Kontinent. Menschen  

sterben, und wir führen eben noch undenkbare 

Diskussionen über Waffen und ihre Lieferung. 

Unsere Energieversorgung steht über Nacht auf 

wackligen Füßen, da sich die einseitige Abhän-

gigkeit, eben noch von der SPD begeistert gefei-

ert, als gravierender Fehler erweist. Gerade 

heute wurde Alarmstufe 2 bei der Gasversor-

gung ausgelöst.  

 

Der Klimawandel nimmt an Fahrt auf. Wir sehen 

das am Zustand der Wälder, an trockenen  

Bächen. Der Klimawandel zwingt uns zu deut- 

lichem und beschleunigtem Strukturwandel in 

verschiedensten Bereichen: Energie, Verkehr, 

Landwirtschaft. Eine Inflation belastet Wirt-

schaft und Gesellschaft, und die alten Probleme 

sind auch noch da: demografischer Wandel. Da-

raus folgen Fachkräftemangel, Strukturwandel 

zum Nachteil des ländlichen Raums. Das wird 

immer nicht so betrachtet, ich halte das für ein 

ganz zentrales Problem.   

 

Ich will hier nicht die gute Stimmung versauen. 

Es gibt auch keinen Grund zu schlichter 

Schwarzmalerei, aber die Lage ist ernst. Die 

multiplen Krisen fordern uns. So richtig Lust zum 

begeisterten Fähnchenschwingen haben wir 

nicht. Dass die Landesregierung bei der Bewälti-

gung der Krisen immer ganz vorn dran ist, wird 

man vielleicht kaum behaupten wollen, zumin-

dest nicht die Opposition.  

 

Trotzdem macht der Antrag auf die Aktuelle  

Debatte tatsächlich einen wichtigen Punkt. Die 

Krisen, die uns schütteln, sind auch immer eine 

Chance. Sachsen-Anhalt ist ein Land mit seiner  

 

eigenen schwierigen Struktur. Die FDP gewann 

hier mal eine Wahl - das liegt schon ein bisschen 

zurück - mit einer Rote-Laterne-Kampagne. Das 

muss man auch erst mal machen. Der Gunder-

mann-Text „Hier bin ich geboren, wo die Kühe 

mager sind wie das Glück“ hat auch bei uns im 

Land durchaus Kultstatus und fasst unsere  

Mentalität besser zusammen als die Hochglanz-

Marketingbroschüren, die wir so drucken.  
 

Unser Land ist gezeichnet von seinen geschicht-

lichen Brüchen - darauf wurde schon eingegan-

gen -, also vom Niedergang der Industrie am 

Ende der DDR und einer daraus resultierenden 

Wirtschaftsstruktur, die kleinteilig ist, die aus 

vielen verlängerten Werkbänken besteht, die 

vom Strukturwandel und von Transformation 

geprägt ist. 
 

Neue, disruptive Entwicklungen sind daher wie 

für uns gemacht. Neuanfänge sind unsere 

Chance, um vorn mit dabei zu sein. Der Wandel 

im Energiesektor ist unsere Möglichkeit für  

einen neuen wirtschaftlichen und industriellen 

Kern, angefangen beim wissenschaftlichen 

Know-how über den Bau von Anlagen bis hin zur 

Erzeugung des Stroms.  
 

Das gilt auch für die anderen wirtschaftlichen 

Bereiche, wenn man mal an den Verkehr denkt 

und an die anderen Dinge, die der Klimaschutz 

mit sich bringt. Nicht Braunkohle und Diesel 

sind die Zukunft des Landes, sondern tatsächlich 

das mutige Gestalten der Umbrüche, die sich 

zeigen. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Neuansiedlungen mit modernen Technologien 

kommen in unser Land. Zum Beispiel bei  

Speichertechniken haben wir Ansiedlungen ge-

sehen.  
 

Nun kommt die enorme, wirkliche Wahnsinns-

investition von Intel, also auch die Chip-Produk- 
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tion, zu uns. Herr Dr. Grube ist auf das eingegan-

gen, was das für Magdeburg bedeutet, sowohl 

natürlich vom Wirtschaftlichen her, aber auch in 

Bezug auf die moralische Verfasstheit der Stadt. 

Wir müssen das weiterentwickeln und die  

Chancen nutzen, gute Rahmenbedingungen 

schaffen, Hochschulen aus- und nicht abbauen, 

die eigene Gründungsszene stärken, um auch 

aus eigener Kraft von unten zu wachsen und um 

die natürlichen Ressourcen unseres Landes zu 

bewahren und zu nutzen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Wir müssen Weltoffenheit als Bereicherung und 

nicht als Bedrohung empfinden. Ich werde nie 

das sparsame Gesicht des AfD-Vertreters in der 

ersten vertraulichen Runde bei OB Trümper ver-

gessen, als Lutz Trümper als einen ganz zentra-

len Punkt bei den damals noch schwebenden 

Ansiedlungsgesprächen, also bei der Anbah-

nungsgeschichte, die Frage nach der Fremden-

feindlichkeit stellte. Wie sieht das denn aus in 

Magdeburg? Wie ist denn Sachsen-Anhalt da 

drauf? 
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das ist das, 

was Sie verbreiten! - Weitere Zurufe von der 

AfD)  
 

- Nein, nein. Das Gesicht des Kollegen wurde so 

ein bisschen fahl, als ihm klar wurde, dass er 

plötzlich hier so das Investitionshindernis ist.  
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN)  
 

Das wollte er gar nicht sein. Das war klar, ja.  
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Sie sind das 

Hindernis!)  
 

Die Intel-Leute sind da ganz deutlich. Es gibt  

einen regen Austausch zwischen den verschie-

denen Standorten der Firma Intel. Es wird in 

Magdeburg zur Normalität gehören, dass eine  

 

indische Mitarbeiterin, ohne ein Wort Deutsch 

zu können, auf dem Hauptbahnhof in ihrem Sari 

aus dem Zug steigt.  

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Was für ein 

Ding? - Zuruf: Und das ist auch gut so!) 

 

- Ein Sari ist typische indische Bekleidung. Sie 

fällt einfach auf.  

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD)  

 

Da ist etwas, was man hier momentan nicht so 

häufig sieht. Das hat er uns gesagt in der Frak- 

tionssitzung. Das war sein Beispiel. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Was völliger Blödsinn 

ist!)  

 

- Nein, nein, wieso? Ich weiß nicht, warum Sie 

sich so aufregen. Ich sagte nur, was der gesagt 

hat.  
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Oliver Kirch-

ner, AfD: Weil es Blödsinn ist, was Trümper 

erzählt da!)  
 

- Sie können sich ja melden. Sie müssen mir er-

klären, wie Sie so aufgeregt sind. Ich schildere 

nur, was der Intel-Mensch mir sagt. Ich will, dass 

diese Mitarbeiterin, von der der Kollege da 

sprach, hier auf freundliche Menschen trifft. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Was Sie wollen, inte-

ressiert doch gar keinen!)  
 

- Na, ein paar Wähler habe ich auch.  
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Unruhe bei 

der AfD)  
 

- Ja, ich möchte, dass freundliche Menschen auf 

diese Leute treffen.  

 

(Unruhe bei der AfD)  
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr - - 

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Dafür sind Sie jetzt nicht so das typische Bei-

spiel.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zuruf von 

Oliver Kirchner, AfD)  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Wir sind an sich in einer Debatte und nicht in ei-

nem Zwiegespräch. Deshalb wäre es gut, wenn 

Herr Meister jetzt weitersprechen könnte.  

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Genau. - Ich will, dass diese Kollegin, die da aus-

steigt, auf freundliche Menschen trifft und nicht 

rassistisch oder fremdenfeindlich angepöbelt 

wird.  
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Oliver Kirch-

ner, AfD: Das will ich auch nicht! Das sehen 

Sie auch nicht, und darum ist das Blödsinn!) 
 

- Das ist doch gut. Dann weiß ich nicht, wieso Sie 

sich so aufregen.  
 

(Zuruf von der AfD)  
 

Sachsen-Anhalt kann seine Chancen nutzen. Da-

für müssen wir aber auch bereit sein, uns ein 

Stückchen neu zu erfinden. Da dürfen wir nicht 

auf die bauen, die die Krisen leugnen, die mei-

nen, das haben wir doch schon immer so ge-

macht, die meinen, was oder wer neu oder an-

ders ist, ist des Teufels und gehört hier nicht 

her. Lassen Sie uns offen sein für neue Entwick-

lungen und gleichzeitig selbstbewusst unseren  

 

eigenen Weg weitergehen. Dann werden wir 

am Ende gestärkt aus diesen Krisen hervor- 

gehen. - Danke.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Meister. - Damit sind wir am 

Ende der Rednerliste angelangt, es sei denn, 

jetzt kommt das Stichwort Schlusswort und je-

mand nickt? - Nein, Sie nicken nicht. Also sind 

wir am Ende der Aktuellen Debatte angelangt. 

Es ist kein Antrag damit verbunden und keine 

Abstimmung. Der Tagesordnung ist beendet. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

 

Ein Nachtrag noch: Herr Minister Willingmann 

bittet um Dispens bzw. er hat sich eben ent-

schuldigt, weil kurzfristig eine Videokonferenz 

der Energieminister angesetzt worden ist - sie 

beginnt heute Mittag um 13 Uhr -  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Ja!)  
 

angesichts der aktuellen Entwicklungen auf 

dem Gasmarkt. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Auf dem Gasmarkt, 

richtig! Zum Glück ist Sommer, zum Glück 

können wir noch mit Holz heizen!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann machen wir weiter. Dann kommen wir 

zum 

 

 

Tagesordnungspunkt 28 

 

Aktuelle Debatte 

 

Schlimmste Dürre seit 250 Jahren in Sachsen-

Anhalt - Wie reagiert das Land?  
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Antrag Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN - Drs. 

8/1308  
 

 

Die Redezeit beträgt je Fraktionen zehn Minu-

ten. Die Landesregierung hat ebenfalls eine  

Redezeit von zehn Minuten. Es wurde die fol-

gende Reihenfolge vereinbart: GRÜNE, CDU, 

AfD, FDP, DIE LINKE und SPD.  

 

Zunächst hatte für die Antragstellerin für die 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Mitglied 

des Landtages Herr Wolfgang Aldag das Wort. 

Ich sehe, es hat sich offensichtlich verändert. 

Frau Frederking kommt für die Fraktion nach 

vorn. - Bitte sehr. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Ich erinnere noch einmal kurz an meinen Hin-

weis von gestern, was die Rednerliste betrifft. 

Danke. - Frau Frederking, Sie haben das Wort. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Ab-

geordnete! Auch in diesem Jahr hat uns die  

Trockenheit fest im Griff. Seit dem Jahr 2018  

haben wir als Folge der Klimakrise mit diesem 

Extrem zu kämpfen. Ernteausfälle in der Land-

wirtschaft, das Trockenfallen von Dorfteichen 

und kleineren Fließgewässern, Flüsse mit extre-

mem Niedrigwasser - all das ist leider zu be- 

klagen. 

 

Bereits in den Jahren 2018 und 2019 wurden 

Stimmen laut, die vorschlugen, darüber nachzu-

denken, wie wir in Zukunft mit der knapper wer-

denden Ressource Wasser umgehen, wie wir 

Wasser gerecht verteilen können. Klar war 

schon damals, dass die längerfristigen Szenarien 

auf ein Ansteigen der Temperaturen und eine 

Abnahme der Niederschläge im Sommer hin-

weisen. 

Obwohl es in den Jahren 2020 und 2021 eine 

kleine Entspannung gab, gab es keine Entwar-

nung. Und auch bei diesen beiden Jahren 

spricht man von Dürrejahren. Das Frühjahr 

2022, also jetzt aktuell, wird zu einem neuen 

Extrem. Es gehört nach Angaben des Landesum-

weltamtes zu den drei niederschlagsärmsten 

seit dem Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 

1881. 
 

Noch nie waren die Temperaturen so hoch wie 

im März. Und die Rekorde gehen weiter. Mit 

38,4°C, gemessen in Jessen, gab es noch nie  

einen 18. Juni, der so heiß war wie in diesem 

Jahr. Andreas Marx vom Leipziger Helmholtz-

Zentrum für Umweltforschung ordnet diese 

Trockenheit, die seit dem Jahr 2018 zu verzeich-

nen ist, als außergewöhnliches Ereignis ein.  

Warum? Er hat sich das letzte Vierteljahrhun-

dert unter dem Aspekt angeschaut, auch in  

Europa, ob es so etwas schon einmal in Mittel-

europa gab. Und das gab es nicht. 
 

Kurzum: Mit dem Rückblick, der uns möglich ist, 

auf die letzten 250 Jahre stellen wir fest, dass 

wir uns in der schlimmsten Trockenheit befin-

den. Aufgrund des globalen Temperaturan-

stiegs kann auch nicht angenommen werden, 

dass dieser Zustand irreversibel ist, zumindest 

nicht bis auf Weiteres. Wir sind also jetzt gefor-

dert, dafür zu sorgen, dass wir alles tun, damit 

es nicht noch schlimmer wird. Der Zustand, den 

wir haben, wird in den nächsten Jahrzehnten 

nicht reversibel sein. - Genau so ist es, nicht  

reversibel. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Sie haben irrever-

sibel gesagt, werte Kollegin!)  
 

- Ja. - Was heißt das jetzt? Der Deutsche Wetter-

dienst guckt natürlich auch in die Zukunft. Er hat 

vor wenigen Wochen noch einmal prognosti-

ziert, wie es im Jahr 2028 aussehen wird, wenn 

es so weitergeht. Also: Die Temperaturen wer-

den noch weiter steigen. Es wird noch trockener  
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werden. Aber wie sollen die Menschen das aus-

halten? Wie sollen die Landwirtschaft und die 

Forstwirtschaft das aushalten? Wie sollen die 

Bäume das aushalten? Wie wird unsere Ernäh-

rung gesichert? Welche Freiheiten haben die 

Menschen dann noch? Vor welchen Entschei-

dungen werden sie stehen und was wird exis-

tenziell sein? 

 

Also, uns ist es ja möglich, in die Zukunft zu 

schauen. Das können wir ja. Deshalb jetzt han-

deln, damit es nicht noch schlimmer wird. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Wie sieht es aus, auch bezüglich der Flüsse? Das 

Landesumweltamt warnt auch von dem Beginn 

einer hydrologischen Dürre, also einer Dürre, 

die länger als länger vier Monate anhält. Die 

Folge wäre, dass die Pegel der Flüsse, Seen und 

Talsperren unter ihre langjährigen Werte fallen 

würden. 
 

(Zuruf von der AfD: Das ist spekulativ!) 
 

Wir haben weniger Regen und mehr Verduns-

tung. Der Boden hat eine negative Wasser- 

bilanz. Es fehlen durchschnittlich 100 bis 150 l 

pro Quadratmeter. Die Grundwasserstände im 

Land sind im Mittelwert auch bereits um einen 

halben Meter gefallen. Eine dauerhafte Verän-

derung des Landschaftsbildes ist zu befürchten. 

In Bezug auf die Altmark spricht man von einer 

Versteppung. 
 

Bereits im letzten November hatte der Wasser-

verbandstag uns Abgeordneten und auch dem 

Minister einige Hausaufgaben mitgegeben. Die 

Rede war von einem integrierten Wasserma-

nagement und vom Vorrang der Trinkwasser-

versorgung, verankert im Wassergesetz des 

Landes. Alle, die vor Ort waren, allen voran Herr 

Minister Willingmann, der heute nicht da ist, 

und die Kolleginnen und Kollegen der Koalition, 

haben versprochen, hier aktiv zu werden. 

Aber außer Ankündigungen und Willensbekun-

dungen können wir nichts Sichtbares wahrneh-

men. Unser Antrag zur Änderung des Wasserge-

setzes, den wir im Februar dieses Jahres gestellt 

haben, wurde einfach weggestimmt. Der wurde 

nicht einmal in den Ausschuss überwiesen. Das 

wurde mit dem Satz begründet: Wir entschei-

den selbst, wann wir das Wassergesetz novellie-

ren wollen.  

 

Aber es wäre ganz wichtig, darüber im Aus-

schuss zu beraten und gemeinsam eine Lösung 

zu erarbeiten, sodass es den Unterhaltungsver-

bänden möglich werden würde, und zwar jetzt, 

das Wasser bedarfsgerecht in der Fläche zu hal-

ten und nicht einfach in die Nordsee ableiten zu 

müssen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Meine herzliche Bitte an die Landesregierung 

ist: Helfen Sie den Menschen und helfen Sie 

auch der Land- und Forstwirtschaft. Bitte  

ändern sie § 52 des Wassergesetzes ganz 

schnell. Bei dieser Trockenheit können wir es 

uns nämlich nicht mehr leisten zu warten. Bitte 

handeln Sie jetzt! Wenn man sagt, im Wasser-

gesetz gibt es noch weitere Änderungen, dann 

könnte man die auch bei einer späteren Novel-

lierung aufgreifen. Beim Kita-Gesetz haben wir 

das ja auch so gemacht, dass wir eine Vorschal-

tung gemacht haben und dann das Gesetz in 

Gänze angefasst haben.  

 

Es gibt ja auch schon Vorarbeiten für die Ände-

rung des Wassergesetzes. Das Ministerium von 

Herrn Prof. Willingmann hatte das bereits An-

fang 2021 schon gemacht. Die Vorarbeiten sind 

also da. Die Grundlage dafür ist da. 

 

Ja, viele von Ihnen waren im letzten Jahr und in 

diesem Frühling bei verschiedenen Baumpflanz-

aktionen im ganzen Land dabei. Erste Berichte 

aus dem Südharz sprechen von einzelnen Aus- 
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fällen von bis zu 60 %. Es ist natürlich gerade 

jetzt besonders dramatisch, wenn Pflanzen ver-

trocknen, weil wir einen so hohen Aufforstungs-

bedarf haben. 

 

Auch in der Landwirtschaft wird mit Missernten 

gerechnet. Die nächsten zwei bis drei Wochen 

werden ausschlaggebend sein. Der Vizepräsi-

dent des Landesbauernverband Sven Borchert 

hat gesagt: Bleibt der Regen aus, müssen wir mit 

einer Missernte rechnen. Er weist ebenfalls da-

rauf hin, dass der Wassermangel in diesem Jahr 

noch gravierendere Auswirkungen haben wird 

als in den Jahren zuvor. Warum? - Das liegt da-

ran, dass wir jetzt die negative Wasserbilanz aus 

den vergangenen Jahren mitbringen. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Es geht natürlich auch um den Zustand unserer 

Flüsse. Ich meine damit nicht nur, dass weniger 

Regen fällt. Auch die enorm hohe Verdunstung 

führt dazu, dass unsere Flüsse und Seen bereits 

jetzt enorm niedrige Pegel aufweisen. Das hat 

auch Auswirkungen auf die Wasserqualität. Die 

Gewässer heizen sich auf, Blaualgen entstehen, 

Einleitungen aus der Industrie und Einträge aus 

der Landwirtschaft werden nicht so verdünnt, 

wie man es annimmt. 

 

Deshalb können wir es auch nicht verstehen, 

dass Staatssekretär Herr Dr. Eichner im Um-

weltausschuss bei der Diskussion über das Ge-

nehmigungsverfahren für die Einleitungen der 

Firma Ciech Soda in Staßfurt sagte, na ja, die Ein-

leitungen seien okay. Mit einer Verschlechte-

rung sei nicht zu rechnen. 
 

(Kathrin Tarricone, FDP: Das ist auch so!) 
 

Das ist natürlich blauäugig, wenn man weniger 

Wasser hat. Er verkennt dabei die Realitäten, 

ganz davon abgesehen, dass die Wasserrah-

menrichtlinie sogar auch noch ein Verbesse-

rungsgebot vorschreibt.  

(Zuruf von Kathrin Tarricone, FDP) 

 

Genau so ist das. Auch ökologisch, chemisch, 

morphologisch intakte Gewässer werden viel 

widerstandsfähiger bei der Trockenheit. 

 

Nun kann man den Regen nicht kurzfristig her-

beizaubern. Ich sage bewusst „kurzfristig nicht“. 

Langfristig kann man sich Änderungen vorstel-

len, wenn es uns gelingt, ganz, ganz viel aufzu-

forsten, damit sich wieder ein Mikroklima ein-

stellt und es auch wieder mehr abregnet. Aber 

es muss eben viel, viel mehr passieren. Wir 

brauchen ein integriertes Wassermanagement. 

Dann stellen sich natürlich auch die Fragen: Wie 

werden Wasserentnahmerechte vergeben? Hat 

die Trinkwasserversorgung als Daseinsvorsorge 

Vorrang vor allen anderen Nutzungen? Wie 

wird das Wasser in der Fläche gehalten? 

 

Ich bin froh darüber, dass es auf der Bundes-

ebene ein Aktionsprogramm „Natürlicher  

Klimaschutz“ geben wird. Dabei geht es auch 

um die Renaturierung von Gewässern. Das  

sichert dann ein Stück weit ab, dass das Wasser 

besser in der Fläche gehalten wird, wenn die 

Gewässer, Flüsse usw. mehr mäandern können. 

 

In den sozialen Medien wird viel verkündigt, 

dass die Landesregierung etwas machen will. 

Wir können das nicht unbedingt sehen. Wir  

bitten wirklich die Landesregierung, hierbei 

mehr zu machen, auch wenn jetzt der Zukunfts-

kongress angekündigt wird. Ankündigungen  

reichen eben nicht. 

 

Ich möchte es noch einmal betonen: Wasser ist 

Leben. Die Klimakatastrophe raubt uns das 

Wasser. Deshalb muss die Landesregierung da-

bei helfen, dass über Klimaschutzmaßnahmen 

möglichst zielführend der Umgang mit dem 

Wasser stattfindet. Beispielsweise geht es da-

rum, dass die neuen Ökoleistungen, die wir ab 

dem nächsten Jahr haben werden, auch in der  
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Gemeinsamen Agrarpolitik ab dem Jahr 2023 

besser genutzt werden, um mehr Bäume in die 

Agrarlandschaft zu bringen. Auch Hecken sind 

günstig für den Erosionsschutz. Hecken mindern 

die Verdunstung etwas.  

 

Ich möchte betonen: Alle Mühen und alle An-

strengungen werden umsonst sein, wenn wir 

nicht gleichzeitig an die Ursache herangehen. 

Das heißt, die CO2-Emissionen müssen mithilfe 

von Klimaschutzmaßnahmen konsequent nach 

unten gehen und radikal reduziert werden. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Frederking, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Genau. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie haben aber sogar noch eine Chance, weil 

Herr Hauser Ihnen eine Frage stellen möchte. 

Sie werden diese wahrscheinlich beantworten 

wollen? - Ja, das will sie. - Dann kann es losge-

hen. 

 

(Thomas Korell, AfD: Herr Hauser, Sie kriegen 

eine ganz lange Antwort!) 

 

 

Johannes Hauser (FDP): 

 

Frau Frederking, Sie haben es gesagt: Wir haben 

es mit einem globalen Problem zu tun. Darin 

stimmen wir überein. Sie sagten gerade zum 

Ende hin: Wir müssen mehr Bäume pflanzen. 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Als Beispiel. 

 

 

Johannes Hauser (FDP): 

 

Zum Beispiel. - Was machen wir mit Brasilien, 

wo der Regenwald abgeholzt wird? Was  

machen wir denn mit Indien, wo 20 Millio-

nen ha Stoppelfelder abgebrannt werden? Was 

machen wir damit? 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das liegt außer-

halb des Zuständigkeitsbereiches des Landes 

Sachsen-Anhalt!) 
 

Ich gehe mit Ihnen mit, dass wir die Sache, so 

wie sie ist, nicht akzeptieren können. Das ist 

okay. Aber was setzen Sie dem entgegen? 

 

Zu der Wasserrahmenrichtlinie oder dem Ansin-

nen, das Wasser zurückzuhalten. Schlagen Sie 

etwas vor! Wenn der Regen heruntergeht, die-

ser 20 mm im Boden versickert, wo wollen Sie 

dann das Wasser zurückhalten? Bringen Sie ein 

paar praktische Vorschläge. 
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der AfD 

- Sebastian Striegel, GRÜNE: Das macht sie!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Frederking, das mit den „praktischen Vor-

schlägen“ ist jetzt eine Steilvorlage, aber ver- 

suchen Sie, es trotzdem kurz machen. - Bitte. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Also eine Viertel-

stunde halten!) 
 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ich fange mit dem letzten Punkt an, Herr  

Hauser. Das Wassergesetz schreibt den Unter- 
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haltungsverbänden heute vor, dass das Wasser 

ordnungsgemäß abgeleitet werden muss.  

 

(Johannes Hauser, FDP: Richtig!) 

 

Es ist ausschließlich von der Ableitung die Rede. 

Das führt dazu, dass die Unterhaltungsverbände 

die Gräben bspw. immer wieder ausbaggern, 

damit das Wasser abgeführt wird. 
 

(Zuruf von Johannes Hauser, FDP) 
 

Es bleibt also nicht auf den Wiesen und Äckern. 

Dabei wäre die Idee, dass erst einmal dieser  

Paragraf geändert wird, damit es den Unterhal-

tungsverbänden auch ermöglicht wird, das 

Wasser zu halten, damit es nicht zwangsläufig 

abgeleitet werden muss. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

Das Beispiel habe ich schon einmal gebracht: Ich 

war in einem Waldstück in der Dübener Heide. 

Das fiel auch trocken. Dort war ein Bach, der 

dann ausgebaggert wurde. Das wenige Wasser, 

das dort war, wurde abgeleitet. Es geht also  

darum, die Unterhaltung der Gewässer so zu ge-

stalten, dass das Wasser nicht einfach abfließt. 

Das war ein praktischer Vorschlag. 

 

Zu dem Thema Brasilien. Es gibt überhaupt erst 

einmal internationale Verpflichtungen, die vor-

sehen, dass alle Länder, alle Staaten - - Pardon? 

 

(Johannes Hauser, FDP: Die werden doch 

nicht eingehalten! Die holzen doch weiter! 

Das ist doch nur blablabla!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wir machen es jetzt einmal so: Sie haben noch 

30 Sekunden. - Bitte.  

 

(Zuruf) 

 

 

- Ja, es ist eine kleine Frage zu einem Debatten-

beitrag. Es ist kein neuer Debattenbeitrag. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es! - Zuruf 

von der AfD: Ja, genau!) 
 

Versuchen wir es doch einmal. Wir sind schon 

ein bisschen im Verzug. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Die Frage zum Thema Entwicklungshilfe: Wo 

gibt man Entwicklungshilfe hin? Dann ist natür-

lich der Punkt zu nennen, dass wir weniger  

Sojaimporte nehmen und versuchen, unsere 

Tiere von den heimischen Feldern und Wiesen 

zu ernähren. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Dann sind wir jetzt am Ende dieses De-

battenbeitrages angekommen. - Wir kommen 

zum Debattenbeitrag der Landesregierung. Die-

sen hat der Wirtschaftsminister übernommen. - 

Herr Schulze hat das Wort. 
 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Landwirtschaft. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Landwirtschaft. Landwirtschafts- und Wirt-

schaftsminister. Entschuldigung. 
 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Kriege ich auch noch ein bisschen Wasser?  
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(Lachen bei der CDU - Dem Redner wird ein 

Glas Wasser gebracht) 

 

Vielen Dank. Jetzt sparen wir schon bei der 

Zehnminutendebatte an Wasser. Man merkt, 

das Wasser ist knapp. 

 

(Lachen bei der CDU - Zurufe von Siegfried 

Borgwardt, CDU, und von der AfD - Frank 

Bommersbach, CDU, auf eine Wasserflasche 

vor sich weisend: Die CDU hat gebunkert!) 

 

Liebe Kollegen! Herr Vorsitzender! Ich möchte 

ganz kurz ankündigen: Auch ich muss um kurz 

nach 13 Uhr in diese Sonderschalte mit Herrn 

Habeck. 

 

(Zustimmung von Frank Bommersbach, CDU) 

 

Ich hoffe, das lässt man hier zu. Es ist eine sehr 

kritische Situation, auch für Sachsen-Anhalt, die 

jetzt auf uns im Wirtschaftsbereich zukommen 

könnte. Wir wissen, wie abhängig wir vom Gas 

sind. Deswegen hoffe ich, dass Sie dafür Ver-

ständnis haben. 

 

Nichtsdestotrotz möchte ich hier einige Punkte 

erwähnen. Frau Frederking, ich bin sehr dank-

bar für die Punkte, zu denen Sie geredet haben; 

das sage ich Ihnen ganz offen. Auf einige davon 

werde ich jetzt eingehen und werde aufzeigen, 

dass wir als Landesregierung an dieser Stelle et-

was machen. Es sei mir erlaubt zu sagen, dass es 

dafür gar nicht der GRÜNEN bedarf. Wir sehen 

selbst, was zu machen ist. Wir werden auch ent-

sprechend handeln. 

 

Das Frühjahr 2022 gehört zu den drei nieder-

schlagsärmsten seit Beginn der Wetteraufzeich-

nung. Der März 2022 - das stimmt - war sogar 

der trockenste Monat überhaupt. Zu dem aktu-

ellen Regenmangel kommt erschwerend hinzu, 

dass die fehlenden Niederschläge im Jahr 2018 

und im Jahr 2020 bisher nicht kompensiert wur- 

 

den. In diesen drei Dürrejahren kam es zu Nie-

derschlagsausfällen, die mengenmäßig, wenn 

man diese zusammenaddiert, einer fehlenden 

Niederschlagsmenge von einem halben Jahr 

entsprechen. Die Folge ist, dass die Grundwas-

serstände unter ihren langjährigen Mittelwer-

ten und die Bodenfeuchte deutlich unter den 

Normalwerten liegen. 
 

Sachsen-Anhalt befindet sich derzeit, wie im An-

trag der GRÜNEN an der Stelle sogar richtig fest-

gestellt wurde, in einer meteorologischen und 

landwirtschaftlichen Dürre. Um den Folgen und 

Ursachen dieser Trockenheit entgegenzuwir-

ken, müssen und wollen wir als Landesregie-

rung handeln - entschlossen, aber nicht aktio-

nistisch; besonnen und auch nicht übermütig. 
 

(Zustimmung bei der FDP, von Michael 

Scheffler, CDU, und von Sandra Hietel-Heuer, 

CDU) 
 

Als Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister 

bin ich zuständig für die Bereiche, die zum Teil 

existenziell von einer ausreichenden Wasser-

versorgung abhängig sind, allen voran die Land-

wirtschaft, die sich seit dem Jahr 2018 immer 

wieder Hitze- und Trockenperioden ausgesetzt 

sieht mit Trockenstress bei Kulturpflanzen und 

in der Folge mit erheblichen Ernteeinbußen.  
 

Auch die Forstwirtschaft leidet unter den aus-

bleibenden Regenfällen. War es bis vor zwei 

Jahren für Förster kaum vorstellbar, dass bspw. 

Buchen infolge von Wassermangel absterben, 

so ist das heute leider ab und an traurige Reali-

tät.  
 

Die aktuellen Waldbrände sind ebenfalls Folge 

von Hitze und Trockenheit. Zudem beobachten 

wir das Trockenfallen von Bächen und Flüssen, 

eine Verschlechterung der Wasserqualität und 

der Grundwasserstände. In einigen Bereichen 

darf Oberflächenwasser darf nicht mehr zu Be-

regnungszwecken entnommen werden.  
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Wie gehen wir dieses Problem also an? Eines 

muss uns allen klar sein: Einfache und schnelle 

Lösungen wird es hierfür nicht geben. Dazu ist 

das Thema viel zu komplex. Klar ist auch: Sach-

sen-Anhalt kann den Klimawandel nicht allein 

bekämpfen. Hierzu brauchen wir globale An-

strengungen - das ist das, was Herr Hauser zu 

Recht angesprochen hat. Aktionismus und Ein-

zelmaßnahmen hier und da sind folgerichtig 

nicht geeignet. Wir wollen dem Klimawandel 

nachhaltig und langfristig begegnen. Wir brau-

chen also Lösungen, die den gesamten Kontext 

erfassen, kurz-, mittel- und langfristig. Hierbei 

sind nicht nur Geld und technisches Know-how 

gefordert, hierbei geht es am Ende auch um ver-

nünftige Kompromisse zwischen Umwelt und 

Naturschutz auf der einen Seite, Landwirtschaft, 

Gewerbe und Industrie mit dem ländlichen 

Raum auf der anderen Seite. 

 

Aus meiner Sicht müssen wir im Land folgende 

konkrete Maßnahmen umsetzen:  

 

erstens - das wird Sie jetzt wundern; das sind 

auch Dinge, die Sie angesprochen haben - Ver-

besserung des Wasserrückhalts in der Fläche, 

um uns vor Dürre, Hochwasser und Starkregen 

zu schützen,  

 

zweitens Verbesserung des regionalen Wasser-

managements gemeinsam mit den Umwelt- 

und Naturschutz- sowie den oberen und unte-

ren Wasserbehörden, sodass der Gebietswas-

serhaushalt wieder funktioniert; allein eine 

strikte Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

mit der Ableitung des Wassers oder eine Ver-

nässung durch Wiederbelebung von Nieder-

mooren hilft uns meines Erachtens nicht;  

 

drittens vorhandene und aufgegebene Stauan-

lagen und Wasserspeicher wieder in eine Be-

wirtschaftung bringen, die sowohl Natur und 

Umwelt als auch dem Wald sowie den Feldern 

und den Landwirten dienlich ist, und  

viertens bereits vorliegende Studien und Hand-

lungskonzepte zu dem Thema umsetzen und die 

erforderlichen Finanzmittel bereitstellen.  
 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich an dieser 

Stelle die geplante Richtlinie meines Hauses 

über die Gewährung von Zuwendungen für den 

Neubau und die Erweiterung von Anlagen zur 

Wasserspeicherung, Grundwasseranhebung 

und Pumpanlagen zur überbetrieblichen Be-

wirtschaftung landwirtschaftlicher Wasserres-

sourcen. Zuwendungszweck ist die Verbesse-

rung des ökologischen und chemischen Zu-

stands der oberirdischen Gewässer in länd- 

lichen Räumen. Darüber hinaus hat die Richt- 

linie die Verbesserung des mengenmäßigen Zu-

standes von Gewässern durch eine nachhaltige 

überbetriebliche Nutzung in bestimmten Gebie-

ten zum Ziel. Aktuell befindet sich diese Richt- 

linie zur Mitzeichnung beim Finanzministerium 

und beim Landesrechnungshof.  
 

Ich bin sehr dankbar dafür - das möchte ich hier 

auch noch einmal sagen -, dass die entspre-

chende Haushaltsvorsorge getroffen wurde. In 

den Haushaltsplan für das Jahr 2022 sind Ver-

pflichtungsermächtigungen und Kassenmittel in 

Höhe von insgesamt 5 Millionen € eingestellt 

worden. Selbstverständlich habe ich für das Jahr 

2023 Mittel in ähnlicher Höhe angemeldet.  
 

Wasserversorgung ist definitiv Daseinsvorsorge, 

das ist richtig. Dieser Verantwortung sind wir 

alle uns bewusst. Dieser Verantwortung müssen 

wir uns auch in den nächsten Jahren weiterhin 

stellen. Dabei sind wir alle gefordert, auch der 

Landtag als Haushaltsgesetzgeber. Ich werde für 

den Bereich, den ich zu verantworten habe, im-

mer wieder entsprechende Vorschläge machen, 

so wie ich sie auch schon in den letzten Wochen 

und Monaten eingebracht habe und diskutieren 

lasse. Dafür braucht man an der einen oder an-

deren Stelle auch die finanziellen Mittel. Dafür 

bitte ich den Haushaltsgesetzgeber, also den 

Landtag, um Unterstützung.  
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Zum Schluss möchte ich noch ein Thema an-

sprechen, das mir als Wirtschaftsminister auch 

sehr wichtig ist. All das, was wir an Klimaschutz-

maßnahmen und ähnlichen Dingen in Deutsch-

land und vielleicht auch in Europa umsetzen 

müssen, wird von der ganzen Welt sehr genau 

betrachtet. Wir als Bundesrepublik Deutsch-

land, als größte Volkswirtschaft in der Europäi-

schen Union, bringen jetzt Dinge auf den Weg, 

bei denen wir wissen, dass - Kollege Hauser hat 

es angesprochen - auch Südamerika, China und 

andere diese Dinge mit auf den Weg bringen 

müssen, um den Klimaschutz global zu machen.  

 

Diese Staaten schauen sich das alles sehr genau 

an. Wenn wir durch diese Maßnahmen, die wir 

voranbringen, unsere Volkswirtschaft in eine 

Rezession bringen würden, wenn wir die Situa-

tion der Menschen hier dadurch letzten Endes 

verschlechtern würden, was wir alle nicht wol-

len - deswegen sage ich: besonnen handeln und 

genau darüber nachdenken, was wir machen -, 

dann werden andere Länder und andere Regio-

nen dieser Welt nicht nachziehen. Dann haben 

wir am Ende des Tages kein gutes Ergebnis. Das 

heißt, das, was wir machen, muss substanziell 

sein, das muss gut durchdacht sein. Das geht oft 

nicht von heute auf morgen.  

 

Uns allen hier im Hohen Hause - ich glaube, das 

betrifft alle Fraktionen im Landtag von Sachsen-

Anhalt - ist bewusst, dass es Dinge geben muss, 

die wir auf den Weg bringen und über die wir 

werden diskutieren müssen. Aber wir sollten 

das mit Bedacht und mit Vorsicht tun und viel-

leicht immer zweimal darüber nachdenken, be-

vor wir Dinge in einem Schnellschuss umsetzen. 

Denn dann haben wir am Ende nichts gewon-

nen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zustim-

mung bei der AfD) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Es gibt noch eine Frage von Frau Frederking. - 

Dann machen wir die noch schnell, Frau Freder-

king.  

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Ich weiß, Sie müssen weg. Das geht ganz schnell. 

Ich kann Ihnen versprechen, unsere Vorschläge 

sind mit Bedacht erarbeitet worden. Wir haben 

nicht nur zweimal darüber nachgedacht, son-

dern dreimal. Sie kennen doch den Spruch: das 

eine tun, ohne das andere zu lassen. Komplexe 

Dinge brauchen mehr Nachdenken und mehr 

Vorarbeit. Aber was soll gut sein an dem Vorge-

hen, wenn man richtige Maßnahmen, die un-

zweifelhaft richtig sind, wie bspw. das Wasser in 

der Fläche zu halten, nicht jetzt sofort angeht?  

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten):  

 

Vielen Dank für die Frage. Ich habe ja nicht ge-

sagt, dass wir das nicht angehen. Fakt ist aber 

auch, das muss auch entsprechend organisiert 

sein, das muss auch entsprechend abgestimmt 

sein. Das, was ich hier zum Ausdruck bringe, ist, 

dass die Dinge, die Sie hier angesprochen haben 

und bei denen vielleicht rüberkommt, dass die 

Landesregierung das nicht macht, genau die 

Dinge sind, über die wir diskutieren, übrigens 

gemeinsam mit Armin Willingmann, mit seinem 

Haus, der ja für die Bereiche im Wesentlichen 

zuständig ist, der dafür auch die Wege ebnen 

muss.  

 

Wir sollten allerdings vermeiden, dass man 

denkt, es gebe immer nur einen, der weiß, wie 

es richtig funktioniert. Wir müssen das gemein-

sam machen. Deswegen freue ich mich auch  
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über die weiteren Diskussionen, die wir zu die-

sem Thema sicherlich auch in den verschiede-

nen Ausschüssen des Landtages von Sachsen-

Anhalt haben werden. Am Ende des Tages wer-

den wir gemeinsam vernünftige Lösungen auf 

den Weg bringen. Das wird diese Landesregie-

rung machen, davon bin ich überzeugt. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Beifall bei der 

FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Es gibt keine weiteren Fragen. - Dann 

können wir in der Debatte fortfahren. Wir kom-

men zu der Debatte der Fraktionen. Für die CDU 

spricht der Abg. Herr Räuscher. - Herr Räuscher, 

Sie haben das Wort. 

 

 

Alexander Räuscher (CDU):  

 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

GRÜNEN haben natürlich einen wichtigen und 

beeindruckenden Debattenbeitrag in den Raum 

gestellt. Das Problem dabei ist nur: Das ist alles 

nur geklaut.  

 

(Lachen bei der AfD - Zuruf: Das ist alles nur 

geklaut!) 

 

Ich habe mir einmal die Pressemitteilung des 

Ministeriums für Umwelt vom 17. Juni 2022 

durchgelesen. Das haben Sie wahrscheinlich 

auch getan und dann haben Sie das abgeschrie-

ben.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Dann können 

Sie mal ein Jahr weiter vorgehen, da haben 

wir das als Ministerium schon gesagt! Das ist 

doch albern!) 

Und dann fragen Sie die Regierung, was sie 

macht. Sie haben doch schon einen Teil daraus 

ablesen können. Insofern ist das ein bisschen  

albern. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ja, da haben 

Sie recht!) 

 

Sie werfen der Regierung auch vor, dass sie 

nichts tut. Und Sie haben vom Minister eben ge-

hört: Es wird daran gearbeitet. Aber Sie wollen 

es nicht glauben und haben schon zwei-, drei-

mal nachgefragt. Das ist ein bisschen schade. 

Man sollte auch einmal ein bisschen Vertrauen 

haben. Und: Qualität geht vor Eile.  

 

Meine Frage wäre - im Gegensatz zu 

Ihnen - nicht, was die Regierung macht, sondern 

was die Gesellschaft macht und wie die Gesell-

schaft dabei mitmacht. Das halte ich für viel 

wichtiger.  

 

Die Problembeschreibung, die Sie geben, ist na-

türlich völlig richtig. Die Temperaturen steigen, 

wir haben eine starke Veränderung der inner-

jährlichen Niederschläge, wir haben eine Zu-

nahme von Extremwetterereignissen, Dürre, 

Hitzeperioden, Hagel, Starkregen. All das 

stimmt und all das belastet die Gesellschaft; 

denn es hat Auswirkungen auf Land- und Forst-

wirtschaft.  

 

Seit 2018 schaffen die Niederschlagsmengen im 

Winter es nicht mehr, die Speicher aufzufüllen. 

Das ist richtig. Die Niederschläge des letzten 

Winters haben nur die obersten 50 cm des Bo-

dens durchfeuchtet. Seit Februar 2022 hat es 

keine nennenswerten Niederschlagsmengen 

gegeben. Und das Ganze wird noch erschwert 

durch die Situation, dass wir schon sehr früh 

sehr heiße Wetterbedingungen haben. Das  

haben wir alle am letzten Wochenende selbst 

merken können.  
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Die Politik muss die Rahmenbedingungen schaf-

fen, damit haben Sie natürlich auch recht. Wir 

müssen gucken, welche Regelungen es gibt. Wir 

müssen gucken, wie die Dinge finanziert werden 

können, wie wir bürokratische Hürden abbauen 

können. All das ist richtig. Wir müssen eine Ver-

bindlichkeit herstellen, und wir müssen aner-

kennen, dass auch Land- und Forstwirt-

schaft - dabei vor allem die Forstwirtschaft -  

systemrelevant sind. Das haben viele bis heute 

noch nicht so richtig erkannt.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Dass die Forstwirtschaft - ich sage nicht: der 

Wald, sondern: die Forstwirtschaft -  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Beim Klima 

auf jeden Fall!) 

 

klimarelevant ist, erkläre ich Ihnen gern noch 

einmal. Wir brauchen keine Urwälder und keine 

Unterschutzstellung von Wäldern; dort wächst 

nämlich ein Baum ganz wunderbar und da- 

neben zersetzt sich ein anderer. Wir haben also 

einen Baum, der CO2 speichert, und einen, der 

es freigibt. Im Resultat ist das ein Kreislauf mit 

plus/minus null. Ein Urwald ist also nicht klima-

relevant. Er ist schön, er reinigt vielleicht die 

Luft, aber er senkt nicht das CO2 in der Luft.  

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Doch, das schon!) 

 

Das, was das CO2 in der Luft senkt - wenn Sie zu-

hören, Herr Meister, dann verstehen Sie es 

heute vielleicht endlich -,  

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Ich verstehe es!) 

 

ist, wenn wir das Holz langfristig als Baustoff 

speichern. Fossile Rohstoffe können wir erset-

zen, z. B. durch Holz. Dann sind wir zumindest 

bei der Verbrennung CO2-neutral, weil wir dann 

auf die fossilen Brennstoffe verzichten können.  

Das ist etwas, das in Ihrer Ecke noch nicht so 

richtig verstanden wurde.  

 
Ernährungssicherheit ist Daseinsvorsorge. Da-

mit sind wir bei der Landwirtschaft. Wir erwar-

ten leider dürrebedingte Ernteeinbußen. Im 

Jahr 2022 wird es wahrscheinlich eine - das  

haben Sie schon gesagt - geringere Getreide-

ernte geben. Darum brauchen wir ein aktives 

Wassermanagement, um die Ressource Wasser 

effektiv einzusetzen.  

 
Die Landesregierung ist seit Jahren - Sie waren 

früher auch dabei - beim Weltwassertag dabei, 

der immer am 22. März ist. Anlässlich dessen 

sagte das MWU - ich zitiere -: Eindämmen lässt 

sich die Gefahr nur mit konsequentem globalen 

Klimaschutz. Darauf hat auch Herr Hauser be-

reits hingewiesen: Wir allein können hier gern 

Kopfstand machen, das löst das Problem aber 

leider nicht. Aber wir sollten unsere eigenen 

Hausaufgaben machen.  

 
Was den Klimawandel betrifft, helfen uns keine 

Apokalyptiker. Wir haben zum einen die Situa-

tion, dass wir einen menschengemachten  

Klimawandel haben - sprich: Durch unser Ver-

halten erhöht sich die Geschwindigkeit des Kli-

mawandels. Wir sollten alles unterlassen, was 

diese Geschwindigkeit erhöht. Wenn wir mit un-

serem heutigen Wissen also Emissionen senken 

und daran arbeiten, dass das langsamer wird, ist 

das völlig richtig.  

 
Wir müssen aber endlich anfangen zu akzeptie-

ren, dass sich das Klima auch ohne uns Men-

schen verändert. Wir sind heute nicht in einer 

Hitze- oder Heißperiode, sondern wir sind noch 

immer am Rande der Eiszeit, in einer Tieftempe-

raturperiode.  

 
(Beifall bei der AfD - Zustimmung bei der FDP, 

und von Guido Heuer, CDU) 
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Es kann gar nicht sein, dass die Temperatur für 

die Erde und in der Erdgeschichte immer so 

niedrig bleibt. Sie ändert sich weiter. Diesen Teil 

müssen wir anerkennen und wir müssen daraus 

Konsequenzen ziehen und unsere Lebensweise 

darauf einstellen. Das heißt, wir müssen über- 

legen, wo und wie wir bauen und wie wir uns in 

Zukunft darauf vorbereiten. Denn wenn wir  

immer nur sagen, wir halten an irgendwelchen 

2-Grad- oder Was-auch-immer-Klimazielen fest, 

und glauben, wir könnten das Klima nach Be- 

lieben kontrollieren, dann ist das größenwahn-

sinnig. Das sollten wir nicht tun. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP - 

Beifall bei der AfD) 

 

Wir müssen die Realität anerkennen, und wir 

müssen uns darauf vorbereiten, dass das Klima 

sich verändert.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

Pikant ist im Zusammenhang mit dem Klima-

schutz das grüne Versagen in der letzten Legis-

laturperiode. Sie kennen das Thema, Sie hören 

es nicht so gern. Es ist z. B. der Harz. Dort sind 

große Waldflächen abgestorben, obwohl im  

Nationalparkgesetz steht: Großflächige Wald-

sterben sind zu verhindern. Das haben Sie mit 

Frau Dalbert verweigert, indem Sie den Borken-

käfer nicht bekämpft haben.  

 

Wenn Sie, Frau Frederking, sich jetzt darüber 

beschweren oder sagen, das Mikroklima muss 

sich ändern, damit Niederschläge kommen, 

dann kann ich Ihnen sagen: Es gibt einen Aus-

kämmeffekt im Harz bzw. es gab ihn. Die Nebel 

und die Wolken streifen an den Nadeln entlang. 

Jeder, der einmal dort gewandert ist, als der 

Wald noch gesund war und gelebt hat, kennt 

das. Der Auskämmeffekt bedeutet, dass das 

Wasser an den Nadeln kondensiert. Das ist ein  

 

wesentlicher Bestandteil - fragen Sie einmal bei 

der Wetterwarte nach - der Flüssigkeiten, die 

wir dort im Boden haben. Das fällt jetzt kom-

plett weg; denn der Wald ist tot. Er ist weg. Die-

ser Teil der Niederschläge ist weg, wenn die 

Wolken darüberstreifen und nicht abregnen. 

Das sind Dinge, da haben Sie sich nicht als Klima-

retter gezeigt, sondern als Wald- und Klimazer-

störer.  

 

(Zustimmung bei der CDU, und von Johannes 

Hauser, FDP - Starker Beifall bei der AfD) 

 

Denn die Bäume, die jetzt tot sind, setzen ihr 

CO2 frei, und wir brauchen viele Generationen, 

bis das wieder aufgebaut ist.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

- Ja, Sie klatschen. Sie passen ganz gut mit den 

GRÜNEN zusammen; denn Sie wollen nicht so 

gern die Zuwanderung von Menschen, die GRÜ-

NEN wollen nicht so gern die Zuwanderung von 

neuen Baumarten. Bilden Sie doch eine gemein-

same Fraktion. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Wir wollen nur nicht die 

Zuwanderung von Menschen, die hier illegal 

einwandern! Das haben Sie nur nicht ver-

standen! - Daniel Rausch, AfD: Genau, ille-

gale Einwanderung, das ist das Thema! - 

Thomas Korell, AfD: Kein Baum ist illegal! - 

Lachen bei der AfD - Olaf Meister, GRÜNE: 

Herr Räuscher, die Kreuzhorst hier fällt  

trocken und trocknet aus! Wer ist schuld?) 

 

- Ich sehe, vom Geräuschpegel und vom Ge-

schrei her passen Sie ganz gut zusammen.  

 

(Zurufe von der AfD - Unruhe) 

 

Was sind unsere Lösungsansätze? - Die Lösungs-

ansätze sind natürlich: Wir müssen Überschuss-

perioden nutzen; wir müssen Wasserspeicher  
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standortgerecht und umweltgerecht aufbauen 

und wiederherstellen; wir brauchen ein regio-

nales Wassermanagement, das überregional 

koordiniert wird. Ganz konkret sind wir - das ha-

ben Sie eben auch vom Minister gehört - längst 

bei der Überarbeitung des Wassergesetzes, und 

das wird uns dann irgendwann hier beschäfti-

gen. Daran arbeiten wir.  

 

Ich verstehe, dass Sie Phantomschmerzen  

haben, weil Sie jetzt nicht mehr als Regierungs-

partner dabei sind. Aber damit müssen Sie  

leben, tut mir leid.  

 

Zusammengefasst heißt das: Die einzige natür- 

liche CO2-Senke ist Pflanzenwachstum, also 

müssen wir den Wald aktiv nutzen, um natürlich 

mit Nutzwald das CO2 zu senken. Dafür  

brauchen wir standortgerechte Bäume. Darum 

bitte ich Sie: Stimmen Sie endlich in die Debatte 

mit ein, dass wir von standortgerechten Bäu-

men sprechen und nicht von standortheimi-

schen, damit wir Bäume und Pflanzen, die  

klimastabil sind, die vielleicht aus anderen  

Regionen kommen, endlich anpflanzen können. 

Das wurde lange bekämpft. Es wird höchste 

Zeit, dass wir uns darauf einstellen. Das ist näm-

lich einer der Punkte, die ich vorhin genannt 

habe.  

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE: Das habe ich 

doch in der vorletzten Debatte gemacht! - 

Olaf Meister, GRÜNE: Das hat sie gesagt!) 

 

Wenn wir die Situation nicht komplett stoppen 

können, dann müssen wir uns darauf einstellen. 

Dazu gehört Folgendes:  

 

Wir brauchen Baumschulen, die wir stärken 

müssen. Und wir müssen nach wissenschaft- 

lichen Erkenntnissen, z. B. der Nordwestdeut-

schen Forstlichen Versuchsanstalt, arbeiten und 

entsprechend wieder aufforsten. In der Land-

wirtschaft müssen wir ressourcenschonend  

 

arbeiten. Das heißt, Flächenfresser, wie die 

Ökolandwirtschaft, die die doppelte Fläche 

braucht, um einen Menschen zu ernähren, die 

müssen wir verhindern. 

 

Denn für Wissenschaftler ist seit vielen Jahren 

klar: Der Hauptklimatreiber ist die Fläche, die 

die Landwirtschaft verbraucht. Wenn wir ver-

schwenderisch mit der Fläche umgehen und 

den Ökolandbau ausbauen, schaden wir gleich-

zeitig dem Klima. - Vielen Dank, meine Damen 

und Herren. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Es gibt als Erstes eine Intervention von Herrn 

Striegel, die kann er jetzt realisieren. - Bitte 

sehr. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Präsident, vielen herzlichen Dank. - Herr 

Räuscher, ich hätte mir wirklich eine der Drama-

tik der Situation angemessenere Rede von 

Ihnen gewünscht. 

 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE) 

 

Wir haben eine wirklich schlimme Dürre. So 

viele Flachwitze, wie Sie hier einbauen, das wird 

der Sache nicht gerecht. Da kommen wir nicht 

weiter miteinander. Das ist nicht angemessen. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

 

Zur Frage der Regenwälder. Noch vor einigen 

Jahren, in den 1990er-Jahren, konnten die Re-

genwälder tatsächlich einen relevanten Anteil  
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der menschlichen CO2-Emissionen speichern, 

17 %. Tatsächlich ist es aktuell für die Regen- 

wälder noch möglich, etwa 6 % der mensch- 

lichen Emissionen abzupuffern. 

 

Das liegt an einer Vielzahl von Faktoren. Abhol-

zung ist einer davon, aber auch das Trocken-Fal-

len und anderes, insbesondere im Bereich der 

Mangrovenwälder. Das zeigt aus meiner Sicht 

noch einmal sehr deutlich, wie wichtig es wäre, 

nicht nur forstwirtschaftlich zu denken. Das ist 

auch eine wichtige Perspektive; wir brauchen 

Holz als Baumaterial; das speichert CO2, keine 

Frage. Aber die Frage von Renaturierung ist die 

zentrale; denn dadurch sind echte CO2-Senken, 

und zwar dauerhafte CO2-Senken möglich. 

 

Ich würde Sie wirklich von Herzen bitten, ver- 

suchen Sie zu einer Fachlichkeit zurückzukom-

men und versuchen wir gemeinsam, diese unser 

aller Existenz bedrohende Klimakrise in ihren 

Auswirkungen zu bekämpfen, statt hier unter- 

irdische parteipolitische Manöver zu fahren. 

Das führt nirgendwo hin. Ich glaube, wir müssen 

gemeinsam am Problem arbeiten. Das dürfen 

die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes  

erwarten. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten. 

 

 

Alexander Räuscher (CDU):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Striegel, wir 

leben und arbeiten hier am Wald. Der Regen-

wald ist ein wichtiger Bestandteil, aber nicht Teil 

dessen, wofür wir die Verantwortung haben. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

 

- Ich antworte gerade, wenn Sie die Geduld auf-

bringen können. Aber wenn das zu schwer ist, 

dann versuche ich es, ohne dass Sie zuhören. 

 

Also, wenn Sie den Regenwald retten wollen, 

dann werden Sie doch Politiker im Amazonas. 

Wir sind hier. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP -  Sebastian Striegel, GRÜNE: Wir müs-

sen etwas tun, damit uns der Regenwald er-

halten bleibt! Was halten Sie z. B. davon,  

weniger Fleisch zu essen?) 

 

- Sie haben fünf Jahre lang den Harz zerstört, in-

dem Sie die Borkenkäfer nicht bekämpft haben. 

Und wir brauchen jetzt 200 - - 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Warten Sie mal! Stopp jetzt! Mal kurz runter-

kommen! - Herr Striegel, Sie haben ihm eine 

Frage gestellt. Die Antwort mag Ihnen nicht ge-

fallen. Aber trotzdem besteht das System darin, 

eine Frage zu stellen, um eine Antwort zu  

bekommen. Da muss er jetzt die Gelegenheit 

haben, sie zu geben. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Hat er doch!) 

 

- Nein, hat er nicht. Aufgrund der Lautstärke der 

Zwischenrufe des Abg. Sebastian Striegel hat er 

das nicht. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

Meine Bitte ist jetzt einfach einmal, dass alle ein 

bisschen runterkommen und versuchen, die 

Fragen zu beantworten, weil wir ohnehin schon 

über die Zeit sind. - So, jetzt können Sie weiter-

machen, Herr Räuscher. 
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Alexander Räuscher (CDU):  
 

Vielen Dank. Ich versuche mich auch kurz zu fas- 

sen. - Wir haben Verantwortung hier vor Ort. 

Diese Verantwortung hatten Sie ein paar Jahre. 

Und Sie haben diese Zeit genutzt, um den  

gesamten Harz als Fichtenwald zu zerstören. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie sind wirklich 

unterirdisch! Das muss man einfach so sa-

gen! - Zuruf von Frank Bommersbach, CDU - 

Zurufe von der AfD und von der FDP) 
 

- Genau da ist das Problem. Ihre Glaubwürdig- 

keit würde steigen. Es ist nicht verkehrt, auch 

mal einen Fehler zuzugeben und zu sagen, wir 

versuchen, das in Zukunft besser zu machen. Da 

würden Sie sich keinen Zacken aus der Krone 

brechen. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Das ist Hassrede, was 

der Striegel macht!) 
 

Aber ich will Sie nicht überfordern. Wir arbeiten 

daran und wir machen das konkret. Sie vertre- 

ten hier eben Meinungen und Wünsche, wir 

sind diejenigen, die richtig arbeiten. - Vielen 

Dank. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP - Zurufe von den GRÜNEN) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Herr Räuscher, es gab noch einen Fragewunsch 

von Frau Frederking. Wenn Sie die Frage beant-

worten wollen? Sie kommen bitte nach vorn. 

Wir müssen sowieso noch weitermachen. Das 

ist nicht die Frage. - Frau Frederking, Sie können 

die Frage jetzt stellen. 

 

 

Alexander Räuscher (CDU):  
 

Entschuldigung, das hatte ich nicht gesehen. 

Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Ich will noch einmal festhalten, nicht Frau Dal- 

bert ist für das Waldsterben verantwortlich, 

sondern die Klimakatastrophe. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Herr Räuscher, Sie waren in der letzten Legisla-

turperiode nicht dabei. Ist Ihnen dennoch be-

kannt, dass wir GRÜNEN den Vorstoß gemacht 

und das in der Landesbauordnung umgesetzt 

haben, dass das Bauen mit Holz erleichtert wird, 

sodass dann auch langfristig CO2 gebunden 

wird? 

 

 

Alexander Räuscher (CDU):  

 

Ich fange mit dem letzten Punkt an. Bauen mit 

Holz ist sehr wichtig. Das unterstützen Ihre Kol-

legen auch. Das finde ich richtig. Dabei bin ich 

auch ein Unterstützer. Das haben wir noch viel 

zu wenig. Wir müssen damit Beton und andere 

Baustoffe, die energie- und CO2-intensiv sind, 

ersetzen, völlig richtig. 

 

Das mit dem Harz sehen Sie falsch. Sie sagen 

gerne „Klimakatastrophe“, das zeigt, dass Sie 

davor Panik haben. Ihre Kollegin Lüddemann 

sagt „Klimakrise“, Sie hat nur Angst. Es wäre gut, 

wir würden das nicht auf der Basis von Angst 

und Panik diskutieren, sondern sachlich. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der FDP und bei der 

AfD - Cornelia Lüddemann, GRÜNE, lacht) 

 

Deshalb ist es wichtig, zurück zu den Fakten zu 

kommen. Die Bäume sind nicht am Klima ge-

storben, sondern sie sind deshalb gestorben, 

weil zwei, drei Faktoren zusammenkamen. Der 

wesentliche Faktor war, dass auf von Trocken-

stress betroffene Bäume der Borkenkäfer kam 

und nicht bekämpft wurde. Und das haben  
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namentlich Ihre Partei und Frau Dalbert verur-

sacht. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zuruf 

von der AfD: Jawohl!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay. Dann sind wir an der Stelle erst einmal 

durch. Jetzt gibt es noch eine Intervention von 

Herrn Loth. - Bitte sehr, Herr Loth. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 
Sehr geehrter Herr Räuscher, Sie haben gesagt, 

dass die GRÜNEN dafür verantwortlich seien, 

dass es im Harz so aussieht, wie es aussieht. Sie 

müssen sich aber in Erinnerung rufen, dass es 

die Kenia-Koalition war, die Frau Ministerin Dal-

bert in diese Position gehoben hat. Somit hat 

also die gesamte Kenia-Koalition die Verantwor-

tung für das Aussehen des Harzes, also auch die 

CDU. - Das einmal, um einer Legendenbildung 

vorzubeugen. 

 
Das Zweite. Sie sagen, wir wären gegen Einwan-

derer und Zuwanderer. Bitte schauen Sie doch 

einmal in unser Parteiprogramm. Da steht ein-

deutig drin: Zuwanderung nach kanadischem 

Vorbild. Leute, die hierher kommen, um zu  

arbeiten und sich einzubringen, die sind gern 

willkommen. Leute, die hier in die Hängematte 

wollen, leider nicht. 

 
(Beifall bei der AfD)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 
Sie können noch darauf antworten. 

Alexander Räuscher (CDU):  

 

Vielen Dank, Herr Loth. - Bei dem zweiten Punkt 

vielen Dank, dass Sie mir das gesagt haben, ich 

habe das Programm nicht gelesen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Besser so! - Frank 

Bommersbach, CDU: Deswegen sind wir jetzt 

mit der FDP zusammen!) 

 

Deshalb kann ich das so im Detail nicht beurtei-

len. 

 

Der erste Punkt war? 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Es gibt natürlich Verantwortungen in den Res-

sorts. Vielen von uns hat das Herz geblutet, dass 

Frau Dalbert Ministerin war. Glauben Sie uns 

das! 

 

(Lachen und Beifall bei der CDU, bei der AfD 

und bei der FDP) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Für die Fraktion der AfD spricht jetzt der Abg. 

Herr Loth. 
 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Danke schön. - Dass Ihnen das Herz geblutet 

hat, glaube ich Ihnen gern. Jedoch möchte ich 

daran erinnern, Herr Räuscher, dass Ihre Frak-

tion auch die Möglichkeit hatte, gerade wegen 

des Borkenkäferthemas die Frau Ministerin ab-

zusetzen. Es haben sich alle aus Ihrer Fraktion 

und der Ministerpräsident hinter die Ministerin 

gestellt, damals. - Nur mal so als Anekdote. 
 

(Frank Bommersbach, CDU: Das macht man 

so in einer Koalition!) 
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Sachsen-Anhalt gehört aufgrund seiner geogra-

fischen Lage im Regenschatten des Harzes zu 

den trockensten Regionen Deutschlands. Bis 

zum Jahr 2018 war die vorhandene nutzbare 

Wassermenge nie vakant. Probleme entstanden 

höchstens durch Hochwasserereignisse oder 

Starkregen. 

 

Aufeinander folgende Trockenperioden in den 

Spätsommern, Frühsommern und Sommern bei 

generell verringertem Niederschlagsvolumen 

führten zu Ernteausfällen in landwirtschaft- 

lichen Kulturen und beim Tierfutter, großflächi-

gem Absterben von Forstkulturen und landes-

weitem Baumsterben, dem Versiegen einzelner 

fließender Oberflächengewässer, dem Aus-

trocknen von Standgewässern, dem Verringern 

des Grundwasserpegels, Niedrigpegel von  

Wasserstraßen, was dann auch wieder zum 

Nichtbetrieb von Wasserkraftanlagen geführt 

hat. Das ist ein Verstoß gegen § 8 des Wasser-

haushaltsgesetzes. 

 

Das führte zu Sauerstoffknappheit in den Ge-

wässern und damit zur Entwicklung gesund-

heitsgefährdender Bakterien und Algen, zum 

Sterben von Wasserorganismen, Schädlings- 

kalamitäten und andere Ereignissen, die vor  

allem die Land- und Forstwirtschaft sowie die 

Wasserwirtschaft vor neue Herausforderungen 

stellten und strategische Entscheidungen zu  

zukünftigen Wirtschaftsweisen erfordern. 

 

Zudem fielen die niedrigen Niederschläge über-

wiegend punktuell unwetterartig und in schnel-

ler Zeitfolge, sodass es zu Folgeschäden in der 

Vegetation sowie zum Überlaufen von Kläranla-

gen, Kanalisationen und Rückhaltebecken  

gekommen ist. Besonders die Großstädte des 

Landes weisen hier aufgrund der Versiegelung, 

der Überalterung der Kanalisation und der feh-

lenden Vegetation zur Speicherung ein enormes 

städtebauliches Defizit auf, um diese entspre-

chenden Starkregenfälle zu kompensieren. 

Aufgrund der Verringerung des Niederschlags- 

aufkommens und bei verringerter Grund- 

wasserneubildung wird die Ressource Wasser 

aktuell und perspektivisch knapper. Interessen-

konflikte bei der Wasserentnahme sind nicht 

nur denkbar und werden nicht nur prognosti-

ziert, sondern sind auch schon um- 

gesetzt, wie im kürzlich Landkreis Anhalt-Bitter-

feld oder auch im Landkreis Stendal. 

 

Einzelne Nutzungsinteressen sind sicher ent- 

behrlich und qualitativ begrenzbar. Es muss 

aber abgewogen und geklärt werden, wer zu-

künftig wann und in welchem Umfang auf die 

begrenzten Wasservorräte unseres Landes zu-

greifen darf. 

 

Im Antrag sagen Sie, was wir tun wollen. Sie 

wollen die vorhandenen Wasservorräte, die 

jährliche Entnahme der einzelner Verbraucher- 

gruppen und den Bedarf an Wasser aus dem 

vorhandenen Datenmaterial ermitteln, analy-

sieren und aufgrund dieser Datenbasis eine ent- 

sprechende Gebietsanalyse mit Wasserbilanzen 

öffentlich darstellen. 

 

Entsprechende Ergebnisse bieten dann die 

Möglichkeit, um die Logistik zu überprüfen und 

benötigtes Wasser verlustarm in Bedarfsgebiete 

zu transportieren bzw. entsprechend dort zu 

verteilen. 

 

Alle vorhandenen Erkenntnisse, Vorschläge und 

Möglichkeiten für eine effiziente und nach- 

haltige Wasserspeicherung sind umgehend 

landschafts- und städtebaulich in Modellvor- 

haben umzusetzen, damit wir sehen können, 

was wir alles schaffen könnten. 

 

Die quantitative Wasserentnahme muss durch 

die Genehmigungsbehörden auf die Notwen- 

digkeit und Nachhaltigkeit überprüft und aus- 

gerichtet werden. Dazu sind für die Wasserab- 

nehmer aus Kommunen, Industrie, Land- und  
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Forstwirtschaft entsprechende Management- 

pläne zu erarbeiten und letzten Endes auch fort- 

zuschreiben. 

 

Für Land- und Forstwirtschaft müssen Anbau- 

kulturen identifiziert werden, die sich an den 

derzeit absehbaren künftigen Entwicklungen 

orientieren, die den Wechsel von regenlosen 

Trockenperioden mit punktuellen Starknieder-

schlägen, die Verschiebung der Temperaturen 

sowie die Frühjahrsfröste abkönnen. 

 

In den Kommunen bieten dies vor allem die 

Pflanzen, die einerseits in die baulichen Ge- 

gebenheiten integriert werden und anderer-

seits schnell und langfristig das Wasser aufneh-

men und speichern können. 

 

Im Hinblick auf die Biodiversität und den Erhalt 

von genetischen Ressourcen müssen außerdem 

Gebiete mit entsprechenden Wasserangeboten 

zur Verfügung stehen, in denen die bisher ver-

wendeten Nutz- und Kulturpflanzen, die sich 

weniger adaptiert hatten, auch langfristig erhal-

ten bleiben können. 

 

Es sind umgehend Modellprojekte zu initiieren, 

um effiziente und nachhaltige Bewässerungs- 

methoden und -systeme zu entwickeln, die ent-

sprechend in der Lage sind, Wasser an land- und 

forstwirtschaftliche Kulturen und auch an städ-

tisches Grün zu transportieren, zu verteilen und 

auszubringen. 

 

Wir sehen, der Wasserwagen, der durch Mag-

deburg fährt und jeden Baum einzeln gießt, ist 

vielleicht nicht das effektive Mittel. Denn im 

Strategiepapier des Landes zur Anpassung an 

den Klimawandel sind die entsprechenden sta-

tistischen Trends der jährlichen Nieder- 

schlagsmengen und Temperaturkurven für das 

Land Sachsen-Anhalt über drei Jahrzehnte dar-

gestellt. Im Trend nimmt die jährliche Gesamt-

niederschlagsmenge für Sachsen-Anhalt relativ 

ab. 

Im Rahmen der 35. Sitzung des Ausschusses für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 

29. Mai 2019 wurde die Errichtung eines  

Extremwetterfonds diskutiert. Für die erforder-

liche Bewässerung der Aufforstungsflächen, die 

Speicherung von Regenwasser zur Beregnung 

konnten keine praktikablen Vorschläge benannt 

oder erarbeitet werden, leider auch bis heute 

nicht. 

 

Zudem wurde über die Vakanz von Brunnen 

durch begrenzte Genehmigungen und generelle 

technische Probleme beim Brunnenbau dis- 

kutiert. Außerdem wurde ein Mangel an  

Kommunikation zwischen Landesbehörden und 

einigen Verbänden angemahnt, der bis heute 

nicht abgeschafft ist. 

 

Zur Problematik der Anzahl der Brunnen und  

ihrer Wasserqualität in der Land- und Forstwirt-

schaft, zum Einsatz von Beregnungs- und Be-

wässerungstechnik in der Landwirtschaft, zur 

Wassermenge, die für den Abbau von Roh- 

stoffen eingesetzt wird, werden durch das Land 

Sachsen-Anhalt keine Daten erhoben.  

 

(Frank Bommersbach, CDU: Das ist ja nur so 

ein Herunterrattern!) 

 

Weiterhin fand die letzte Grundwasserbewer-

tung nach europäischer Wasserrahmenricht- 

linie erst 2013 statt und seitdem nicht wieder. 

Es werden auch keine bergbaulichen Aktivitäten 

darin begutachtet. Also, die Deponie in Roitzsch 

wird nicht begutachtet, in Jütrichau wird nicht 

begutachtet usw. 

 

Die Aktuelle Debatte hat leider an Aktualität 

nichts verloren, jedoch führt sie nicht zur Ver- 

besserung der Lage; denn egal, wie sehr wir uns 

die Köpfe heißen reden, handeln müsste man. 

Das hat nur aber in der vergangenen Legislatur-

periode unter der grünen Ministerin leider  

keiner gemacht. 
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Das befürchte ich auch für die Zukunft. Ich habe 

mit Wohlwollen vernommen, dass der Minister 

jetzt doch einige Punkte angesprochen hat, die 

er umsetzen möchte und die eigentlich unseren 

Ideen entsprechen. Wir sollten das Thema wie-

der im Ausschuss aufrufen und dort fortsetzen, 

wo wir mit der Anhörung und Diskussion aufge-

hört hatten, und endlich Lösungen erarbeiten. 

 

Eine letzte Anregung: Es sollte vielleicht auch 

untersucht werden, inwieweit sich die Wasser-

haltung und das Wassermanagement für die 

Bergbaufolgelandschaften auf den Grund- 

wasserkörper auswirken und ob diese mög- 

licherweise auch dazu beitragen können, die 

Wasserversorgung bei uns im Land auf die Füße 

zu stellen. 

 

Und wer das jetzt alles schon einmal gehört hat, 

der hat sich unseren Antrag von 2019 durch- 

gelesen. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dazu gibt es keine Fragen. Wir können in der  

Debatte fortfahren. Für die FDP-Fraktion spricht 

die Abg. Frau Tarricone. - Sie haben das Wort. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Die einbringende 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gab der  

Aktuellen Debatte den Titel: „Schlimmste Dürre 

seit 250 Jahren in Sachsen-Anhalt. Wie reagiert 

das Land?“ In der Begründung finden sich  

Begriffe wie „extreme Dürren“, „enorme Ein- 

bußen“, „dramatische Zunahme“, „Rekord- 

temperaturen“. 

Erfahren möchte BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 

Standpunkte der einzelnen Fraktionen sowie 

der Landesregierung. Im besten Fall möchte sie 

aufgezeigt bekommen, wie die Landesregierung 

auf diese extreme Lage reagiert. Eines vorne-

weg: auf jeden Fall nicht mit Panik. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das ist gut!) 

 

- Schön, ja? Genau. Das passt ja auch zu uns. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Unsere Gesellschaft steht im Moment so vielen 

Unwägbarkeiten gegenüber, dass es Aufgabe 

von Regierungen ist, besonnen zu handeln und 

die Zuversicht, Lösungen für Herausforderun-

gen zu finden, nicht ständig infrage zu stellen. 

Genau das hat auch die Landesregierung vor, es 

nicht infrage zu stellen, sondern besonnen zu 

handeln. 

 

Sie wird deshalb das weite Feld der Auswirkun-

gen von Dürreperioden von Fachleuten sauber 

analysieren lassen, mit ihnen zusammen nach 

den besten und wirkungsvollsten Maßnahmen 

suchen und diese dann in Regierungshandeln 

übersetzen. 

 

Aus dem der Begründung der Aktuellen Debatte 

zugrunde liegenden Beitrag des MDR vom 

16. Juni 2022 untermauern folgende Zitate, 

dass überlegtes Handeln angezeigt und ziel- 

führender ist als das Schüren von Angst und  

Unsicherheit.  

 

Zitat 1 von Andreas Marx vom Helmholtz- 

Zentrum für Umweltforschung: Sehr schnell 

kann man sehr wenig tun. 

 

Zitat 2 vom selben Wissenschaftler: Klima- 

modelle zeigen, dass es weniger Niederschlag 

im Sommer, dafür aber mehr im Winter geben  
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wird. Ein wichtiger Schritt ist es daher, Wasser 

aus dem Winter für den Sommer verfügbar zu 

machen. 

 
Zitat 3, ebenfalls von Andreas Marx: Wir müs-

sen uns darauf einstellen, dass Dürreereignisse 

in Deutschland zunehmen werden. Dadurch 

wird der Spiegel von kleinen Bächen, Flüssen 

und der Grundwasserspiegel sinken und großer 

ökologischer Schaden entstehen. - Jetzt kommt 

es: - Trotzdem dürfe man nicht in Panik verfal-

len. Eine Dürre gehe irgendwann wieder vorbei, 

auch wenn sie mehrere Jahre andauern werde. 

 
Ein letztes Mal zitiere ich Andreas Marx vom 

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung: 

Wenn man Dürren hat und über mehrere Jahre 

nicht mehr genug Wasser für alle da ist, dann 

müssen wir überlegen, wie man das Wasser auf 

die Akteure verteilt. Das ist ein Feld mit vielen 

Konflikten, die zu lösen sind. Aber dafür haben 

wir genügend Zeit, um das gut vorzubereiten 

und die entsprechenden Regularien auf den 

Weg zu bringen. 

 
(Zustimmung bei der FDP) 

 
Gemeinsam ist allen Zitaten die Aussicht auf 

mögliche Lösungen der Herausforderungen. 

Dieser Ansatz entspricht geradezu der DNA der 

Freien Demokraten. 

 
(Beifall bei der FDP) 

 
Deshalb sehen wir den MDR-Beitrag als Auffor-

derung zum überlegten Handeln. Dafür braucht 

es Zeit, nicht um die Hände in den Schoß zu  

legen oder um den Rücken an die Lehne von  

Plenarsaalstuhl zu lehnen und die Dinge laufen 

zu lassen, sondern Zeit für Fachaustausch, und 

der läuft bereits, unter anderen mit 28 Verbän-

den für die Wasserunterhaltung. 

Ziel im Koalitionsvertrag ist es, im Wassergesetz 

den Paradigmenwechsel bei der Gewässer- 

unterhaltung abzubilden. Anstatt sich nur auf 

eine schadlose Wasserwegleitung zu konzen- 

trieren, muss der Wasserrückhalt in der Fläche 

mit in den Blick genommen werden. So kann 

Wasser aus dem Winter für den Sommer verfüg-

bar gemacht werden. 

 

Derzeit wird mit 28 Verbänden der Wasserun-

terhaltung eine Bestandsaufnahme erarbeitet, 

um zu ermitteln, welche Maßnahmen umge-

setzt werden können. Dazu gehört auch eine 

Analyse des personellen und finanziellen Mehr-

aufwands. Die schlichte Änderung des Rechts-

rahmens wird nichts ändern. 

 

Wir haben es schon mehrfach gehört und  

wissen es auch, ohne dass ich es hier noch ein-

mal sage: Betroffene von Dürren sind unsere 

Landwirte und Waldbesitzer.  

 

Die Landwirte selbst reagieren aber auch schon 

durch die Anpassung der Fruchtartenwahl und 

durch den Einsatz von Wasser sparenden, aber 

hocheffektiven Bewässerungssystemen. So er-

probt die Agrargenossenschaft Bad Dürren-

berg - kleines Wortspiel, aber das war gar nicht 

gewollt, das ist passiert - seit dem Jahr 2020  

moderne Tröpfchenberegnungsanlagen. Dabei 

werden Schläuche auf der Erde ausgelegt, aus 

denen das Wasser - das kann man sich ja vor-

stellen - direkt an die Pflanzen tropft. 

 

Das war früher überhaupt kein Thema, weil  

megaaufwendig. Ich muss, wenn die Pflanzen 

im Boden sind, die Schläuche verlegen, und 

muss sie vor der Ernte auch wieder heraus- 

ziehen. Heute wird tatsächlich darüber nachge-

dacht, das zu machen. Dass das natürlich nicht 

für alle Kulturen geht, ist wohl allen hier im Saal 

klar, den Landwirten auch. Aber in dem Test, 

den die Agrargenossenschaft gemacht hat - es  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

88 

war ein Kartoffelacker -, hat sie - jetzt finde ich 

es gar nicht so schnell -  

 

(Kathrin Tarricone, FDP, blättert in ihrem 

Manuskript) 

 

einen, ich glaube, vierfach höheren Ertrag ge-

habt. 

 

Dann gibt es noch Beregnungswagen. Das sind 

ziemlich große Wagen mit breiten Auslegern, 

die auch ganz tief Tröpfchenbewässerung  

machen. Dadurch erspart man sich die ganze 

Windabdrift und die ganze Verdunstung. Das 

heißt, findige Landwirte sind schon unterwegs, 

um sich etwas einfallen zu lassen. Ein Allheilmit-

tel sind die Beregnungsanlagen jedoch nicht. 

Wie schon erwähnt, sind sie mit viel Arbeitsauf-

wand und hohe Unterhaltskosten verbunden. 

Also, man muss genau abwägen, welche  

Pflanzen davon profitieren. 

 

Wir Freie Demokraten sehen in der Züchtung 

trockenresilienter Pflanzen eine gute Möglich-

keit, um mit dem in der Vegetationsperiode  

weniger verfügbaren Wasser eine gute Ernte zu 

erreichen. Wir plädieren für einen - - 

 

(Unruhe bei der AfD) 

 

- Darf ich auch Ihre Aufmerksamkeit bekommen 

bei diesem wichtigen Thema? - Herzlichen 

Dank.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Kein Problem!) 

 

Wir plädieren für einen offenen und transparen-

ten Umgang mit neuen Züchtungstechniken 

bspw. dem Genome Editing, welches das Port-

folio der biotechnologischen Methoden er-

gänzt. Es erlaubt zeit- und kostensparend prä-

zise Änderungen im Erbgut einer Nutzpflanze, 

die von natürlichen Mutationen nicht zu unter-

scheiden sind. Angesichts von Klimawandel und  

 

globalem Bevölkerungsanstieg wollen wir eine 

verantwortungsvolle Erforschung dieser Tech- 

niken nicht ideologisch verbauen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Über den Zustand unserer Wälder haben wir 

hier im Plenum schon mehrfach diskutiert. 

Hitze, Trockenheit und Käferkalamitäten ließen 

in den letzten Jahren Tausende Hektar Wald- 

fläche regelrecht absterben. Zu sehen sind im 

Moment gerade in unserem schönen sachsen-

anhaltischen Mittelgebirge, dem Harz, der im-

mer Garant für gute wirtschaftliche Erträge aus 

dem Holzverkauf und im Tourismus war, kahle 

Flächen und verzweifelte Waldbesitzer. 

 

Eben diese luden am 10. Juni in die Feuerstein-

Arena in Schierke zum Waldwirtschaftsgipfel 

ein. Auf der Fahrt zum Tagungsort konnten sich 

alle, die sich das Ausmaß der Herausforderun-

gen bislang tatsächlich noch nicht angesehen 

hatten, ein Bild von der Situation machen. 

 

Die Waldbesitzerverbände aus Sachsen-Anhalt, 

Niedersachsen und Thüringen, welche die Ta-

gung organisiert hatten, ergingen sich aber 

nicht in der Problembewunderung, sondern 

hatten Wissenschaftler eingeladen, die Lösun-

gen zu bieten hatten, Lösungen dafür, wie die 

ausgefallenen Erträge aus der Waldbewirtschaf-

tung akut ausgeglichen werden können und wie 

die Waldbewirtschaftung langfristig auf sichere 

Füße gestellt werden kann. 

 

Dem Vorschlag, den Waldbesitzern die Öko- 

systemleistung des Waldes zu vergüten, können 

wir Freien Demokraten viel abgewinnen. Luft-

reinhaltung, CO2-Bindung, Wasserreinigung 

und -speicherung, Erosions- und Artenschutz 

sowie Erholungsnutzung haben unsere Wälder 

bislang ohne Vergütung geliefert. Dass diese 

Leistungen wichtig sind, darüber diskutieren wir 

gerade hier. Wir Freien Demokraten begrüßen  
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es sehr, einen Marktmechanismus auch für 

diese Leistungen, mindestens aber für die CO2-

Speicherung zu entwickeln.  

 

Eine Stilllegung weiterer Waldflächen im Sinne 

von „einfach einmal die Natur machen zu  

lassen“, unterstützen wir in der derzeitigen  

Situation nicht. 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

Die auf der Fachtagung anwesenden Wissen-

schaftler belegten, dass bewirtschaftete Wälder 

bei der CO2-Bindung stillgelegten Wäldern über-

legen sind. 

 

(Zustimmung von Alexander Räuscher, CDU) 

 

Voraussetzung dafür ist eine nachhaltige Holz-

nutzung. Genau deshalb soll auch die Bauord-

nung des Landes Sachsen-Anhalt in Sachen 

Holzbau die innovativste der Bundesrepublik 

werden. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Darauf bin ich ge-

spannt!) 

 

- Können Sie. Das machen wir. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ob Sie es diesmal 

schaffen, darauf bin ich gespannt!) 

 

- Genau. - Darüber hinaus wollen wir Freien De-

mokraten es den Betrieben der Land- und Forst-

wirtschaft ermöglichen, mit steuerfreien Risiko-

ausgleichsrücklagen in guten Jahren besser für 

Dürren und andere Folgen des Klimawandels 

vorzusorgen. Auf diese Weise werden sie unab-

hängiger von staatlichen Notprogrammen.  

 

Ich könnte noch zu vielen anderen Bereichen 

wie der Verbesserung der Waldbrandbekämp-

fung Ideen vorstellen. Ich sehe aber meine Zeit; 

sie ist begrenzt. Wenn es mir im Moment ge- 

 

lungen ist aufzuzeigen, dass wir Möglichkeiten 

haben, mit der Dürre umzugehen, dann bin ich 

fürs Erste zufrieden. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Sieg-

fried Borgwardt, CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Tarricone, es gibt aber noch die Möglich-

keit, länger zu reden,  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das habe ich ver-

mutet!)  

 

und zwar, wenn Sie die Frage von Frau Lüdde-

mann beantworten wollen. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Frau Lüddemann? - Ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Na sicher. - Dann stellen Sie sie einmal. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Danke für Ihren Beitrag. Sie haben ja den Wis-

senschaftler Marx zitiert und auch gesagt, dass 

sich die Niederschläge verändern, also vom 

Sommer in den Winter verlagern usw. Das ist an 

sich aber keine gute Nachricht, weil sich auch 

die Dauer der Niederschläge verändert. 

 

Wenn man diesen Artikel des Wissenschaftlers 

Marx weiterliest, dann weiß man, dass er sehr 

davor warnt, dass es im Moment eine Situation 

gibt, in der wir 80 % Schauer und 20 % Dauer- 

regen haben. Noch vor 20 Jahren sah das Ver- 
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hältnis ganz anders aus. Damals hatten wir 40 % 

Dauerregen und dementsprechend 60 % 

Schauer. 
 

Das hört sich nicht dramatisch an, aber wenn 

diese 80 % Schauer auf eine ausgetrocknete 

Erde treffen, dann heißt das, dass der Boden 

nicht mehr in der Lage dazu ist, diese Wasser-

mengen aufzunehmen. Es ist im Prinzip, so ver-

rückt es klingt, schädlicher, wenn es sehr viel in 

kurzer Zeit regnet, als wenn es gar nicht regnet, 

weil dann nämlich die humusreichen Schichten 

weggeschwemmt werden. 
 

Dieser Wissenschaftler stellt dar, dass das kein 

Wetterphänomen, sondern tatsächlich schon 

Klimawandel und eine dramatische Situation ist. 

Geben Sie mir in dieser Einschätzung und in der 

Wiedergabe dessen, was dort zu lesen war, 

recht? 
 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Liebe Frau Lüddemann, natürlich gebe ich Ihnen 

recht in der Einschätzung, dass wir eine außer-

gewöhnliche Situation haben. Aus dem Inter-

view geht doch auch hervor - ich habe versucht, 

es hier klarzumachen -, dass wir uns dieser 

Angst - ich nehme jetzt einmal Ihr Wort - vor der 

Apokalypse nicht ergeben müssen. 
 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Das habe ich nicht gesagt! 
 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Ja, aber es ist für uns - - 
 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Das habe ich nie gesagt! 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Frau Lüddemann, ganz ehrlich: so oft, auch in  

Ihrem Eingangsstatement, diese Angst, dieses 

Drama - - 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Drama ja! 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

Das muss gelöst werden. Das haben wir erkannt 

und auch dafür müssen wir eine Lösung finden. 

Lassen Sie uns gute wissenschaftlich basierte, 

kausale Zusammenhänge nutzen und Lösungen 

gemeinsam finden. Wenn das bei meinem Vor-

trag herausgekommen wäre, dann wäre ich 

schon sehr glücklich. Also, wir Freien Demokra-

ten, die Koalition, die Landesregierung will ganz 

genau das. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU - Markus Kurze, CDU: Jawohl!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann können wir jetzt fortfahren, nämlich mit 

dem Debattenbeitrag von Herrn Lange für die 

Fraktion DIE LINKE. - Sie haben das Wort. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Wenn wir in diesen  

Tagen durch unser Bundesland fahren, dann er-

leben wir die Auswirkungen der menschenge-

machten Klimakatastrophe hautnah, live und in 

Farbe. Es gehört zur dramatischen Wahrheit 

dazu, dass wir erst am Anfang einer globalen 

Entwicklung stehen, die unkontrollierbar ist. 
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Denn während hier noch juristische Auseinan-

dersetzungen geführt werden, wer welche Was-

serrechte bekommt, haben wir in den Dürrege-

bieten des globalen Südens Fluchtbewegungen, 

da Menschen durch Wasser- und Nahrungs-

mangel sterben. Ja, meine Damen und Herren, 

sie sterben. Es kommt immer wieder zu bewaff-

neten Konflikten um das Wasser. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

erste und wichtigste Schlussfolgerung aus die-

ser Aktuellen Debatte muss daher sein: Wir 

müssen alles dafür tun, um die menschenge-

machte Klimakatastrophe aufzuhalten.  

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Wir müssen es jetzt tun oder, wie man in Wen-

dezeiten sagte, unverzüglich.  

 

Meine Damen und Herren! Nun sind wir mitten 

in der Klimakatstrophe und müssen dringend 

Anpassungsmaßnahmen vornehmen. Wir erle-

ben, wie unsere Felder verdorren, riesige Wald-

gebiete absterben oder auch Brände bei der 

Trockenheit um sich greifen. 

 

Eine der Aufgaben ist, unsere Feuerwehren so 

zu ertüchtigen, dass sie die drohenden Brände 

auch wirksam bekämpfen können. 

 

Wir müssen uns auf Szenarien vorbereiten, wie 

ich sie aus dem südostspanischen Trockenge-

biet kenne. Wir müssen in Ausrüstung investie-

ren und wir benötigen mehr Menschen, die  

bereit sind, diese gefährliche Aufgabe zu über-

nehmen.  

 

An dieser Stelle gilt mein herzlicher Dank allen 

Kamerad*innen der Feuerwehren für ihren Ein-

satz. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Meine Damen und Herren! Meine Kollegin  

Kerstin Eisenreich hat bereits darauf gedrungen, 

dass mehr Wasser in der Fläche gehalten  

werden muss; das ist heute bereits mehrfach 

angesprochen worden. Im mitteldeutschen  

Trockengebiet kommt es besonders darauf an, 

die Winterfeuchte effektiv zu nutzen, um die 

Sommertrockenheit zu überbrücken.  

 

Wir brauchen effektive Schutzstrategien, um 

mit Starkregenereignissen umzugehen. Es ge-

hört zum Paradox dazu, dass uns immer wieder 

Hochwasserereignisse ereilen werden. Denn die 

Zunahme der sogenannten Omega-Wetterlagen 

ist eine Folge des Klimawandels. 

 

Gleichzeitig müssen wir endlich die Versiege-

lung des Bodens beschränken; versiegelte  

Bodenflächen wieder frei räumen und dort, wo 

versiegelt wird, auf Wasserrückhaltemaßnah-

men drängen;  

 

(Zustimmung von Elrid Pasbrig, SPD) 

 

Zisternen anlegen und endlich auf eine Umset-

zung der Konzepte zu Schwammstädten bei der 

Stadtentwicklung hinarbeiten. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei den 

GRÜNEN) 

 

In Halle soll ein neues Wohngebiet gebaut wer-

den. Wir haben gestern einen Antrag einge-

bracht mit dem Ziel, den Investor zu verpflich-

ten, in diesem Wohngebiet Zisternen anzule-

gen. Kurze Frage: Wer hat dagegen gestimmt? 

Raten Sie mal. Es wurde gerade sehr viel über 

Wasserrückhaltung usw. gesprochen. Wer hat 

dagegen gestimmt? Das Abstimmungsverhalten 

kann man sich in diesem Stadtrat ungefähr vor-

stellen.  

 

Vonseiten der Verwaltung wurde uns mitgeteilt, 

dass wir diese Auflage gar nicht machen  
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können, weil wir die Möglichkeit hätten, das 

Wasser wegzuleiten. Das ist die völlig falsche 

Herangehensweise an dieses Thema. Wenn wir 

uns heute unsere Stadtbäume anschauen, dann 

muss doch jedem klar werden, dass wir jeden 

Tropfen Wasser irgendwie speichern müssen, 

damit wir über die Sommer kommen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN, bei den GRÜ-

NEN, und von Elrid Pasbrig, SPD) 

 

Ich verstehe gar nicht, wie man darüber noch 

diskutieren kann. 

 

Da sich die Umweltpolitiker zumeist einig sind, 

ist es gut, dass heute auch der Wirtschaftsminis-

ter gesprochen hat. Denn es muss eine kluge 

Strategie dazu geben, wie man in der Wirt-

schaftsentwicklung mit dem Problem Wasser 

umgehen soll. Wir wissen, was an Wasser ver-

braucht werden wird, wenn sich Intel hier ange-

siedelt. Bereits jetzt muss klar sein, dass die  

Bodenversiegelung durch Wasserspeicher kom-

pensiert werden muss. Niemand - auch wir 

nicht; keiner von uns - möchte diese großartige 

industrielle Entwicklung in unserem Land ver-

hindern. Aber wir müssen sie doch derart ge-

stalten, dass sie mit Blick auf die Umwelt und 

die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort 

zukunftsfähig ist. Dazu gehört zu allererst auch 

das Wasser. 

 

(Zustimmung von Eva von Angern, DIE LINKE, 

und von Stefan Gebhardt, DIE LINKE) 

 

Ein weiteres Projekt in unserem Bundesland ist 

das Wasserstoffcluster im mitteldeutschen 

Raum, das absolut unterstützenswert ist. Das 

machen wir auch. Aber wir müssen uns bereits 

jetzt mit den damit einhergehenden Auswirkun-

gen auf die Wasserverfügbarkeit auseinander-

setzen. Es ist schnöde naturwissenschaftliche 

Erkenntnis, dass zur Gewinnung von einem 1 kg 

Wasserstoff mindestens 9 kg Wasser benötigt  

 

werden. Ich werde nicht müde, auf diesen Fakt 

immer wieder hinzuweisen, auch wenn ich die 

Orientierung auf Wasserstoff richtig finde. Wir 

müssen darauf aber genau vorbereitet sein.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Meine Damen und Herren! Was wir benötigen, 

ist eine landesweite Wasserstrategie. In der 

muss klar geregelt sein, dass die Versorgung der 

Menschen mit Wasser Priorität hat, dann 

kommt die Landwirtschaft, für die Erzeugung 

von Lebensmitteln, und dann erst die Industrie. 

Denn es gehört zur Wahrheit dazu, dass die In-

dustrie in Deutschland der größte Wasserver-

braucher ist. Ebenso muss in der Landwirtschaft 

alles dafür getan werden, um mit Wasser spar-

sam umzugehen und insbesondere Wasser so 

einzusetzen, dass ein Versalzen der Böden ver-

hindert wird. 

 

Für unsere Wasserstrategien benötigen wir ehr-

liche, belastbare Gebietswasserbilanzen. Wir 

müssen wissen, wie viel Wasser sich bildet und 

wie viel entnommen wird. Denn, meine Damen 

und Herren, wer glaubt, Wasser ist immer und 

zur Genüge vorhanden, der irrt sich. Modernste 

satellitengestützte Forschungsergebnisse ha-

ben ergeben, dass Deutschland eines der Län-

der mit dem größten Wasserverlust ist. Jährlich 

verliert Deutschland 2,5 Gt Wasser; das ent-

spricht in den vergangenen 20 Jahren der 

Menge des Wassers im Bodensee. Darum müs-

sen wir jetzt handeln. Darum müssen wir dafür 

sorgen, dass wir jetzt etwas tun, damit es dann 

nicht zu spät sein wird, wenn die Katastrophe 

tatsächlich eintreten würde.  

 

Meine Damen und Herren! Im Übrigen gehört 

auch dazu, dass salzhaltige Abwassereinleitun-

gen in Staßfurt reduziert werden müssen und 

nicht verstetigt werden dürfen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 
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Denn die Bode wird weniger Wasser führen und 

wir verzeichnen dort bereits jetzt ein Fisch- 

sterben und fischfreie Zonen. Das gehört natür-

lich zu der Debatte darüber dazu. Denn es ist 

auch ein Gebot, dass sich unsere Gewässer  

verbessern und sich nicht einfach nur nicht  

verschlechtern sollen. 
 

Meine Damen und Herren! In der vergangenen 

Trockenperiode machte die Stadt Sangerhausen 

Schlagzeilen, weil sie den Wasserverbrauch der 

Menschen stark einschränken musste. Hin- 

gegen profitieren viele Menschen von einer 

weitsichtigen Entscheidung unserer Vorväter 

und Mütter,  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie z. B.!) 
 

nämlich ein riesiges Fernwassernetz aufzu-

bauen.  
 

Wir sollten dringend darüber nachdenken,  

erstens das eigene Fernwassernetz auszuweiten 

und zweitens die Fernwassernetze deutschland-

weit zu verbinden. Die regenreichen Gebiete 

könnten damit die Trockengebiete mit versor-

gen. Grundlage für eine solche Investitionsent-

scheidung müssen aber eine Gesamtwasser- 

bilanz und eine echte Wasserstrategie sein. 
 

Meine Damen und Herren! Die menschenge-

machte Klimakatastrophe ist real. Der Kampf 

um das Wasser hat auch in Deutschland begon-

nen. Lassen Sie uns jetzt klug handeln, damit wir 

weiterhin in einem Bundesland leben können, 

in dem Wasser für die vielen und nicht für die 

Profite weniger vorhanden ist. - Danke. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Dorothea Frederking, GRÜNE, und von Olaf 

Meister, GRÜNE) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Herr Lange, es gibt eine Frage von Herrn Köhler. 

Wollen Sie die beantworten? 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Von der AfD? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ja. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Nein. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD, lacht - Ulrich Sieg-

mund, AfD: Inhaltlich stellen! - Thomas  

Korell, AfD: Aber es geht doch ums Wasser!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Dann haben wir an dieser Stelle noch Frau 

Pasbrig für die SPD-Fraktion, die die Debatte der 

Fraktionen abschließt. - Bitte sehr. 

 

 

Elrid Pasbrig (SPD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren Abgeordnete! Mit dieser Aktuellen Debatte 

bezweckt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN, dass die Landesregierung und die Fraktio-

nen ihre jeweiligen Lösungsansätze im Umgang 

mit der Dürre in unserem Land vorstellen. 

 

Die aktuelle Lage ist sehr ernst. Das Landesamt 

für Umweltschutz Sachsen-Anhalt warnte be-

reits, dass wir am Beginn einer hydrologischen 

Dürre ständen. Nachdem das Frühjahr bereits 

zu niederschlagsarm gewesen sei, setze sich die 

Niederschlagsarmut, gepaart mit überdurch-

schnittlich hohen Temperaturen, nun fort. Von 

einer hydrologischen Dürre sprechen wir, wenn 

der Zustand der Trockenheit mindestens vier 

Monate andauert; vorweg oder damit einher  
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gehen meteorologische oder auch landwirt-

schaftliche Dürren.  
 

Die Folgen der Dürre sind sinkende Pegel bei 

Flüssen, Talsperren, Seen und des Grundwas-

sers und damit eine zunehmende Austrocknung 

unserer Böden. Die Auswirkungen sind Ernte-

einbußen und wiederum steigende Temperatu-

ren, weil fehlende Feuchtigkeit weniger Ver-

dunstung ermöglicht und damit vor allem in 

Städten zu Überhitzungen führt.  
 

Was wir parallel zu den Wetterentwicklungen 

zur Kenntnis nehmen müssen, ist, dass wir in 

Sachsen-Anhalt eine besondere Ausgangslage 

haben. Diese wurde an dieser Stelle bereits 

mehrfach angesprochen; nämlich Sachsen-An-

halt bewegt sich aus geohydrologischer Per-

spektive betrachtet an der Schwelle zur Steppe. 

Ursächlich dafür ist die Lage im Wetterschatten 

des Harzes, die dazu führt, dass es hier weniger 

regnet als vergleichsweise in anderen Regionen. 
 

Das heißt, aufgrund steigender Temperaturen 

und ohnehin weniger Niederschlägen wird die 

Situation für uns umso ernster und unsere Auf-

gabe muss es sein, das wenige Wasser, welches 

wir zur Verfügung haben, richtig zu managen 

und so zu verteilen, dass es bei denen ankommt, 

die es am dringlichsten benötigen. 

 

Nun zu den Lösungsansätzen. Diese liegen auf 

verschiedenen Ebenen. Bund, Land und jeder 

Einzelne müssen aktiv werden. Ein Ansatz, der 

dringend zu diskutieren ist, ist das Entsiegeln, 

und zwar mit drei Ausrufezeichen. 
 

(Zustimmung bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
 

Nur Regen, der auf unversiegelten Boden trifft, 

kann zurückgehalten werden. Regen, der auf 

eine versiegelte Fläche trifft, fließt in die Kanali-

sation und wird über die Flussläufe abtranspor-

tiert. Er steht uns also nicht zur Verfügung. 

(Zuruf von Siegfried Borgwardt, CDU) 

 

Zu diesem Komplex gehört unter anderem auch, 

dass bezüglich zukünftiger Bauprojekte in der 

Fläche geprüft werden muss, ob nicht eventuell 

bereits versiegelte Flächen bestehen, die dafür 

genutzt werden können. Es sollte zukünftig gel-

ten: Leerstand sanieren, statt neu zu bauen. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

 

Darüber hinaus sollte bei Fahrbahn- oder Fuß-

wegbauten wasserdurchlässiges Material ver-

mehrt Verwendung finden, damit ein Großteil 

der Regenmengen nicht in die Kanalisation ab-

fließt, sondern aufgefangen werden oder eben 

versickern kann. Das Konzept der Schwamm-

stadt steht dafür. Wir haben es gerade schon 

einmal gehört. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

 

Ein weiterer Baustein eben dieses Schwamm-

stadtkonzepts sind Dach- bzw. Fassadenbe- 

grünungen. Durch diese Maßnahmen werden 

nicht nur Lebensraum für Tiere und Pflanzen ge-

schaffen, Lärm gemindert oder Luftschadstoffe 

gebunden, sondern vor allem auch bis zu 80 % 

des gesamten Regenwassers zurückgehalten, 

das dann nicht in die Kanalisation abgeführt 

wird, sondern wieder verdunstet und damit 

Verdunstungskälte produzieren kann. 

 

Ein weiteres Problem, das die Dürresituation in 

Sachsen-Anhalt verschärft, ist die Eintiefung der 

Elbe in ihr Flussbett. Durch das Eingraben der 

Elbe in ihr Flussbett sinkt ihr Flusspegel und mit 

ihm die Grundwasserstände in den ufernahen 

Gebieten sowie in den Auengebieten. Das Sohl-

stabilisierungskonzept Elbe des Bundes gemein-

sam mit Sachsen und Sachsen-Anhalt in den Jah-

ren 1999 bis 2009 war für die Lösung dieses  
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Problems ein guter Anfang. Dieses Konzept sah 

unter anderem Maßnahmen wie die Geschiebe-

zugabe, Maßnahmen im Vorland durch Flut- 

rinnenaktivierung, die Wiedereinrichtung von 

Altarmanschlüssen oder die Änderung der 

Deichtrassen zur Erhöhung des Abflusses über 

das Vorland vor. Dieses Projekt muss dringend 

weiter verfolgt werden, um den sinkenden  

Pegeln unserer Flüsse entgegenzuwirken. 
 

Für Sachsen-Anhalt hat unser Umweltministe-

rium auf Nachfrage drei aktuelle Projekte be-

nannt, die uns gegen die aktuelle Trockenheit 

helfen mögen. Zum einen wäre da das Maßnah-

menprojekt „Mehr Raum für unsere Flüsse“. Es 

ist ein Hochwasserschutzprogramm, das bein-

haltet, den Flüssen wieder mehr Raum zu ge-

ben, indem Deiche versetzt, Möglichkeiten zum 

Hochwasserrückhalt geschaffen und die Flüsse 

an ihre ursprünglichen Auen angebunden wer-

den. Durch Einräumen von Raum sollen Fluss-

landschaften entstehen, welche im Hochwas-

serfall als natürliche Wasserspeicher dienen. 

Höhere Abflussmengen sollen dadurch schadlos 

bewältigt und damit der Hochwasserschutz ver-

bessert werden. Und nicht nur das: Auch die 

Vernässung dieser wiedergewonnenen Räume 

wäre ein Beifang, den wir dringend brauchen. 
 

Zum zweiten benennt das Umweltministerium, 

dass der Wasserrückhalt in der Fläche gestärkt 

werden soll. Aus diesem Grunde soll nun § 52 

des Wassergesetzes verändert werden, um ge-

mäß unserem Koalitionsvertrag den Paradig-

menwechsel von Wasserabfluss zu Wasserhal-

tung zu verankern. Als Auftakt hat dazu im April 

dieses Jahres ein Wassertag stattgefunden. In 

der Folge sollen nun eine Bestandaufnahme er-

folgen, Bewirtschaftungsmöglichkeiten abge-

wogen sowie personelle und finanzielle Erfor-

derlichkeiten bemessen werden, und zwar ge-

meinsam mit den Unterhaltungsverbänden. 
 

Als drittes wurde das Projekt genannt, dass ent-

lang des Trübengrabens wieder Stauanlagen in- 

 

stalliert werden sollen, die für einen weiteren 

Wasserrückhalt für die Region sorgen sollen. 
 

Auf der Landkreisebene haben wir als kurzfris-

tige Reaktion auf die derzeitige Wetterlage und 

die derzeitige Trockenheit bereits Entnahme-

verbote bzw. Entnahmebeschränkungen erlas-

sen, und zwar haben im Moment die Landkreise 

Anhalt-Bitterfeld, Stendal, Salzwedel, Salzland-

kreis und Wittenberg die Entnahme von Wasser 

aus Gewässern oder dem Grundwasser unter-

sagt oder stark eingeschränkt. Für meinen  

Heimatlandkreis Jerichower Land besteht im 

Moment eine Empfehlung, am Tage nicht zu 

wässern. 
 

Last, but not least kann und muss natürlich vor 

allem auch jeder und jede Einzelne von uns sehr 

sorgfältig mit der Ressource Wasser umgehen. 

Sie kennen die Lösungen hierzu natürlich alle. 

Ich nenne sie trotzdem sehr gern noch einmal. 

Bitte gießen Sie Ihre Pflanzen im Garten mor-

gens, wenn der Boden kalt und die Verdunstung 

noch nicht so hoch ist. Entscheiden Sie sich für 

Pflanzenarten - ob bei Zierpflanzen, Obst oder 

Gemüse - die trockenresilient sind und nicht viel 

Wasser benötigen. Nutzen Sie Wasser aus  

Regentonnen oder unterirdischen Zisternen. 

Pflanzen Sie im Frühjahr Pflanzen aus und ver-

meiden Sie, wenn es geht, die Verwendung von 

Samen. 
 

Gleichlautend mit meiner Koalitionskollegin 

hoffe ich doch, dass es mir gelungen ist, die 

Angst vor der aktuellen Situation zu nehmen, 

um nun besonnen unsere Zukunftsprojekte ver-

folgen zu können. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU und 

bei der FDP) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Es gibt keine Wortmeldungen dazu. - Damit sind 

wir mit der Debatte der Fraktionen zu Ende. Wir  
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haben hierzu keine Beschlüsse zu fassen. Dem-

zufolge ist dieser Tagesordnungspunkt beendet. 

 

Wir hatten, wenn auch unter Murren, eine  

Akzeptanz zu einem Vorschlag des Präsidenten, 

die Mittagspause auf 45 Minuten zu verkürzen. 

Ich mache sozusagen ein Kompromissangebot. 

Das bedeutet, wir treffen uns wieder um 

14:45 Uhr. Das sind immerhin vier Minuten 

mehr. Aber die schlechte Nachricht ist: Die  

innenpolitischen Sprecher dürfen jetzt nicht  

essen gehen, sondern sie müssen sich im Raum 

B0 07 treffen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Nee, nee, nee, nee!) 

 

Wir sehen uns dann nach der Mittagspause  

wieder. 

 

Unterbrechung: 13:57 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 14:45 Uhr. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich weise darauf hin, dass die Mittagspause um 

14:45 Uhr vorbei sein sollte. Ein interessierter 

Blick auf die Uhr zeigt uns: Es ist 14:45 Uhr. Ich 

begrüße auch heute - nicht namentlich - jeden 

pünktlichen Abgeordneten. Zumindest hier 

vorn sind wir vollzählig. - Ich warte noch zwei 

Minuten. 

 

Wir steigen in die Beratung ein. Ich rufe auf den  

 

 

Tagesordnungspunkt 7 

 

Erste Beratung 

 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 

des Gesetzes zur Regelung des Rechts der  

 

Spielhallen im Land Sachsen-Anhalt (Spielhal-

lengesetz Sachsen-Anhalt - SpielhG LSA) zur 

Anpassung dieses Gesetzes an den GlüStV 2021 

(Zweites Spielhallenrechtsänderungsgesetz) 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und FDP - 

Drs. 8/1301 

 

 

Einbringer ist das Mitglied des Landtages Herr 

Kosmehl. Er steht schon in den Startlöchern und 

kann nach vorn kommen. Bevor er seine Rede 

beginnt, wollen wir aber kurz Schülerinnen und 

Schüler des Goethegymnasiums Weißenfels auf 

der Besuchertribüne begrüßen. - Herzlich will-

kommen bei uns! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Herr Kosmehl, Sie haben das Wort. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP): 

 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich darf heute 

für die Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP 

einen Gesetzentwurf zur Anpassung des beste-

henden Spielhallengesetzes des Landes Sach-

sen-Anhalt an die Vorgaben des am 1. Juli 2021 

in Kraft getretenen Glücksspielstaatsvertrages 

einbringen. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 

Recht bezüglich der Spielhallen, die Regelungs-

kompetenz, steht weiterhin den Ländern zur 

Verfügung. Deshalb sollten wir möglichst zeit-

nah unser Landesrecht an die neuen Vorgaben 

des Glücksspielstaatsvertrages 2021 anpassen. 

 

Dabei sind, wie Sie alle aus der Diskussion in der 

vergangenen Legislaturperiode zur Ratifizierung 

des Glücksspielstaatsvertrages 2021 wissen, ein  
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erhöhter Spielerschutz, z. B. durch die Einfüh-

rung der spielformübergreifenden elektroni-

schen Spielersperre, aber auch die weiteren An-

forderungen etwa an das Sozialkonzept geregelt 

worden. Das betrifft auch das Spielen in den  

stationären Spielhallen. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Koali- 

tionsfraktionen legen Ihnen eine Vollregelung 

vor. Das heißt, vieles von dem, was Sie jetzt in 

den Paragrafen in dem Entwurf des Gesetzes 

wiederfinden, wird Ihnen bekannt vorkommen, 

weil es bereits im bisherigen Spielhallengesetz 

des Landes Sachsen-Anhalt vorhanden war. 

Aber es gibt Erweiterungen und einige Änderun-

gen. 

 

Zu den Erweiterungen. Wir müssen die Vorga-

ben des Glücksspielstaatsvertrages 2021 erfül-

len. Das heißt insbesondere mit Blick z. B. auf 

den § 7, auf die Frage „Was erfasse ich in der 

zentralen Sperrdatei?“, weitere Punkte aufzu-

nehmen. Wir müssen darüber hinaus die Frage 

regeln, wie die Sperre zu beantragen ist und 

welche Behörde - diesbezüglich ist eine Klarstel-

lung erfolgt - dafür zuständig sein soll. 
 

Das Spielhallengesetz Sachsen-Anhalt kannte in 

seiner bisherigen Fassung bereits - ausgehend 

von dem alten Glücksspielstaatsvertrag aus 

dem Jahr 2011 - einige Übergangsvorschriften, 

die wir Ihnen nunmehr vorschlagen, in einer 

Neuregelung an spezielle zusätzliche Anforde-

rungen zu binden.  
 

Ich möchte Ihren Blick auf den § 11 richten. Das 

betrifft die Übergangsbestimmungen zu den 

Verbundspielhallen. Danach soll es in Sachsen-

Anhalt möglich sein, für diese bestehenden Ver-

bundspielhallen mit maximal drei Erlaubnissen 

eine weitere Erlaubnis zu erteilen, wenn  
 

 erstens die Betreiberinnen und Betreiber für 

jede dieser Spielhallen eine einzelne Erlaub-

nis haben,  

 

 zweitens die Spielhallen von einer akkredi-

tierten Prüforganisation zertifiziert worden 

sind,  

 

 drittens die Betreiberinnen und Betreiber 

und die mit der Leitung des Betriebs beauf-

tragten Personen über einen Sachkunde-

nachweis verfügen und  

 

 viertens das Personal in der Spielhalle je-

weils besonders geschult wird.  

 

Dies sind zusätzliche Voraussetzungen, bei  

denen wir davon ausgehen, dass sie dazu führen 

werden, die Qualität zu erhöhen und den Schutz 

der Spieler zu verbessern. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

danke dem Abg. Erben ausdrücklich für seine 

beharrlichen Kleinen Anfragen seit vielen Jah-

ren zur Situation der Spielhallen. Denn daher 

wissen wir mit fast aktuellem Stand, dass im 

Land Sachsen-Anhalt noch 325 Spielhallen be-

trieben werden. Das ist für die Fläche unseres 

Landes - verglichen mit der Anzahl der Spiel- 

hallen in anderen Bundesländern - eine sehr ge-

ringe Zahl.  

 

Wir nehmen aber auch zur Kenntnis, dass rund 

ein Drittel dieser derzeit betriebenen Spielhal-

len nur noch auf der Grundlage der Übergangs-

vorschriften aus dem Spielhallengesetz 2012 

besteht. Sie haben also keine dauerhafte Er-

laubnis, sodass ein Weiterbetrieb derzeit über 

eine Übergangsregelung gesichert ist. Um zu-

künftig die Frage deutlich zu klären, haben wir 

uns entschlossen, dazu in den § 11 eine weitere 

Bestimmung aufzunehmen, nämlich eine er-

neute gesetzliche Übergangsregelung, nach der 

eine mögliche Erlaubnis neu erteilt wird, wenn 

die Kriterien dafür erfüllt sind. 

 

Ich glaube, wir haben damit eine Balance zwi-

schen dem Anspruch auf Spielerschutz und der  
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Regelung von Spielhallenrechten geschaffen 

und gleichzeitig den bisherigen Betreibern eine 

Möglichkeit gegeben, sofern sie die Kriterien er-

füllen, weiterhin eine Spielhalle zu betreiben. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 

werden uns im weiteren Verfahren, das ich hier 

ausdrücklich ankündigen möchte, in einer  

großen Anhörung damit befassen, ob die Rege-

lungen, die wir Ihnen hier vorschlagen, allesamt 

nicht nur tragfähig sind, sondern insgesamt 

dazu führen, dass einerseits der Spielerschutz, 

um den es uns allen geht, hochgehalten wird, 

andererseits aber auch die wirtschaftliche Betä-

tigung der Betreiber von Spielhallen möglich 

bleibt. 
 

Für mich steht außer Frage, dass es eben nicht 

mehr die Entscheidung des Gesetzgebers zwi-

schen Spielen oder Nichtspielen ist. Das hat die 

Lebensrealität längst beantwortet. Unsere Auf-

gabe als Gesetzgeber ist es, dafür zu sorgen, 

dass es kein illegales Spielen gibt, sondern dass 

nur noch ein legal geregeltes Spielen stattfindet, 

damit wir Schwarze Schafe und mögliche Aus-

wucherungen kontrollieren und unterbinden 

können. 
 

Den Vorschlag, den Ihnen die Koalitionsfraktio-

nen vorlegen, halte ich für ausgewogen in dem 

Sinne, dass wir uns beide Seiten gleichermaßen 

angeschaut haben und erhalten wollen. Ich bitte 

Sie daher, diesen Gesetzentwurf zur federfüh-

renden Beratung in den Ausschuss für Wirt-

schaft und Tourismus sowie zur Mitberatung in 

die Ausschüsse für Inneres und Sport und für Ar-

beit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung zu 

überweisen. Ich bin mir sicher, dass die Aus-

schüsse eine gemeinsame Anhörung durchfüh-

ren können und dass wir dann zu einer Be-

schlussempfehlung kommen können. - Vielen 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Für die Landesregierung spricht Wirtschafts- 

minister Herr Schulze.  

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 

möchte aus der Sicht der Landesregierung ver-

tiefend auf einige Punkte eingehen. Ich begrüße 

den vorgelegten Gesetzentwurf sehr; die Lan-

desregierung möchte aber zu einzelnen Punk-

ten gern noch einmal Stellung nehmen.  

 

Mit der nun folgenden Änderung bzw. Neufas-

sung des Spielhallengesetzes und damit dessen 

Anpassung an die Vorgaben des Glücksspiel-

staatsvertrages findet der Rechteanwender die 

einschlägigen spielhallenrechtlichen Vorschrif-

ten vollständig im Spielhallengesetz wieder. Der 

Gesetzentwurf schafft für die Betreiber der 

Spielhallen eine klare Grundlage und berück-

sichtigt die Belange des Schutzes der Spieler, 

wie sie der Glücksspielstaatsvertrag festlegt.  

 

Entsprechend den im Glücksspielstaatsvertrag 

festgelegten erhöhten Anforderungen an einen 

verbesserten Schutz der Spieler vor den Gefah-

ren der Spielsucht werden diese Aspekte im 

gängigen Spielhallengesetz aufgegriffen, etwa - 

wie gerade erwähnt - mit dem Anschluss aller 

Spielhallen bundesweit an das sogenannte 

OASIS-Spielersperrsystem, wodurch durch 

Spielsucht gefährdete Spieler mittels selbst bzw. 

fremd veranlasster Spielsperren zentral vom 

Glücksspiel ausgeschlossen werden, was bei 

Spielhallen bei der Zugangskontrolle überprüft 

wird. 

 

Die im Sinne eines Spielerschutzes zur Abküh-

lung vom Spiel vorzusehenden und hinsichtlich 

ihrer Größe vom Landesgesetzgeber festzu- 

legenden Mindestabstände zwischen den Spiel- 
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hallen wie auch zu Kinder- und Jugendeinrich-

tungen, deren Ausgestaltung dem Landesge-

setzgeber übertragen ist, bleiben im Prinzip un-

verändert. Sie erfahren im Änderungsentwurf 

zum Spielhallengesetz jedoch insoweit eine Er-

weiterung, als erstmals den für die spielhallen-

rechtliche Erlaubnis zuständigen Behörden ein-

geräumt wird, unter Berücksichtigung der Ver-

hältnisse im Umfeld des jeweiligen Standorts 

und der Lage im Einzelfall Ausnahmen von  

diesen Mindestabständen zuzulassen. 

 

Diese Öffnung der Mindestabstände ist aus 

wirtschaftspolitischer Sicht zu begrüßen, da auf 

diese Weise nicht nur dem Einzelfall besser 

Rechnung getragen werden kann, sondern auch 

durch Entscheidungen vor Ort durch die für die 

Spielhallenüberwachung örtlich zuständige Be-

hörde jeweils die Möglichkeit besteht, eine wei-

tere Spielhalle zu betreiben, was bei Beibehal-

tung der starren landesweiten Regelung im bis-

herigen Spielhallengesetz unzulässig wäre.  

Allerdings muss auch insoweit gewährleistet 

sein, dass die Vorgaben des Glücksspielstaats-

vertrages eingehalten werden. 

 

Zu diesem Zweck erscheint es geboten, im Falle 

der Einführung von Sonderregelungen zu Min-

destabständen zwischen Spielhallen die Min-

destgröße auch dieser Abstände durch den  

Landesgesetzgeber selbst festzulegen. Hiervon 

könnten die spielhallenrechtlichen Über- 

wachungsbehörden vor Ort Gebrauch machen. 

 

Da Spielhallen keinerlei Anreiz für Kleinkinder 

im Vorschulalter, also Kinder unter sechs Jah-

ren, ausüben sollen, sollen bei den Abständen 

der Spielhallen zu Kinder- und Jugendeinrich-

tungen zukünftig Einrichtungen ausgenommen 

sein, die auf Kinder in einem Alter von unter 

sechs Jahren ausgerichtet sind. Dies erscheint 

angesichts der in den vergangenen Jahren ge-

sammelten empirischen Erkenntnisse folgerich-

tig. Denn die Einschränkung für die Spielhallen-

betreiber muss auf einem objektiv vorliegenden  

 

Gesichtspunkt beruhen, da es sich um eine Ein-

schränkung von Grundrechten handelt, in dem 

Fall der Spielhallenbetreiber. 

 

Die Koalitionsfraktionen haben sich auch dafür 

ausgesprochen, die den Bundesländern im 

Glücksspielstaatsvertrag eingeräumte Option zu 

nutzen, ausnahmsweise und unter bestimmten 

weiteren Voraussetzungen Mehrfachspielhallen 

in Sachsen-Anhalt für einen begrenzten Zeit-

raum zu erlauben.  

 

Alles in allem übernimmt der von den Koali- 

tionsfraktionen eingebrachte Gesetzentwurf 

die Mindestanforderungen des Glücksspiel-

staatsvertrages und enthält weitgehend wirt-

schaftsfreundliche Regelungen, soweit dieser 

Staatsvertrag dem Landesgesetzgeber Rege-

lungsspielraum belässt. Ich bin daher zuver-

sichtlich, dass der Gesetzentwurf eine tragbare 

Erneuerung des Spielhallengesetzes darstellt, 

und freue mich auf die Beratung in den Aus-

schüssen. Dem Landtag bleibt es vorbehalten, 

hierbei das gesetzgeberisch letzte Wort zu  

sprechen. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU, von Guido Kos-

mehl, FDP, und von Andreas Silbersack, FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe keine Fragen, Herr Minister. - 

Wir können zu den Fraktionsbeiträgen kom-

men. Für die AfD-Fraktion spricht Herr Rausch 

und nicht Herr Scharfenort, wie ich sehe. - Herr 

Rausch, Sie haben das Wort. 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Kol-

legen Abgeordnete! Sachsen-Anhalt scheint im 

Vergleich zu anderen Bundesländern einen 

recht kulanten Weg im Umgang mit Spielhallen  
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eingeschlagen zu haben. Der Gesetzentwurf 

bietet den Betreibern bspw. die Möglichkeit für 

Ausnahmeregelungen in Bezug auf Mindestab-

stände oder Mehrfachkonzessionen. Vorausset-

zung ist, dass qualitative Kriterien erfüllt wer-

den. Zu den Kriterien, die eingehalten werden 

müssen, zählt unter anderem, dass alle Spielhal-

len von einer akkreditierten Prüforganisation 

zertifiziert worden sind und besonders geschul-

tes Personal zur Verfügung haben. Die Schulun-

gen, die im Land Sachsen-Anhalt durch das Bil-

dungszentrum der IHK stattfinden, sind dabei 

ein wichtiger Baustein. Wir sind dankbar dafür, 

dass wir das leisten können. 
 

Das Personal von Spielhallen lernt verschiedene 

Kommunikationstechniken, um mit problembe-

hafteten oder auffällig gewordenen Spielern 

umzugehen. Das ist auch begrüßenswert. Zu be-

grüßen ist auch die bundesweite spielformüber-

greifende elektronische Spielersperre für be-

sonders verhaltensauffällige Spieler. Das heißt, 

der vorliegende Gesetzentwurf ist ein wichtiger 

Schritt in die richtige Richtung. 
 

Das Zutrittsalter von 18 Jahren bleibt in Sach-

sen-Anhalt bestehen. In anderen Ländern ist es 

auf 21 Jahre angehoben worden. Hierzu seien 

Niedersachsen und Bremen genannt. Das zeigt 

wiederum nur eines: Wenn die GRÜNEN, DIE 

LINKE und die SPD ab und zu einmal fordern, das 

Wahlalter herunterzusetzen, dann gibt es doch 

wichtige Gründe, das nicht zu tun. Dies sei nur 

am Rande bemerkt. 
 

Bei dem Mindestabstand zwischen Spielstätten 

in Sachsen-Anhalt bleiben wir bei 200 m -im 

Bundesdurchschnitt sind es 500 m -; das ist 

auch zu begrüßen.  
 

Kurz gesagt: Wir stehen dem Gesetzentwurf po-

sitiv gegenüber und werden einer Überweisung 

in die Ausschüsse zustimmen. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine Fragen. - Wir kommen zu Herrn 

Erben von der SPD-Fraktion. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir lösen mit einem Vollgesetz ein 

Vollgesetz ab, das wir hier im Hohen Hause im 

Jahr 2012 geschaffen haben. Es war eines der 

ersten Spielhallengesetze in Deutschland insge-

samt, die von den Bundesländern geschaffen 

wurden, wenn man einmal von den Vorgängern 

und den Vorreitern in den Großstädten und den 

Stadtstaaten absieht. 

 

Wir haben einen neuen Glücksspielstaatsver-

trag. Wir haben insofern Umsetzungserforder-

nisse, die wir auch vornehmen werden. 

 

Ich will dennoch auf den bereits wiederholt an-

gesprochenen § 11 eingehen und dies hier zu 

Protokoll geben. In Sachsen-Anhalt gibt es in 

mindestens einem Fall eine Spielhalle mit Mehr-

fachkonzessionen, die am 1. Januar 2020 - das 

ist der genannte Stichtag - definitiv auf der 

Grundlage einer rechtswidrigen Genehmigung 

betrieben wird. Wir müssen in den Beratungen 

im Hinblick auf § 11 also eine Regelung finden, 

die sicherstellt, dass eine Spielhalle mit Mehr-

fachkonzessionen, die über Jahre hinweg auf 

der Grundlage einer rechtswidrigen Genehmi-

gung betrieben worden ist, auf diese Weise 

nicht ewiges Leben eingehaucht bekommt. Ich 

glaube, wir sind schon allein aus rechtsstaat- 

lichen Gründen dazu gezwungen, das zu tun, 

 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP, und 

von Andreas Silbersack, FDP) 

 

damit wir das nicht im Nachhinein durch einen 

dummen Zufall gesundbeten müssen. 
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Im Spielhallen- und Glücksspielrecht ist es üb-

lich, eine große Zahl von Interessengruppen und 

Betroffenen anzuhören. Weil es hierbei zentral 

insbesondere auch um den Spielerschutz geht, 

plädiere ich ausdrücklich dafür, die Anhörung 

im Rahmen einer Präsenzsitzung durchzuführen 

 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP) 

 

und uns nicht einen Stapel Papier zuschicken zu 

lassen. Denn gerade in diesem Bereich ist die  

Interaktion sehr wichtig. 

 

Ich beantrage die Überweisung des Gesetzent-

wurfs zur federführenden Beratung in den Wirt-

schaftsausschuss sowie zur Mitberatung in den 

Innenausschuss und den Sozialausschuss - in 

letzteren vor allem deswegen, weil es um die 

Frage des Spielerschutzes geht. - Herzlichen 

Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Auch hierzu sehe ich keine Fragen. - Deswegen 

spricht jetzt für die Fraktion DIE LINKE Andreas 

Henke. - Sie haben das Wort. 

 

 

Andreas Henke (DIE LINKE): 

 

Danke schön. - Sehr geehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 

erst gestern im Plenum einen Beschluss zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag zur 

Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 

gefasst. Insofern ist es völlig korrekt und folge-

richtig, dass wir auch das Spielhallengesetz ent-

sprechend anpassen. Gleichwohl - mit dieser 

Auffassung sind wir alle möglicherweise  

d’accord - sind beide Rechtsgrundlagen, sowohl 

der Staatsvertrag als auch das Spielhallenge- 

 

setz, nur bedingt dazu geeignet - selbst mit den 

Regelungen zum Jugend- und Spielerschutz, zu 

Spielersperren, zu Spielverbotstagen, zu Anfor-

derungen an die Spielhallenwerbung oder zu 

den besonderen Sozialkonzepten -, die poten- 

ziell hohe Suchtgefahr wirksam und effektiv ein-

zudämmen bzw. präventiv zu wirken. Zu groß 

sind nach wie vor die sich bietenden Chancen 

von Schlupflöchern und Grauzonen bei den 

Sportwetten und -spielen auf dem Schwarz-

markt oder im Internet. 

 

Umso wichtiger ist es, dass wir an den Stellen 

regeln, an denen wir es können. Wir müssen 

konsequent, justiziabel und mit einem hohen 

Maß an Rechtssicherheit Regeln setzen und da-

mit gleichermaßen gewährleisten, dass erlaub-

niserteilende, aufsichtführende oder kontrollie-

rende Behörden auf dieser Grundlage exekutiv 

wirken können, um die gesetzlichen Vorgaben 

in der Praxis ordentlich auszuführen. 

 

Dazu gehört z. B., die Umsetzung von sehr qua-

lifizierten Sozialkonzepten zu kontrollieren so-

wie Testspiele und -käufe mit Testpersonen vor-

zunehmen und zu prüfen, wie das Aufsichtsper-

sonal in den Spielhallen mit problematischem 

auffälligen Spielerverhalten umgeht. An dieser 

Stelle wäre jedoch sehr exakt zu definieren: Was 

ist problematisches Spielerverhalten? Das muss 

schon rechtssicher beschrieben werden. Dazu 

zählt auch, wie das Aufsichtspersonal mit der 

Kontrolle des Mindestalters in den Spielhallen 

umgeht. 

 

Ich denke, dass der vorliegende Gesetzentwurf 

in diese Richtung geht; völlig korrekt. Aber er 

lässt an der einen oder anderen Stelle doch 

noch Raum für notwendige Diskussionen. Dies-

bezüglich sind wir, Kollege Rausch, inhaltlich ein 

bisschen auseinander. Es gibt - Sie haben es ge-

sagt - im Vergleich mit anderen Bundesländern 

wie Berlin, Brandenburg, Bremen und Baden-

Württemberg doch deutliche Abweichungen bei  
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der Festsetzung des Mindestalters und bei den 

Abstandsregelungen zu Schulbauten sowie Kin-

der- und Jugendeinrichtungen etc. Dies gilt auch 

für die Frage: Wie hat ein Sozialkonzept konkret 

auszusehen? Ich bin auf die Diskussionen dazu 

in den Ausschüssen gespannt.  

 

Abschließend noch eine Anmerkung. Herr Kos-

mehl, Sie haben die Akkreditierung erwähnt. 

Die Regelungen zur Akkreditierung sind denkbar 

gut geeignet, um einen qualitativen Betrieb der 

Spielhallen zu gewährleisten, insbesondere mit 

Blick auf den notwendigen Jugend- und Spieler-

schutz. Gegenwärtig hat die Deutsche Akkredi-

tierungsstelle zwei Qualitätsstandards ausge-

wählt. Das heißt, die Spielhallen können sich 

jetzt schon mit entsprechenden Audits darauf 

vorbereiten. Insofern ist es der richtige Weg, 

das im Gesetz mit zu verankern. 

 

An der Stelle empfehlen auch wir die von Herrn 

Erben vorgeschlagene Überweisung des Gesetz-

entwurfs in die drei Ausschüsse. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei der 

SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Wir kommen zu dem Debattenbeitrag 

von Herrn Thomas für die CDU-Fraktion. - Sie 

haben das Wort. 

 

(Frank Bommersbach, CDU: Uli! Uli!) 

 

 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 

und Herren! Wir beraten heute über den Ge-

setzentwurf zum Spielhallengesetz. Man kann 

sich diesem Thema aus unterschiedlichen Rich-

tungen nähern. Wenn man vollkommen unvor- 

 

eingenommen an das Thema herangeht, dann 

kann man für sich in Anspruch nehmen: Die 

Spielhalle ist ein Unternehmen; sie bedient die 

Bedürfnisse bestimmter Menschen. Ich kann für 

eine übergroße Zahl der Spielhallen in Sachsen-

Anhalt sagen: Man gibt sich Mühe, mit diesen 

Bedürfnissen nicht zu spielen. Wir sind oft 

schnell mit der Verwendung von Begriffen wie 

„Sucht“ und „Gefährdung“. Wenn Sie einmal bei 

den offenen Tagen der Automatenwirtschaft zu 

Gast waren, dann werden Sie dort viel Verant-

wortung dabei gespürt haben, wie man damit 

umgeht. 

 

Ich bin im Namen meiner Fraktion bei denjeni-

gen, die sagen: Wenn jemand womöglich ein 

Problem mit dem Spielen hat, dann ist es bes-

ser, er spielt in einer Spielhalle und lässt sich 

einmal betreuen oder beraten, als wenn er in 

die Anonymität geht und im Prinzip im Nirwana 

versandet, sodass keiner weiß, was er eigentlich 

macht und welchen Schaden er anrichtet. 
 

(Zustimmung bei der CDU, von Guido Kos-

mehl, FDP, und von Andreas Silbersack, FDP) 
 

Ich glaube, es ist auch besser, dass jemand, der 

womöglich ein Alkoholproblem hat, auch ein-

mal in eine Gaststätte geht und mit anderen 

Leuten darüber redet, als wenn er heimlich zu 

Hause trinkt und keiner das weiß. 

 

Insofern bin ich bei denjenigen, die sagen: Wir 

müssen diese Art der Unternehmen unterstüt-

zen. Ich bin aber bei denjenigen, die sagen: Es 

gibt unter den Unternehmen - auch die gibt es 

leider Gottes - schwarze Schafe, denen das voll-

kommen egal ist; denen muss man das Hand-

werk legen. 
 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU, und von 

Johannes Hauser, FDP) 
 

Es kann nicht sein, dass Unternehmen aufgrund 

von Krankheiten Gewinne akquirieren. Ich  
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glaube, der Gesetzentwurf bildet das ab. Der 

Minister hat dazu zutreffend ausgeführt. Des-

wegen ist es richtig, dass wir heute entspre-

chend darüber beraten. 

 

Mit anderen Worten: Spielhallen haben ihre Be-

rechtigung - in entsprechendem gesetzlichen 

Rahmen. Es liegt an uns, diesen Rahmen zu kon-

trollieren. Deswegen möchte ich Sie herzlich bit-

ten, diesen Gesetzentwurf auch deswegen zu 

unterstützen, weil wir es als Koalition geschafft 

haben, dieses neue Gesetz eng an Bundesrecht 

auszurichten. Es ist also vermieden worden,  

zusätzliche landesspezifische Sachen draufzu-

satteln. Auch das verstehen wir als Bürokratie-

abbau: dass wir es als Land nicht noch kompli-

zierter machen, als es ohnehin sein muss. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU, und bei 

der FDP) 

 

Insofern freue ich mich auf die Beratungen in 

den Ausschüssen. Ich denke, wir werden dieses 

Gesetz noch im Laufe dieses Jahres - das sollte 

unser Ansporn sein - verabschieden, damit die 

Rechtsunsicherheiten - Kollege Kosmehl hat bei 

seiner Einbringung darauf hingewiesen - zeit-

nah der Vergangenheit angehören werden und 

wir ruhigen Gewissens an Spielhallen, an  

welcher Stelle auch immer, vorbeifahren kön-

nen mit dem Wissen, dort wird zwar gezockt, 

aber es wird kontrolliert gezockt, und denjeni-

gen Leuten, die womöglich ein Problem haben, 

wird dort fachlich geholfen. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 

FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel spricht für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! - Ich bin schon ein bisschen irritiert 

darüber, dass das Thema Glücksspiel bei der 

CDU-Fraktion vor allem aus der Perspektive der 

Wirtschaftspolitik angeschaut wird. - Herr 

Thomas, Ihre Hinweise mit Blick auf den Alkoho-

liker und die Gaststätte vermögen mich nicht zu 

überzeugen. Bei einem Alkoholiker wie auch bei 

allen anderen Suchterkrankten ist es wichtig, 

dass sie überhaupt nicht mehr mit den entspre-

chenden Dingen in Berührung kommen. 

 

(Zustimmung von Susan Sziborra-Seidlitz, 

GRÜNE - Zuruf von der CDU: Das hat er auch 

nicht gesagt, dass er trinken soll in der Gast-

stätte! - Zuruf von Ulrich Thomas, CDU) 

 

Das sollten wir miteinander schaffen. In der 

Spielhalle funktioniert es nämlich nicht, wenn 

jemand, der bereits spielsüchtig ist, dorthin 

kommt. 

 

(Zurufe von Frank Bommersbach, CDU, und 

von Ulrich Thomas, CDU) 

 

- Ich halte seine Analogie, Herr Bommersbach, 

schlicht für falsch. - Es zeigt einmal mehr: Dieses 

Thema verdient es, insbesondere auch aus der 

Perspektive von Sozialpolitik und Suchtpräven-

tion in den Blick genommen zu werden. 

 

Meine Fraktion sieht bei den bisherigen An-

strengungen, die die Regierung und die Koali- 

tionsfraktionen unternehmen, das Ende noch 

nicht ausreichend im Blick. Wir halten den  

Spieler- und Jugendschutz für noch nicht aus- 

reichend betrachtet. Die Novellierung des Spiel-

hallengesetzes wirft noch Fragen auf, die wir im 

Innenausschuss - das ist bereits angekündigt 

worden - auch im Rahmen einer Anhörung be-

leuchten sollten. Dabei geht es einerseits um  
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die Ausklammerung der Regelung zu dem Min-

destabstand zu Einrichtungen, die ihrer Art nach 

oder tatsächlich ausschließlich oder überwie-

gend von Kindern unter sechs Jahren aufge-

sucht werden. Die neue Bestimmung bedeutet 

eine Verschlechterung gegenüber der bisheri-

gen Regelung. Andererseits geht es um den Ver-

zicht auf die Festsetzung einer Höchstzahl von 

Spielhallen in den Gemeinden. 
 

Zentral bleibt bei der neuen Regelung aber auch 

die tatsächliche Umsetzung des Spieler- und  

Jugendschutzes in den Spielhallen und die Kon-

trolle durch die zuständigen Aufsichtsbehörden. 

Wir haben in der Vergangenheit leider einen 

allzu laschen Umgang mit Schutzvorschriften 

beobachten können. Wir brauchen in den Spiel-

hallen wirklich eine flächendeckende Imple-

mentierung von Spielersperren. Uns besorgt, 

dass wir an der Stelle nicht ausreichende staat-

liche Kontrollen sehen. Die Regulierung von 

Glücksspiel kann aus unserer Sicht nur gelingen, 

wenn regelmäßige Kontrollen stattfinden. Denn 

das Regelwerk ist das eine. Die Kontrolltätigkeit 

darf aber nicht dem Zufall überlassen werden. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Wir haben nichts 

dagegen!) 
 

- Ja, aber dann müssen wir auch in den Gemein-

den dafür sorgen, dass die tatsächlich entspre-

chend tief hineingehen, und das passiert nicht. 

Sie können sich im Land umschauen, die Kon-

trollen finden nahezu kaum statt. Das ist viel zu 

wenig. Ich glaube, darin müssen wir als Staat 

besser werden. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Siegfried 

Borgwardt, CDU: Ich empfehle dir, gehe mal 

jetzt aktuell in die Spielhalle!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt erst einmal eine Frage von Herrn 

Thomas, wollen Sie die beantworten? 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Ich will es versuchen, ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Na, dann los. 

 

 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vielen Dank, Herr 

Striegel für die Bereitschaft, eine Nachfrage zu 

beantworten. Herr Striegel, ich weiß nicht, ob 

Sie mich bewusst missverstanden haben. Ich 

habe Sie jetzt so verstanden, dass es also wenig 

Sinn macht, dass der Alkoholabhängige oder 

ehemals Alkoholsüchtige in die Gaststätte geht. 

Es macht also auch wenig Sinn, dass der ehe-

mals Fahrerflüchtige wieder Auto fährt. 
 

(Zustimmung bei der AfD - Lachen bei der 

CDU und bei der FDP) 
 

Das wären Dinge, die Sie ablehnen, weil im Prin-

zip in einer Glücksspielhalle die Leute, die damit 

ein Problem haben, schlecht aufgehoben sind. 

Habe ich Sie da richtig verstanden? Oder sind 

Sie mit mir eher einer Meinung, dass man sagt, 

gerade die Leute, die damit ein Problem haben, 

müssen wieder in dieses Problemfeld geführt 

werden, damit sie sich in diesem Problemfeld 

zukünftig besser verhalten? 
 

(Ulrich Siegmund, AfD, lacht) 
 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Thomas, dass es aus Ihrer Fraktion  

Ad-hominem-Argumentationen gibt, haben wir 

in dieser Plenarperiode nicht zum ersten Mal 

feststellen können. 
 

(Jörg Bernstein, FDP: Ad hominem?) 
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Zur Frage von Suchtmitteln und dem Umgang 

damit, noch einmal der Hinweis: Wir müssen 

Menschen, die in Abhängigkeit sind, in die Lage 

versetzen, dass sie nicht mehr in Kontakt mit 

den Suchtmitteln kommen. - Das ist der ent-

scheidende Punkt. 
 

(Zurufe von Guido Heuer, CDU, und von  

Ulrich Thomas, CDU - Tobias Rausch, AfD: 

Macht keinen Sinn!) 
 

Insofern hat jemand, der ein problematisches 

Spielverhalten hat, in einer Spielhalle nichts zu 

suchen. Wir sind als Gesellschaft in einer Schutz-

verantwortung für ihn; das ist der Punkt. Ich 

möchte Sie bitten, an dieser Stelle vielleicht 

auch mit den Beratungsorganisationen Kontakt 

aufzunehmen. Die sind sicherlich gerne bereit, 

Ihnen als Wirtschaftspolitiker noch einmal die 

Perspektiven von Prävention für und Unterstüt-

zung von Menschen mit Suchterkrankung zu er-

läutern. 
 

(Guido Heuer, CDU: Dann kann man auf 

keine Familienfeier mehr gehen!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt gibt es noch eine Intervention von Frau 

Richter-Airijoki. - Sie denken an die Redezeit? 
 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 
 

Ja. Vielen Dank. - Ich möchte nur darauf hinwei-

sen, dass der gesundheitliche Aspekt hier sehr 

wesentlich ist. Der wird aber auch in dem Ge-

setzentwurf berücksichtigt. Wir können hier  

sicherlich nicht über Details diskutieren, aber 

ich möchte darauf hinweisen, dass deshalb auch 

eine Überweisung zur Mitberatung in den So- 

zialausschuss vorgeschlagen wird. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es! So  

haben wir das gemacht!) 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 
 

Das ist wunderbar, Frau Kollegin. Ich unter-

stütze es, dass die Überweisung auch dorthin 

erfolgt. Aber die konkrete Praxis in Sachsen-An-

halt wird es weisen. Das entsprechende Kon-

zept der Landesregierung ist uns wohl bekannt. 

Wir haben es damals im Rahmen der Kenia- 

Koalition noch mit auf den Weg gebracht. Es 

harrt allerdings immer noch der flächendecken-

den Umsetzung.  
 

Wenn wir in Sachsen-Anhalt guten Spieler-

schutz gewährleisten wollen, brauchen wir ne-

ben einem ordentlichen rechtlichen Regelwerk 

und zuverlässigen, ständigen Kontrollen auch 

die Unterstützungsstrukturen. Ehrlich gesagt, 

wir brauchen dafür auch im Zusammenspiel der 

verschiedenen Häuser noch ein bisschen mehr 

Kraft. 

 

Ich bin Ihnen dankbar dafür, dass Sie sich aus 

der Perspektive der SPD-Sozialpolitikerinnen 

und Sozialpolitiker einbringen wollen; so ver-

stehe ich Sie. Wir unterstützen Sie darin. Aber 

ich glaube, dass wir noch deutlich mehr Kraft 

brauchen. Bisher werden Menschen, die unter 

Süchten dieser Art leiden, in Sachsen-Anhalt 

noch nicht ausreichend unterstützt. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Siegfried Borg-

wardt, CDU: Auch die in der CDU will sich ein-

bringen! - Angela Gorr, CDU: Ja!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann kommen wir zum letzten Debattenbei-

trag. Für die FDP-Fraktion spricht Herr Silber-

sack. 
 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Der Gesetzentwurf, der von den  
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Koalitionsfraktionen vorgelegt wurde, ist ein  

guter Gesetzentwurf. Er ist wichtig und es 

wurde auch höchste Zeit, dass er auf den Weg 

gebracht wird. Alle Beteiligten brauchen 

Rechtssicherheit, das ist für uns von wesent- 

licher Bedeutung. 

 

Zentrales Element dieses Entwurfes ist eben der 

Interessenausgleich. Und der Interessenaus-

gleich ist im Glücksspielstaatsvertrag insgesamt 

getragen einerseits vom Spielerschutz und an-

dererseits von dem Recht auf wirtschaftliche 

Betätigung. Denn Artikel 12 des Grundgesetzes 

ist ja nicht irgendetwas, sondern es ist einer der 

Grundsätze unserer Verfassung, dass auch die 

Unternehmen die Möglichkeit haben, die Dinge 

auszuüben. 

 

Wenn Sie, sehr geehrter Herr Striegel, dann da-

von sprechen, dass im Wesentlichen die Spiel-

hallen noch mehr an die Kandare gelegt werden 

sollen, wenn Sie sie quasi austrocknen wollen, 

dann verstoßen Sie gegen Artikel 12 des Grund-

gesetzes und das kann nicht wirklich Ihr Wille 

sein. 

 

Für uns ist es wichtig, dass wir mit diesem Ent-

wurf etwas auf den Weg bringen, das den  

Spielerschutz gewährleistet. Ich glaube, das ist 

sehr gut gelungen. Dafür bin ich den Koalitions-

fraktionen auch sehr dankbar. Wir müssen es 

schaffen, dass die Leute unter Beobachtung und 

unter Kontrolle in die Spielhallen gehen und 

eben nicht in den digitalen Bereich abdriften 

und sagen: Dort gehen wir nicht hin; es ist für 

uns viel leichter, im digitalen Bereich zu spielen 

und einer Sucht nachzugehen. 

 

Wir haben 5 000 Spielsüchtige im Land Sachsen-

Anhalt, das sind 0,23 % der Bevölkerung. Es ist 

wichtig für uns, dass wir das im Blick haben. Ich 

glaube, dieser Gesetzentwurf bringt alles mit, 

was dies berücksichtigt. Insofern empfehlen  

 

auch wir die Überweisung in den Wirtschafts-

ausschuss zur federführenden Beratung und zur 

Mitberatung in den Innen- und den Sozialaus-

schuss. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt eine Intervention von Herrn Striegel. - 

Herr Striegel, Sie haben das Wort. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Silbersack, ich wäre interessiert daran, von 

Ihnen zu erfahren, an welcher Stelle in meiner 

Rede ich die Worte „an die Kandare legen“ oder 

„austrocknen“ gebraucht habe. Das war nicht 

der Fall. Ich nahm an - aber vielleicht bin ich da 

sozusagen irriger Annahme -, dass die Umset-

zung geltenden Rechts und der Schutz von Be-

troffenen auch ein Anliegen der Rechtsstaats-

partei FDP sein könnte. 

 

Mir ist eines wichtig: Wir brauchen gute gesetz-

liche Regelungen. Diese sollen Spielen ermög- 

lichen, aber sie müssen auch diejenigen Bürge-

rinnen und Bürger schützen, die unter proble-

matischem Spielverhalten leiden. Es handelt 

sich um eine Sucht.  

 

Mein Eindruck ist, dass der Gesetzentwurf das 

noch nicht in ausreichendem Maße tut. Ich 

halte auch die Zahl, die Sie hier in die Runde ge-

worfen haben, für eine Unterschätzung. Ich 

glaube, die Dunkelziffer liegt leider um einiges 

höher. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten. 
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Andreas Silbersack (FDP): 

 

Zwei Dinge dazu. In Ihrem Beitrag haben Sie im 

Wesentlichen dazu Stellung genommen, wie Ihr 

Gefühl in der Vergangenheit war, dass man 

nicht genug gemacht hat. Wir diskutieren hier 

aber über den Entwurf eines Gesetzes. Ich 

glaube, dass dieser Gesetzentwurf alles beinhal-

tet, was diese Dinge angeht. 

 

Zum zweiten Punkt. Mit dem Begriff des „Aus-

trocknens“ meine ich: Je mehr man die Spielhal-

len mit Auflagen drangsaliert und nicht Maß 

und Mitte einhält, wird es dazu kommen, dass 

es Spielhallenbetreibern immer unmöglicher 

gemacht wird, diesen Betrieb auszuüben. Da-

rum geht es auch im Artikel 12. - Vielen Dank.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Damit sind wir am Ende der Debatte 

angelangt. 

 

Abstimmung 
 

Wir haben ein Überweisungsbegehren zur  

federführenden Beratung in den Wirtschafts-

ausschuss, zur Mitberatung in den Innen- und 

den Sozialausschuss. Gibt es dazu Änderungs-

vorschläge? - Das scheint nicht der Fall zu sein. 

Wer für eine solche Überweisung ist, den bitte 

ich um das Kartenzeichen. - Das sind alle Frak- 

tionen. - Gibt es Gegenstimmen? - Nein. - 

Stimmenthaltungen? - Auch nicht. Damit ist die 

Überweisung, wie von mir vorgelesen, beschlos-

sen. Wir schließen damit den Tagesordnungs-

punkt 7. 

 

Wir kommen zum 

 

 

Tagesordnungspunkt 22 

 

Beratung 

 

Bürokratie endlich verbindlich abbauen! 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1265 

 

 

Einbringer ist Herr Lizureck. - Sie haben das 

Wort. 

 

 

Frank Otto Lizureck (AfD): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Un-

sere Handwerker müssen sich nach körperlich 

anstrengender Arbeit mit ausgiebigen Doku-

mentationen beschäftigen. Ich rede hier nicht 

von Rechnungen oder Steuererklärungen, son-

dern von Papierkram für die Behörden. Diese 

Zeit fehlt natürlich, um sich um die Kundschaft 

zu kümmern. 

 

In der Industrie und im Handel sieht die Situa-

tion ähnlich aus. Dort werden zumeist hochqua-

lifizierte Vollzeitkräfte geopfert. Wofür? - Damit 

die Mitarbeiter ihre Talente für die Zufrieden-

stellung von Behördenvorgaben verbraten  

können. 

 

Es ist keine revolutionäre Idee, aber sollten sich 

Unternehmensmitarbeiter nicht um die Produk-

tivität ihrer Firma kümmern? Aber ich will kon- 

kret werden. Ein gutes Beispiel für den Wahn-

sinn, den sich Behörden ausdenken können, ist 

der Leiterbeauftragte. Der heißt natürlich nicht 

so. Der Gute wird im Beamtenjargon „befähigte 

Person zur Prüfung von Leitern und Tritten“ ge-

nannt. Befähigt wird man z. B., wenn man ver-

träumt in einem Seminar der Dekra sitzt, natür-

lich gegen Kasse. 

 

Unsere Verordnungen schreiben vor, dass man 

Mitarbeiter regelmäßig zu einer Leiterprüfungs-

schulung schicken muss und dann regelmäßig 

ein Leiterprüfbuch auszufüllen ist. Wahrschein-

lich werden dann immer die Stufen gezählt. 
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Es haben sich mit den Jahren also Vorschriften 

ergeben, die jeden vernunftbegabten  

Menschen zur Verzweiflung bringen. Dieses be-

treute Arbeiten muss aber ganz schnell ein Ende 

haben. Unsere Arbeitnehmer sind trotz des  

miesen deutschen Schulniveaus nicht zu unter-

belichtet, um eine rostige Leiter zu erkennen. 

 

Jeder im Saal weiß genau, dass solche Verord-

nungen keine Seltenheit sind. Leider registriert 

es jeder, so mancher lächelt verständnislos, 

doch die Korrektur bleibt aus. Daher finden wir 

solche realitätsfernen Vorschriften in Deutsch-

land in jeder Branche.  

 

Das Problem ist schon lange bekannt; doch es 

wagt sich niemand an die Lösung des Problems. 

Wir stehen uns selbst auf den Füßen und die 

Wirtschaft schreit nach Hilfe. Außer gezeigtem 

Verständnis und großen Plänen regt sich aber 

nichts im Haus. Die Bürger melden sich aus allen 

Bereichen des Lebens mit ihrer Kritik. 

 

Wir alle kennen die Nöte im Pflegebereich. Die 

ständig steigende Zahl Pflegebedürftiger steht 

einem kleiner werdenden Potenzial an Fach-

kräften gegenüber. In Gesprächen mit Pflege-

personal höre ich ständig die Klagen über das 

Ausmaß der Dokumentationsvorschriften. Der 

eindeutige Tenor: Wir brauchen mehr Zeit zum 

Dokumentieren als zur Pflege unserer Patien-

ten. - Ich denke, das sind desolate Zustände, die 

bekannt sind, aber es wird nichts reguliert.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Genau!) 

 

Diesbezüglich müsste sofort reagiert werden. 

Ich denke, klatschen reicht an dieser Stelle 

nicht.  

 

Sehr geehrte Abgeordnete! Wir alle müssen uns 

nicht wundern, wenn in diesem Land zu wenig 

Facharbeiter ausgebildet werden. Bei einer be-

trieblichen Ausbildung muss jede Tätigkeit von  

 

einer zertifizierten Aufsichtsperson dokumen-

tiert werden. Das kostet Zeit und somit Geld, 

wovon eh nie genug da ist. Die bürokratische 

Überflutung unseres Landes hinterlässt aber 

nicht nur materielle, sondern auch gesundheit-

liche Schäden. 

 

Wir wundern uns, warum jedes Jahr mehr  

psychische Erkrankungen bei unseren Bürgern 

zu verzeichnen sind, aber es ist das Gefühl der 

Menschen, einem System ausgeliefert zu sein, 

das dem Bürger Lasten auferlegt, die er oft nicht 

sinnvoll nachvollziehen kann. Er ist aber diesem 

System vollkommen ausgeliefert. 

 

Der Wahnsinn ist Programm, ein Programm, an 

dem in jeder Legislaturperiode und auf unzäh- 

ligen Behördentischen weiter gefeilt und gesägt 

wird. Hierfür gibt es unzählige Beispiele. Darum 

lasse ich jetzt einfach Zahlen sprechen: Allein 

auf Bundesebene gibt es 93 328 Gesetzes- und 

Rechtsnormen aus 1 773 Gesetzen und 2 795 

Rechtsverordnungen und mehr als 90 000 Ein-

zelnormen. 

 

Bei dem Thema Bürokratie sind wir in Sachsen-

Anhalt leider kaum besser aufgestellt. Laut Lan-

desrechtsdatenbank haben wir mehr als 18 000 

Einzelvorschriften aus Landesgesetzen und Ver-

ordnungen. Dazu kommen noch ca. 2 300 Ver-

waltungsvorschriften. 

 

Trotz dieser riesigen und unüberschaubaren 

Menge an bestehenden Vorschriften wird hier 

im Haus weiterhin Bürokratieterrorismus be-

trieben. Warum? - Schauen wir uns den Entwurf 

zur Änderung des Ladenöffnungszeitengesetzes 

an. § 7 Abs. 1 hat es in sich: Es muss begründet, 

beantragt und erfunden werden, um das durch-

zusetzen, was gewollt ist, nämlich vier simple 

zusätzliche Verkaufstage im Jahr.  

 

Schauen wir einmal hinein: Die Gemeinde hat 

Erhebungen zu erbringen erstens zu Besucher- 
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strömen an Tagen ohne Veranstaltung, zwei-

tens zu Besucherströmen unter Passanten an 

Sonn- und Feiertagen ohne Verkaufsstellenöff-

nung, drittens zu Zahlen über Besucher aus dem 

Vorjahr, viertens zu dem Umfang der erwarte-

ten Besucher aus dem regionalen und über- 

regionalen Umfeld, fünftens - jetzt wird es rich-

tig lächerlich - ist die Motivationslage der Be- 

sucher mittels Passantenbefragung zu prognos-

tizieren - ich weiß nicht, welche Gemeinde oder 

welche Stadt das umsetzen soll - und sechstens 

ist die Prognoseentscheidung ist nachvollzieh-

bar und vertretbar zu begründen. 

 

Meint man wirklich, eine Gemeinde oder eine 

Stadt sei nicht in der Lage einzuschätzen, wann 

ein zusätzlicher Verkaufstag passen könnte? Es 

wird beraten und beschlossen, alle machen sich 

wichtig und dann kommt ein solches Ergebnis 

dabei heraus. Ich frage Sie: Was soll der Bürger 

davon halten? 

 

Ich halte diese Gängelei für sinnlos. Dass dieses 

Musterstück der Bürokratie aus unserem Haus 

kommt, ist für mich der Beweis, dass der Büro-

kratieabbau immer noch als Floskel und  

schickes Alibivorhaben verstanden wird. 

 

In Bezug auf das Ladenöffnungszeitengesetz 

lautet meine Empfehlung: Überlassen wir doch 

die Entscheidung einfach den Gemeinden und 

Städten. Sie wissen am besten, was für ihre  

Region gut ist, und zwar mit einer gesunden und 

schlanken Verwaltung. Sinn des Antrages - wir 

erinnern uns - waren simple vier zusätzliche 

Verkaufstage im Jahr. 

 

Sehr geehrte Abgeordnete! Es ist dringend  

erforderlich, zu handeln. Mit „handeln“, meine 

ich nicht die üblichen Lippenbekenntnisse der 

Landesregierung, sondern systematisch anhal-

tende Veränderungen. 

Problem unlösbar? - Nein. Schauen wir einfach 

einmal in andere Länder, bspw. Großbritannien 

und die USA, wie sie es lösen. Großbritannien 

hat zwischen den Jahren 2010 und 2015 ein 

One-in- und X-Out-System eingeführt. Für dieje-

nigen, die noch nie etwas davon gehört haben: 

Für jede Einzelvorschrift, die eingeführt wird, 

muss eine zuvor definierte Anzahl an bestehen-

den Vorschriften gestrichen werden. 

 

Mittlerweile arbeitet die britische Regierung mit 

einem Verhältnis von eins zu drei, also one in, 

three out. Dieser systematische Abbau von Vor-

schriften war so effektiv, dass britische Unter-

nehmen so, 2,2 Milliarden £ einsparen konnten. 

Dieser gesparte Aufwand kann wieder der Pro-

duktivität zugeführt werden.  

 

In den USA funktioniert es ebenfalls. Die Ameri-

kaner haben im Jahr 2017 ein Eins-zu-zwei-Ver-

hältnis eingeführt. Mit der Einführung der Vor-

schriften und der entsprechenden Kürzung 

konnten amerikanische Unternehmen so be-

reits im ersten Jahr 18 Milliarden Dollar einspa-

ren. Auf Sachsen-Anhalt übertragen, könnten 

das auch Millionen Euro sein. Aus diesem Grund 

haben wir dieses System für unseren Antrag 

vorgeschlagen. 

 

Richten wir also unseren Blick zurück auf die 

Wirtschaft. Die IHK erklärte mit stoischer Ener-

gie in beinahe jedem Fachgespräch, dass die Bü-

rokratie in Deutschland ein gigantisches Prob-

lem ist. Die IHK wiederholt das Bürokratiethema 

nicht aus Langeweile, sondern weil deren Mit-

glieder die Zustände bemängeln. Aktuell lag bei 

dem IHK-Empfang Anfang Juni dieses Jahres ein 

entsprechendes Positionspapier vor. 

 

Hören wir endlich auf die Stimme der freien 

Wirtschaft und setzen Maßnahmen auch um. 

Das, liebe CDU, SPD und FDP, ist Ihre Aufgabe.  
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Schauen Sie einfach auf die Seite 11 Ihres Koali-

tionsvertrages und gucken, was dort unter dem 

Stichwort „Bürokratieabbau“ steht.  

 

Mich wundert, dass die FDP-Fraktion bisher un-

tätig war. Außer einem Selbstbefassungsantrag 

im November letzten Jahres war diesbezüglich 

nichts. In Ihrem Landtagswahlprogramm haben 

Sie ein One-in-one-out-System für Sachsen-An-

halt gefordert. Davon ist leider nach den Koali- 

tionsverhandlungen nur noch die Hälfte übrig 

geblieben. Umso mehr sollten Sie sich nun über 

unseren Antrag freuen. Wir erinnern Sie gern an 

das, was Sie vor der Wahl versprochen haben. 

 

Heute bieten wir Ihnen das, was andere Länder 

zu ihrem Erfolgsmodell gemacht haben. Lassen 

Sie also Ihre ständigen Bekundungen zum Büro-

kratieabbau keine Lippenbekenntnisse mehr 

sein, werden Sie tatkräftig und stimmen unse-

rem Antrag zu. Wir beantragen die Über- 

weisung in den Ausschuss für Wirtschaft und 

Tourismus. - Ich bedanke mich für Ihr Zuhören.  

 

(Beifall bei der AfD)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Es gibt keine Fragen. - Nun spricht die 

Landesregierung in persona des Herrn Schulze. 

Er steht schon bereit und er hat das Wort. 

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten):  

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich will 

dazu kurz sprechen und dann auf einen Punkt 

eingehen, den Kollege Lizureck genannt hat.  

 

Es ist richtig, dass es im Koalitionsvertrag - den 

ich selbst unterschrieben habe - auf der Seite 11  

 

in den Zeilen 415 bis 419 konkret steht. Was 

wollen wir machen? - Wir wollen in einem Be-

reich, in dem in der letzten Legislaturperiode 

bereits angefangen worden ist, etwas zu regeln, 

nämlich im Bereich Mittelstandsförderungsge-

setz - auf Englisch würde man sagen „Impact  

Assessment“ -, wo die Auswirkungen auf die 

Unternehmen zu prüfen sind, wenn wir neue 

Gesetze verabschieden. 

 

Das will diese Koalition noch erweitern, und 

zwar so erweitern, dass grundsätzlich mit jeder 

neuen Gesetzgebung oder Verordnung die  

Abschaffung eines bestehenden Gesetzes bzw. 

einer Verordnung entsprechend geregelt ist. 

Das heißt One-in-one-out-Regelung; das ist 

eben erläutert worden. Der Vorsatz, one in, 

three out ist ambitioniert. Ich denke, wenn one 

in, one out funktioniert, dann sind wir ein Stück 

des Weges bereits gegangen. 

 

Ich möchte aber klar sagen, dass es so einfach, 

wie man es sich vorstellt, nicht ist. Wir gucken 

auf die Bundesebene, dort gibt es ansatzweise 

so etwas wie eine One-in-one-out-Regelung, 

und zwar mit Blick auf die Kostenbasis. 

 

Ich habe in Bayern etwas gefunden; dort gibt es 

eine Art Paragrafenbremse. Es gibt noch ein 

paar andere Bundesländer, bspw. Baden-Würt-

temberg und Rheinland-Pfalz, die das ebenfalls 

machen und Maßnahmen zur Begrenzung von 

Vorschriften haben.  

 

Es ist aber nicht ganz einfach. Ich nenne einen 

Grund: Wenn wir Vorgaben der Europäischen 

Union oder vom Bund haben, die wir in eine 

Landesverordnung oder in ein Landesgesetz 

umsetzen müssen - das ist Pflichtaufgabe für 

uns -, dann wäre es aus meiner Sicht falsch,  

pauschal zu sagen, weil wir es machen müssen, 

müssen wir jetzt krampfhaft etwas anderes  

finden, was herausgenommen wird. 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Baden-W%C3%BCrttemberg
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Baden-W%C3%BCrttemberg
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Rheinland-Pfalz
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Es ist also eine Aufgabe, der wir uns stellen, aber 

es ist keine triviale Sache. Mein Haus ist gemein-

sam mit dem Haus von meiner Kollegin  

Franziska Weidinger mit der Umsetzung be-

traut. Ich denke, zukünftig wird diese Aufgabe 

eher bei der Kollegin Weidinger verortet sein. 

 
Ich möchte auf das Thema Ladenöffnungszeiten 

eingehen, weil Sie das Beispiel genannt haben. 

Das ist genau das falsche Beispiel. Kollege  

Meister von den GRÜNEN hat schon beim letz-

ten Mal gesagt, dass wir ein Bürokratiemonster 

schaffen. Wir hatten einen ganz anderen Hinter-

grund. Die Wirtschaft, speziell die Unternehmen 

und die Betriebe in den Städten, in denen wir 

die Ladenöffnungen erweitern wollen, und zwar 

an Sonntagen, sind auf uns zugekommen und 

haben gesagt, sie brauchen Rechtssicherheit 

und mehr Klarheit.  

 
Es gab in den letzten Jahren immer wieder das 

Problem, dass dann, wenn Kommunen die  

Ladeneröffnung an einem Sonntag erlaubt  

haben, dagegen geklagt wurde. Somit war alles, 

was man mit Blick auf das Marketing und die 

Technik umsetzen wollte und in das man bereits 

investiert hatte, für die Katz, weil diese Sonn-

tagsöffnung aufgrund der Klage verboten 

wurde. 

 
Wir wollen jetzt regeln, dass man nicht mehr so 

einfach klagen und sagen kann, das gehe nicht. 

Dafür brauchen wir eine entsprechende Gesetz-

gebung. Das habe ich vor kurzem mit den IHK 

besprochen, die unser Vorgehen sehr positiv 

bewerten. Das ist ein Beispiel, bei dem wir viel-

leicht einen Satz mehr aufschreiben müssen, 

damit wir am Ende des Tages Rechtssicherheit 

haben. - Vielen Dank. 

 
(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Danke. Ich sehe keine Fragen. - Damit können 

wir in die Debatte der Fraktionen eintreten. Für 

die SPD spricht Herr Hövelmann. - Sie haben das 

Wort, bitte. 
 

 

Holger Hövelmann (SPD):  
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und liebe Kollegen! Bürokratie ist im allgemei-

nen Sprachgebrauch nicht besonders gut ange-

sehen. Sie steht für umständliche und unver-

ständliche Verfahren, für endlosen Papierwust, 

für lange Wartezeiten. Das kann man auch nicht 

ganz leugnen. Einfache Behördensprache und 

eine geringe Formulardichte bleiben unsere 

Dauerbaustellen. 
 

Aber ich möchte an dieser Stelle mal etwas an-

deres sagen: Bürokratie hat auch etwas Gutes. 

Denn Bürokratie ist das Handeln nach Gesetz 

und Vorschrift. Sie betrachtet den Menschen 

unabhängig von Einkommen und Vermögen. 

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, das 

schützt gerade diejenigen, bei denen beides 

nicht besonders hoch ist. 
 

Wer es sich leisten kann, der kann in einem 

schwachen Staat mit wenig Regeln gut leben. 

Wer es sich nicht leisten kann, der bleibt in Kon-

flikten mit seinen Mitmenschen auf der Strecke, 

und zwar selbst dann, wenn er im Recht ist. 
 

Wir als SPD stehen daher für einen starken 

Staat. Eine funktionierende Bürokratie schafft 

Rechtssicherheit und stärkt damit die Schwa-

chen. Dafür - das habe ich bereits anklingen  

lassen - muss diese Bürokratie aber verständlich 

für alle bleiben. 
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: So ist es!) 
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Der Bürger darf im Umgang mit Behörden nicht 

in Formularen ertrinken. Ihr Antrag, verehrte 

Kollegen der AfD-Fraktion, ist allerdings dafür 

ungeeignet. Die One-in-three-out-Regel, die Sie 

vorgeschlagen haben, ist ein wenig fehlerhaft. 

 

Hätten Sie die Studie und die Daten richtig ge- 

lesen, dann hätten Sie gemerkt, dass es mitnich-

ten darum geht, dass für eine neue Vorschrift 

drei alte Vorschriften wegfallen, sondern die 

One-in-three-out-Regel besagt, dass für ein 

Pfund Sterling Mehraufwandskosten für ein Un-

ternehmen oder eine Organisation durch eine 

neue Vorschrift drei Pfund Sterling an Auf-

wandskosten wegfallen müssen. 

 

Die Studie des Bundeswirtschaftsministeriums 

besagt daher folgerichtig, dass aufgrund dieser 

Regelung nur wenige Vorschriften gestrichen 

wurden. Dafür reduzierte sich der Aufwand 

aber für die Unternehmen und auch für zivilge-

sellschaftliche Organisationen, weil Formulare 

und Prozesse wesentlich übersichtlicher und 

einfacher gestaltet sind.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Genau das ist 

das erklärte Ziel dieser Regierungskoalition und 

wir setzen es auch um. Ich möchte auf den der-

zeit in der Beratung befindlichen Entwurf des 

Vergabegesetzes verweisen. Das darin enthal-

tene Bestbieterprinzip sorgt z. B. dafür, dass  

Unternehmen bei öffentlichen Aufträgen im 

Rahmen der Antragstellung gerade nicht alles 

vorlegen müssen, um den Auftrag zu bekom-

men, sondern erst bei der Zuschlagserteilung. 

 

So leisten wir, leistet diese Koalition tatsächlich 

Bürokratieabbau. Ich bitte den Landtag daher 

um Ablehnung des Antrags. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Damit sind wir am Ende dieses Redebei-

trags angelangt. - Die Fraktion DIE LINKE ver-

zichtet auf einen Redebeitrag. Für die FDP-Frak-

tion spricht Herr Silbersack. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Der Abbau von Bürokratie ist für 

uns alle wichtig, in Deutschland, in Sachsen-An-

halt, in jeder Amtsstube, für jeden Bürger, der 

einen Antrag stellt. Jeder hat das schon einmal 

erlebt, wenn man Fördermittel beantragt, wenn 

man versucht, eine Baugenehmigung zu bekom-

men. Das ist vielfältig. Jeder hat seine eigenen 

Geschichten. Deshalb ist es gut und richtig, dass 

wir uns in dieser Legislaturperiode von Anfang 

an damit beschäftigt haben, die Bürokratie ab-

zubauen. Genau deshalb - der Minister hat es 

schon gesagt - haben wir das in den Koalitions-

vertrag hineingeschrieben.  

 

Darin steht nicht nur, dass wir eine One-in-one-

out-Regelung schaffen wollen, sondern es steht 

auch darin, dass wir ein Expertengremium 

schaffen wollen, das schon im Gespräch ist, 

nämlich einen sogenannten Normenkontrollrat, 

der die Umsetzung dieser One-in-one-out-Rege-

lung auf den Weg bringt. Ich bin fest davon 

überzeugt, dass wir dies auch so tun werden. 

 

Insofern kann ich die Bemerkung nicht verste-

hen, weshalb die Liberalen dies nicht so kraftvoll 

angegangen sind. Genau das haben sie getan, 

und ich bin Herrn Hövelmann dankbar, dass er 

gerade das Vergabegesetz angesprochen hat, 

weil das ein wunderbares Beispiel dafür ist, wie 

Verfahren vereinfacht werden. Wenn Sie sich 

einmal dieses Vergabegesetz angeschaut  
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haben, werden Sie feststellen, auf wie vielen 

Ebenen es jetzt leichter wird, Vergaben vorzu-

nehmen, nehme ich die Unterschwellenver- 

gabeordnung oder nehme ich die Frage, dass 

nur auf eigenen Antrag hin und eben eine Rüge 

nicht mehr reicht, um Sand ins Getriebe einer 

Vergabe streuen zu können. Das alles sind Maß-

nahmen, die zur Entbürokratisierung beitragen. 

 

Uns ist allen klar, dass wir da noch einen weiten 

Weg vor uns haben, aber wir sind bereit und in 

der Lage dazu, und ich bin davon überzeugt, 

dass die Deutschland-Koalition es gut schaffen 

wird, dass wir in den fünf Jahren der Legislatur-

periode die Bürokratie gemeinsam im Land 

Sachsen-Anhalt signifikant abbauen werden 

und diese One-in-one-out-Regelung umsetzen 

können. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt kommt Herr Meister für die GRÜNEN.  

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und  

Herren! Überbordende Bürokratie ist wirklich 

extrem nervig. Sie kann hemmend auf die Ini- 

tiativen von Bürgerinnen und Bürgern und Wirt-

schaft wirken und ist somit mehr als nur ein  

bloßes Ärgernis. Herr Hövelmann hat recht mit 

der Bemerkung, dass Bürokratie und Rechts-

staat etwas miteinander zu tun haben, dass das 

miteinander einhergeht. Die Regelungsdichte 

kann umschlagen. Wenn sie zu hoch wird, wenn 

es unübersichtlich wird, erzeugt sie statt hoher 

Rechtssicherheit das Gefühl von Rechtsun- 

sicherheit, weil die Rechtsanwendung dann 

nicht mehr ohne Weiteres nachvollziehbar ist.  

Das im Antrag gewählte Mittel zur Bekämpfung 

ist jedoch tatsächlich ungeeignet. Die vorge-

schlagene Regelung reiht sich genaugenommen 

in das Bürokratiegeflecht ein. Sie legen noch 

eine Bürokratie darüber, die wirklich böse ist, 

wenn man sich das einmal vom Ablauf her an-

schaut. Wenn zukünftig eine Verordnung erlas-

sen werden soll - das kommt laufend vor -, gäbe 

es immer erst ein monatelanges Verfahren, um 

drei Verordnungen zu finden, die man abschaf-

fen kann. Eine komplett unsinnige Regelung 

dürfte tatsächlich schwer zu finden sein. Es gab 

und gibt immer Gründe, die zum jeweiligen  

Erlass führten. Sie haben damit diverse kompli-

zierte Abwägungsentscheidungen zu treffen, 

bevor Sie überhaupt zum Erlass einer nötigen 

Verordnung kämen. Das ist ziemlich schrecklich 

und schwerfällig.  

 

Bürokratie funktioniert auch anders. Sie ist an 

sich immer gut gemeint. Es besteht ein Problem. 

Zur Lösung werden diverse Regelungen erlas-

sen, Gesetze, Verordnungen, Satzungen, Er-

lasse, aber vor allem auch einzelne Normen. Sie 

bleiben dann bestehen, auch wenn sich ihre 

Sinnhaftigkeit nicht oder nicht mehr erweist. 

Die Sinnlosigkeit ist zumeist auch strittig. Wir 

hatten gestern ein Beispiel, wo meine Fraktion 

genaugenommen eine Entbürokratisierung vor-

geschlagen hat. Da ging es um die Abstandsge-

schichten zwischen Windrädern. Der Abstand 

zur Wohnbebauung ist nachvollziehbar, sie sol-

len nicht stören. Bei Windrädern untereinander 

könnte man auf den abgefahrenen Gedanken 

kommen: Ist das nicht eine Sache, die der Wind-

kraftbetreiber eigentlich selber wissen müsste?  

 

Die Ministerin hatte vorgegeben oder berech-

net, wenn die sich berühren, ist es irgendwann 

doof. Das weiß der Windkraftbetreiber selber. 

Muss ich das gesetzlich regeln? Gestern hätte 

ich von der FDP eigentlich erwartet - - So eine 

gesetzliche Regelung ist nicht so richtig sinnvoll.  
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Frau Tarricone hat völlig zu Recht die Gutachten 

ausgeführt, die es gibt, es muss sich auch wirt-

schaftlich noch tragen. Wenn die hintereinan-

derstehen, ist es schwierig. Trotzdem haben Sie 

sich gestern zu dieser Regelung nicht bereitge-

funden. 

 
Auch die AfD war entschieden dagegen. Dieses 

Stückchen Bürokratie, wo man sagen kann, ge-

sunder Menschenverstand, haben wir jetzt den 

Mut gehabt, zu sagen, das überlassen wir ein-

mal den Bürgerinnen und Bürgern? Das sollen 

sie einmal selber regeln, es ist ihre Fläche. Dort 

sollen sie die Windkraftanlagen bauen. Nein, 

diesen Mut hatten Sie nicht. Das ist häufig so in 

der Verwaltung, lieber doch eine Regelung zu 

haben. Wer weiß, vielleicht ist es doch besser. 

Das ist eine Quelle von Bürokratie.  

 
Das Problem ist auch nicht eine komplette Ver-

ordnung, wie Sie anführen, sondern mehr die 

einzelne Regelung, das einzelne Formular, die 

fragwürdige Dokumentation. Sie wiesen auf den 

komplizierten Verfahrensablauf hin, der aus 

Sicht der Behördenstruktur und nicht aus Sicht 

der Bürgerinnen und Bürger gedacht wurde. Es 

gibt zwei grundsätzliche Herangehensweisen, 

um das aufzulösen. Das eine ist die Frage Kultur 

der Behörde. Das ist das, was schon vorgetragen 

wurde. Die muss auf Vereinfachung ausgelegt 

sein. Was wollen die Bürgerinnen und Bürger? 

Welche Regelung brauchen wir tatsächlich 

nicht? Das ist eine Sache, die von oben kommen 

muss. 

 
Das andere, meine ich - das sage ich den Leuten 

immer, wenn sie mit Problemen kommen -, ist 

wirklich die einzelne Regelung. Das nervt, dann 

kommen die und sagen: Wozu um alles in der 

Welt braucht ihr diese Dokumentation? Da 

muss man in diesen Prozess mit der Behörde  

gehen 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Meister! 

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

und das lösen, und das wäre mein letzter Satz. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Okay, ist in Ordnung. - Damit kommen wir nun 

zu Herrn Thomas von der CDU-Fraktion. - Sie  

haben das Wort. 

 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Herr Präsident, vielen Dank. - Meine Damen und 

Herren! Alltag erleichtern, Wirtschaft entlasten 

- das ist das Motto der CDU beim Thema Büro-

kratieabbau, dem wir uns mit unseren Koali- 

tionspartnern von SPD und FDP verschrieben 

haben. Sie werden erleben, wie wir uns in dieser 

Legislaturperiode diesem Thema widmen  

werden. 

 

Ich kann dem Anliegen des Kollegen der AfD viel 

abgewinnen. Klar wollen wir alle Bürokratieab-

bau betreiben, aber es hilft beim Bürokratieab-

bau nicht, alles zu beklagen, wie es momentan 

ist. Vielmehr brauchen wir in der Tat konkrete 

Beispiele, welchen Passus in Verordnungen und 

Gesetzen wir verändern, streichen oder ab-

schaffen wollen. Da reicht es nicht aus, meine 

Damen und Herren, dass wir einfach einmal in 

einen Antrag schreiben, wir fordern jetzt auf, ihr 

mögt da einmal etwas aufschreiben, eins zu 

drei, für jede neue Regel schafft ihr drei Regeln 

ab. Meine Herren, da macht ihr es Euch zu ein- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 23.06.2022 | Stenografischer Bericht 8/24 

 

 

115 

fach. Das funktioniert so nicht. Deshalb wun-

dern Sie sich nicht, dass wir das heute ablehnen. 

Wenn es denn so einfach wäre, würden wir hier 

ganz andere Beschlüsse fassen. Macht ihr mal, 

und ihr habt schon die beste Idee. Da ist, glaube 

ich, mehr der Wunsch der Vater des Gedankens 

als die Realität. Da muss man auch ehrlich sein.  
 

Aber wir sind im Wirtschaftsausschuss sehr eng 

bei diesem Thema unterwegs. Es gibt immer die 

Möglichkeit, im Wirtschaftsausschuss dafür 

kluge Ideen und Anregungen zu geben. Dafür 

sind wir auch offen, weil uns, glaube ich, in  

diesem Plenarsaal eint, dass wir versuchen, zu 

helfen, wo es geht. Wir hatten gerade die  

Diskussion um Mindestlohn, Fachkräftemangel 

und Entlastung von Unternehmen. Eine Ent- 

lastung, die kein Geld kostet, heißt Bürokratie 

vermindern und abschaffen.  
 

Das Vergabegesetz ist ein schönes Beispiel, weil 

wir das gerade in der Mangel haben. Aber das 

nützt denen nichts, die nie etwas mit dem 

Vergabegesetz zu tun haben. Da müssen wir  

etwas allgemeingültiger werden. Meine persön-

liche Erfahrung aus den letzten Jahren ist:  

Immer dann, wenn es konkret wurde, wenn wir 

gesagt haben, hier haben wir einen Passus  

erreicht, 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Kommt einer!) 
 

kommt einer um die Ecke und sagt: Seid ihr euch 

denn da sicher? Wollen wir das wirklich? Das 

war für mich oft ernüchternd, aber Realität. 

Deshalb rufe ich alle auf, die Handwerks- 

kammern, die Industrie- und Handelskammern, 

uns Beispiele zu liefern, wo man sagen kann, 

hier könnt ihr wirklich nachlassen. Ich verhehle 

nicht, ein großer Teil der Bürokratie, die wir  

angesprochen haben, kommt nicht aus Magde-

burg, sondern aus Berlin, bestimmte Nachweis-

pflichten und Bringepflichten und was wir alles 

bedienen müssen. 

Aber nichtsdestotrotz habe ich immer noch die 

Hoffnung und den Ehrgeiz, im Namen meiner 

Fraktion hier zu helfen, damit die Unternehmen 

nach fünf Jahren Deutschland-Koalition in Sach-

sen-Anhalt sagen können, jawohl, da ist etwas 

passiert. Das haben die für uns organisiert. Ich 

bin auch sehr froh, dass sich unser Wirtschafts-

minister für solche Ideen und Anregungen  

immer offen zeigt. Ich denke, was rechtlich 

machbar ist, das werden wir tun. Deshalb noch 

einmal mein Appell an alle Fraktionen: Bringen 

Sie Ihre Vorschläge ein! Wir prüfen das, und 

wenn es ein sachdienlicher Hinweis ist - - Kol-

lege Meister, Windräder waren es nicht gerade. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Das war ein Beispiel!) 
 

Ja, aber Sie kommen immer gleich mit Wind- 

rädern. Kommen Sie doch mal mit anderen  

Dingen um die Ecke. Dann werden wir sicherlich 

sagen, das schauen wir uns an und versuchen, 

es zu tun. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt kommt Herr Lizureck noch einmal für die 

AfD-Fraktion. - Sie haben das Wort. 

 

 

Frank Otto Lizureck (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Ich möchte auf meine Vorredner 

eingehen.  
 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das ist schön!) 
 

Herr Schulze, diese Regelung funktioniert auch 

in anderen Ländern, also lässt sich das wohl 

übertragen, wobei mir hier ein Fehler unter- 

laufen ist. Ich wollte nicht eins zu drei sagen,  
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sondern eins zu zwei. Ich habe mich verspro-

chen, sorry. Das steht, glaube ich, auch so in un-

serem Antrag. Ganz so große Sprünge wollten 

wir dann auch nicht machen.  

 

(Minister Sven Schulze: Steht da nicht mehr 

drin?) 

 

Nein, da steht eins zu zwei.  

 

(Minister Sven Schulze: Nein, zwei bis drei. - 

Zurufe von der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Können wir das Zwiegespräch beenden, allein 

wegen der fehlenden Mikros?) 

 

 

Frank Otto Lizureck (AfD):  

 

Zu Herrn Hövelmann. Bürokratie hat selbstver-

ständlich etwas Gutes, überhaupt keine Frage, 

aber wie bei vielen anderen Dingen kommt es 

immer auf die Dosierung an. Es gibt Dosierun-

gen, die tödlich sind. 

 

Zu Herrn Silbersack. Kraftvolles Angehen - keine 

Frage, aber das sollte auch zählbare Erfolge 

bringen. Sie haben es schön umschrieben, keine 

Frage, guter Politiker. Aber Sie haben nichts 

Zählbares genannt. Ich verweise einmal auf die 

Aussage der IHK, die im Juni erneut geäußert 

hat, dass da dringender Handlungsbedarf be-

steht.  

 

Ich sage einmal so: Herr Thomas hat es schon 

vorgeschlagen. Lassen Sie uns gemeinsam im 

Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus nach 

geeigneten Lösungen suchen. Ich könnte mir 

gut vorstellen, dass wir dort eine Arbeitsgruppe 

bilden, die regelmäßig Bericht erstattet, wie  

 

weit wir vorangekommen sind. Es könnte ein 

Weg sein, diese Problematik zu lösen und vor  

allen Dingen auch im Blick zu behalten, wenn 

diese Gruppe in regelmäßigen Abständen  

berichtet, was erreicht wurde, was noch zu  

machen ist, damit wir es im Fokus behalten.  

 

Ich bedanke mich für die rege Diskussion und 

beantrage die Überweisung in den Ausschuss 

für Wirtschaft und Tourismus. - Ich bedanke 

mich. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann kommen wir zum Abstimmungsverfahren.  

 

Abstimmung  
 

Kollege Lizureck hat eben den Antrag genannt: 

Überweisung des Antrags Drs. 8/1265 in den 

Wirtschaftsausschuss. Wer ist dafür? - Das ist 

die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Das sind 

die Koalitionsfraktionen, GRÜNE und DIE LINKE. 

Damit ist die Überweisung in den Ausschuss ab-

gelehnt worden.  

 

Wir kommen zum Antrag selbst. Wer stimmt 

dem Antrag in der Drs. 8/1265 zu? - Das ist die 

AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Das sind alle 

anderen Fraktionen. Gibt es Stimmenthaltun-

gen? - Nein. Damit ist der Antrag mehrheitlich 

abgelehnt worden und wir haben den Tagesord-

nungspunkt 22 beendet.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war der letzte Wechsel, nicht nur des heuti-

gen Tages, sondern auch der Sitzungsperiode. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 24 

 

Beratung 

 

100 Jahre deutsche Nationalhymne 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1267 

 

 

Einbringen wird den Antrag der Abg. Herr  

Köhler. - Herr Köhler, bitte. 

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! In nicht einmal zwei Monaten 

jährt sich am 10. August zum 100. Mal der Tag, 

an dem das Lied der Deutschen von Heinrich 

Hoffmann von Fallersleben, gesungen auf die 

Melodie von „Gott erhalte Franz den Kaiser“ 

von Joseph Haydn, zur Hymne unseres National-

staates bestimmt wurde.  

 

Dabei sind 100 Jahre nur ein Teil sowohl der lan-

gen und wechselhaften Geschichte unserer 

deutschen Nation als auch der Geschichte  

dieses besonderen Liedes selbst.  

 

Dennoch ist dieser Tag nicht nur geeignet - es 

drängt sich ja förmlich auf -, als bedeutendes  

Jubiläum Beachtung zu finden und durch den 

Landtag entsprechend gewürdigt zu werden; 

denn mit der Bestimmung des Liedes der Deut-

schen zur Hymne in der Weimarer Zeit, noch 

dazu durch den sozialdemokratischen Kanzler 

Friedrich Ebert, wird eine Idee von Deutschland 

etabliert, die über die Grenzen und Zwänge von 

Kleinstaaten, von Ständen oder von Parteien 

weit hinausgeht, ja selbst über die Gräben  

fundamentaler politischer Differenzen hinweg 

als eine Idee von Geschlossenheit, eine Idee von 

Freiheit, eine Idee von Recht. 

Unsere Erinnerungskultur lebt davon, in Anbe-

tracht der Geschichte unser Handeln für die Zu-

kunft zu hinterfragen und an den Lektionen aus-

zurichten, welche uns die Vergangenheit erteilt 

hat. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um 

dunkle Jahre handelt oder um goldene. Wichtig 

ist es, die richtigen Lehren daraus zu ziehen. 

Fehler dürfen sich nicht wiederholen.  

 

Deshalb denke ich hierbei sehr an die Begriff-

lichkeiten aus der ersten Zeile: Einigkeit, Recht 

und Freiheit. Heute, über 150 Jahre nach der 

Gründung des ersten deutschen Nationalstaa-

tes und 100 Jahre, nachdem ein Lied, welches 

wie kein zweites für die Einheit Deutschlands 

steht, zur Hymne erhoben wurde, müssen wir 

uns jedoch eines fragen: Was ist tatsächlich ge-

blieben von Einigkeit? Was ist geblieben vom 

Recht und was von der Freiheit? 

 

Was ist geblieben von der Einigkeit in Zeiten, in 

denen die Bevölkerung so gespalten ist wie sel-

ten zuvor, nicht durch Mauern, aber durch 

Grenzanlagen in den Köpfen, die durch Dauer-

beschallung verstärkt werden? Es werden 

Feindbilder erzeugt und ganze Bevölke-

rungsteile diskreditiert. Dabei ist es unerheb-

lich, welches Narrativ gerade mit religiösem  

Eifer befeuert wird, von Corona über Migration 

bis hin zum Klima. Wer hier nicht mitspielt, der 

ist je nach Auslegung Extremist, radikal oder 

ganz und gar gleich Verfassungsfeind, wobei mit 

dieser Meinungsmache und gesellschaftlichen 

Ächtung der Keil teils bis tief in die Familien  

hineingeht.  

 

Was ist geblieben vom Recht, wenn man auf 

staatliches Handeln nicht mehr vertrauen kann, 

weil Tatsachen geschaffen werden, die selbst 

dann unumkehrbar sind, wenn Jahre später ein 

Gericht festgestellt, es hätte so nicht sein dür-

fen? Dabei erinnere ich mich sehr gern an die 

Aussage von Frau Merkel, als sie zur Thüringen- 
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Wahl meinte, dass ein „unverzeihliches“ Wahl-

ergebnis stattgefunden hat. 

 

Ich frage mich auch, was geblieben ist von der 

Freiheit, wenn Menschen ihren Job einbüßen, 

weil sie etwas gesagt oder getan haben, was der 

veröffentlichten Meinung nicht passt. Wo ist die 

Freiheit, wenn weder im politischen noch im 

wissenschaftlichen Bereich der Diskurs gesucht 

wird? Dort sind stattdessen Diffamierung, Ein-

schüchterung und Bedrohung Realität. Und 

wehe dem, wer dem vermeintlichen 

Mainstream widerspricht. 

 

Haben wir es uns so gemütlich gemacht in unse-

rem Selbstverständnis, unseren Errungenschaf-

ten, die nach der Überwindung von zwei Dikta-

turen so selbstverständlich erschienen? Nicht 

ohne Grund haben die Schweizer, speziell die 

„Neue Züricher Zeitung“, bereits vor einigen 

Jahren gefragt, ja gewarnt: Haben die Deut-

schen das Diskutieren verlernt? 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 

braucht keinen Grund, um Einigkeit und Recht 

und Freiheit wieder in aller Munde sehen zu 

wollen. Wenn es jedoch eines Grundes bedür-

fen sollte, dann wäre er mit den aktuellen Ent-

wicklungen mehr als gegeben. 

 

Daher ist es unerlässlich, das Lied der Deut-

schen, also die dritte Strophe, im Bewusstsein 

der Menschen wieder hervorzuheben. Es kann 

doch nicht sein, dass wir im besten Fall die  

Nationalhymne nur noch mit der Eröffnung der 

Fußball-WM verbinden, im schlechtesten Fall 

die Hymne aus dem politischen Kontext heraus-

lösen und ganz im Kontext „nie wieder Deutsch-

land“ betrachten. 

 

Noch heute ist die dritte Strophe zusammen mit 

der Haydn-Melodie die Nationalhymne der  

Bundesrepublik. Schon das sollte genügen, um 

dieses große Jubiläum zu feiern. Wir möchten  

 

darüber hinaus diesem Lied die notwendige An-

erkennung zukommen lassen, die es verdient, 

ebenso wie die großartige Idee, die dahinter 

steht: Einigkeit, Recht und Freiheit.  
 

(Zustimmung bei der AfD)  
 

Unsere Nationalhymne muss ihren Stellenwert 

in der Gesellschaft zurückerhalten. Das bedeu-

tet konkret das Abspielen bei offiziellen An- 

lässen und auch bei Feierlichkeiten, sofern der 

Charakter der Veranstaltung dies zulässt, 

ebenso bei bedeutenden Jahres- und Feier- 

tagen wie bspw. dem Tag der deutschen Einheit. 

Und jetzt noch ein Einschub zum gestrigen Tage. 

Wie kann es denn bspw. sein, dass wir als föde-

raler Gliedstaat der Bundesrepublik Deutsch-

land zum 30-jährigen Festakt des Bestehens  

unserer Landesverfassung nicht einmal unsere 

Nationalhymne abspielen können? 
 

(Zustimmung bei der AfD - Zuruf von der AfD: 

Genau!)  
 

Das unterstreicht die Notwendigkeit des heuti-

gen Antrages. Zu besonderen feierlichen Anläs-

sen würde das also nicht nur unserem Parla-

ment gut zu Gesicht stehen, sondern auch unse-

ren Schulen. 
 

Anders als z. B. die Bundesflagge ist unsere  

Nationalhymne jedoch nicht im Grundgesetz 

verankert worden. Sie geht allein auf den veröf-

fentlichten Briefwechsel zwischen Adenauer 

und Heuss zurück, sodass unser Antrag auch da-

rauf abzielt, unsere Nationalhymne, also die 

dritte Strophe des Deutschland-Liedes, in Arti-

kel 22 des Grundgesetzes festzuschreiben. Dass 

das keine ungewöhnliche Forderung ist, wird 

auch daran deutlich, dass die CDU bei einem 

Bundesparteitag einen entsprechenden Antrag 

verabschiedet hat. Ich bedanke mich für Ihre 

Aufmerksamkeit. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Köhler. - Bevor wir jetzt zur 

Kurzintervention von Herrn Stehli kommen, 

möchte ich zunächst die Mitglieder des Kreis-

schülerrates aus dem Landkreis Stendal be- 

grüßen. Es freut mich ganz besonders,  

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

dass ihr heute Nachmittag hier seid. Das ist auch 

etwas Besonderes; denn Mitglied im Kreisschü-

lerrat ist ungefähr das erste Ehrenamt, was man 

im halbpolitischen oder im vorpolitischen Raum 

übernimmt. Ich finde es richtig gut, dass Sie 

hierher gekommen sind. 

 

Dann gibt es noch eine Frage von Frau Dr. Rich-

ter-Airijoki, wenn Herr Köhler sie zulässt. - Herr 

Köhler, ja?  

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Ja.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Aber zunächst Herr Stehli, weil er sich zuerst ge-

meldet hatte.  

 

 

Stephen Gerhard Stehli (CDU): 

 

Alles klar. Vielen Dank. - Ich gehöre ja zu den 

Leuten, die die Hymne gerne singen.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Oh!)  

 

Das liegt vielleicht auch daran, wenn man im 

Ausland groß wird, dass man dann eine beson-

dere Identifikation damit findet. Dadurch ist es 

besonders verstärkt. Aber ich tue es natürlich  

 

auch jetzt durchaus gerne und halte das auch 

für wichtig. 

 

Das Wichtige bei der Hymne ist nämlich, dass sie 

eine breite Identifikation ermöglicht. In einem 

Volk wird es auch immer so sein, dass Menschen 

sich nicht damit identifizieren. Das ist die Breite 

des Volkes. Dass Leute damit auch Probleme  

haben, das gehört einfach mit dazu. Aber sie soll 

ja verbinden, und sie soll mehr sein als nur ein 

Lied, das bei Sportereignissen gesungen wird, 

wobei Sportereignisse auch für sehr viel Identi-

fikation und Zusammenhalt sorgen können.  

 

Als ich Ihren Antrag durchgelesen habe, da habe 

ich vieles im Schriftlichen gefunden, was richtig 

war. Das ist keine Frage. 

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Hm. 

 

 

Stephen Gerhard Stehli (CDU):  

 

Eine Sache, die ich gefragt hätte, haben Sie ge-

klärt. Sie haben eindeutig gesagt, was aus Ihrem 

Antrag nicht so ganz hervorkommt, dass es um 

die dritte Strophe des Hoffmann-Haydnschen 

Liedes geht. Das kommt da nicht ganz sauber 

raus. Das gesamte Lied ist weder verboten noch 

irgendwas. Das ist ganz klar. 

 

(Zustimmung von Dr. Hans-Thomas Till-

schneider, AfD - Dr. Hans-Thomas Tillschnei-

der, AfD: Jawohl!) 

 

Es gibt kein Gesetz, das das verbietet. Aber mein 

Problem ist, lieber Kollege Köhler, Sie haben ge-

nau das jetzt in Ihrer Darstellung nach meiner 

Auffassung gemacht. Das hat mir dann alles ver-

dorben. Sie haben nämlich das Lied spalterisch 

aufgezählt und trennend für unser Volk, die  
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Grenzen dann aufgezeigt haben und weniger 

diese Idee, dass diese Hymne eigentlich sozusa-

gen eine Möglichkeit für uns alle ist. 

 

Das macht es mir schwer oder nicht möglich, 

dem zuzustimmen. Schade, hier ist meines Er-

achtens eine Chance vertan worden bei einem 

Lied, das wegen seiner Aussagekraft wichtig für 

unser Land, unsere Nation und unser Volk, aber 

auch wichtig im europäischen Kontext ist. - Vie-

len Dank.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Köhler, wollen Sie antworten. 

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Ja. - Ich denke schon, dass die CDU auch in der 

Lage ist, jetzt meine Rede auf diesen Antrag zu 

adaptieren, um vielleicht doch noch spontan zu 

einer anderen Entscheidung zu kommen. Ich 

will noch mal dieses verbindende Element, das 

Sie dargelegt oder genannt haben, noch einmal 

kurz unterstreichen. 

 

Wenn wir uns mit gut integrierten Migranten 

unterhalten, dann sagen die, Mensch, ihr müsst 

doch mal selbstbewusst etwas vorleben, in das 

es sich lohnt, sich hinein zu integrieren. Sie ha-

ben es selbst angesprochen. Ich glaube, Sie sind 

lange Zeit in den USA gewesen. Gerade in den 

USA ist es durchaus so, dass da auch mal die  

Nationalhymne gesungen wird, wirklich mit viel 

Eifer und mit viel Elan, und dass das ein Rah-

mengefüge schafft, wozu auch Neueinwanderer 

sagen, Mensch, da hinein integrieren wir uns 

gern. Genau in dieser Tradition sehen wir uns 

hier auch mit der dieser Nationalhymne, mit der 

dritten Strophe des Haydn-Liedes. 

Stephen Gerhard Stehli (CDU): 

 

Ganz kurz. Ja, aber das nicht das, was Sie vorhin 

eingebracht haben,  

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 

sondern Sie haben es abgrenzend verwendet 

bei Einigkeit, Recht und Freiheit. Das tut mir 

leid. - Danke schön. 

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Dann würde ich darauf kurz noch eingehen. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ja. 

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Na ja, das war auch eher so gemeint, dass das, 

was dieses Deutschland-Lied ausmacht bzw. 

was Heinrich Hoffmann von Fallersleben ange-

sichts des Eindrucks des 19. Jahrhunderts eben 

dort geschrieben hat, dass diese Werte heute 

tatsächlich schon in Gefahr sind.  

 

Machen wir uns nichts vor: Vielleicht erinnert 

sich der eine oder andere noch an den Herrn 

Kollegen, der Joachim Mendig heißt. Er war ein-

mal Geschäftsführer der hessischen Filmförde-

rung. Der hat mit Jörg Meuthen zu Mittag geses-

sen. Er ist dann seinen Job los geworden allein 

aufgrund der Tatsache, dass er sich dort zu Mit-

tag mit Herrn Meuthen getroffen hat. 

 

Das verdeutlicht doch, dass wir hier ein  

Meinungsklima geschaffen haben und dass wir  
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daran arbeiten sollten. Das sagt uns diese 

Hymne auch in der heutigen Zeit.  

 

(Zustimmung bei der AfD)  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Jetzt kommt die Nachfrage von Frau Dr. Richter-

Airijoki.  

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD):  

 

Danke. Meine Frage bezieht sich darauf, dass 

Sie gesagt haben, Frau Merkel habe von einem 

unverzeihlichen Wahlergebnis gesprochen, be-

zogen auf Thüringen. 

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Hm.  

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD):  

 

Ein solches Zitat von Frau Merkel ist mir erstens 

nicht bekannt und zweitens auch nicht plausi-

bel. Drittens habe ich das auch bei einer schnel-

len Internet-Suche gerade eben nicht gefunden. 

Woher haben Sie das? Was ist das Ihre Quelle? 

- Danke. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Das können wir Ihnen 

vorhalten! - Zuruf von der AfD: Ja!)  

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Es bezieht sich nicht auf die Thüringen-Wahl. Ich 

konkretisiere das mal. Es ging da um die Wahl  

 

des Ministerpräsidenten von der FDP Herrn 

Kemmerich.  

 

(Zuruf: Genau!)  

 

Aus dem fernen Südafrika hat damals Frau  

Merkel in ihrer Funktion als Bundeskanzlerin  

 

(Zuruf von Dr. Heide Richter-Airijoki, SPD)  

 

- nein, ich sage es Ihnen - von einem unverzeih-

lichen Wahlergebnis, von einem unverzeih- 

lichen Akt, gesprochen, was im Übrigen auch 

das Bundesverfassungsgericht erst vor Kurzem 

klar gerügt hat und als klare Kompetenzüber-

schreitung dargestellt hat. So etwas steht den 

Organen des Grundgesetzes nicht gut zu Ge-

sicht. - Vielen Dank.  

 

(Dr. Heide Richter-Airijoki, SPD: Darf ich 

nachfragen in Bezug auf unverzeihlich?) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Ja. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD):  

 

Darf ich kurz nachfragen? Hat Sie wörtlich „un-

verzeihlich“ gesagt?  

 

(Zurufe von der AfD: Ja! - Unruhe bei der AfD)  

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Sie sagte sogar, dass es rückgängig gemacht 

muss, tatsächlich. Ich kann das gern ausdrucken 

und gebe Ihnen das dann. 

 

(Unruhe bei der AfD)  
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Damit hätten wir auch das geklärt. Herr Köhler? 

- Für die Landesregierung wird jetzt Herr Staats-

minister Robra in Vertretung der Ministerin 

Frau Feußner sprechen. 

 

(Unruhe bei der AfD) 

 

 

Rainer Robra (Staats- und Kulturminister): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ja, 

am 11. August ist es 100 Jahre her, dass Reichs-

präsident Ebert kraft seiner Befugnisse als 

Staatsoberhaupt und aus Anlass des dritten Ver-

fassungstages der Weimarer Republik das Lied 

der Deutschen, wie Hoffmann von Fallersleben 

sein freiheitliches Gedicht schon im Jahr 1841 

überschrieben hat, zur Nationalhymne des 

Deutschen Reiches der Weimarer Republik er-

hob, auch um dem strafrechtlichen Republik-

schutz einen positiven Republikschutz zur Seite 

zu stellen, wie es Heinrich August Winkler kürz-

lich in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 

geschrieben hat. 

 

Der Hintergrund war die tiefe Krise, in die das 

Reich im Jahr 1922 gefallen war und die in der 

Ermordung des Reichsaußenministers Rathenau 

am 24. Juni 1922, also morgen vor 100 Jahren, 

gipfelte. Wir haben allen Anlass, seinen Ehren 

zu gedenken.  

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN)  

 

Es lohnt sich, meine Damen und Herren, sich 

Eberts Proklamation, veröffentlicht am 11. Au-

gust 1922 in allen Tageszeitungen, zu vergegen-

wärtigen. Ich zitiere:  

 

„Einigkeit und Recht und Freiheit! Dieser 

Dreiklang aus dem Liede des Dichters gab in  

 

Zeiten innerer Zersplitterung und Unter- 

drückung der Sehnsucht aller Deutschen 

Ausdruck; es soll auch jetzt unseren harten 

Weg zu einer besseren Zukunft begleiten. 

 

Ein Lied, gesungen gegen Zwietracht und 

Willkür, soll nicht Missbrauch finden im  

Parteienkampf. Es soll nicht der Kampfge-

sang derer werden, gegen die es gerichtet 

war. Es soll auch nicht dienen als Ausdruck 

nationalistischer Überhebung. 

 

Aber so wie einst der Dichter, so lieben wir 

heute Deutschland über alles. In Erfüllung 

seiner Sehnsucht soll unter den schwarz-rot-

goldenen Fahnen der Sang von Einigkeit und 

Recht und Freiheit der festliche Ausdruck un-

serer vaterländischen Gefühle sein.“ 

 

Dieser Proklamation folgend, ist bei offiziellen 

Anlässen schon damals in erster Linie die dritte 

Strophe gesungen worden. Im Nationalsozialis-

mus wurde nur die erste Strophe gesungen,  

regelmäßig unmittelbar gefolgt vom national- 

sozialistischen Horst-Wessel-Lied, also ein 

Wechselbalg einer Hymne.  

 

Im Jahr 1952 proklamierte Bundespräsident 

Heuss in einem Briefwechsel, gegengezeichnet 

von Kanzler Adenauer, aus Anlass der 30. Wie-

derkehr des Verfassungstages von Weimar 

abermals das Lied der Deutschen zur National-

hymne. Gesungen wurde, wie wir alle wissen, 

nur die dritte Strophe. Im August 1991 folgten 

Bundespräsident von Weizsäcker und Kanzler 

Kohl dieser Verfassungstradition und erklärten 

die dritte Strophe zur Nationalhymne und damit 

zum Staatssymbol.  

 

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Staats-

praxis ausdrücklich gebilligt. Angesichts der all-

gemeinen breiten Akzeptanz besteht zur Gel-

tungskraft der Hymne als Staatssymbol kein 

Handlungsbedarf. 
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(Zustimmung bei der CDU, von Dr. Falko 

Grube, SPD, von Andreas Silbersack, FDP, 

und von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Meine Damen und Herren! Zur Praxis des Um-

gangs in den Schulen hat sich der damalige Bil-

dungsminister Marco Tullner in der 60. Sitzung 

des Landtages am 22. November 2018, im Übri-

gen aus Anlass eines praktisch gleichartigen An-

trages der AfD-Fraktion, fast inhaltsgleich, aus-

führlich geäußert. Ich bitte das im Protokoll zu 

der Drs. 7/3594 nachzulesen. Seitdem hat sich 

nichts Neues ergeben. Die Praxis ist unverän-

dert. Die Nationalhymne spielt in den Schulen 

eine wichtige Rolle. Daran wird sich auch nichts 

ändern. 

 

Die „Welt“ hat zum Thema Nationalhymne und 

AfD damals geschrieben, die AfD jage einem 

Phantom nach. - Ja, so ist es. Viel mehr ist aus 

meiner Sicht und aus der Sicht der Kollegin 

Feußner dazu nicht zu sagen. - Ich danke Ihnen 

für die Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von Oliver 

Kirchner, AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Danke, Herr Robra. - Es ist eine Dreiminutende-

batte vereinbart worden. Der erste Debatten-

beitrag würde von der SPD-Fraktion geliefert, 

aber sie verzichtet? - Sie verzichtet. - Gibt es von 

der LINKEN auch keinen Redebeitrag? - Kein  

Redebeitrag. - Dann spricht Herr Kosmehl für 

die FDP-Fraktion. - Herr Kosmehl, bitte. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin.  

 

(Oliver Kirchner, AfD, geht in Richtung der 

Tür des Plenarsaals) 

 

 

- Ich finde es schade, dass der Kollege Kirchner 

jetzt geht. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Der geht auf die Toi-

lette! Der geht einem menschlichen Bedürf-

nis nach! - Oliver Kirchner, AfD: Ich bin gleich 

wieder da!) 

 

- Ich habe nur drei Minuten Zeit.  

 

(Lachen) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

finde es bemerkenswert, dass die AfD-Fraktion 

den 100. Jahrestag der Proklamation durch 

Friedrich Ebert als Nationalhymne in der Wei-

marer Republik hier zum Anlass einer Diskus-

sion im Landtag macht. Ich finde es deshalb be-

merkenswert; denn wer sich mit der Geschichte 

etwas auseinandersetzt, kommt nicht umhin, 

festzuhalten und immer wieder zu artikulieren, 

dass die Proklamation Eberts auch eine Reak-

tion war. Sie war nämlich eine Reaktion auf die 

feige Ermordung Walther Rathenaus, des 

Reichsaußenministers, am 24. Juni 1922. 

 

(Zustimmung von Susan Sziborra-Seidlitz, 

GRÜNE) 

 

Dieser Tag seiner Ermordung jährt sich morgen 

zum 100. Mal. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Er-

mordet wurde Walther Rathenau durch die  

nationalistische, antisemitische Organisation 

Consul. Es ist der Auftakt von rechtem Terror in 

der Weimarer Republik gewesen. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 

der LINKEN, und von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Ich bin dem Staatsminister Robra sehr dankbar 

dafür, dass er bereits die Proklamation, die auch 

abgedruckt wurde, zitiert hat, weil nämlich klar  
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wird, was der Reichspräsident bewirken wollte: 

Mit seinem Verweis explizit auf die dritte  

Strophe des Deutschlandliedes wollte er näm-

lich zeigen, dass der Dreiklang aus Einigkeit   

u n d   Recht   u n d   Freiheit etwas ist, das uns 

Deutsche verbinden soll. 

 

So wie im Übrigen auch andere Länder einen 

Dreiklang haben. Wenn wir - jetzt gucke ich ein-

mal zum Kollegen Stehli - an die Declaration of 

Independence denken, nämlich an die unver- 

äußerlichen Rechte: Life, Liberty and the Pursuit 

of Happiness - das Streben nach Glück -, oder 

wenn wir nach Frankreich schauen: Liberté, Éga-

lité, Fraternité - diese Dreiklänge sollen ein Volk 

zusammenhalten. Für uns Deutsche sind es die 

Einigkeit, das Recht und die Herrschaft des 

Rechtes sowie unsere Freiheit - das ist der Drei-

klang, der uns antreibt und uns auch zusam-

menhält, meine sehr geehrten Damen und  

Herren. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU und bei der SPD) 

 

In der Geschichte - auch das hat Herr Staatsmi-

nister Robra gesagt - gab es zwei Briefwechsel: 

1952 und 1991. Ja, man kann immer fragen, ob 

man das im Grundgesetz oder in einem ein- 

fachen Gesetz regeln muss, um das noch einmal 

herauszuheben. Das Bundesverfassungsgericht 

hat gesagt: Als Staatssymbol ist es ausreichend. 

Ich verweise sehr gern als Jurist darauf: Der 

Briefwechsel ist auch im Bundesgesetzblatt 

1991 noch einmal veröffentlich worden - damit 

entfaltend auch eine Bindungswirkung, dass die 

dritte Strophe unsere Nationalhymne ist. - Vie-

len Dank. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU, bei der AfD, bei der LINKEN, bei der SPD 

und bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Kosmehl. - Es folgt Herr  

Striegel. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren!  

 

„Fatal ist mir das Lumpenpack,  

Das, um die Herzen zu rühren, 

Den Patriotismus trägt zur Schau 

Mit allen seinen Geschwüren.“  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Das stimmt!) 

 

Mehr als diese kurze Heine-Sentenz braucht es 

nach Ihrem Antrag und nach der Rede von Herrn 

Köhler eigentlich nicht, 
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
 

um die Ablehnung Ihres Antrages zu begründen. 

Wir brauchen an unseren Schulen keine kollek-

tive Identitätsbildung durch öfteres Singen der 

Nationalhymne.  
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
 

Wir haben an unseren Bildungseinrichtungen 

echte drängende Probleme:  
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 

der LINKEN) 
 

Lehrer*innenmangel, schlechte Gebäudesub-

stanz etc. Das nicht ständige Singen der Natio-

nalhymne dort ist kein Problem unserer  

Bildungslandschaft. - Vielen herzlichen Dank. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von der AfD: 

Gott sei Dank war das kurz!) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank. - Die CDU-Fraktion verzichtet auf 

einen eigenen Redebeitrag. Damit ist Herr 

Dr. Tillschneider von der AfD-Fraktion dran. 

 

(Zuruf von der CDU) 

 

Bitte schön, Herr Dr. Tillschneider. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und  

Herren! Die Fraktionen SPD, DIE LINKE und CDU 

verzichten. 

 

(Holger Hövelmann, SPD, und Dr. Falko 

Grube, SPD: Ja!) 

 

Sie haben nichts zu unserem Antrag zu sagen.  

 

(Holger Hövelmann, SPD, und Dr. Falko 

Grube, SPD: Ja!) 

 

Sie missachten diesen Antrag, 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Oh!) 

 

der die identitätsstiftende Bedeutung fordert 

anzuerkennen. Sie weigern sich, der Hymne die 

Ehre zu erweisen. Sie verunehren unsere Natio-

nalhymne durch Ihr Verhalten. 
 

(Oh! bei der CDU) 
 

Sie sind vaterlandslose Gesellen. 
 

(Beifall bei der AfD - Eva von Angern, DIE 

LINKE: Na, dann wissen wir Bescheid! -  

Lachen bei den GRÜNEN - Unruhe) 
 

Zu Herrn Stehli von der CDU-Fraktion, der das 

Wort im Rahmen einer Intervention ergriffen  

 

hat: Sie haben viel Selbstverständliches festge-

stellt - das ist schon zu loben, wenn die CDU das 

Selbstverständliche noch feststellt -, aber das 

wäre eine Begründung gewesen, um unserem 

Antrag zuzustimmen. Sie haben das festgestellt, 

dann ganz scharf die Kurve genommen und er-

klärt, dem Antrag nicht zuzustimmen - welch ein 

Krampf. Welch ein Krampf im Umgang mit  

unserer Nationalhymne. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Wir haben diesen Antrag eingebracht, um ge-

nau diesen Krampf, um diese Krämpfe, die wir 

jetzt hierbei erlebt haben, zu lösen. Wir wollen 

ein normales Verhältnis zu unserer National-

hymne  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Habe ich!) 

 

und das beginnt an den Schulen. An unseren 

Schulen sollen Kinderscharen mit voller Kehle 

die Hymne intonieren  

 

(Lachen bei der LINKEN und bei den GRÜ-

NEN) 

 

und jeder seine Freude daran haben, wie es nor-

mal ist. 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 

GRÜNE: Diese Freude verordnen wir ihnen!) 

 

Das ist - damit ich nicht immer gleich mit Russ-

land komme - in den USA so, das ist in Russland 

so, das ist in Syrien so und das ist in Frankreich 

so. Das ist in   j e d e m   Land der Welt so, nur 

nicht in Deutschland.  

 

(Unruhe) 

 

Deshalb fordere ich Sie auf: Beenden wir endlich 

diesen schädlichen deutschen Sonderweg! 
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(Beifall bei der AfD) 

 

Tja, und womit wird das begründet? - Das wird 

mit, ach Gott, einer längst vergangenen Zeit be-

gründet: dem Dritten Reich. Das Ganze ist schon 

bald 100 Jahre her. 

 

(Dr. Heide Richter-Airijoki, SPD: Oh! - Un-

ruhe) 

 

In der langen Wirkungsgeschichte des Deutsch-

landliedes ist diese Zeit doch wahrlich nicht 

mehr als ein Vogelschiss. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Deshalb fordere ich Sie auch auf: Lassen wir das 

hinter uns! 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Ganz tief in die 

Clownskiste gegriffen!) 

 

Lassen wir die Vergangenheit vergehen, wie das 

ein bedeutender deutscher Historiker, ein  

Historikerstreit gefordert hat: Lassen wir die 

Vergangenheit vergehen! Wenden wir uns der 

Zukunft zu! Besinnen wir uns auf unsere Tradi- 

tionen! Entwickeln wir ein entkrampftes, ein 

freudiges, ein identitätsbejahendes Verhältnis 

zu unserer Hymne! - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD - Dr. Falko Grube, SPD: 

Der Bundesparteichef sorgt für Frustration!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir am 

Ende der Debatte angelangt und können zur  

 

Abstimmung 
 

kommen. Ich habe keinen Überweisungsantrag 

gehört. Deswegen stimmen wir direkt über den  

 

Antrag in der Drs. 8/1267 ab. Wer dem zu-

stimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - 

Das ist die AfD-Fraktion. Wer dagegen ist, der 

möge sich bitte jetzt melden. - Das ist das übrige 

Haus. - Stimmenenthaltungen sehe ich dement-

sprechend keine. Damit ist der Antrag abge-

lehnt worden und der Tagesordnungspunkt 24 

ist beendet.  

 

Ich rufe auf den  

 

 

Tagesordnungspunkt 25 

 

Erste Beratung 

 

Perspektiven für geflüchtete Menschen - 

„Chancen-Aufenthaltsrecht“ auch in Sachsen-

Anhalt regeln 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/1268 

 

 

Einbringen wird den Antrag die Abg. Frau 

Quade.  

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen 

und Herren! Herr Dr. Tillschneider, Sie irren 

sich, wenn Sie von einer Verunehrung sprechen. 

Die Verunehrung gilt Ihnen.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Tobias Rausch, AfD: 

Reden Sie zur Sache! - Weitere Zurufe von der 

AfD)  

 

Meine Damen und Herren! Viel ist die Rede von 

einer Zeitenwende und, ja, auch im Aufenthalts-

recht und der Integrationspolitik erleben wir 

eine solche. Der Staat zeigt mit der unkompli-

zierten, liberalen und an den Bedürfnissen der 

Betroffenen orientierten Aufnahmepolitik für  
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Ukrainerinnen und Ukrainer, was er kann. Das 

begrüßen und unterstützen wir ausdrücklich. 

Was wir kritisieren, ist: Der Staat zeigt damit 

auch, wem er dringend notwendige Schritte wie 

Arbeitserlaubnisse, das Recht auf Freizügigkeit 

und das ganz grundsätzliche Recht zu bleiben 

absichtlich vorenthält. Statt Geflüchtete 1. und 

2. Klasse zu manifestieren, wäre es nötig, die 

grundsätzlich gute und richtige Politik für Ukrai-

nerinnen als Vorbild für eine grundlegende Hu-

manisierung des Aufenthaltsrechts zu nehmen. 
 

(Beifall bei der LINKEN)  
 

Davon sind wir meilenweit entfernt. Auch das 

sogenannte Chancenaufenthaltsrecht hat damit 

wenig zu tun. Warum es dennoch ein Schritt in 

die richtige Richtung und dringend nötig ist und 

warum wir die von uns beantragten Vorgriffs- 

regelungen schnellstmöglich brauchen, wird 

schnell klar, wenn wir auf die aktuellen Meldun-

gen aus Magdeburg schauen. Hier wurden  

gestern offenbar zwei junge Frauen, die seit 

mehr als elf Jahren hier leben, abgeschoben, ob-

wohl über ihre Widersprüche und Anträge - zu-

mindest in einem Fall - noch nicht entschieden 

wurde,  
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
 

obwohl sie nach dem erklärten Willen der Bun-

desregierung in wenigen Monaten die Chance 

auf ein dauerhaftes Bleiberecht bekommen  

hätten. Das, meine Damen und Herren, ist ein 

unfassbarer Vorgang, 
 

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Hans-Thomas 

Tillschneider, AfD: Nein, nein, das ist schon 

richtig so!)  
 

der nicht nur aufgearbeitet werden muss, son-

dern auch aufgehalten werden muss.  
 

(Dr. Hans-Thomas Tillschneider, AfD: Alles 

richtig gemacht! - Oliver Kirchner, AfD: Ja, 

das ist Rechtsstaatlichkeit!) 

Frau Ministerin, Sie sagen, ein Chancenaufent-

haltsrecht wäre das völlig falsche Signal - die  

Alternative dazu ist genau das, was den jungen 

Frauen und ihren Familien in Magdeburg pas-

siert ist. Wenn Sie sagen, das Chancenaufent-

haltsrecht ist das falsche Signal, dann sagen Sie, 

das, was ihnen passiert ist, sei das richtige  

Signal.  
 

(Beifall bei der LINKEN)  
 

So unfassbar es ist, es ist absolut kein Einzelfall 

- im Gegenteil. Engagierte und Betroffene  

beobachten seit Monaten, dass die Abschiebe-

aktivitäten zunehmen  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

und dass insbesondere diejenigen darunter  

leiden müssen - Frau Ministerin, das war Ihr  

Applaus -,  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Noch viel zu wenige!) 

 

die von den von der Bundesregierung angekün-

digten und mittlerweile schon als Gesetzent-

wurf vorliegenden Neuregelungen profitieren 

könnten.  

 

Wir wollen einen Neuanfang in der Migrations- 

und Integrationspolitik gestalten, der einem 

modernen Einwanderungsland gerecht wird.  
 

(Zuruf von der AfD: Wir nicht!) 
 

Dafür brauchen wir einen Paradigmenwechsel. 

Mit einer aktiven und ordnenden Politik wollen 

wir Migration vorausschauend und realistisch 

gestalten.  
 

(Daniel Rausch, AfD: In die Sozialsysteme, 

ja!)  
 

So ist es im Koalitionsvertrag der Bundesregie-

rung formuliert. Und gerade in Sachsen-Anhalt  
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wäre das dringend nötig. Denn es ist doch ab-

surd: Sachsen-Anhalt ist in besonderem Maße 

auf Zuwanderung angewiesen.  

 

(Felix Zietmann, AfD: Aber nicht in die Sozial-

systeme!)  

 

Wir haben in etlichen Bereichen mit einem 

Fachkräftemangel, mit einem Mangel an Azubis 

und mit dem Aussterben von ganzen Gegenden 

zu kämpfen.  

 

(Zuruf von Frank Otto Lizureck, AfD)  

 

Herr Silbersack hat heute Vormittag noch ein-

mal eindrücklich darauf hingewiesen. Gleichzei-

tig verweigern wir Menschen, die seit Jahren 

hier leben und die trotz widriger Bedingungen 

das getan haben, was immer und immer wieder 

mit großer Härte verlangt wird - spannender-

weise übrigens besonders heftig von denen, die 

die Hürden dafür besonders hoch legen wol-

len -, nämlich sich zu integrieren, die Chance, 

dauerhaft und rechtmäßig hier zu leben, Teil 

dieser Gesellschaft zu werden und dabei eben 

auch etwas an die Gesellschaft zurückzugeben.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD)  

 

Die praktische Folge ist neben einem immensen 

Verwaltungsaufwand, dass durch die fehlenden 

Möglichkeiten der dauerhaften Legalisierung 

des Aufenthaltes Entscheidungen getroffen 

werden, die nicht nur subjektiv ungerecht sind, 

sondern die auch nicht im Interesse des Landes 

sein können, weil sie bedeuten, dass Menschen, 

die als Krankenpflegerin, als Lehrerin, als Hand-

werkerin arbeiten wollten und könnten, nicht 

die Chance dazu bekommen,  

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

z. B. weil kein Pass beschaffbar ist. Das ist übri-

gens eine Stelle, wo sehr, sehr viel Bürokratie  

 

greift. Da ist die iranische Lehrerin, die nicht ar-

beiten darf, weil sie zwar eine Geburtsurkunde 

hat, aber keinen Pass. Das hat auch nichts mit 

Täuschung bei der Identitätsfeststellung zu tun,  

 

(Zurufe von der AfD: Nein!) 

 

sondern schlichtweg mit den Bedingungen der 

Flucht aus einer Diktatur.  

 

(Zuruf von der AfD: Ja, natürlich! - Daniel 

Rausch, AfD: Aber das Handy hat sie einge-

packt!) 

 

Da ist der Auszubildende, der als unbegleiteter 

Minderjähriger geduldet wurde, aber fürchten 

muss, abgeschoben zu werden, sobald er voll-

jährig ist. Da sind der Ingenieur und die Ärztin,  

 

(Zurufe von der AfD: Ja, ja! - Das ist der  

Regelfall!) 

 

die als Fachkräfte aus einem europäischen Land 

mit viel Aufwand angeworben werden sollen, 

die aber, weil sie aus dem falschen Land kom-

men, keinen dauerhaften Aufenthaltstitel und 

auch keine Arbeitserlaubnis bekommen.  

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 

 

Genau hier setzt das sogenannte Chancenauf-

enthaltsrecht der Bundesregierung an. 

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Es wird von nahezu allen Expertinnen in Sachen 

Migration und Integration und von den Fachver-

bänden ausdrücklich als überfällig begrüßt 

und - das ist nach 16 Jahren CDU in der Tat 

neu - es erkennt erstmals an, dass die Politik der 

Restriktion - ob man das nun bedauert oder 

nicht - nicht zu weniger Migration führt.  

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN)  
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Sie führt nicht dazu, dass die Leute nicht hierher 

kommen, und damit müssen wir umgehen.  

 

Für gut integrierte Menschen soll es Erleichte-

rungen geben und die Mindestanforderungen 

für die Aufenthaltszeit sollen gesenkt werden. 

Möglichkeiten für gut integrierte Jugendliche 

sollen geschaffen werden, besondere Integra- 

tionsleistungen, die zur Chance auf ein Bleibe-

recht führen. Die elende Praxis der Kettendul-

dung soll zumindest teilweise überwunden wer-

den. Wer zum Stichtag 1. Januar 2022 fünf Jahre 

hier lebt, nicht straffällig geworden ist und sich 

zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

bekennt, der soll eine einjährige Aufenthaltser-

laubnis auf Probe erhalten können, um in dieser 

Zeit die übrigen Voraussetzungen für ein Bleibe-

recht erfüllen zu können. Arbeitsverbote für be-

reits in Deutschland lebende Menschen sollen 

abgeschafft werden.  

 

Das hat mit der umfassenden Liberalisierung 

des Aufenthaltsrechts wirklich nichts tun, aber 

es ist ein Anfang, um es rationaler, um es über-

sichtlicher zu machen, von unnötigem Verwal-

tungsaufwand zu befreien und der Realität  

eines Einwanderungslandes anzupassen.  

 

Das, worum es mit unserem Antrag heute, trotz 

sehr vieler einzelner Antragspunkte, geht, ist  

etwas ganz Einfaches: Wir wollen sicherstellen, 

dass Menschen, die unter die im Koalitionsver-

trag auf der Bundesebene angekündigten Neu-

regelungen fallen, nicht kurz vor deren Inkraft-

treten noch abgeschoben werden. Wir wollen 

sicherstellen, dass so etwas wie in Magdeburg 

nicht mehr passiert.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 

 

Und wir wollen sicherstellen, dass die Rechte 

derjenigen, die auf das Handeln der Ausländer-

behörden angewiesen sind, gewahrt werden.  

 

Ganz offensichtlich ist das reihenweise nicht der 

Fall. Denn zu der Grunderfahrung der Betroffe-

nen, nämlich dass der erhebliche Ermessens-

spielraum, der bei den Ausländerbehörden 

durchaus besteht, nur im absoluten Ausnahme-

fall im Sinne der Betroffenen genutzt wird, 

kommt aktuell noch hinzu, dass die Ausländer-

behörden zwar fleißig abschieben, für die Be-

lange derjenigen, die von ihren Entscheidungen 

abhängen, aber schlichtweg nicht erreichbar 

sind.  

 

Im Februar wurde z. B. bei einer Kundgebung 

vor der Ausländerbehörde in Halle eindrucksvoll 

deutlich gemacht, wie unhaltbar die Zustände 

sind. Da werden Anrufe nicht entgegengenom-

men. Da werden E-Mails nicht beantwortet. Da 

ist es unmöglich, einen Termin zu vereinbaren. 

Da werden Anträge über Monate nicht bearbei-

tet und da bleiben dringende Anfragen einfach 

unbeantwortet. Und das ist nicht nur in Halle so. 

Dieselben Berichte gibt es für Wittenberg und 

für Magdeburg.  

 

Das hat gravierende Folgen. Ich kenne Men-

schen, die ihren Job und ihre Wohnung verloren 

haben, weil es nicht möglich war, rechtzeitig 

eine Verlängerung des Aufenthaltstitels von der 

Ausländerbehörde zu bekommen. Und nein, 

das liegt nicht nur an der Pandemie, das liegt an 

einem strukturellen Problem. Die Betroffenen 

haben nicht die Lobby, die sie brauchten. Es gibt 

kaum einen Rechtsbereich, der dermaßen über-

reguliert und restriktiv ist wie das Ausländer-

recht. Politisch und praktisch sind die Aus- 

länderbehörden zu allererst Abschiebe- und In-

tegrationsverhinderungsbehörden. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von der AfD: 

Schön wär‘s!) 

 

Genau das muss sich dringend ändern. Das wird 

nur mit einem wirklichen Paradigmenwechsel in 

der Migrationspolitik gelingen und mit einem  
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Umbau der Ausländerbehörden zu Service- 

stellen.  

 

Unser Antrag will zu allererst die eklatanten 

akuten Missstände beheben und dafür sorgen, 

dass die Behörde ihrer Verpflichtung und ihrem 

Auftrag nachkommt. In Bezug auf das Chancen-

aufenthaltsrecht wollen wir Ermessen lenken - 

nicht irgendwie, nicht nach besonders linken 

Kriterien, sondern - entsprechend unserem An-

trag - anhand der Kriterien, die die Bundesregie-

rung und damit auch zwei Regierungsparteien 

in Sachsen-Anhalt angelegt haben und denen 

bereits sechs Bundesländer mit entsprechen-

den Anordnungen vorgreifen - nicht mehr und 

nicht weniger. Dafür bitte ich um Ihre Zustim-

mung. - Herzlichen Dank.  
 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von  

Sebastian Striegel, GRÜNE, und von Susan 

Sziborra-Seidlitz, GRÜNE)  
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank für die Einbringung, Frau Quade. - 

Für die Landesregierung wird jetzt Frau Ministe-

rin Dr. Zieschang sprechen. 
 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Zunächst, Frau Abg. Quade, finde 

ich es immer interessant, wer sich so auf Koali-

tionsverträge beruft, in diesem Fall den des 

Bundes. Für Koalitionsverträge gilt nichts ande-

res als für Verträge ansonsten auch: Sie binden 

die Unterzeichner; d. h., Dritte können keine 

Rechte daraus ableiten und Dritte können dar-

aus auch nicht verpflichtet werden.  
 

Nun zu dem, was bislang vonseiten des Bundes-

innenministeriums zu dem sogenannten  

 

Chancenaufenthaltsrecht vorliegt. Wir haben 

bislang nur einen Referentenentwurf vorliegen, 

der nicht einmal auf der Bundesebene zwischen 

den dortigen Ressorts abgestimmt ist. Die Le-

benserfahrung spricht dafür, dass dieser Refe-

rentenentwurf sicherlich noch mit Änderungen 

ins Bundeskabinett geht. Die Lebenserfahrung 

besagt auch, dass kein Gesetzentwurf aus dem 

Parlament so herauskommt, wie er hineinge-

kommen ist. Deswegen kann ich nur sagen, dass 

ich auf der Grundlage dieser am Ende doch noch 

sehr unklaren rechtlichen Basis sicherlich nicht 

Vorschriften gegenüber in Sachsen-Anhalt zu-

ständigen Behörden erlassen werde, die derzeit 

nicht mit geltendem Recht vereinbar sind. Ein 

solches Vorgehen halte ich für äußerst proble-

matisch.  

 
Zum Inhalt des jetzigen Referentenentwurfes, 

ohne dass wir wissen, was am Ende im Deut-

schen Bundestag beschlossen wird. Es ist in der 

Tat so, dass ich diesen Referentenentwurf in 

Teilen kritisch sehe. Ich sehe es deswegen kri-

tisch, weil im Augenblick als Ausschlussgrund 

für ein Chancenrecht nur die aktive Identitäts-

täuschung definiert wird. Das ist mir eindeutig 

zu wenig. Auch fehlende Mitwirkung muss mei-

nes Erachtens ein zwingender Ausschlussgrund 

sein,  

 
(Zustimmung bei der CDU und bei der AfD) 

 

weil ich ansonsten schlicht und ergreifend auch 

falsche Anreize in Richtung illegaler Einreise- 

williger setze.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Aber das, was Sie - Sie haben konkret auf die Ab-

schiebung von zwei bosnischen Schwestern in 

Magdeburg hingewiesen - mit dem Chancen-

aufenthaltsrecht wollen, das will hier ansonsten 

niemand. 
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(Beifall bei der CDU und bei der AfD - Eva von 

Angern, DIE LINKE: Woher wissen Sie das 

schon, bevor die Reden hier gehalten wur-

den? Das würde uns jetzt interessieren!)  

 

Denn am Ende wollen Sie ein Chancenrecht, das 

besagt: Alle können kommen, alle sollen blei-

ben. Das ist Ihr Verständnis von Chancenaufent-

haltsrecht.  
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Aber es haben 

noch nicht einmal alle Fraktionen geredet! 

Ein bisschen vermessen! - Chris Schulenburg, 

CDU: Einfach erst einmal zuhören, Frau von 

Angern! - Eva von Angern, DIE LINKE: Aber sie 

hat doch selbst nicht zugehört! - Matthias 

Büttner, Staßfurt, AfD: Dann stellen Sie ihr 

doch eine Frage, wenn Sie eine haben! - 

Frank Bommersbach, CDU: Jetzt lasst sie 

doch mal ausreden!)  

 

Das will ich an diesem konkreten Fall darlegen, 

Frau von Angern. Ich sage Ihnen das deswegen, 

weil Sie hier schlicht und ergreifend folgende 

Konstellation in den Blick nehmen wollen. Es 

handelt sich um zwei bosnische Schwestern, die 

bereits im März 2006 einmal abgeschoben wur-

den, dann 2011 wieder einreisten.  
 

(Dr. Hans-Thomas Tillschneider, AfD: Das 

gibt’s ja nicht!) 

 

Der Aufenthalt ist in beiden Fällen rechtskräftig 

abgelehnt worden wegen fehlender Schul- 

abschlüsse. Bei einer Schwester wegen Schul-

bummelei,  

 

(Nadine Koppehel, AfD: Aha!)  

 

keiner Berufsausbildung und keiner Arbeits-

marktintegration.  

 

(Zustimmung bei der AfD - Aha! bei der CDU 

und bei der AfD - Zuruf von der AfD: Mann,  

 

Mann, Mann! - Weitere Zurufe - Henriette 

Quade, DIE LINKE: Unfassbar!) 
 

Aber was, glaube ich, von besonderem Inte-

resse ist: dass selbst die Härtefallkommission 

ein Ersuchen bei einer dieser beiden bosnischen 

Schwestern abgelehnt hat;  
 

(Zuruf von der AfD: Das sind Fachkräfte!) 
 

die zweite hat das Ersuchen gar nicht erst ge-

stellt.  
 

(Zuruf von der AfD: Aha! - Dr. Hans-Thomas 

Tillschneider, AfD: Und die sollen hierblei-

ben? Gott sei Dank sind die weg! - Beifall bei 

der AfD - Zurufe von der CDU) 
 

Das heißt, hier haben wir ein Instrumentarium. 

Wir haben bei uns im Land ein Instrumentarium, 

von dem Sie wissen, dass ich das sehr schätze, 

nämlich die Arbeit der Härtefallkommission, wo 

jemand auch, obwohl er ausreisepflichtig ist, 

aufgrund besonderer Konstellationen gleich-

wohl im Land verbleiben kann. Das ist eine Re-

gelung, die unterstütze ich. Aber ich glaube, nie-

mand ansonsten will, dass selbst dann, wenn 

die Härtefallkommission sagt, dass jemand 

nicht bleiben kann, gleichwohl ein Chancenauf-

enthaltsrecht besteht.  
 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Dr. Zieschang. - Wir treten ein 

in die Debatte. Den Beginn macht Herr Erben.  
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Nein! - Holger 

Hövelmann, SPD: Frau Präsidentin, er ist 

noch nicht wieder da! - Zurufe: Er ist noch 

nicht zurück! - Das macht Frau Richter- 

Airijoki!)  
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- Soll ich das jetzt feststellen?  

 

(Dr. Heide Richter-Airijoki, SPD: Ja! - Siegfried 

Borgwardt, CDU: Mensch, Leute, jetzt geht’s 

weiter!)  

 

- Frau Dr. Richter-Airijoki, Sie haben das Wort. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ja, tatsächlich war vorgese-

hen, dass Herr Erben diesen Beitrag hält. Er hat 

mich gebeten einzuspringen, falls er nicht recht-

zeitig von seinem Abgeordnetengespräch zu-

rück ist. Und das tue ich jetzt gerne. 

 

(Frank Bommersbach, CDU: Das kann jeder 

sagen!) 

 

Es ist sein Text. Aber wenn im Folgenden von 

„ich“ die Rede ist, dann identifiziere ich mich da-

mit ebenfalls vollumfänglich. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Schön!) 

 

DIE LINKE spricht mit ihrem Antrag in 

Drs. 8/1268 mir - das sage ich dann auch für 

mich - und der SPD in der Grundrichtung aus 

dem Herzen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Eva von 

Angern, DIE LINKE) 

 

Das erstaunt auch nicht sonderlich, da diese 

Forderungen eins zu eins im Koalitionsvertrag 

der Ampelkoalition wiederzufinden sind. Ja, wir 

müssen die Hürden für den Zugang bereits  

länger hier lebender gut integrierter geduldeter 

Ausländerinnen und Ausländer zu den gesetz- 

lichen Bleiberechtsregelungen herabsenken 

und ein neues Chancenaufenthaltsrecht schaf-

fen. 

Gelungene Zuwanderung bereichert das kultu-

relle und soziale Leben. Und nicht zuletzt wird 

sie unser Fachkräfteproblem lösen helfen. 
 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN 

- Zustimmung von Holger Hövelmann, SPD - 

Zurufe von der AfD) 
 

- Sie können sich gern dazu äußern. Darauf gehe 

ich gerne ein. 
 

Integration in Sachsen-Anhalt gelingt besser, 

wenn Zugewanderte eine Perspektive haben. 

Daher plädiere auch ich dafür, dass wir das kom-

plizierte System der Duldungstatbestände neu 

ordnen und ein stimmiges und widerspruchs-

freies Einwanderungsrecht schaffen. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 
 

Kettenduldungen müssen wir auflösen und 

übergehen zu einem Aufenthaltsrecht auf 

Probe, wenn entsprechende Bedingungen er-

füllt sind. Dies wurde im Antrag aus dem Koali-

tionsvertrag gut abgeschrieben. Daran möchte 

ich erinnern. Das sind Formulierungen aus dem 

Koalitionsvertrag. 
 

Ich könnte noch mehr, z. B. Verbesserung bei 

der Duldung in Ausbildung und die Arbeits-

quote, die abzuschaffen ist, nennen. Aber dies 

können wir im Ausschuss noch miteinander be-

raten. 
 

Das von der Ampelkoalition angekündigte  

Chancenaufenthaltsrecht wird kommen. Eine 

Übergangsregelung nach dem Vorbild anderer 

Bundesländer wünsche ich mir für Sachsen-An-

halt. Es wird Sie daher nicht überraschen, dass 

ich empfehle, den Antrag für eine weitere  

inhaltliche Beratung in den Innenausschuss zu 

überweisen. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Holger Hövelmann, SPD) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Richter-Airijoki. Ich sehe 

keine Frage oder Intervention. - Als nächster 

Redner schließt sich Herr Kirchner an. - Herr 

Kirchner, bitte schön. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Perspektive für 

geflüchtete Menschen, Chancenaufenthalts-

recht auch in Sachsen-Anhalt - na ja, da muss ich 

immer an den Vergleich denken von dem Bauch 

und dem Kopf. Also, wenn der Bauch leer ist, 

dann fängt er an zu knurren. Und wenn der Kopf 

leer ist, dann scheint es mir so, als wenn man 

solche Anträge schreiben müsste. 

 

Ich muss sagen, das ist im Grunde genommen 

abzulehnen, weil es verfassungswidrig ist, weil 

es gegen Artikel 16a verstößt, der auch regelt, 

wer überhaupt bedürftig ist und wer hier Asyl-

forderungen stellen kann. Und all die, die Sie 

mit Ihrem Antrag meinen, können das eben 

nicht. Deswegen sind das abgelehnte Asylbe-

werber, die Sie dann zu Geduldeten machen. 

 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, wir machen 

Politik nach dem Motto: erst das Land, dann die 

Partei und dann die Person. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Sie machen Politik genau umgekehrt: erst die 

Person, dann die Partei und dann gegen das 

Land. Darum sind wir gegen Ihren Antrag. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Wir haben in Deutschland 900 000 Migranten, 

die in Hartz-IV-Bezug sind. Wir haben 300 000 

Migranten, die sind vollziehbar ausreisepflich-

tig. Und wir haben jetzt noch 830 000 ukraini- 

 

sche Flüchtlinge dazubekommen. Das sind fast 

zwei Millionen Menschen. Die müssen auch ir-

gendwie finanziert werden. Diese Finanzierung 

bricht diesem Staat irgendwann das Genick. 

 

Darum sind wir diejenigen, die sagen, wenn 

man Ihnen die Finanzen überlässt, dann haben 

wir irgendwann keine Finanzen mehr. Und 

wenn man Ihnen die innere Sicherheit über-

lässt, dann ist die eben auch weg. 

 

Was Sie mit Ihrem Antrag fordern, das ist die  

Legalisierung illegaler Einwanderung. Man 

könnte auch sagen, es ist der Lohn der Lüge, den 

Sie hier in Ihrem Antrag legalisieren wollen. Ihr 

Ziel ist es, diese illegalen Migranten über das 

Dauerbleiberecht ins Einbürgerungsrecht zu 

überführen, um aus ihnen Deutsche zu machen, 

die dann wiederum zu Ihren Wählern werden. 

Aber da bekommen Sie von uns maximalen  

Widerstand; das kann ich Ihnen versprechen. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Ihr Antrag ist ein ausgewiesener Schleuserweg 

zur illegalen Einreise. Den werden wir schließen. 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, Deutschland 

ist momentan auch das Land, in dem sich z. B. 

ein Al-Zein-Clan in wenigen Jahren eine halbe 

Million Euro an Sozialhilfe erschleichen kann 

und im Luxus schwelgt und in Luxuswohnungen 

lebt. 

 

Wir haben den Tag erst erleben müssen, wie 

100 Migranten in einem Freibad eine Massen-

schlägerei angefangen haben. Das sind alles Zu-

stände, die damit zu tun haben, was Sie hier auf-

weichen wollen. Es waren eine Hundertschaft 

und 13 Fahrzeuge nötig, um das aufzulösen. 

Dazu muss ich Ihnen einfach sagen: Solche Zu-

stände möchte ich in meinem Land nicht haben. 

 

Und wenn ich von der SPD Hamburg dann höre, 

dass sie noch oben ohne in Freibädern fordern,  
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dann weiß ich gar nicht, was das geworden wäre 

an diesem Tag, wenn wir solch eine Gesetzge-

bung hier hätten. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Was wir brauchen ist eine effektive Abschiebe-

offensive in Sachsen-Anhalt. Wir brauchen 

Sach- statt Geldleistungen und die Kopplung der 

Entwicklungshilfe an die Rücknahmebereit-

schaft illegaler Migranten. Was wir nicht  

brauchen, ist ein Anteil von Ausländern mit 

33,8 % an der Kriminalitätsstatistik. 

 

Deswegen, muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, 

ist das abzulehnen, was Sie hier fordern. Wir 

wollen hier ein vernünftiges, sicheres Land  

haben, in dem sich an Gesetze gehalten wird. 

Und das ist mit diesem Antrag gar nicht möglich. 

Darum lehnen wir den aus vollem Herzen ab; 

denn Ihr Motto ist: Almosen für unser Volk und 

Milliarden für Fremde. Unser Motto ist: Wohl-

stand für alle. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Kirchner, es gibt eine Intervention von Frau 

Dr. Richter-Airijoki. - Sie müssen nicht hier vorn 

bleiben. Ich wollte nur darauf hinweisen. - Frau 

Dr. Richter-Airijoki, bitte. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Herr Kirchner, ich möchte Ihnen widersprechen. 

Kurz ein Beispiel aus eigener Erfahrung: Wäh-

rend meiner Tätigkeit in der Entwicklungszu-

sammenarbeit traf ich eine junge Kenianerin, 

die befristet mit ihrer Schwester und ihrem 

deutschen Schwager in einer ländlichen Region 

in Deutschland gelebt und dort als Helferin in  

 

einem Altenheim gearbeitet hatte. Obwohl sich 

das Heim händeringend für eine verlängerte 

Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis einsetzte, 

blieb das Ausländeramt hart; nach dem Motto, 

in dem Fall zwar nicht in Sachsen-Anhalt: Tut 

nichts, die Afrikanerin muss raus. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Wenigstens konnte unser Programm in Kenia 

davon profitieren; denn wir suchten gerade eine 

Rezeptionistin. Dafür war sie ideal, mehr- 

sprachig, inklusive deutsch, kompetent, als  

Marathonläuferin auch in der Arbeit unermüd-

lich. Aber es wäre für uns leichter gewesen, in 

Kenia diese Stelle anderweitig zu besetzen, als 

es für das Altenheim war, die hinterlassene  

Lücke zu füllen. 

 

Den Luxus bei dem Fachkräftemangel, den wir 

in Deutschland und gerade in Sachsen-Anhalt 

haben, menschliche Potenziale wegen Herkunft 

oder - in Klammern - Hauttönung nicht zu  

nutzen, können wir uns nicht leisten. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Dr. Richter-Airijoki, wir machen eine Inter-

vention in aller Regel in freier Rede und auch 

nicht ganz so lange. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Ich wollte es auf eine Minute beschränken. Des-

wegen habe ich es eben gerade noch einmal 

aufgeschrieben. Sonst wäre es länger gewor-

den. - Danke schön. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Kirchner, wollen Sie reagieren? 
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Oliver Kirchner (AfD):  

 

Ja, ganz kurz. - Es ist immer dasselbe Beispiel. 

Wenn solche Anträge hier gebracht werden, 

dann werden Einzelbeispiele genannt von  

irgendjemanden, der irgendjemanden kennt  

oder von denen irgendjemand gehört hat. 

 

Ich sage Ihnen: Was wir hier erleben in diesem 

Land, sind Messerangriffe in unzähliger Form, 

sind in Gruppen fahrende Menschen, die plötz-

lich alle psychisch krank sind, sind U-Bahn-

Schupser und was wir sonst noch so alles haben. 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, mir hängt 

das zum Hals raus. Ich will das in der Presse 

nicht mehr lesen, ich will das auch in meinem 

Land nicht haben. 
 

Das können wir nur verhindern, wenn wir  

irgendwann einmal die Grenzen schließen und 

nur die Menschen reinlassen, die sich auswei-

sen können, und nicht hier irgendwen reinlas-

sen, der keinen Pass dabei hat. Ich habe keine 

Lust mehr darauf, dass wir in Europa z. B.  

zwischen 2015 und 2019  40 Terroranschläge 

hatten mit 400 Toten und 1 200 Verletzten. 
 

Das möchte ich hier nicht mehr haben in  

Europa. Das, was Sie in Ihrem Antrag fordern, 

führt genau zu diesen Zuständen. Deswegen 

lehne ich den aus tiefster Überzeugung ab. 
 

(Beifall bei der AfD)  
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Als nächster steht Herr Kosmehl für die FDP-

Fraktion auf der Liste. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE; verteilt Bon-

bons) 
 

- Ich glaube, die Bonbonverteilung nimmt ge-

rade auch ein Ende. - Herr Kosmehl, Sie haben 

das Wort. 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es ist immer wieder schwer, nach 

dem Kollegen Kirchner hier zu sprechen, 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Das ist klar, bei Terror 

ist das so!) 
 

weil es ganz schwierig ist, dann wieder zum 

Sachinhalt des Antrages zurückzufinden, weil 

Sie, Herr Kollege Kirchner, aber auch wirklich al-

les durcheinanderbringen, was man im Bereich 

des Aufenthalts-, Asylrechts und Ähnlichem 

durcheinander bringen kann.  
 

(Zuruf von der LINKEN) 
 

Ich versuche es ganz kurz, bevor ich dann auf 

den Antrag eingehe. Herr Kirchner, das  

Chancenaufenthaltsrecht, das die Ampelkoali-

tion in Berlin sich vorgenommen hat, ist keine 

Aushebelung des Asylgrundsatzes und -grund-

rechtes.  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Das ist eine Ab- 

weichung des Asylrechts!) 
 

- Nein, Sie haben es bis heute nicht verstanden 

oder Sie wollen es nicht verstehen, dass es der-

zeit drei Zugänge gibt. Wir haben das Asylrecht, 

wir haben das Flüchtlings- und Schutzsuchen-

denrecht nach der Genfer Konvention und wir 

haben die Einwanderung. Und, weil ich für die 

FDP rede: Für uns gehört noch eine vierte Tür 

dazu, das ist nämlich die Rückführung. Dann 

sind die gesamten Möglichkeiten der Ein- bzw. 

Zuwanderung im deutschen Recht vorhanden. 
 

Dass wir uns als Deutschland endlich als Einwan-

derungsland begreifen müssen, ist, bis auf Sie, 

bei allen, glaube ich, mittlerweile angekommen. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Aber doch nicht über 

ein Asylrecht!) 
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- Nein, das ist gerade der Punkt, den Sie immer 

nicht verstehen. Das Asylrecht führt dazu, dass 

wir Menschen, denen wir helfen müssen, auf 

Grundlage unseres Grundgesetzes helfen  

wollen. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Das sind abgelehnte 

Asylbewerber! - Weitere Zurufe von der AfD) 
 

Dann schauen wir weiter. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

will zu dem Antrag nur eines sagen, damit das 

hier auch im Protokoll festgehalten wird. Weil 

für den Kollegen Erben Frau Kollegin Richter- 

Airijoki sozusagen die Sympathiebekundung 

eins zu eins zum Antrag der LINKEN dargelegt 

hat, will ich für die Freien Demokraten sagen: 

Ich bin an dem Punkt etwas skeptisch, weil ich 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung noch 

nicht kenne. Was ich kenne, ist ein Entwurf der 

LINKEN-Bundestagsfraktion. 
 

Und darin - das hat Frau Kollegin Quade wegge-

lassen - ist z. B. eine Voraussetzung des Chan-

cenaufenthaltsrechts, wie Sie es ausgestalten, 

die Erfüllung, dass man seinen Lebensunterhalt 

bestreiten kann. Das ist ein wichtiger Punkt für 

die Ampelkoalition. Das ist aber nicht der Punkt, 

der früher bei den LINKEN bei der Frage der Zu-

wanderung regelmäßig eine Rolle gespielt hat. 

Sie wollten, dass alle kommen. 
 

Das ist wichtig festzuhalten, dass wir dazu auch 

Kriterien brauchen, dass das Chancenaufent-

haltsrecht nicht bedeutet, alle, die derzeit hier 

sind, bekommen automatisch ein Aufenthalts-

ziel. Nein, wir bleiben weiterhin bei einer klaren 

Prüfung.  
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Guido 

Heuer, CDU) 
 

Und ich sage für die Freien Demokraten: Das ist 

auch noch nicht alles; denn wir brauchen trotz- 

 

dem noch klare Regelungen zur Zuwanderung. 

Und ich sage ausdrücklich an der Stelle: zur 

Fachkräftezuwanderung. Wir brauchen in 

Deutschland nach klaren Kriterien endlich eine 

offene Zuwanderung. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Guido 

Heuer, CDU) 

 

Dazu gehört auch, Herr Kollege Kirchner - jetzt 

zum letzten Satz -, dass Menschen, die über das 

Asylrecht oder über das Schutzrecht zu uns 

kommen, die Möglichkeit haben, wenn sie sich 

hier integrieren, eine Berufsausbildung machen 

und gebraucht werden können, wechseln kön-

nen und dann hier ordnungsgemäß zuwandern 

und nicht erst nach Hause geschickt werden und 

dann nicht mehr herkommen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war der letzte Satz. Herr Kosmehl, Sie haben 

aber die Möglichkeit, eine Frage zuzulassen. 

Möchten Sie das? 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr gerne. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Quade stellt eine Frage. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Das ist schön, Herr Kosmehl. Es ist uns beiden 

offenkundig sehr wichtig, ausdrücklich festzu-

halten, dass wir nur sehr selten exakt dasselbe  
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wollen. Das kann ich gut nachvollziehen. Ich 

habe aber dennoch eine Frage, weil gerade 

auch ich versucht habe, in meiner Rede deutlich 

zu machen, dass DIE LINKE - na sicher! - weiter-

gehende Vorstellungen hat, was Zuwanderung 

angeht.  
 

(Markus Kurze, CDU: Ist klar!) 
 

Das Chancenaufenthaltsrecht ist keine beson-

ders linke Konzeption.  

 

Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie gesagt 

haben, ja, DIE LINKE hat noch weitergehende 

Vorstellungen und auch in den Bundestag ein-

gebracht, dass es aber nicht Ihre Aussage war, 

dass das, was wir hier beantragen, Kriterien wä-

ren, die ich mir selbst ausgedacht hätte, son-

dern dass sie exakt den im Koalitionsvertrag 

zwischen SPD, FDP und GRÜNEN vereinbarten 

Kriterien entsprechen? Oder haben wir ein 

Missverständnis? 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Kosmehl. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Frau Kollegin Quade - ich würde gern kurz ant-

worten -, nein, die Kriterien, die Sie hier aufge-

führt haben, sind zum Teil aus dem Koalitions-

vertrag, zum Teil. Denn in den Koalitionsvertrag 

ist die Frage der Bestreitung des eigenen  

Lebensunterhalts explizit aufgenommen wor-

den. Das habe ich im Text Ihres Antrags nicht  

gelesen. Das ist aber im Gesetzentwurf der Bun-

destagsfraktion der LINKEN enthalten. Weil Sie 

darauf nicht eingegangen sind, habe ich gesagt, 

das ist aus meiner Sicht eine Einengung. 

 

Ich kann Ihnen auch noch ganz kurz sagen, mit 

welchem Bereich im Gesetzentwurf Ihrer Bun- 

 

destagsfraktion ich nicht einverstanden bin. Sie 

haben nämlich die Regelung zu den Straftaten 

aufgeführt. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Darum geht es 

nicht!) 

 

Sie haben es aber erweitert. Sie haben nämlich 

gesagt, die müssen außer Betracht bleiben. Das 

ist derzeit die gesetzliche Regelung. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Kosmehl, Sie gehen jetzt über die Frage 

weit hinaus. 

 

(Henriette Quade, DIE LINKE, tritt an ein Saal-

mikrofon) 

 

Frau Quade nimmt das zum Anlass, sich wieder 

an das Mikrofon zu stellen. Damit gelangen wir 

genau in die Spirale, die wir eigentlich nicht wol-

len. - Von daher würde ich darum bitten. Ist es 

jetzt unverzichtbar für Sie, das weiter auszufüh-

ren, oder können Sie es in wenigen Stichworten 

umreißen? 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Nein, wir können das - - 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Nein. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wir werden den 

Antrag überweisen und können dann im Fach-

ausschuss, gerne auch in den beiden Fachaus- 
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schüssen, die entsprechende Diskussion führen. 

Ich denke, wir sind uns alle darin einig, dass  

etwas passieren muss, und es wird etwas pas-

sieren. Dann kriegen wir es hin. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Kosmehl, damit haben Sie den Weg aufge-

zeigt. Vielen Dank. - Herr Striegel ist der nächste 

Debattenredner. - Herr Striegel, bitte. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Auch wenn die Innenministerin et-

was anderes vermutete, wir begrüßen den An-

trag der Fraktion DIE LINKE. In dem Antrag wird 

die Landesregierung dazu aufgefordert, bereits 

jetzt das Vorhaben der Bundesregierung hin-

sichtlich des Chancenaufenthaltsrechts in  

unsere Verwaltungspraxis zu implementieren. 

 

(Zustimmung von Eva von Angern, DIE LINKE) 

 

Rechtlich steht dem nichts im Wege. Der Refe-

rentenentwurf ist draußen. Eine solche Vor-

griffsregelung ist nicht nur in diesem Fall mög-

lich und bereits an anderer Stelle angewendet 

worden. 

 

Mit dem kommenden Chancenaufenthaltsge-

setz reagiert der Bund endlich - endlich!; darin 

bin ich mir mit Herrn Kosmehl einig - auf den 

ewigen Missstand. In Deutschland leben mehr 

als 200 000 Menschen, die über eine Duldung 

verfügen, davon mehr als 100 000 Menschen 

seit mehr als fünf Jahren. Diesen Menschen, die 

sehr oft gut integriert sind, gibt das Chancenauf-

enthaltsrecht die Möglichkeit, ein dauerhaftes  

 

Bleiberecht zu erhalten und in diesem einen 

Jahr die Sicherung des Lebensunterhalts nach-

zuweisen und den Nachweis über die eigene 

Identität zu führen. 
 

Auch die Herabsetzung der Zeiträume in §§ 25a 

und 25b Aufenthaltsgesetz für Jugendliche und 

Heranwachsende in der Ausbildung und für gut 

integrierte Menschen ist ein wichtiger Bestand-

teil für eine langfristige Bleiberechtsperspek-

tive. Es muss endlich auch klar werden, wir 

brauchen diese Menschen.  

 

Sachsen-Anhalt ist sehr stark vom demografi-

schen Wandel betroffen und leidet unter einem 

gravierenden Fachkräftemangel. Ja, wir sind in-

zwischen in einer ganzen Reihe von Regionen 

nicht mehr nur mit Fachkräftemangel konfron-

tiert, sondern tatsächlich mit Arbeitskräfteman-

gel. Insofern wäre es zentral, dass Menschen, 

die hier sind, nicht mit einem völlig unverhält-

nismäßigen Aufwand abgeschoben werden, 

sondern dass wir uns fragen, welche Möglich-

keiten es dafür gibt, wenn bestimmte Voraus-

setzungen erfüllt sind, dass sie hierbleiben und 

ganz normal Bestandteil unserer Gesellschaft 

sind. 

 

Abschiebungen von Menschen, die unter die 

Gesetzesänderung fallen werden, müssen des-

halb unterbleiben. Wir wollen Ausländerbehör-

den zu Willkommenseinrichtungen weiterent-

wickeln. Eine Vorgriffsregelung auf ein Chan-

cenaufenthaltsrecht sollte jetzt geschaffen wer-

den. Ich wäre sehr dankbar dafür, wenn das ins-

besondere SPD und FDP innerhalb der Landes-

regierung voranbringen würden. Die CDU 

scheint noch etwas skeptisch zu sein. Ich 

wünschte mir, wir kämen voran. Es wäre gut für 

das Land. - Vielen herzlichen Dank. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung von 

Dr. Anja Schneider, CDU, und von Eva von 

Angern, DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Als nächster Redner kommt bitte Herr Schulen-

burg nach vorn. 

 

 

Chris Schulenburg (CDU):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen 

und Herren Abgeordnete! Es ist nicht die erste 

Debatte, die wir hier, in diesem Haus, zum 

Thema Zuwanderung führen. Die Position der 

CDU Sachsen-Anhalt und somit auch der CDU-

Landtagsfraktion haben wir schon oft genug 

deutlich gemacht. Wir brauchen Zuwanderung 

von Fachkräften. Wir brauchen Ausländer, die 

einen Abschluss haben, die gewillt sind, die 

deutsche Sprache zu lernen, und die ihren  

Lebensunterhalt selbst bestreiten können. 
 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 
 

Wir schützen diejenigen, die aufgrund von 

kriegsähnlichen Zuständen in ihrer Heimat und 

aufgrund von Verfolgung Schutz benötigen. Wir 

kennen unsere humanitäre und völkerrecht- 

liche Verpflichtung. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Aber was wir definitiv nicht brauchen, sind so-

genannte Wirtschaftsflüchtlinge, 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der AfD) 
 

die sich immer wieder von einer Duldung zur an-

deren Duldung retten, die nicht dazu bereit 

sind, die deutsche Sprache zu lernen, 
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Ja!) 
 

die keinen anerkannten Abschluss haben oder 

die sogar abgeschoben werden können und hier 

nur auf Staatskosten leben. 
 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

 

Erst recht müssen wir straffällige Asylbewerber 

konsequent aus unserem Bundesland aus- 

weisen und in ihre Heimatländer abschieben 

können. 
 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 
 

Es liegt aktuell auf Bundesebene - das hat die 

Ministerin deutlich gemacht - nur ein Referen-

tenentwurf vor. Ich hoffe, dass unsere Koali- 

tionspartner SPD und FDP im Interesse unseres 

Bundeslandes genau darauf achten, dass wir  

eigene Leistung, Anstrengung und Integration 

fördern, aber eben nicht die generelle Duldung 

auf Staatskosten. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Im Interesse unseres Bundeslandes müssen wir 

die Rückführungen von abgelehnten Asylbewer-

bern verstetigen und ausbauen. Ich hoffe, dass 

sich unsere Koalitionspartner auf Bundesebene 

ebenfalls dafür einsetzen; denn dafür ist eine 

immense Kraftanstrengung nötig. Das sieht man 

insbesondere an den fehlenden Passersatzbe-

schaffungen, die wir aktuell in unserem Bundes-

land haben. 
 

Wir brauchen kein Chancenaufenthaltsrecht; 

denn das führt zu einer Verschlimmbesserung 

des Aufenthaltsrechts. Die klare rechtliche 

Trennung zwischen dem Asyl- und Aufenthalts-

recht und der Zuwanderung von Fachkräften 

hat sich einfach bewährt. 
 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 
 

Wir lehnen den Antrag ab, aber aus Rücksicht 

auf unsere Koalitionspartner bitte ich um Über-

weisung an den Innenausschuss. - Herzlichen 

Dank. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 

FDP - Zuruf: Wow! - Andreas Silbersack, FDP: 

Wir werden euch prüfen! - Lachen bei der 

CDU) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Schulenburg. - Die letzte Red-

nerin ist Frau Quade. Frau Quade kommt nach 

vorn und tritt an das Rednerpult. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen 

und Herren! Ich habe es ausgeführt und auch im 

Antrag ist es zu lesen. Sachsen-Anhalt wäre mit 

den von uns beantragten Vorgriffsregelungen in 

guter Gesellschaft von Rheinland-Pfalz, Thürin-

gen, Schleswig-Holstein, Bremen, Niedersach-

sen und Mecklenburg-Vorpommern. 

 

Sie haben genau das, was wir heute beantragt 

haben, bereits getan, landeseinheitliche Rege-

lungen getroffen, dem Aufenthaltsrecht auf 

Bundesebene vorgegriffen und damit Sicherheit 

geschaffen. Diesem Beispiel wollen wir folgen, 

nicht mehr und nicht weniger; denn es ist unge-

recht und unverhältnismäßig, die mit gravieren-

den Folgen für das Leben verbundene Ausreise 

von Menschen, denen nach dem Willen der 

Bundesregierung ein Bleiberecht zustehen soll, 

jetzt noch zu erzwingen. 

 

Es ist auch absurd und verantwortungslos, 

wenn hier ernsthaft vorgetragen wird, das gehe 

alles nicht. Das ist nicht überraschend. Es gehört 

seit Jahren zur bitteren Wahrheit, dass CDU-In-

nenministerinnen zwar gern Abschiebeoffen- 

siven ankündigen und damit einmal auf den  

Applaus der Rechten zielen und ihn einmal in 

Kauf nehmen, 
 

(Ulrich Thomas, CDU: Quatsch!) 
 

aber immer dann, wenn etwas im Interesse der 

Betroffenen getan werden soll, nicht zuständig 

sein wollen. Niemand will zuständig und verant-

wortlich sein. Natürlich ist es ein Bereich geteil-

ter Verantwortung. Das bestreitet auch nie-

mand. 

In der Realität ist es ein Bereich geteilter Verant-

wortungslosigkeit, was auch nur deshalb so  

tradiert sein kann, weil diejenigen, die davon 

betroffen sind, kein Wahlrecht haben. Auch das 

muss sich im Übrigen ändern. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Oh! bei der 

CDU und bei der AfD - Jörg Bernstein, FDP: 

Oh! - Unruhe bei der CDU und bei der AfD) 

 

Das haben wir mit unserem Antrag auch nicht 

beantragt. 

 

Frau Ministerin, ich möchte abschließend noch 

etwas zu Ihrem Vortrag sagen. Erstens. Dass ein 

Fall in der Härtefallkommission abgelehnt wor-

den ist,  
 

(Thomas Korell, AfD: Halleluja!) 
 

bedeutet mitnichten, dass Betroffene nach dem 

Chancenaufenthaltsrecht keine Bleibeperspek-

tive hätten, und das wissen Sie auch ganz genau. 

Insofern ist das schlichtweg ein unredliches Ar-

gument. Im Übrigen ist es, was den Datenschutz 

angeht, mehr als zweifelhaft, wie detailliert Sie 

hier aus der Härtefallkommission berichtet  

haben. Ich glaube, das wird zu prüfen sein. 

 

Zweitens. Was Sie mit Ihrem Beitrag gemacht 

haben, und auch Herr Schulenburg, ist exakt, 

auf den Applaus der Rechten zu zielen, 
 

(Oh! bei der CDU - Lachen bei der AfD) 
 

anstatt sich mit der Vorlage ernsthaft auseinan-

derzusetzen. Das ist politisch erbärmlich 
 

(Oh! bei der CDU) 
 

und, zumindest, was Sie angeht, persönlich ent-

täuschend. Von Herrn Schulenburg kann man 

nichts anderes erwarten. 
 

(Zustimmung von Eva von Angern, DIE LINKE, 

und von Stefan Gebhardt, DIE LINKE - Zuruf  
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von der CDU: Oh! - Matthias Redlich, CDU: 

Das ist Quatsch!) 

 

Wir beide werden es tragen können. Was aber 

nicht geht, Frau Ministerin, ist, zu sagen, was sie 

wollen, will hier sonst niemand hören. Erstens 

hat diese Argumentation mit Blick auf die Rede-

beiträge der regierungstragenden Fraktionen, 

ehrlich gesagt, nicht so schrecklich weit ge- 

tragen. 
 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 
 

Zweitens - das ist das eigentliche Problem -, es 

steht Ihnen schlichtweg nicht zu. Sie dürfen für 

die Regierung reden. Für dieses Parlament zu 

reden, steht Ihnen nicht zu. Das ist eine Frech-

heit! 
 

(Beifall bei der LINKEN - Oh! bei der CDU) 
 

Ich danke für die Überweisung in den Innenaus-

schuss und in den Sozialausschuss, wenn ich es 

richtig verstanden habe. 

 

(Zuruf von Ulrich Thomas, CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Nein, Frau Quade. - Also. 
 

(Unruhe - Christian Hecht, AfD: Hassrede, 

Frau Quade!) 

 

Die Worte sind das eine und der Ton ist das an-

dere. 
 

(Ulrich Thomas, CDU: Richtig! - Christian 

Hecht, AfD: Ja, Hetze! Hass und Hetze!) 
 

Das in der Kombination ist schon wirklich heftig. 
 

(Starker Beifall bei der CDU und bei der AfD - 

Ulrich Thomas, CDU: Unglaublich! - Christian 

Hecht, AfD: Unerhört!) 

 

 

Allerdings sind Sie jetzt am Ende Ihrer Rede. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Gott sei Dank!) 

 

Die Überweisung an den Innenausschuss ist bis-

her beantragt worden. Falls jetzt noch die Über-

weisung an den Sozialausschuss beantragt wer-

den soll, dann müssten Sie das bitte tun. Die 

Überweisung an den Innenausschuss habe ich 

gehört. Mehr? - Das müssen Sie sagen. 
 

(Ulrich Thomas, CDU: Das reicht!) 
 

Dann gibt es noch eine Intervention von Herrn 

Dr. Tillschneider. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Also, es wurde deutlich, Frau Quade macht sich 

große Hoffnungen, dass die Einwanderer, die 

das Wahlrecht bekommen, dann sie und ihres-

gleichen wählen. Ich muss Sie aber enttäuschen. 

Diese Einwanderer, bei denen es sich größten-

teils um junge Männer aus traditionellen Gesell-

schaften handelt, werden alles Mögliche wäh-

len, nur nicht Sie und Ihresgleichen. 

 

(Beifall bei der AfD - Markus Kurze, CDU, tritt 

zum Präsidium - Markus Kurze, CDU: Innen 

und Soziales!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Erben, als Fraktionsvorsitzender, ja? 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wohl kaum! - 

Dr. Falko Grube, SPD: So schnell geht das 

nicht!) 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Nein. Es geht um die Ausschussüberweisung, 

weil es jetzt ein bisschen chaotisch zugeht. 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Gut. Also, in der Funktion als PGF. 
 

(Zuruf) 
 

- Wie bitte? - Jedenfalls keine Intervention oder 

Nachfrage, 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Nein, nein. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

sondern zur Ausschussüberweisung. Gut. - Herr 

Erben. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Ich wollte eigentlich nur zum weiteren Fortgang 

der Ereignisse positiv beitragen, nämlich noch 

einmal klarstellen, wir überweisen zur federfüh-

renden Beratung an den Innenausschuss und 

zur Mitberatung an den Sozialausschuss. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das ist wunderbar. Dann ist das auch geklärt. 

Damit sind wir am Ende der Debatte angelangt. 

 

Abstimmung 
 

Wir kommen zur Frage der Überweisung zur fe-

derführenden Beratung an den Innenausschuss 

und zur Mitberatung an den Sozialausschuss.  
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Mensch, ja!) 
 

Wer dem seine Zustimmung gibt, den bitte ich 

jetzt um sein Kartenzeichen. - Das sind die Koa- 

 

litionsfraktionen, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und die Fraktion DIE LINKE. Wer ist da-

gegen? - Das ist die AfD-Fraktion. Wer enthält 

sich der Stimme? - Keiner. Damit ist der Antrag 

überwiesen worden und wird federführend im 

Innenausschuss bearbeitet. 

 

 

Schlussbemerkungen 
 

 

Wir sind am Ende des Tagesordnungspunktes 

angelangt und auch am Ende der Tagesordnung,  

 

(Zustimmung) 

 

der Sitzung und der Sitzungsperiode. Ich berufe 

den Landtag ein für die 13. Sitzungsperiode am 

8. und 9. September 2022. 

 

(Unruhe - Die Abgeordneten erheben sich 

von ihren Plätzen) 

 

Ich darf Ihnen ein gutes - - Frau von Angern 

möchte reden? 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Frau Präsidentin, ich melde mich zu Wort als 

Vorsitzende der Linksfraktion.  

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Meine Damen und Herren! Ich habe zwar ge-

sagt, wir sind am Ende angelangt. Aber ich habe 

die Sitzung noch nicht geschlossen. Frau von An-

gern hat als Fraktionsvorsitzende um das Wort 

gebeten, was ihr selbstverständlich zusteht. 

Deswegen bitte ich Sie, wieder Platz zu nehmen, 

soweit Ihnen das möglich ist. 
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Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren Abgeordnete! Wir haben heute tat-

sächlich etwas erlebt, was ich so in diesem Haus 

noch nicht erlebt habe: dass eine Ministerin  

ihren Wortbeitrag dazu nutzt, für das Parlament 

zu erklären, 

 

(Sven Rosomkiewicz, CDU: Für das Parla-

ment?) 

 

wie dieses Parlament tickt. Das hat sie getan.  

 

(Zurufe: Nein! - Zuruf: Sie haben nicht zuge-

hört!) 

 

- Schauen Sie in das Wortprotokoll hinein. 

 

(Zurufe: Ja, das wissen wir doch! - Das ist Ihre 

Auslegung! - Weitere Zurufe - Stefan Geb-

hardt, DIE LINKE: Niemand findet es gut!) 

 

Ich finde das für ein Mitglied der Landesregie-

rung völlig inakzeptabel.  
 

(Zustimmung bei der LINKEN - Zuruf: Was 

denn?) 
 

Insofern kann ich nur sagen, ich unterstütze die 

deutliche Kritik, die deutlichen Worte meiner 

Kollegin Frau Quade in dieser Sache, die sie 

soeben geäußert hat, ausdrücklich. Herzlichen 

Dank für die klaren Worte. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN - Zurufe) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank. 
 

(Unruhe) 
 

- Was ist jetzt los? 

(Unruhe - Sebastian Striegel, GRÜNE: Was 

denn nun?) 
 

Als Fraktionsvorsitzende hat man das Recht zu 

reden. Jetzt kommt der nächste Fraktionsvorsit-

zende, Herr Borgwardt, ans Pult. 
 

(Unruhe - Zurufe) 
 

 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Ich bin manch-

mal wirklich sehr verwundert. 
 

(Stefan Gebhardt, DIE LINKE: Ja, wir auch) 
 

- Ja, das hat unabhängig davon möglicherweise 

mit politischen Ansichten zu tun. - Aber es geht 

erst einmal um die Führung durch das Präsi-

dium,  
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE, und Sebas-

tian Striegel, GRÜNE, lachen) 
 

was Grundlage der kritischen Bemerkung war. 

Oder verstehe ich das falsch?  
 

(Zuruf: Nee!) 
 

Das ist der erste Punkt. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Es geht nicht 

um die Präsidentin! Es ging um die Ministe-

rin! - Eva von Angern, DIE LINKE: Ich habe die 

Präsidentin nicht kritisiert!) 
 

Der zweite ist: Ich halte die Kritik an der Innen-

ministerin für unbegründet. Das sage ich deut-

lich, 
 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei der 

CDU und bei der AfD - Eva von Angern, DIE 

LINKE: Herr Borgwardt, Sie haben mir nicht 

zugehört! Es gab eine Kritik an der Ministe-

rin!) 
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weil die Ministerin - - Ich würde gerne trotz-

dem - - 
 

(Zurufe: Jetzt seien Sie doch mal still! - Ruhe! 

- Weitere Zurufe - Oliver Kirchner, AfD: Wer 

redet jetzt hier?) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Bitte! Wir sind jetzt in den letzten Minuten einer 

anstrengenden Sitzungsperiode. Herr Borg-

wardt hat das Wort und er kann jetzt auch  

reden. 

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Ich wollte das wirklich völlig unaufgeregt sagen; 

das wird uns möglicherweise noch mehrfach be-

schäftigen.  
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - 

Thomas Krüger, CDU: Mensch! Einfach ein-

mal die Klappe halten! Mann!) 
 

Insofern habe ich das jetzt zurückgewiesen, und 

zwar ganz genau aus einem Grund: Sie hat keine 

Erklärung für das Parlament abgegeben, weil 

das Parlament noch nicht entschieden hat.  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Richtig!) 
 

Aber eines ist auch klar. Weil wir uns heute nicht 

zum ersten Mal damit beschäftigen: Der Kollege 

Kosmehl, wenn ich mich richtig entsinne, hat an 

dem heutigen, sehr langen Tag gesagt,  

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

was in der bundespolitischen Absicht in Rede 

steht, dass wir das teilweise noch nicht kennen. 

Aber weil es natürlich Referenten gibt, die dar-

über sprechen, und auch auf Innenministerkon-

ferenzen so etwas ein Thema ist, kann ich ver-

stehen, dass unsere sehr geschätzte Innen- 

ministerin an diesen Tagesordnungspunkt nicht 

schizophren herangeht, sondern sehr deutlich 

macht, was die große Mehrheit, zumindest  

meiner Fraktion, offensichtlich zum Ausdruck 

bringt. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Borgwardt. - Wir hätten noch 

mehrere Fraktionsvorsitzende. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Anne-Marie! Das 

war eine Suggestivfrage! Das weißt du 

auch!) 

 

- Nein. Das sollte keine Suggestivfrage sein. Es 

sollte die Überleitung sein in die Beendigung 

der Sitzung. - Ich wünsche Ihnen allen ein gutes 

Wochenende. Ich wünsche Ihnen einen erhol- 

samen Urlaub. Ich schließe die Sitzung. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Schluss: 17:08 Uhr.  
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